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sonders wichtigen agrarischen Fragen der Gegenwart die Antwort 
versagt; und wieder andere Schriften, wie das bekannte Buch von 
H. Settegast (Die Landwirthschaft und ihr Betrieb) oder die die 
Landwirthschaft behandelnden neuerlichen Aufsätze von Conrad, 
Freiherr v.d. Goltz und Meitzen in v. Schönberg’s Handbuch 
der politischen Oekonomie nach Anlage und Zweck der betreffenden 
Veröffentlichungen von einer erschöpfenden Darstellung des ganzen 
Stoffgebiets des Agrarrechts und der Agrarpflege Umgang genommen 
haben. Hat sich ferner in den letzten Jahrzehnten die Arbeit der 
Theoretiker und Praktiker zumeist in Specialuntersuchungen und 
monographischen Bearbeitungen einzelner besonders wichtiger Ge- 
biete des Agrarwesens verzweigt, so mag es vielleicht ganz zeit- 
gemäss erscheinen, dass nunmehr wieder einmal das in zahllosen 
Einzelstudien zerstreute Material gesammelt und zu einem über- 
sichtlichen Gesammtbild dessen, was den Inhalt des Agrarwesens 
bildet, vereinigt werde. 

Indem der Verfasser des vorliegenden Buches in diesem Sinn 
seine Aufgabe erfasst und mit einer Darstellung des historisch 
Gewordenen zugleich eine kritische Würdigung des Agrarwesens 
der Gegenwart verbunden, d. h. auch die Möglichkeit und Noth- 
wendigkeit der Um- und Fortbildung der agrarischen Zustände 
zum Gegenstand seiner Betrachtungen gemacht hat, befindet er sich 
allerdings in grundsätzlichem Widerspruch mit Roscher, der solcher 
„idealistischen Methode“ in der Behandlung der Nationalökonomik 
die Berechtigung absprechen zu sollen meint; doch wird vielleicht 
eben diese Behandlungsweise, die im Auffassungskreis der historischen 
Schule als ein Mangel des Buches erscheinen mag, als ein Vorzug 
in den Augen Anderer erscheinen; wie denn insbesondere auch 
A. Wagner in demselben grundsätzlichen Widerspruch zu Roscher 
in diesem Punkt steht, worüber er sich in der demnächst erscheinen- 
den 3. Auflage seiner „Grundlegung“ in einem umfassenden Kapitel 
über Methodologie u. s. w. eingehend verbreitet. Und in der That 
kann man denn auch wohl von der wissenschaftlichen Behand- 
lung eines wirthschaftlichen Stoffgebiets heutzutage mit Recht be- 
anspruchen, dass sie nicht bloss über das Seiende in seinen Vorzügen 
und Mängeln, sondern auch über das, was zu erstreben sei und mit 
welchen Mitteln dies zu geschehen habe, unterrichtend und auf- 
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eurrenz, und die Stellung der allgemeinen Wirthschafts- 
politik zu der hierdurch geschaffenen Lage zur Darstellung bringen. 

Hinsichtlich der Literaturangaben, die regelmässig an die 
Spitze jeden Kapitels gestellt, zum Theil auch in die Anmerkungen 
zum Text verwiesen worden sind, mag mir die Bemerkung gestattet 
sein, dass diese Angaben keineswegs den Zweck verfolgen , eine 
Gesammtübersicht über die einschlägigen literärischen Erscheinungen 
zu geben; vielmehr habe ich mich überall darauf beschränkt, mur 
jener Schriften Erwähnung zu thun, deren Inhalt mir vertraut ist 
und die ich bei der Niederschrift dieses Buches benutzt habe. Ich 
bin mir dabei sehr wohl bewusst, dass bei der von mir getroffenen 
Auslese manche bemerkenswerthe literärische Erscheinung nicht zu 
ihrem Recht gelangte; ich war aber aus den eingangserwähnten 
Gründen genöthigt, die literärischen Vorstudien innerhalb gewisser 
Grenzen zu halten, wenn anders das Buch in absehbarer Zeit er- 
scheinen sollte. Doch darf ich vielleicht immerhin das Zeugniss 
für mich in Anspruch nehmen, den literärischen Erscheinungen der 
letzten 40 Jahre, wenigstens soweit Deutschland in Frage kommt, 
im Grossen und Ganzen gerecht geworden zu sein und auch die 
ältere deutsche Literatur in ihren Hauptvertretern berücksichtigt 
zu haben, wie dies die literärischen Vermerke im Text und in den 
Anmerkungen und das diesem Band am Schlusse beigegebene 
Namensverzeichniss der im ersten Theil benützten Schriftsteller 
nachweisen mag. Lebhaft habe ich bedauert, dass das in land- 
wirthschaftlichen Zeitschriften, ferner in den Verhandlungen der 
landwirtlischaftlichen Interessen-Vertretungskörper seit Jahrzehnten 
aufgespeicherte agrarpolitische Material, wegen der Massenhaftigkeit 
des Stofls, nur zum kleinen Theil in Betracht gezogen werden 
konnte; und doch hätte dieses für die Entwicklung des Agrarwesens 
und für die Beurtheilung der verschiedenerlei Strömungen auf 
agrarpolitischem Gebiet besonders wichtige und dankenswerthe 
Material, das in Form von Aufsätzen, Referaten und sonstigen 
Ausführungen Vertreter des Grundbesitzes, Generalsecretäre der 
landwirthschaftlichen Vereine und sonstige Praktiker in hin- 
gebungsvoller Arbeit für die Interessen des landw. Gewerbes 
geliefert haben und unausgesetzt liefern, in höherm Maasse, als es 
geschehen ist, Anspruch darauf gehabt, in diesem Buch literärisch- 


Vorwort. xI 


kritisch gewürdigt zu werden, eine Lücke, die auszufüllen vielleicht 
einer spätern Arbeit vorbehalten sein mag. 

Bei der Niederschrift des Buchs habe ich nicht nur das Lese- 
und Studiumsbedürfniss der studirenden Jugend auf Universitäten 
und landw. Hochschulen im Auge gehabt, sondern auch gerade 
von der Absicht mich leiten lassen, mit diesem Buch den Ver- 
waltungsbeamten, den in den landwirthschaftlichen Vereinen und 
den sonst im öffentlichen Leben thätigen Persönlichkeiten die 
Möglichkeit leichterer Orientirung über das geltende Agrarrecht und 
die schwebenden Fragen des Agrarwesens zu geben. Und wenn 
ich mich bemüht habe, überall Richtwege zu fixiren, die geeignet 
erscheinen, in dem Irrgarten agrarpolitischer Streitfragen die 
Zurechtfindung zu erleichtern, so bin ich freilich weit entfernt, 
den Anspruch zu erheben, dass die von mir angedeuteten Wege 
die einzig gangbaren sind und dass nicht eine bessere Erkenntniss 
andere, besser oder rascher zum Ziele führende Wege aufzufinden 
vermag. Desshalb wird der Zweck, den ich bei der Niederschrift 
dieses Buches mir setzte, schon dann in meinen Augen erreicht 
sein, wenn nur überhaupt dessen Inhalt die Einsicht von der Noth- 
wendigkeit einer nachhaltigen und kräftigen Staatsfürsorge auf 
landwirthschaftlichem Gebiete in weiteren Kreisen stärken und 
zur Befestigung der Auffassung beitragen würde, dass eine in 
obigem Sinn sich bethätigende Wirthschaftspolitik keineswegs, wie 
so oft behauptet werden will, als ein schwächliches und unbe- 
rechtigtes Zugeständniss an „agrarische Begehrlichkeiten“ sich 
darzustellen braucht; und es würde mir zur grossen Genugthuung 
gereichen, wenn es mir gelungen sein sollte, in meiner Arbeit den 
Nachweiss zu liefern, dass eine Lässigkeit oder Gleichgültigkeit 
gegenüber den Interessen des ländlichen Grundbesitzes eine schwere 
Versäumniss in sich schliesst, die dem Staatsganzen nachhaltig 
unmöglich frommen kann. 


Karlsruhe, im September 1892. 


A. Buchenberger. 
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Literaturübersicht. 


Die „Einleitung“ ist der Begründung der Nothwendigkeit einer nach- 
haltigen Staatsfürsorge auf landwirthschaftlichem (ebiete gewidmet. Zu diesem 
Zweck war auf das Wesen des landwirthschaftlichen Betriebs selbst näher einzugehen 
und zugleich die Stellung der Landwirthschaft im Staat an und für sich und im 
Verhältniss zu anderen Gewerbszweigen nach der wirthschaftlichen, socialen und 
politischen Seite zu beleuchten. Die im ersten Abschnitt behandelten Gebiete fallen 
zwar zu einem wesentlichen Theil, wie z. B. die Erörterungen über die Betriebs- 
systeme und die Bodenstatik, der landwirthschaftlichen Betriebslehre zu; 
sie sind aber zur richtigen Würdigung der Aufgaben der Agrarpolitik, wie sie 
später zur Erörterung gelangen werden, nicht zu entbehren. Bei Rau finden 
sich die bezüglichen das landwirthschaftliche Gewerbe als solches behandeln- 
den Erörterungen im I. Band geiner politischen Oeconomie und zwar im fünften 
Buch: „Die hervorbringenden Gewerbe“, wenn auch im Einzelnen unvollständig; 
eine sehr ausführliche und wie gewöhnlich mit wirthschafts- und kulturgeschicht- 
lichen sowie statistischen Angaben in reichster Fülle ausgestattete Darstellung 
dagegen bei Roscher, Nationalökonomik des Ackerbaues und der verwandten Ur- 
productionen, $7 bis mit 46. (Die Citate bei Rau beziehen sich auf die V., bei 
Roscher auf die XI. Auflage.) 

Der Verfasser musste im Hinblick auf den Zweck des vorliegenden Hand- 
buches sich Beschränkungen in der Darstellung dieses Theils der Materie auferlegen 
und konnte dies auch, im Hinblick auf die vortreffliche Literatur, welche wir 
gerade in Deutschland im (jebiet der „landwirthschaftlichen Betriebslehre“ besitzen, 
wobei vor allem das schöne Buch von Settegast, Die Landwirthschaft und ihr 
Betrieb, 1885, 3 Bände, zu erwähnen ist, an das die Darstellung mehrfach 
anknüpft. Nebstdem wurden zu Rathe gezogen und zwar von älteren Schrift- 
stellern: A. Thaer, Grundsätze der rationellen Landwirthschaft, neu herausgegeben 
von G. Krafft u. A., 1880; v. Thünen, Der isolirte Staat in Beziehung auf Land- 
wirthschaft und Nationalökonomie, herausgegeben von Schuhmacher-Zarchlin, 1875; 
Schlipf, Populäres Handbuch der Landwirthschaft ete., neu herausgegeben 1879; 
6. Walz. Landw. Betriebslehre, neu aufgelegt 1887. Von neueren: Dünkelberg, 
Die landw. Betriebslehre in ihren naturgeschichtl., volkswirthschaftl. und kultur- 
technischen Grundlagen, 1890: Handbuch.der gesammten Landwirthschaft. heraus- 
gegeben von v. d. Goltz, 1888/90, Bd. I, Abschnitt I u. IV: Bd. Il, Abschnitt X; 
vw. d. Goltz, in Schönberg’s Hdb. d. polit. Oekonomie. 3. Aufl., 1891 (Bd. Il, 
Abthig. Landwirthschaft); Derselbe, Handbuch der landw. Betriebslehre. 1886; 
G. Krafft, Lehrbuch der Landwirthschaft, 1880; Pohl. Landwirthschaftl. Betriebs- 
lehre. 1885. -— Für die Entwicklungsgeschichte des landw. Gewerbe s- 
besondere wurden benutzt: Fraas, (ieschichte der Landbau- und Forst en- 
schaft 1865: Derselbe: Geschichte der Landwirthschatt, 1851: Langethal, tie 
schichte der deutschen Landwirthschaft, 4 Bände, 1847/56: Löbe. Abriss der 
Geschichte der deutschen Landwirthschatft von der ältesten Zeit bis zur Gegenwart, 
1873; Settegast, Die deutsche Landwirthschaft vom kulturgeschichtlichen Stand- 
punkt ‘in Thiel's landw. Jahrbüchern, Bd. XII., 5. 177 ff}. Krämer. Die Entwick- 
lang der Landwirthschaft in den letzten 100 Jahren, 1884: Marchet. 1808—1888. 
Ein Rückblick auf die Entwickelung der Vesterr. Agrarverwaltung. 1880. 
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nittel für die Kenntniss der landwirtlischaft- 
lichen Zustande einzelner ieten eine Reihe amtlicher und halb- 
amtlicher Unblieationen so) die in verschiedenen Ländern veranstalteten 
Agrarenqneten, von welchem Material bei Abfassung dieses Handbuchs umfang- 
ebrauch gemacht worden ist; zu erwähnen sind hier namentlich: Amtliche 
Rerie) uber Preussens landw. Verwaltung, von 1875 ab; im (ianzen 4 Bde.: 
x. Meitzen, Der Boden und die Tandw. Verhälmisse des Preuss. Staats etc. 
4 Runde, 1868: Die Landwirtischaft in Bayern, 180; Die Landwirthschaft 
im Konigreich Sachsen, bearbeitet durch v. 3 Bde. (1876, 1881 und 
%; die Jahresberichte ischen Huandelsministeriums und des Badischen 
rim» des Innern ferner von Enqueten: Erhebungen über 
der Landwirtbsch im Urossh. Baden. + Bde., 1883: Die landw. 
Enqnete im Grossi. MH „2 Bde. ntersuchung der Lage und Bedürt- 
uisse der 1 ahıdwicıh . 18%: Ergebnisse der Erhe 
bangen uber chatt in 6 Gemeinden von Württem- 
berg, INH Fr an der Landwirthschaft in Preussen, 
ISSN in Thiel's landw. Jahrbüchern, Bd. XVII. Ereünz.-Bd. III und Bd. KIN, 
Enrana. Rd. I Rauerliche Zustände in Deut and, Berichte, veröffentlicht 
vom Verein seinlpoliti Bde. asse und Reitzenstein, 
srarische Zustande in Frankreich und En nd. in Schritten d. V. f. Socialp.. 
Eheberg, Agrarische Zustande in Italien ebenda ®%. Endlich ist auf die 
den Fachnunnern wohlbekannte und unentbehrliche Zeitschriftenliteratur zu 
verneren, insbesondere aut die füheenden: Biedermann 's Zentralblatt für Agri- 
und rationellen lL.andwirtischaftst 1 : Deutsche landwirth- 

e Presse ‚Berlin : Fihline's 2 Bremen‘; 
ungen des Vereins zur Fonlerung der Mooreultur Berlin : Thiel's landw. 
er, Zeitschrit ter Wisseiusch Laniwirchschatt und Archiv des Preuss. 
ferner auf die Fach- 
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Abschnitt ll. 


Wesen und Entwicklungsgang der Landwirthschaft. 


8 1. Verhältniss 
zur Jagd, Fischerei und Nomaden-Wirthschaft!). 


Bei allen Völkern ist der landwirthschaftlichen (bodenbestellen- 
den) Thätigkeit eine occupatorische vorausgegangen, die sich auf 
der niedersten Stufe durch einfache Wegnahme der von der Natur 
freiwillig dargebotenen Gaben im Weg der Jagd und Fischerei, 
auf entwickelteren Stufen durch Ausnutzung der natürlichen Weide- 
gründe mittelst gezähmter Hausthiere — Weidewirthschaft 
der Hirten- und Nomadenvölker — kennzeichnet. Jagd, Fischerei 
und Nomadenthum hat man desshalb nicht unpassend „Vorstufen“* 
der Landwirthschaft genannt, über welche Vorstufen freilich manche 
Völker bis auf den heutigen Tag nicht hinausgelangt sind. Die 
Weidewirthschaft bedeutet gegenüber dem Zustand des reinen 
Jäger- und Fischervolkes gewiss einen namhaften Fortschritt; sie 
weist bereits wesentliche Merkmale der landwirthschaftlichen Be- 
triebsthätigkeit auf, insofern die natürlichen Weidegründe in einem 
mehr oder weniger regelmässigen Turnus in Benutzung genommen 
zu werden pflegen und als bei ihr eine planmässige Zähmung und 
Züchtung von nutzbaren Thieren (Rind, Pferd, Schaf) Platz greift; 
aber auch ihr ist noch in ausgedehnten Maass der Charakter der 
oceupatorischen Thätigkeit aufgeprägt, da sie sich auf die Nutzung 
der von der Natur aus freien Stücken produeirten Futterstoffe 


4) Eingehende Charakteristik der Jäger-, Fischer- und Nomadenvölker, nicht 
bloss nach der wirthschaftlichen, sondern auch nach der gesellschaftlichen, ethischen 
und religiösen Seite ihres Wesens bei Roscher, a.a.0., 87 f.; vgl. ferner Schön- 
berg, Politische Oekonomie, Bd. 1, $ 16 ff. 

1* 
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beschränkt. Erst dann, wenn die in der Erde wirksamen Natur- 
kräfte mit bewusster Absichtlichkeit genöthigt werden, pflanzliche 
Stoffe ganz bestimmter Art (Nähr- und Nutzpflanzen) hervorzu- 
bringen, die geeignet scheinen, den Nahrungs- und weiterhin anderen 
Bedürfnissen (Genuss-, Bekleidungsbedürfnissen) unmittelbar oder 
mittelbar zu dienen, wird die am Grund und Boden sich abspie- 
lende Arbeitsbethätigung zum landwirthschaftlichen Gewerbe 
(Landbau) im eigentlichen Sinn des Wortes. Der nächste Zweck 
dieser Bodenarbeit ist zwar auf die Erzeugung von Rohstoffen ge- 
richtet und er wird erreicht, indem mittelst der Cultur des Bodens 
die unorganischen Bestandtheile des Bodens und der Atmosphäre 
unter dem Einfluss der Wärme und des Lichtes der Sonne durch 
Fortentwicklung des pflanzlichen Keimes in organische Producte 
übergeführt werden. Aber zu dieser rohstofferzeugenden Thätigkeit 
tritt vielfach auch eine stoffumformende hinzu, um diese Producte 
entweder überhaupt oder doch in höherem Grade zur Erfüllung ihrer 
Bestimmung als Lebensmittel geeignet oder auch zugleich der 
Förderung der Wiedererzeugung dienstbar zu machen (Viehhaltung 
und technische Gewerbe). Die Landwirthschaft steht in naher 
Verwandtschaft zur Forstwirthschaft und zur Gärtnerei und bildet 
mit diesen zusammen das Gewerbe der Bodencultur?). 

Die fortschreitende Entwicklung von der occupatorischen Thätig- 
keit der Jäger-, Fischer- und Nomadenvölker zu der boden- 
bestellenden Arbeit des Ackerbauvolkes hat zur Voraussetzung, 
dass das schweifende Leben des Jägers, Fischers oder Nomaden 
zum Stillstand kommt. dass an Stelle der losen Verbindung des 
Menschen zur Erde ein Haften an derselben sich einstellt. dass also 
die wandernden Völker oder Stämme sesshaft werden und eine 
dauernde Verbindung mit dem in Besitz genommenen Grund und 
Boden eingehen. Von jenem glücklichen Zufall an. der den Menschen 

in den Samen der wild wachsenden Getreidearten ein Nahrungs- 
mittel erkennen liess und ihn lehrte. dass das Ausstreuen dieses 
Samens in die gelockerte Erde neue Pflanzen der gleichen Be- 
schaffenheit hervorbringt: von jenem Zeitpunkt ab. wo der einfache 
Stab des Hirten erstmals den Boden ritzte und diesem ..die 
heiligen Körner“ anvertraute, tritt der bezeichnendste Wendepunkt 
in der Geschichte eines jedes Volkes ein: denn die Cultur des 


": Diese begrifflichen Sätze sind ziemlich wörtlich dem Aufsatz ven Krämer 
im Hab. d. ges. Laudwirtlischaft. I. Bd.. 3. 51 ff. entnommen. 
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| in von neuem zu Raubzügen und Massenvernichtungen ge- 
[ trieben. Zeitweiser Ueberfluss und darbende Noth, Rohheit und 
Grausamkeit sind daher Merkmale des Jäger- und Fischer-, in 
minderem Grade des Nomadenvolks, das in seinen Heerden erst- 
mals Nahrungswerthe in grösserem Umfang aufzuspeichern vermag 
und dessen patriarchalisches Familien- und Stammleben milderen 
Sitten Eingang verschafft. Erst in dem festen Frieden, der unter dem 
Schutz der Sippe und weiterhin des ganzen Volks das Haus des Acker- 
bauern umgiebt, in dem ruhigen Gleichmaass der Arbeit am Grund und 
Boden, mit dem er und seine Familie verwächst, wurzelt die verhält- 
nissmässige Stetigkeit seiner Daseinsbedingungen, aber auch jene 
gesittetere Anschauungs- und Lebensweise, die den Ausgangspunkt 
jedes weiteren Culturfortschritts darstellt; während für die Jäger- 
"und Fischervölker, in gewissem Grade auch für die Nomadenvölker 
das Stationäre ihres Wesens in Wirthschaft und Cultur so sehr . 
bezeichnend ist „Es ist nicht möglich, das Leben der Jäger-, 
Fischer- oder Hirtenvölker anders als den Strandkies zu betrachten, 
der unlebendig das Meer der Geschichte umsäumt“ (von Stein). 
In der Bemeisterung der Kräfte des Bodens lernt der Mensch seine 
eigene Kraft kennen und würdigen und die Zurückhaltung der 
Natur gegenüber stärkeren Anforderungen an dieselbe erheischt 
erhöhten Scharfsinn und geschiektere Ausnützung der gebotenen 
Daseinsmöglielikeiten. Die Bevölkerung kann ungehindert wachsen, 
weil mit der zunehmenden Einsicht des Menschen in das Walten 
der Naturmächte der Nahrungsspielraum stetig sich erweitert; jeder 
Fortschritt in der Bodeneultur ermöglicht eine weitere Zunahme 
der Bevölkerung; während der Verfall des Ackerbaus, wie die Ge- 
schichte Roms warnend beweist, Volk und Staat mit Vernichtung 
bedroht, und ausgesprochene Handelsvölker nicht mit Unrecht 
ehernen Kolossen verglichen werden, welche auf thönernen Füssen 
stohen. 








82 Entwicklungsgang der Landwirthschaft; Empirie 


= und Wissenschaft. 


Für die Weiterentwieklung zu höherer Bodencultur und in 
0 damit zu höherer Gesittung bleiben die Gunst 
Ungunst der äusseren Produetionsbedingungen 
: Bodenfruchtbarkeit und klimatische Verhältnisse) nicht 
sgobende Bedeutung. Unfruchfbarer oder wenig fruchtbarer 


— . — 
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aufgenöthigten Ringen und Sorgen liegt aber der Quell aller haus- 
wirthschaftlichen Tugenden, des Erfindungs- und Entdeckungs- 
geistes und jeglichen geistigen wie materiellen Fortschrittes über- 
haupt. In solcher Lage befanden sich beispielsweise alle Völker- 
schaften, welche die das mittelländische Meer umsäumenden Länder 
in Besiedelung genommen hatten, und in ihnen erwuchs daher zu- 
erst jene höhere Boden- und im Anschluss daran jene feinere 
Cultur in Sitten und Bräuchen, im gesellschaftlichen und staatlichen 
Leben, welche als Erbtheil auf die Völker und Staatswosen der 
heutigen Culturwelt übergegangen sind. 

Der Fortsehritt in der Bodeneultur eines jeden vor- 
wärtsstrebenden Volks zeigt sich im Tebrigen in zweifacher Richtung: 
einmal darin, dass der Kreis der nutzbaren Pflanzen, welche Gegen- 
stand der Wirtlischaft sind, und ebenso der Kreis der nutzbaren Haus- 
thiere sich erweitert: zu den Nahrungspflanzen für den menschlichen 
Gebrauch treten Futterpflanzen für die Thiere und weiterhin Ge- 
wächse, die über das blosse Nahrungsbedürfniss hinaus als Genuss- 
mittel dienen (Obstbaum, Rebe, Würzpflanzen) oder die Stoffe zur 
Befriedigung des Kleidungs- und sonstiger Haushaltsbedürfnisse 
liefern sollen, wie die Gespinnstpflanzen. Sodann aber tritt jener 
Fortschritt auch darin zu Tage, dass in dem Maasse, wie die Be- 
dürfnisse sich nicht nur mehren, sondern auch innerhalb einzelner 
bevorzugter Klassen des Volks sich verfeinern, das Bostreben nicht 
mehr bloss auf die höchstmöglichste Steigerung des Ertrages, sondern 
auch auf die wachsende Verbesserung der Beschaffenheit der 
Erzeugnisse der Wirthschaft gerichtet sich zeigt. Dabei führt die 
aufmerksamere Beobachtung der beim Bestellen, Säen, Wachsthum 
und Einernten der Gewächse sich abspielenden Vorgänge zunächst 
rein erfahrungsmässig zur Aufstellung von Regeln über die 
beste und wirksamste Art der Vornahme der einzelnen landwirth- 
schaftlichen Arbeiten; ähnlich wie in der Thierhaltung bestimmte 
Erfahrungssätze darüber sich herausbilden, auf welchen Wege eine 
Nachzucht am sichersten erzielt wird. Zufall und Nachdenken, 
Versuche und vergleichende Beobachtungen lehren in ähnlicher 
Weise diejenigen Bedingungen kennen und erfassen, welche die Güte 
und den Wohlgeschmack einer Frucht, die Feinheit der Gespinnst- 
fasern, die höhere Brauchbarkeit der Hausthiere (als Reit- und 
Zugthiere, als Fleisch und Milehproducenten) schädlich oder günstig 
beeinflussen. Ueberall hat sich auf diesem rein empirischen 
Wege das landwirthschaftliche Gewerbe allmählich zu grösserer 
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die über diese erhalten gebliebenen 
Parse N ne goR 


Ackerbau, trotz ‚Stürme der Völker 


liches Ve uch der Klöster damaliger Zei t 5 

Bewohner die namentlich in den feinen Künsten des Garten-, Obst- und 
Rebbaus den Geschlechtern recht eigentlich 

der grossen Grundherrsehaften im fräukischen Reich ihrem ', einheit- 
lich eingerichteten und geleiteten ökonomise *, in dem uns 

de villis Karl's des Grossen einen Einblick gewährt, war ebenfalls Vi 7 
den Landbau über das Niveau der gewöhnlichen bänerlichen ‚sen empor- 
zuhoben; denn auf den en Frohnhöfen entfaltete sich schon frühzeitig 


Theilen Frankreichs, in Belgien und In der Rheinthnlebene, wo. der zuaeimende 
Rn einer ER Bevölkerung eine sorgfültigere Bestellung lohnte 


Körnerfrächten, allenfulls von 
Arie wenig sachen un Ser haften nur ansnahms- 
TEE enden laudwirthschaftlichen Haust| die natürlichen Weiden 


Ein im 3 im 16. und 17. Jahrhundert sich bemerkbar mächender Fortschritt im 
Landwirthschaftsbetrieb erlitt durch den dreissigjührigen Krieg, für Deutschland 
et eine jühe Unterbrechung und erst im 18. Jahrhundert, zumal in der 
ne Hälfte desselben, Ri Be Ga age Aulchyna on zwei 
e besondere Ro s ten an Idmässige 

Karıhune des TE Ibanes und die damit in NE reindane stehendo theilweise 
umge der Brachfelder mit diesen und anderen Wurzelgewächsen, sodann die 


PN Joh. Chr. RE Ka ar von dem Kleefelde‘ ee 5 
A Gewächse (Ackerfutterbau); 
Er An nee reinen Brache, Bestellung der De 


felder mit Kar nach, Ackerfutterbau — war nicht nur die Möglichkeit 
Serie gegeben, sondern es hatte e auch die gesteigerte 
die Kennen, Einwirkungen auf die Vichhaltung er 

zur Stallfütterung) und im ng damit auf die Dr 
die Einachiel der en Brachfrächte in die Reihenfolge der Gewächse 
wegen der Verse ihrer Ansprüche an die Bodenkräfte im Verhältnis zu 
den Halmfrüchten, wegen Iarm wohlthätigen bodenbeschattenden und desshalb 
unkrantsäubernden Wirkung und wegen der sorgfältigeren Bestellung und Behand- 
Iung des Bodens, die sie erheischen, wiederum mittelbar und ummittelbar ertrag- 


wirkte. 
_ Der in diesen Verhältnissen bedingte Auf- und Umschwung, der für jene Zeit 
in Deutschland mit den Namen Thaer, Koppe, Schwerz, Pabst, Schübler 


unauflöslich ee (von Oesterreichern busonders verlient J. Burger und 
Hlubeek, in Dombasle, a ! in der Schweiz Fellenberg), 


gegendenweise durch die ebenfalls in die leiste Hilfie des 18. Jahrhunderts 


Ai Inama-Sternegg, Die ai a der grossen Grundherrschaften in 
während a rel ea (8. 78 @. und 8. 108), und Der- 
Be1ber Sallandstndien, m der Festgabe für G. Hanssen, 1889, 5. 99 ff. 
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Nährpflanzen der ursprünglichsten Bewirthschaftungssysteme zählt 
man jetzt 300—400 Culturgewächse und die Zahl derselben erhebt 
sich, wenn man die zur Anpflanzung kommenden, durch fortgesetzte 
Züchtung und auf dem Wege der Hybridisation erzielten Varietäten 
mit berücksichtigen wollte, zu vielen Tausenden; schon allein im 
Gebiet der Obsteultur, welche ausserordentliche Mengen an ein- 
zelnen Obstarten der verschiedenen Obstgattungen! Aehnlich im 
Gebiet der Getreidearten, wo die züchterische Hand nicht nur 
immer vollkommnere, d. h. widerstandsfähigere und ertragsreichere, 
sondern auch solche Varietäten zu erzielen bemüht ist, die be- 
stimmten Boden- und Klimaverhältnissen am leichtesten sich an- 
passen (z. B. rasch reifende Hafervarietäten für Gebirgsgegenden 
mit kurzer Vegetationsdauer). Ebenso vollzieht sich in der Thier- 
zucht diese Scheidung nach Gebrauchsspecialitäten in immer um- 
fassenderem Maasse, wobei es genügt, an den Gegensatz zu erinnern, 
der etwa zwischen den für die schwersten Lastfuhren bestimmten 
Pferden der Clydesdale-Rasse und dem englischen Vollblutrenner 
besteht. Diese grössere Mannichfaltigkeit und Vielseitigkeit der 
Formen eines vorgeschrittenen Landwirthschaftsbetriebs ist freilich 
untrennbar mit einer weitgehenden Arbeitstheilung verbunden, wie 
diese ja auch in sonstigen Zweigen der Erwerbsthätigkeit die zu- 
nehmende „Specialisirung‘“ zu begleiten pflegt. Im Gebiet der 
Landwirthschaft aber beruht diese Arbeitstheilung (Scheidung nach 
einzelnen Productionsrichtungen) weniger auf dem freien Belieben 
der einzelnen Wirthschaften als auf den mehr oder weniger unab- 
änderlich gegebenen äusseren Bedingungen der Erzeugung, also 
namentlich auf den Verschiedenheiten des Bodens und Klimas. 


1. Die Böden sind je nach ihrer chemischen oder mecha- 
nischen (physikalischen) Beschaffenheit der Ackerkrume und des 
Untergrundes sehr verschieden culturwürdig; der ımagere Sandboden 
widerstrebt dem Anbau des Weizens ebenso wie der Zucht eines 
grobknochigen, schweren Thiers, und auf Böden mit kiesigem oder 
nassem Untergrund können die eine Pfahlwurzel treibenden Obst- 
bäume nicht gedeihen; gewisse Handelspflanzen (Tabak) verlangen 
hinwiederum leichten humosen Sandboden, wenn sie ein den An- 
forderungen des Consums entsprechendes Product liefern sollen, 
und wieder andere Pflanzen (wie namentlich einzelne kleeartige 
Gewächse) bedürfen zu ihrem guten Gedeihen eines bestimmten 
Kalkgehalts in den zu ihrer Aufnahme bestimmten Böden. 
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in Norwegen, wo zwischen dem 60. und 70. Breitegrade nur noch 
Gerste und Hafer fortkommt und darüber hinaus eine landwirth- 
schaftliche Production überhaupt nicht mehr stattfindet. Wie hier 
in horizontaler Richtung, so wirkt auch die verticale Erhebung über 
dem Meeresspiegel auf den natürlichen Standort der Culturpflanzen 
maassgebend ein und bedingt starke Verschiedenheiten in der Pro- 
ductionsrichtung selbst auf engumschriebenem Gebiet (Verschieden- 
heit der Production in der Thalsohle, im Hügellande und im Gebirge). 
Den glücklichen Umstand aber, dass in Europa die horizontalen 
Regionen der Pflanzenanbaumöglichkeit sehr viel nördlicher sich 
erstrecken als beispielsweise in Asien oder Amerika, verdankt das- 
selbe neben den Einwirkungen des Golfstroms dem temperirenden 
ausgleichenden Einflusse der es umspülenden Meere, welche sein 
Klima zu einem eigentlichen Insel- oder Seeklima gestaltet haben. 

Innerhalb dieser Grenzen der Anbaumöglichkeit erhält also 
jedes Land durch die Besonderheiten seiner Boden- und Klima- 
verhältnisse sein eigenthümliches landwirthschaftliches Gepräge: 
z. B. die gebirgigen Theile Europas und die niederschlagsreichen 
Küstengegenden durch die Weide- und Milchwirthschaft, das Rhein- 
thal, Südfrankreich und Italien durch seinen ausgedehnten Wein-, 
Obst- und Handelsgewächsbau, die sandigen Böden Norddeutsch- 
lands durch die beherrschende Kartoffeleultur und die auf ihm 
rubenden landwirthschaftlichen Nebengewerbe?). 


84. Wirthschaftlicher Standort einzelner 
Produetionszweige?®). 


Neben dem natürlichen Standort der einzelnen landwirthschaft- 
lichen Productionszweige kann man sehr wohl auch von einem 
wirthschaftlichen Standort derselben sprechen, insofern für 
diesen Standort die besonderen wirthschaftlichen Beziehungen, in 


4) Uebersicht über die Regionen der Nutzpflanzen in Europa nach klimatischen 
Einflüssen bei Hamm, a. a. 0)., 8. 56 ff. 

2) v. Thünen nahın bekann ich, um den Einfluss der Entfernung vom 
Markt auf den Ackerbau ohne sonstige störende Nebeneinwirkungen zu ermitteln, 
einen isolirten, kreisrunden Staat an, dessen einziges Verzehrscentrum in der Mitte 
sich befindet; weitere Annahme war, dass der Boden durchweg von gleich guter 
Beschaffenheit ist und dass die landwirthschaftlichen Erzeugnisse nur auf Fuhr- 
werken zum Verzehrsmittelpunkt befördert werden können; und er weist nun 
nicht nur nach, wie sich die einzelnen Productionszweige in concentrischen 
Ringen um diesen Mittelpunkt lagern, je nachdem sie vermöge ihres Marktwerthes, 
der Kosten des Landtrausports, ihrer natürlichen Beschaffenheit (leichte Verderblich- 
keit) eine Versendung aut kurze, mittlere oder weite Strecken ertragen, sondern auch, 
wie mit der Entfernung vom Marktort die Nöthigung, an den Productionskosten 
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haltunz wen ihrer Bedectunz für di» Veikwsrmährınz. aber auch 
wegen der Ermizlichung der (espansarbeit und einer ausreichen- 
dm Dänzung der Schwerpunkt der landwirchschaftlicher Thauigkeit 
zwar regelmässig liegen wird. bringt = der bessndere tägliche 
Nahrunzsbedarf der städtischen Bewshboer ar Gezenständen wie 
Milch und Butter. Gemüs> und Ob mit sich. dass in der Um- 
gebung dieser grösseren Verzehrsmitelpunkte die landwirthschaft- 
liche Erzeugung zerade diesen Speeialitäter in höherem Maasse 
als in den weiter abzelezenen Prodsetisnsbezirken sich zuwendet. 

2. Die verhältnissmässige zeringe Haltbarkeit 
gewisser Erzeugnisse und die daraus entstehende Schwierigkeit 
ihrer Versendung auf lange Entfernungen muss »ffenbar in cleicher 
Bichtung eine Wirkung ausüben: denn je frischer sslche Erzeug- 
nisse auf den städtischen Markt verbracht werden können. je regel- 
mässiger die Zufuhren erfolgen. um so williger werden sie auf- 
genommen und entsprechend bezahlt. Auch aus diesem Grunde 
entstehen daher allmählich im Umkreis jeder grösseren Stadt be- 
sondere Arten der landwirthschaftlichen Productionsthätigkeit. deren 
Schwerpunkt nach der Seite gewisser Specialitäten hin sich mehr 
und ınehr verschiebt: — Milchwirthschaften. Gemüse- und Obst- 
gärtnereien — Wirthschaften also. in denen die Erzeugung von Brod- 
frucht, von Handelspflanzen und die Aufzucht von landwirthschaft- 
lichen Nutzthieren zurücktritt. ja wohl auch gänzlich verschwindet. 
Die wachsende Kunst der Waarenconservirung. die Verbesserung 
der Verkehrswege und der Verkehrsmittel. die durch letztere er- 
möglichte Beschleunigung und Verbilligung der Versendung schwächt 
wohl mit der Zeit den Einfluss der in Rede stehenden Factoren 
auf den Standort dieser Specialitätenproduction ab, ohne indess 
ihn gänzlich aufheben zu können, wie ein Blick auf die Wirth- 
schaftsweise und -richtung der Landbewohner im Umkreis jeder 
grösseren Stadt deutlich zeigt. 

3. Die Kosten der Versendung der Erzeugnisse 
vom Produetions- zum Verzehrsort sind in hervorragendem Maasse 
für den Standort der einzelnen, nach Boden und Klima überhaupt 
möglichen Productionszweige maassgebend; weil eine Erzeugung 
über den eigenen Wirthschaftsbedarf hinaus äusserstenfalls doch 
nur dann noch Sinn hat, wenn dem Wirthschafter nach Aufwendung 
der Versendungskosten ein, wenn auch kleiner Gewinn übrig 
bleibt. Die (irenze der Unwirthschaftlichkeit einer für den Absatz 
bestimmten Production wird um so eher erreicht sein, je verhältniss- 
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bahnstation höchstens 60 km beträgt oder die in der Nähe einer 
Wasserstrasse liegen. da der Landstrassentransport über die 
bezeichnete Entfernung hinaus den Werth des Getreides aufsaugt 
(Jollos): Argentinien verharrte bis in die neuere Zeit vorwiegend 
im Zustand der Weidewirthschaft, und selbst von deren Erzeug- 
nissen konnten lange Zeit hindurch (ausser Fleischextraet) nur die 
Häute und der Talg für die Zwecke der Ausfuhr nach Europa 
verwerthet werden. bis die Kunst der Fleischconservirung und die 
billigeren Frachtsätze auch die Antheilnahme an der Versorgung 
der europäischen Märkte mit Fleisch selber, neuerdings auch mit 
Kornfrüchten ermöglichten !). 


4. Die Einwirkung der Bodenwerthe auf den Standort 
der Produetionszweige zeigt sich darin, dass auf besonders hoch-. 
werthigen, d. h. regelmässig marktnahen Ländereien der Anbau 
minderwerthiger Producte wegen der Rücksichtnahme auf die einen 
erheblichen Bruchtheil der (tesammterzeugungskosten bildende Ver- 
zinsung des Bodenkapitals unlohnend und dass eine Verlegung 
derselben auf marktferne (Gebiete mit geringeren Bodenpreisen vor- 
theilhafter erscheint. Roggenbau und Schafhaltung z. B. wird aus 
diesem Grunde in Gegenden der ersteren Art verschwinden und 
auf die marktfernen Gebiete sich zurückziehen: es ist bekannt. wie 
sehr der russische Roggenbau den westeuropäischen, wie die austra- 
lische Schafzucht die deutsche scharf concurrenzirt: und es hängt 
mit derselben Ursache zusammen, wesshalb z. B. der Anbau der 
erwähnten Halmfrucht in den parcellirten und desshalb im Preise 
hochstehenden Komböden des Südwestens von Deutschland, auch 
abgesehen von den Einflüssen der Bodenbeschaffenheit, eine sehr 
viel geringere Rolle spielt als im Norden und Nordosten. Wo bei 
diehtgedrängter Bevölkerung die Bodenwerthe am höchsten stehen, 
sind die Bebauer auf die Cultur hochwerthiger Pflanzen mit 


besonderer Dringlichkeit hingewiesen: daher, im Unterschied von 
*) ' Während vordem vorwiegend nur hochwerthige Artikel (Industrieerzeug- 
sich eigmeten, bilden jetzt die von 
des gresammten (üterverkehrs. 
ıtiernungen der Werth landwirth- 
‚n aufjresogen wird, in einer guten 
rundelegung des Eisenbahntrans- 
uf 20 nnd bezw. 60 Meilen. Weizen 
j ), Hopfen auf 3600, Wolle auf 
Nothwendigkeit für markt- 
futter. Kartoffeln etc.) in umge 
* Spiritus etc.) dem Markte zu- 
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die Erklärung aber der Sonderunr der einzelnen Wirthachaften 
in solebe mit estensivem und in sclehe mit imtensivem Betrieb ist 
im Auge zu behalten. das: zwar jede sorefältisere. db. mit mehr 
Arbeit verknüpfte Bestellung der Felder und ebena« die reichlichere 
Verwendun: von Kapital auf den Baden (Verwendung besseren Saat- 
gute. Zuführung von mehr und wirksamerem Dünger. Trockenlegung 
nasser. Bewässerung trockener Böden. TUnterbringunz des Viehs 
und der Erzeugniss+ in zweckmässigeren Bauen etc.) durch stärkere 
Ernten. bessere Ersiebirkeit der Viehhaltune gelchnt zu werden 
pflegt: dass aber für den verständigen Wirthschafter Veranlas- 
sung zu solch" reichlicheren Arbeits- und Kapitälrerwendungen doch 
erst dann vorliert. wenn sie in dem zu erwartenden Preductionsmehr- 
werth volle Deckung finden. Aus diesen Sätzen ergeben sich im 
Zusammenhang mit dem in £ 4 Bemerkten die nachstehenden Folge- 
rungen: 

1. Da das wesentliche Merkmal der extensiven Anbauweise 
darin besteht. dass bei ihr eine wesentlich srüssere Bodenfläche 
erforderlich ist um dieselbe Menge von Nahrungs- etc. Mitteln zu 
erzeugen. als bei einer intensiven — ..In der Tendenz der inten- 
siven Wirthschaft. sart Setterast. liegt die Steigerung der Pro- 
ductionsmittel mit Beschränkung des Raumes. in der Tendenz des 
estensiven Betriebs die räumliche Ausdehnung des Wirkungsgebiets 
mit möglichster Beschränkung von Arbeit und Kapital“ — so ist 
die ertensive Wirthschaft privat- und velkswirthschaftlich 
berechtigt überall da. wo die Bevölkerung dünn. Grund und 
Boden desshalb in Teberfluss vorhanden ist und wo die verhältniss- 
mässig geringere Production zleichwohl durchaus hinreicht. den Land- 
bewohnern eine auskümmliche Existenz zu vewähren und sie. nebst 
den übrigen Velkskreisen. mit den nöthigen Nahrungs- etc. Mitteln 
zu versorgen: sie wird unberechtirt und muss zunehmend inten- 
siveren Bestellunzsweisen weichen. wenn die Bevälkerungszahl und 
der Nabrunzzbedarf wächst. Grund und Baden relativ seltener und 
die Grundbesitzerössen daher im Durchschnitt kleiner werden. mit- 
hin stärker ausgenützt werden müssen. wenn ihre Inhaber dasselbe 
Maas» des Auskommens haben sollen wie die früheren Besitzer 
grösserer Wirthschaftseinheiten. Dieser Wandlungsprocess wird um 
50 drinzlicher. je mehr der “rund und Boden. statt. wie einst. 
herrenloses Gut zu sein. Tauschwerth erhält. der Erwerb desselben 
geldliche Opfer auferlert und die Wirthschaäftsführung des Besitzers 
nicht bloss mehr auf den Ersatz der Arbeits- und Kapitalverwen- 





















22 Einleitung. Absch. I. Wesen und Entwicklungsgang der Landwirthschaft. 


den östlichen Staaten von Amerika. im nördlichen und mittleren 
Deutschland etc.) 

3. Immer aber ist im Auge zu behalten, dass eine Steigerung 
der Roh- und Reinerträgnisse durch die waohsende Intensität des 
Betriebs über ein gewisses mittleres Maass hinaus von der ver- 
hältnissmässigen Gunst der die Ernteergebnisse beeinflussenden 
allgemeinen Factoren (Bodengüte. Wärme, Feuchtigkeit) abhängig 
bleibt; dem Uebergang zu intensiveren Bauweisen sind daher auf 
minder erträglichen Böden und in rauheren d. h. hoch oder nörd- 
licher gelegenen Gegenden Schranken gesetzt; da aber in letzteren 
wegen der dünnen Bevölkerung und überall bei vorhandener 
minderer Ergiebigkeit des Bodens die Bodenpreise nieder zu 
stehen pflegen, so hat die Beibehaltung einer mehr extensiven Wirth- 
schaftsweise ebenda ihre relative Berechtigung. Auf diese Weise 
erklärt sich. selbst in Ländern mit hochentwickelter Landwirth- 
schaftstechnik, das gleichzeitige Fortbestehen von extensiven neben 
intensiven \Wirthschaftsbetrieben, 2. B. in den gebirgigen Gegenden 
und auf den von Gebirgszügen auslaufenden Hochebenen Süddeutsch- 
lands, ebenso auf vielen Sand- und Moorböden des deutschen Nordens 
und Nordostens. 

4. Der Fortschritt zu höherer Intensität wird selbstredend 
mächtig gefördert durch das Steigen der Productenpreise, 
weil diese höheren Preise den Erfolg einer mit grösseren Arbeits- 
und Kapitalverwendungen produeirenden Wirthschaft wesentlich ver- 
stärken; jedes mit der Zunahme der Bevölkerung Hand in Hand 
gehende Anziehen jener Preise zieht daher immer weitere Boden- 
flächen in den Bereich intensiverer Wirthschaftsweisen. (Vgl. auch 
$ 9.) In gleicher Richtung wirkt die Verbilligung der Transport- 
kosten zum Marktort, weil diese einer Erhöhung des Marktpreises 
am Productionsorte gleichkommt; daher die Vervollkommnung des 
neuzeitlichen Commmunicationswesens mit seiner wachsenden Ver- 
billigung der Frachten den Zonenkreis der intensiven Wirthschaften 
ausserordentlich hinausgerückt haben. Ein Sinken der Preise 
landwirthschaftlicher Erzeugnisse braucht zwar noch nicht von dieser 
Bahn intensiven Betriebs abzulenken, ja es mag für viele Wirth- 
schaften die Veranlassung bieten. ihm durch eine besonders „foreirte* 
Wirthschaft die Spitze zu bieten; ebenso nahe aber liegt die Ver- 
suchung, der veränderten Conjunctur durch Minderung der Erzeugungs- 
kosten Rechnung zu tragen, d. h. an Arbeit und Kapital möglichst 
zu sparen. Da aber die Herausnahme von Kapital aus dem land- 
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die Kapitalintensität des Betriebes beim Uebergang zur Weidewirthschaft nicht 
zu leiden braucht (Nasse, a. a. O., S. 169), dürfte für die allgemein volkwirthschaft- 
liche Würdigung des Vorgangs nicht von entscheidender Bedeutung sein. 

Der Uebergang Gross-Britanniens von der Körner-Wirthschaft zu 
einer ausgesprochenen Feldgraswirthschaft erhellt aus der Thatsache, dass im 
Jahre 1867 noch 3,6 Mill. Acres mit Weizen (der Hauptbrodfrucht) bestellt waren, 
1890 dagegen nur noch 2,5 Mill. Acres, wogegen in derselben Zeit die in der Rotation 
befindliche Klee- und Graslandfläche von 4,4 Mill. auf 5,1 Mill. Acres stieg und bei 
den landwirthschaftlichen Nutzthieren eine Vermehrung eintrat seit 1870 bis 1890: 
bei Pferden von 1267 000 auf 1 488.000; bei Rindvieh von 5 403 000 auf 6 853 000; 
bei Schweinen von 2 171 000 auf 2889 000; während die Schafe - mit starken Jahres- 
schwankungen - - gegen 1870 einen Rückgang, gegenüber Anfangs der achziger Jahre 
aber wieder eine Zunahme aufweisen, indem die Zahl betragen hat: 1870: 28 398 000; 
1881: 24 581 000; 1890: 27 272000; 1891: 2889000. In derselben Zeit sank die 
Verwendung von Hilfsdüngern (Knochenmehl, Guano, Phosphate etc.) von 50Mill. M. 
in der Periode 1871/75 auf 26Mill. M. in 1889. Ein ähnlicher Process vollzog sich auch 
in Irland,wo von 1851 bis 1886 das Ackerland eine Minderung von 4,6 Mill.auf 2,9 Mil. 
Acres erfahren hat, während in derselben Zeit das Wiesen-, Klee- und Weideland von 
rund 10 Mill. auf 12,1 Mill. Acres anstieg. (Vgl. hierzu Paasche in d. Jahrb. f. N. 
u. St., N. F., Bd. 21, und Wohltmann in Fühling's Landw. Zeitg., 1892, Heft 5.) 





86. Die Betriebssysteme: Brand- und Feldgras- 
wirthschaften. 


Unter dem Einfluss verschiedenartiger Einwirkungen, sei es 
der äusseren Natur oder wirthschaftlicher Verhältnisse oder beider 
zugleich, tritt der Landwirthschaftsbetrieb in den mannigfaltigsten 
Formen und Gestaltungen in die Erscheinung; und diese Mannig- 
faltigkeit wird nun durch die besondere Art und Weise, in welcher 
innerhalb einer bestimmten Produetionsrichtung die wichtigeren 
landwirthschaftlichen Betriebsarbeiten mit einander verknüpft er- 
scheinen, noch weiter vermehrt. Die vorwiegend dem Fruchtbau 
sich zuneigenden Wirthschaften (sog. Körnerwirthschaften) bauen 
weder durchweg dieselben Fruchtarten, noch diese in derselben 
Reihenfolge an; und die auf Aufzucht, Milch- und Fleischproduction 
gestützten Wirthschaften verfolgen ihr Wirthschaftsziel ebenfalls 
auf sehr verschiedenen Wegen. Diejenigen Grundsätze und Regeln, 
nach denen innerhalb einer Wirthschaft bei der Erzeugung von 
pflanzlichen und thierischen Stoffen verfahren wird, bilden in ihrer 
Gesammtheit das Betriebssystem dieser Wirthschaft: und unter 
gleichen Verhältnissen pflegen die Landwirthe dasselbe Betriebs- 
(Wirthschafts-) System, das man wohl auch das „Gesetzbuch des 
Wirthschaftsbetriebes“ genannt hat, einzuhalten. Die oben 
besprochenen Tebergänge vom Unvollkommenen zum Vollkommenen 
lassen sich auch bei den Betriebssystemen verfolgen; aber es hängt 
mit der Natur des landwirtlischaftlichen Gewerbes und der es Aus- 
übenden zusammen, dass unvollkommene und vollkommene zeitlich 
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production, in der doppelten Form einerseits der Felder- anderer- 
seits der Feldgrassysteme, je nachdem Körnerbau oder Produktion 
thierischer Erzeugnisse überwiegt. 4) Der planmässige oder ge- 
regelte Feldbau auf mittlerer Intensitätsstufe. mit stark hervortre- 
tender Rücksicht auf Futterproduction und Viehhaltung (Frucht- 
wechsel-Wirthschaften). 5) Die Betriebssysteme auf der Stufe der 
vollen Intensität; Hochbetrieb, vielfach in Verbindung mit technischen 
Nebengewerben. 


Die Darstellung der verschiedenen landwirthschaftlichen Betriebs- 
systeme gehört in das Gebiet der landwirthschaftlichen Betriebs- 
lehre; hier kann es sich, neben einer Hüchtigen Skizzirung ihres 
Wesens, nur um ihre nationalökonomische Würdigung. d. h. eben 
um die angedeutete Frage ihrer zeitlichen Berechtigung oder Nicht- 
berechtigung handeln, wobei im Anschluss an die Haupttypen der 
Betriebssysteme Folgendes zu bemerken ist: 


1. DieBrandwirthschaften. Die unvollkommenste roheste 
Form derselben findet sich in den Steppenwirthschaften 
Binnenasiens, Südamerikas, wo die dürr gewordene gestrüppartige 
Vegetation in Brand gesteckt wird, um dem frischen Unterwuchs 
von Futterpflanzen Luft zu machen, oder auch, um auf der abge- 
sengten Steppe etwas Brodfrucht einzusäen (Südsibirien); oder es 
soll das Feuer dazu dienen, den unbesiedelten Urwaldboden in 
eulturfähiges Land umzuwandeln (übliche Art der Rodung bei der 
Besiedelung Nordamerikas und auch jetzt noch in Gebrauch): in 
allen diesen Fällen dient die zurückbleibende Asche zugleich als 
Düngung. Auf ähnlichen Rücksichten rascher und leichter Boden- 
säuberung und wirksamer Düngung beruht aber auch die noch 
heute in den gebirgigen Theilen Europas und in den Moorböden 
Norddeutschlands vielfach vorkommende Wirthschaftsweise, welche 
dort unter den Bezeichungen: Hackwald-, Haubergs- oder 
Reutfeldwirthschaft. hier als Moorbrandwirthschaft 
bekannt ist. Wo es sich hierbei um einen mehr oder weniger 
regelmässigen Wechsel in der Benutzung des Landes als W eide- 
(Grasland) und zur Ackerbestellung handelt, sind diese 
Brennwirtlischaften wohl nur eine Unterart der vielverbreiteten 
Feldgraswirthschaften (Ziffer 2); je nach ihrer Ergiebig- 
keit pflegen die Böden nach erfolgter Schälung und Verbrennung 
der Vegetationsdecke ein, zwei und mehr Jahre zum Anbau von 
Sommergetreidefrüchten (Hafer, Buchweizen, Sommerroggen), wohl 
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das Abschwemmen der Bodenkrume die natürliche Aufsaugungs- 
fähigkeit des Bodens gemindert oder ganz aufgehoben, so ist der 
Schaden ein doppelter, weil mit der Zerstörung des Gebirgseultur- 
landes auch der Wasserablauf ein ungeregelter wird und weil die 
plötzliche und rasche Abführung des Wassers bei der Schnee- 
schmelze und bei Regenfällen das im Thal liegende Culturgelände 
mit Hochwassern, Ueberschwemmungen und Verschüttung bedroht. 
Ausgedehnte Holzhiebe in den steileren Einhängen des Gebirgs- 
landes zeitigen ähnliche Wirkungen: und so erklären sich jene 
Maassnahınen der neueren Wirthschaftspolitik, die theils im Wege 
der Gesetzgebung, theils in jenem der Verwaltungsthätigkeit den 
durch ungeordneten Landwirthschafts- und Forstbetrieb veranlassten 
Störungen in den hydrographischen Verhältnissen entgegenzuwirken 
bestimmt sind }). 


2. Die Feldgraswirthschaft. Ihr Wesen besteht darin, 
dass dasselbe Land abwechselnd eine Reihe von Jahren zur Er- 
zeugung von Getreide (und anderen Gewächsen) und sodann kürzere 
oder längere Zeit als Grasland benutzt wird; demnach können die 
obenerwähnten Brandwirtbschaften ebenfalls unter den Begriff der 
Feldgraswirthschaften fallen. In seiner unvollkommensten Form 

* war dieses Betriebssystem in den ältesten Zeiten wohl das in 
Deutschland gebräuchlichste, und die Worte von Tacitus: „Arva 
per annos mutant et superest ager‘“ (Germ. 26) werden wohl am 
richtigsten auf dieses Wirthschaftsystem gedeutet): ein Theil des 
überhaupt pflugbaren Landes wird mit Körnerfrüchten insolange 
bestellt, als der Ertrag noch lohnend erscheint, worauf es zur 
natürlichen Wiederberasung liegen bleibt und als Weideland 
dient; an irgend feste Regeln über die Zeitdauer dieser ab- 
wechselnden Nutzungsweise bindet man sich nicht. Aus dieser 
ungeregelten Feldgraswirthschaft vollzieht sich allmählich (in 
Deutschland vorwiegend in der zweiten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts) der Uebergang zur geregelten: die für den Ackerbau 
bestimmten Ländereien werden in 10—15 Schläge (Koppeln) ein- 
getheilt und diese nach vorausbestimmtem Plan in regelmässigen 
Zwischenräumen als Acker- bezw. als Weideland (bezw. zur Futter- 
nutzung) in Verwendung genommen; je ausgebildeter dann die 
Fruchtfolge auf dem in Benutzung kommenden Ackerfeld und je 





*) Näheres hierüber wie über die Moorcultur im Kap. I, Abschn. IV. 
?); Rau, a. a. 0), 1, $382, Aum. 6, und Roscher, a. a. O., $24. 
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$7. Fortsetzung. Die Dreifelderwirthschaft. 


3. Die Felderwirthschaften. Das bezeichnende Merkmal 
der hierher gehörigen Betriebssysteme drückt sich darin aus, dass 
ein bestimmter Theil der Feldflur als Ackerland, einanderer 
als Wies- und Weideland in landwirthschaftliche Nutzung ge- 
zogen ist, jener eigenthümliche Wechsel in der Benützung der- 
selben Fläche als Acker- und Grasland, wie bei den Feldgras- 
wirthschaften, demnach fehlt. Je nach der Art der landwirthschaft- 
lichen Nutzung, welche dem Ackerland zu Theil wird, und der 
darauf beruhenden Eintheilung des Ackerlandes in Schläge unter- 
scheidet man zwei- und mehrfeldrige Betriebssysteme, die, 
miteinander in wirthschaftlichen Vergleich gesetzt, wiederum das Auf- 
steigen von unvollkommneren zu vollkommneren erkennen lassen, 
Als roheste Form dieser Felderwirthsehaften darf wohl diejenige 
bezeichnet werden, welche eine Schlageintheilung überhaupt nicht 
kennt, also das Ackerland ununterbrochen der Erzeugung derselben 
Pflanzenart (Körnerfrucht) widmet und von deren Vorkommen in 
Südeuropa, Vorderasien gemeldet wird, die aber in grösserem Um- 
fang noch heute auf den grossen Weizenfarmen Nordamerikas 
heimisch ist, wo der jungfräuliche Boden und der in ihm ent- 
haltene Reichthum von Nährstoffen eine solche Wirthschaftsweise 
wenigstens vorübergehend als vortheilhaft erscheinen lassen kann. 


Im Uebrigen ist allen Felderwirthschaften im Anfang eigen- 
thümlieh, dass niemals die ganze Feldflur gleichzeitig der Pilanzen- 
erzeugung dient, sondern ein bestimmter Theil derselben sich im 
Zustand der Ruhe, der sog. Brache befindet; bei den Zweifelder- 
wirtlischaften die Hälfte, bei den Dreifelderwirthschaften ein Drittel, 
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Betriebssysteme sich behaupteten, überall, wo die bäuerliche Be- 
völkerung dominirte, das vorwaltende Betriebssystem gebildet'). 
Ihr Wesen besteht darin, dass das Ackerfeld in drei gewöhnlich 
gleich grosse Theile (Fluren, Zelge. Folder) getheilt wird, von 
denen der eine im jährlichen Wechsel brach liegt, einer mit Winter- 
getreide, einer mit Sommergetreide angebaut wird. Der Futter- 
erzeugung dienen die etwa vorhandenen Wiesen, die ständigen 
Weiden und die Stoppelweide auf dem abgeernteten Theil der 
Ackerflur, in älterer Zeit auch die Weide in den Waldungen. Eine 
Düngung findet gemeinhin nur in der Brachflur statt, wobei man, 
je nachdem die Brache jedesmal oder nur das zweite oder gar das 
dritte mal gedüngt wird, eine reiche. vermögende und arme Drei- 
felderwirthschaft unterscheidet. 


Die Dreifelderwirthschaft stellt in der streng geregelten Form, 
in der sie sich vollzieht, schon rein technisch einen wesent- 
lichen Fortschrift gegenüber «der Feldgraswirthschaft der deutschen 
Urzeit dar; aber auch einen wirthschaftlichen Fortschritt, 
weil sie als eine ausgesprochene Körnerwirthschaft in ausgedehn- 
terem Maasse die Versorgung des Volkes mit den wichtigsten 
Nahrungsstoffen vermittelt. Für niedere und mittlere Stufen der 
Volksbildung empfiehlt sie sich schon wegen der schematischen 
Einfachheit des auf sie sich gründenden Wirthschaftsbetriebs. dem 
auch die minder Begabten, minder Geschiekten leicht zu folgen 
vermögen. Die flurweise Bestellung, Anblümung und Aberntung 
der Feldmark. wie sie der Dreifelderwirthschaft eigenthümlich ist, 
entsprang übrigens mit einer gewissen Nothwendigkeit jener be- 
sonderen Auftheilung des Landes, die der einzelnen Hufe die ihr 
zugehörigen Landparcellen zerstreut in der Gemarkung zuwies 
(Gewannverfassung mit Gemengelage), weil beim Mangel 
ausreichender Feldwege die willkürliche, auf das Nachbargrund- 
stück keine Rücksicht nehmende Bestellung etc. der Felder ohne 
grosse Schädigung der nachbarlichen Interessen (z. B. durch Ueber- 
fahren ete.) gar nicht ausführbar gewesen wäre. Aus solchen Rück- 
sichten gegenseitiger Schonung wurde daher die fHlurweise gemeinsame 
Felderbestellung ein wesentlicher Bestandtheil des Flurrechts (Flur- 





D Nasse, Ueber die mittelalterliche 
weist nach, wie die reine Dreifelde: 





Feldergemeinschaft in England, 1869, 
thschaft mit unangebauter Brache, Flurzwang 
und gemeinsamer W. noch gegen Mitte dieses ‚Jahrhunderts selbst in England, 
diesem damals in der Anbantechnik im Vebrigen vorgeschrittensten Lande, noch 
stark verbreitet war (8.2 f.). 
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a) Den Hauptanstoss zu diesem bedeutungsvollen Uebergang 
bildete die Einführung des Kartoffelbaues einer-, des Kleebaues 
‚anderseits, und da beide Errungenschaften dem vorigen Jahrhundert 
angehören ($ 2), so datirt von da an auch die sog. verbesserte 
Dreifelderwirthschaft mit besömmerter Brache, bei der also 
das Brachfeld ganz oder theilweise mit Futterpflanzen, Kartoffeln 
und anderen Wurzelgewächsen, wie Hülsenfrüchten ete. bestellt 
wird. Und da, wie die Erfahrung bald zeigte, Klee auf demselben 
Feld nur in längeren Zwischenräumen angebaut werden kann, so 
wurde, um dieser sog. Kleemüdigkeit des Bodens Rechnung zu 
tragen, das Ackerland je nachdem in 6, 9, 12 oder 15 Felder 
gotheilt, derart, dass ein Drittel derselben wie vordem mit Winter-, 
ein weiteres Drittel mit Sommergetreide, der Rest aber in bestimmtem 
Turnus mit den obigen Früchten, zu denen sich allmählich auch 
Handelspflanzen (Raps, Tabak ete.) gesellten, angebaut wurde‘), 

Die verbesserte Dreifolderwirthschaft ist zur Zeit neben der 
geregelten Feldgraswirthschaft wohl das weitverbreitetste Betriebs- 
system, die reine Dreifelderwirthschaft dagegen nur noch ausnahms- 
weise vorkommend, nämlich dort, wo äussere zwingende Verhält- 
nisse der Feldverfassung (Mangel an Feldwegen) die Anblümung, 
die sommerliche Bearbeitung und die Abwartung der Brachfelder 
nicht gestatten. 


b) Aber auch der verbesserten Dreifelderwirthschaft haften noch 
bemerkenswerthe Mängel an: indem sie zwei Drittel des Acker- 
feldes dem Körnerbau zuweist, ist beim Fehlen ausreichender, 
guter Wiesen und wegen der Sprödigkeit, die die kleeartigen Ge- 
wächse bestimmten Bodenarten gegenüber bethätigen, in ihr für 
eine ausreichende Futter- und damit für eine ausreichende Dünger- 
erzeugung nicht überall die Grundlage gegeben und die Nachhaltig- 
keit des Ackerertrages keineswegs gewährleistet. Allerdings kann 
die Einschiebung anderer, minder anspruchsloser Futterpflanzen 
und die Verwendung von mineralischen Hilfsdüngern jenen Mangel 
übschwächen, wohl auch ganz beseitigen; dagegen bleibt immer 
der andere bestehen, dass die unmittelbare Aufeinanderfolge zweier 


*) Als Beispiel einer 12feldrigen Wirthschaft stellt sich folgende Aufeinander- 
folge dar: 1) Brache, 2) Winterung, 3) Sommerung etc., 4) Wurzelfrüchte, 5) W., 
6) 8, © Klee, 8) W,, 9) 8., 10) Hülsenfrüchte, 11) W,, 12) 8, Die Brache ist also 
auf ein Minimum eingeschränkt und durch die Einschiebung von Klee- und Wurzel- 
früchten für die bessere Ernährung oder stärkere Haltung von Vieh die Grundlage 
gewonnen. 
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darin hervor, dass die Blattfrüchte eine bodenbeschattende und 
dadurch unkrautsäubernde Wirkung äussern; dass die meist tief 
wurzelnden Blattfrüchte die physikalische Beschaffenheit des Bodens 
verbessern und ihn in einem für die Halmfrüchte günstigeren Zu- 
stand zurücklassen; dass die Arbeiten sich gleichmässiger im Jahr 
vertheilen und der stärkere Anbau von Futterpflanzen die Haltung 
von mehr und von besser genährtem Vieh ermöglicht, dadurch 
aber nicht allein die Rente aus dem Stall steigert, sondern auch 
die Düngerproduetion günstig beeinflusst. Rechnet man hierzu die 
grössere Unabhängigkeit von natürlichen Grasländereien und die 
durch die Mannichfaltigkeit der Erzeugnisse bedingte höhere Gleiel- 
mässigkeit der Ernten, so erklärt sich, dass (ieses Betriebssystem 
nicht: bloss bei den ausgesprochenen Felderwirthschaften, sondern 
auch innerhalb der Pelderrotationen der Peldgraswirthischaften sich 
wachsende Geltung verschafft hat. 

Im Vergleich mit der reinen Dreifelderwirthschaft weist die 
Fruchtwechselwirthschaft eine Einengung des für den Fruchtbau 
bestimmten Ackerlandes auf; aber diese Einengung ist doch nur 
eine scheinbare. Denn die Dreifelderwirthschaft mit reiner Brache 
bedarf ausgedehnter Weideflächen zur Ernährung des Viehes und 
man nimmt desshalb an, dass bei ihr höchstens 30 Proc. der ganzen 
Feldmark zum Anbau mit Körnerfrüchten übrig bleibt, wogegen 
die Fruchtwechselwirthschaft mit Stallfütterung des Viehes diesem 
Anbau leicht 50—60 Proc. widmen kann; hierzu kommt der durch 
die rationellere Fruchtfolge, die sorgfältigere Bestellung und reich- 
lichere Düngung ungleich höhere Rohertrag der Wirthschaftssysteme 
der letztbezeichneten Art. Der für jedes Land so wichtige Körner- 
bau braucht daher beim Fortschreiten zu diesem Betriebssystem 
keineswegs Notl zu leiden. Freilich stellt dasselbe besonders 
starke Anforderungen an den Wirthschafter, seine Umsicht und 
Intelligenz; denn nicht jede Fruchtfolge passt unter allen Verhält- 
nissen und nur eine Individnalisirung des Wirthschaftsbetriebes, 
die mit den gegebenen Boden- und allgemeinen Wirthschafts- 
verhältnissen rechnet, wird mit ihr nachhaltige Erfolge erzielen. 
Rechnet man hierzu die, grosse Kapitalien erfordernde Intensität 
des Betriebes, bei dem die Brache ganz ausgeschlossen, oder auf 
einen kleinen Bruchtheil des Gesammtgutes eingeengt, ein be- 
deutender Aufwand an Maschinen- wie Handarbeit erforderlich ist, 
Zukäufe an künstlichen Dünger- und Futtermitteln in der Regel 
nicht zu entbehren sind, so erklärt sich leicht, dass nur da, wo 
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zinsen. Steuern. erhöhter Lebensbedarf) zunehmende Bruchtheile 
des Betriebsaufwandes darstellen. wie regelmäsig im Gefolge 
fortschreitender Entwicklung der Fall ist Daher da. wo die 
natürlichen (Boden- und Klima-)Verhähnisse einen intensiven 
Betrieb überhaupt nicht zulassen “der einen solchen nach dem 
jeweiligen Stand der Betriebstechnik n“ch nicht ermöglichen, 
gleichwohl aber die betreffenden Wirthschaften von dem Steigen 
jener allgemeinen Wirthschaftskosten mitergiffen werden. der Rein- 
ertrag leicht auf ein Minimum sinken und die Besitzer der be- 
treffenden Güter in schwere Bedrängniss gerathen können, die 
dann. wie mancherorts in den rauhen. gebirgigen Lagen Deutsch- 
lands. Oesterreichs etc.. in zahlreichen Zwangsveräusserungen oder 
in Landbesitzverschleuderungen an ausserhalb der Landbevölkerung 
Stehende. die mit einer Verzinsung des Grundkapitals nicht zu 
rechnen brauchen. zu Tage tritt. Die vor sich gehenden Auf- 
forstungen ehemaliger Höfe in den süddeutschen Waldgebieten 
nach deren Tebergang in kapitalkräftigere Hände (Staat. Standes- 
herrschaften etc.) sind aus ähnlichen Ursachen zu erklären. deren 
Beseitigung zu den schwierigsten Problemen der Landwirthschafts- 
politik der Gegenwart gehört und noch am ehesten gelingt. wenn 
der ungenügende Ausfall der Bodenrente in industriellen Neben- 
beschäftigungen eine Deckung zu finden vermag'). 

Die mit dem Tebergang zu intensiveren Systemen verknüpfte Steigerung 
der Productionskosten hat Settegast in folgendem Schema zu verdeutlichen 
gesucht. wobei die angegebenen Zahlenwerthe selbstredend nur annähernde Richtig 


keit beanspruchen dürfen*.. Es entfallen danach auf den Neumorgen ı'/, Hektar) 
an Arbeits- und Kapitalaufwand für die 





“ 
j] 1; ungeschmälerte Weide- und Graswirth- 
Extensiver Betrieb schaften in urspränglicher Form 1— 3 
| 2: wilde Feldgraswirhschaften . . . - 6-12 
Mittlerer j 3) Körnerwirthschaften (einfache und ver- 
as besserte Dreifelderwirthschaft? . . - 15— 3 
tätsgrad | 4, Geregelte Feldgraswirthschah . \ I 
A ey 5) Fruchtwechselwirthschaft . . . . - s— 
Inteauiyer Betrieb I 6) Industrie- (freie) Wirthschaft . . . - 100-180 


810. Die Betriebs-Systeme unter dem Gesichtspunkt 
der Statik?°). 

Der Landwirthschaftsbetrieb kann nachhaltig nur dann auf be- 

friedigende Koherträgnisse rechnen. wenn dem Boden die mit der 


3) Vgl. bad. landw. Erhebungen, Bd. IV, S. 42 ff. und 58 ff. 

%) Settegast, a. a. O., Bd. II, S. 145. 

®) Vgl. zu diesem Abschnitt ausser der bereits angeführten Literatur noch 
weiter: J. Liebig, Die Chemie in ihrer Anwendung auf Agricultur und Physio- 
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ihnen in gelöster Form im Boden selbst (Ammoniak und Salpeter- 
säure) zugeführt werden, sei es in der Form der Verwesung oder 
Verfaulung organischer Substanz oder durch Zuführung besonderer 
stickstoffhaltiger Verbindungen. Von den mineralischen Nähr- 
stoffen sind manche, wie Kalk, Schwefelsäure, Kieselsäure, Thon, 
Eisen ete. meist überreichlich im Boden vorhanden und eines Ersatzes 
dieser Stoffe bedarf ‘es daher in der Regel nicht; wohl aber ist ein 
soleher betreffs jener geboten, die in verhältnissmässig geringen 
Mengen sich vorfinden, wie namentlich Phosphorsäure und für ge- 
wisse Böden auch Kali. Nun müssen aber nach dem jetzigen Stand 
des Wissens alle zum Aufbau der Pflanzen nothwendigen luft- 
förmigen und mineralischen Substanzen in ausreichendem Maasse 
zur Verfügung stehen, wenn die Pflanzen normal sich entwickeln 
sollen, während die Böden ihre Leistung versagen, wenn auch 
nur einer der Pflanzennährstoffe nicht oder in unzureichender 
Menge vorhanden ist. Man hat dies auch so ausgedrückt, dass 
die Production von Pflanzenmasse im gegebenen Falle nach der 
Menge des in relativ geringster Quantität im Boden 
enthaltenen Nährstoffs sich richtet und ein noch so grosser 
Veberschuss von anderen Nährstoffen bedeutungslos ist, da die 
Pflanze für denselben keine Verwendung hat (Gesetz des Mini- 
mums). 

Die Erhaltung des Gleichgewichts im Boden (der Boden- 
statik) zwischen der Entnahme von Bodennährstoffen durch 
die Jahresernten und dem Wiederersatz dieser Stoffe durch regel- 
mässige Düngung bildet daher ein wichtiges Gesetz des Landbaues; 
und die Thatsache des Rückgangs der Ernten auf lüngere Zeit 
in Cultur genommenen Böden ist eine so auffällige Erscheinung, dass 
die Erörterung der Mittel, die ursprüngliche Fruchtbarkeit zu er- 
halten, überall, wo einigermaassen intensiver Landbau betrieben 
wurde, schon frühzeitig (auch im Alterthum) den Gegenstand be- 
sonders eingehender Betrachtungen und daraus abgeleiteter Regeln 
gebildet hat. Die erhöhte Aufmerksamkeit, welche seit dem 
17, Jahrhundert in Europa dem Landbau zugewendet wurde, zeitigte 
von da ab eine reiche Literatur gerade über diesen Gegenstand, 
die man in ihrer zeitlichen Aufeinanderfolge in diejenige der Haus- 
väter (17. Jahrhundert), der Experimental-Oekonomen (zweite Hälfte 
des 18. Jahrhunderts) und der Rationellen (Anfang des 19. Jahr- 
hunderts) zerlegen kann und deren ältere Vertreter, wenn sie auch 
im Einzelnen auf Grund sorgfältiger Beobachtungen brauchbare 
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sind und das Kali in manchen Böden ebenfalls schwach, in anderen 
in einer nicht unmittelbar aufnehmbaren Form vertreten ist, so ist 
‚die Gefahr, dass bei einer andauernden Entnahme dieser Stoffe 
mit den Jahresernten der Boden allmählich an ihnen verarme, 
überall nahe gerückt. Diese Gefahr ist nur da ausgeschlossen oder 
doch sehr gemindert, wo ein Verkauf von Früchten und eine Ent- 
äusserung von Aschenbestandtheilen nicht oder nur wenig stattfindet, 
wie in den Weide- und Graswirthschaften, oder wo, wie in den garten- 
artig betriebenen Kleinwirthschaften die Sammlung der thierischen 
und menschlichen Auswurfstoffe zu Dingungszwecken in sorgfültigster 
Weise geschieht; sie ist am grössten, wo regelmässig der Haupt- 
bestandtheil der Ernte zum Verkauf gelangt, soweit nicht eine 
Umwandlung der Erzeugnisse in eine Form, welche die Aschen- 
bestandtheile dem Boden erhält, stattgefunden hat, wie etwa bei 
der Umwandlung von Kartoffeln in Spiritus, der Zuekerrüben in 
Zueker und die betreffende Fabrikationsrückstände im Wege der 
Verfüttermng an die Thiere dem Boden wieder zugeführt werden. 
Auch kann da, wo eine Wirthschaft über namhafte Wiesengründe 
verfügt, die Verarmung der dem Fruchtanbau gewidmeten Acker- 
felder zwar aufgehalten, niemals aber das statische Glei 

der Gesammtwirthschaftsfläche selbst behauptet werden, da, wie 
Settegast zutreffend hervorhebt, ein Haushalt dadurch nicht be- 
reichert wird, dass „man die Vorräthe aus Kellern und Kammern 
zusammenschleppt, um sie in einem Raum aufzuhäufen“. Je geringer 
der natürliche Reichthum an Wiesen und Weide ist, je mehr die 
Wirthschaften auf die Absatzerzeugung angewiesen sich sehen, um 
so rascher muss daher die Bodenverarmung zunehmen, wenn dem 
Gesotz der stofllichen Wiedererstattung volle Rücksicht nieht ge- 
tragen wird. 

en ee _ auf an Hektar enthält an Kohlenstoff beiliufig 2400 kg 
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statik spitzt sich nun dahin zu, u 
bei denen jede, auch die kleinste bäuerliche Wirthschaft für den 
Verkauf erzeugt, d. Iı. Aschenbestandtheile des Bodens in die Städte 
und damit nach dem jetzigen Stand der Fäkalfrage in der Regel 
unwiederbringlich ausführt, die Stoffersatzwirthschaft Petr 
bürgert habe oder ob die Raubbauwirthschaft noch 
Diese Frage darf für die grösseren und mittleren Güter 
meinen bejaht, für eine grosse Zahl der bäuerlichen Anwesen muss 
sie leider noch immer verneint werden). Namentlich sind es die 
ausgesprochenen Körner-, also die reinen und verbesserten Dreifelder- 
wirthschaften, die dem Gesetz des Stoffersatzes noch nicht in aus- 
teichenden Maasse gerecht werden; denn die Sammlung der thie- 
rischen Düngstoffe ist noch häufig eine sehr mangelhafte, massenhaft 
gehen durch ungenügende Einrichtungen der Düngerstätten werth- 
volle Dünger-Bestandtheile verloren, die Viehhaltung ist vielfach 
eine ungenügende und die Verwendung mineralischer Kunst- und 
sonstiger Hilfsdünger beginnt doch erst seit kurzer Zeit sich Balın 
zu brechen, In die äussere Erscheinung tritt diese Raubwirth- 
schaft als Folge eines chronischen Düngerdefieits durch die im Ver- 
gleich zu den Stoffersatzwirthschaften ungenügenden Ernten an 
Körnern (auf den Hektar bäuerlicher Wirthschaften 20—30 Centner, 
auf den rationell umgetriebenen Gütern, z. B. in Mitteldeutschland, 
50—80 Centner), woran freilich die mangelhafte Bodenbestellung 
und Saatgutauslese ebenfalls Schuld trägt”). Das „Janmmerbild“, 
en el Bad. Baer: sage, an an ET 10/11; Württemb. landw. 
1. Bd, 8, 25: am Lpthringen, Umnnchung, über di Tage & der Land- | 
wirtlschaft, 8. 25; Die Ländwirthschaft in Bayern, 8.188. agricole 
de la France 1882, S. 250. . 
a ee a 
Sorten, auf ine Ernte von 80 Centner % Hoktar rechnen wie rüber auf nice vuicha | 
von 40-540 Centuer.“ (Fühlings Landw. Zeitschr. von 1892, No. 1); ae dieses Ziel 
ist eben doch nur x. Z. auf den mittleren und grösseren kapitalkräftigen 
Wirthschaften erreicht. Die Worte Liebig's: „Der kleine 
dem Felde (ergänze: mit den Auswürfen des eigenen Haushalts) nahezu 
was er demselben nimmt, der grosse führt kunt und Fleisch den 
punkten des Verbrauchs zu und verliert darmım die Bedingungen ihrer 
Nach einer Reihe von Jahren ist dieses Land eine Einöde wie die 
“ (Chemische Briefe 47), waren schon für seine Zeit sehr anfechtbar, 
x heutzufsge, wo die mineralischen Hilfsdüngemitiel die menschlichen 
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Interesse, das (das Staatsganze an dem Wohlergehen der Land- 
bevölkerung sowie daran hat, dass die Bodencultur jederzeit den 
der allgemeinen volkswirthschaftlichen Entwicklung entsprechenden 
Intensitätsgrad aufweist, ferner in den Wechselwirkungen, welche 
zwischen Bodencultur, Wohlstand der Träger des landwirthschaft- 
lichen Gewerbes und allgemeiner Volkswohlfahrt erfahrungsgemäss 
sich geltend machen. Im Einzelnen ist auf DieminSZZZ 
punkte hinzuweisen: 

1. Ein Vorwärtsschreiten im Jandwirthschaftlichen 
Gewerbe hat von jeher sich langsam vollzogen, obwohl von Be- 
triebsgeheimnissen, wie in Gewerbe und Industrie, nieht gesprochen 
werden kann, da ja die technischen Vorgänge gewissermaassen im 
Freien sich abspielen und Jedermann vor Augen liegen. eh 
sachen für diese Erscheinung sind anzuführen: 

a) Gewisse psychologische Eigenthümlichkeiten 
der Landbevölkerung, die in der Eigenart ihres Gewerbes 
selber wurzeln. Der landwirthschaftliche Betrieb, selbst wenn die | 
Gegenstände der Erzeugung eine gewisse Mannichfaltigkeit ange- 
nommen haben, verläuft von Jahr zu Jahr in einer gewissen Regel- 
mässigkeit und Stetigkeit, die für den Landmann fast den Charakter 
des Gesetzmässigen annimmt und ihn jede Durchbrechung des 
eingelebten, geregelten Ganges der Wirthschaft als eine unliebsame 
Störung übörkommener Gewohnheiten und Rogeln empfinden lässt: | 
wie es der Vater und Grossvater gemacht, will es auch der Solm | 
halten. 





Hierzu kommt, dass die Abgeschlossenheit des Lebens, die Enge 
des Kreises, in dem er sich bewegt, das geringe Maass fachlicher Bil- 
dung, welches er sich anzueignen Gelegenheit hat, naturgemäss den 
geistigen Horizont des Bauern verengen und ihn unfähig machen, den 
Gründen und innersten Ursachen seines wirthschaftlichen Verfalls 
nachzuforschen; nur stark im passiven Ertragen von Ungemach fehlt 
ihm die Spannkraft zu activem Widerstand, und misstrauisch gegen 
Allos, was gogen die überlieferten Gewohnheiten verstösst, hält er an 
den ererbten Bräuchen und Lebensweisen mit zähem Sinn auch dann 
noch fest, wenn die Macht der Verhältnisse eins Aenderung im 
Sinne stärkerer Anspannung der Kräfte des Bodens durch rationelleren 
Betrieb gebieterisch heischen. Man weiss, dass kaum eine neues 
Culturpflanze, ohne dem zähesten Widerstand der bäuerlichen Be- 
völkerung zu begegnen, hat eingeführt werden können: der Kartoffel- 
bau, vielfach auch der Kleebau mussten polizeilich GEEWISLEISEE | 


Br 
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fach abgeschwächt. ohne indess gänzlich verloren gegangen zu sein. 
Mit ihm muss daher auch heute noch die Agrarpolitik rechnen, 
und wenn sie — zumal im Gebiet der Technik — die früher häufig 
angewandten Mittel des gewaltsamen Zwangs im Grundsatz ver- 
meidet. 50 vermag sie doch auch jetzt noch nicht durchweg ohne 
solche Maassregeln durchzukommen. wie die späteren Darlegungen 
über die Aufgaben im Gebiet der Landeskultur. der landw. Polizei 
etc. zeigen werden'). 


b) Mittellosigkeit der Landbevölkerung. Bei Allem 
ist sehr wohl zu beachten. dass jeder Culturfortschritt in der Regel 
nicht bloss ein Mehr der Bethätigung an persönlicher Arbeitskraft 
und wirthschaftlicher Einsicht. sondern auch die Aufwendung be- 
stimmter Geldmittel (Kapitalien) zur Voraussetzung hat und dass, 
wo letztere fehlen. auch die einsichtigste Agrarpolitik tauben 
Ohren predigen wird. Je mittelloser der Bauernstand. um so 
schwieriger fällt es. ihn auf Wege zu leiten. die ihn befähigen 
würden, dem von ihm bewirthschafteten Boden höhere Erträgnisse 
abzugewinnen. weil ohne bestimmte, wenn auch im gegebenen Fall 
kleine Vorauslagen jene Wege nicht gangbar sind. Der Ueber- 
gang von der Weidehaltung zur Stallfütterıng. von der reinen 
Brache zur besömmerten. die Verwendung besserer Bodengeräthe, 
die Anflanzung von Obstbäumen und vieles Andere könnte im ge- 
gebenen Falle die Erträgnisse des Bodens und damit die Wohl- 
standslage der Bebauer zu steigern sehr wohl geeignet sein, muss 
aber wegen der Unmöglichkeit der hierzu nöthigen Mittelbeschaffung 
gleichwohl häufig unterbleiben. Die in diesen Verhältnissen be- 
gründeten Schwierigkeiten wachsen in dem Maasse, je mehr die 
klein bäuerliche Bevölkerung überwiegt und in Staatswesen, wo 
diese den vorherrschenden Bestandtheil der grundbesitzenden 
Klassen bildet. erwachsen daher der obersten landwirthschaftlichen 
Staatsfürsorge besondere Aufgaben, die an Staaten oder Staatstheile 


’) Vgl. das bekannte Wort: „Wenn der Bauer nicht muss, rührt er weder 
Hand noch Fuss.“ Blumenlesen von Aussprüchen über bäuerliche Charaktereigen- 
schaften in €. J. Weber's „Demokritos“, Auswahl in 3 Bänden, Berlin, III. Bd. 
8.28 ff. Rau, a. a. O., 844 sagt ganz richtig: „Der Zustand der Landwirthschaft 
in einem Lande hängt grossentheils von den Regierungsmaassregeln ab, die ihr 
Schutz und Unterstützung gewähren, und die Erfahrung zeigt, dass nicht gerade 
die von der Natur am meisten gesegneten, sondern die am besten regierten 
Länder am schönsten angebaut sind“, wobei in der Note auf Portugal ver- 
wiesen wird, „wo ungeachtet eines höchst milden Klimas doch die eine Hälfte des 
Landes öde liegt, die andere nur schlechte Gemeinweiden enthält“. Ob dies auch 
heute noch zutrifft? 











ZT 
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Seit dieser Zeit in viel höherem Maasse als früher darauf ange- 
wiesen, für den Markt zu produeiren, d. I. die Erzeugnisse der 
Wirthschaft in Geld umzusetzen, befanden sich Tausende von Land- 
wirthen gleichwohl in einer ständigen Geldklemme, weil ihnen die 
Anschmiegung an die Bedürfnisse des Marktes nur schwer und 
theilweise, wegen der höheren Anforderungen an die Beschaffen- 
heit der Waare von Seiten der Abnehmer, wohl auch gar nicht 
gelang. Und in diesen denkbar schwierigen Uebergangsprocess 
setzte, wie erwähnt, zuerst langsam, dann aber mit immer rascheren 
Stössen, eine bis dahin unbekannt gewesene Wettbewerbung ent- 
legener Erzeugungsgebiete als neuer störender Factor verwirrend 
ein. Alle diese einer gedeihlichen Entfaltung des landwirthschaft- 
lichen Berufslebens feindlich sich in den Weg stellenden Homm- 
nisse haben daher den Aufgabebereich der Agrarpolitik der ein- 
zelnen Staaten sehr erheblich erweitert; und die besonderen Ursachen, 
welche diesen Hemmungen zu Grunde liegen, mussten Veran- 
lassung sein, früherhin weniger nöthige oder entbehrliche Veran- 
staltungen nunmehr ins Werk zu setzen. Die Agrarpolitik ist 
daher heutzutage — trotz der relativ hohen Stufe der Technik des 
landwirthschaftlichen Gewerbes im Vergleich zu früheren Zeiten 
— ein besonders wiehtiger Theil der allgemeinen Staatspolitik 
geworden und wird diese Wichtigkeit anscheinend noch für lange 
Zeit behaupten; denn es ist wohl zu beachten, dass gerade im 
Landvolk, seiner vorherrschenden Charaktereigenschaften willen, eine 
vorhandene Nothlage viel eher Muthlosigkeit als energisches Auf- 
raffen erzeugt und dass es desshalb verfehlt wäre, den anzustre- 
benden Heilungsprocess von der werkthätigen Selbsthilfe der Be- 
theiligten allein zu erwarten. 

2. Dasallgemeine staatliche Interesse an dem land- 
wirthschaftlichen Gewerbe ist zwar ganz vorwiegend auf die 
Bedeutung zurückzuführen, welche mit der wachsenden Bevölkerungs- 
zahl der ausreichenden Nahrungsmittelversorgung des Landes zu- 
kommt. Doch ist es nieht bloss dieses Produetionsinteresse, welches 
ein förderndes Eingreifen der Staatsgewalt in den Entwi 
der Landwirthschaft zum Zweck der Emporhebung derselben auf 
eine höhere Stufe der Technik rechtfertigt, sondern auch das In- 
teresse an dem Wohlergehen der Landberölkerung über- 
haupt, d.h. daran, dass diese letztere wirthschaftlich, social und 
politisch einen den übrigen Gliedern des Volkskörpers ebenbürtigen. 
Bestandtheil darstelle und nicht durch ökonomische Verküämmerung 
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wie vor unvermindert bestehen; jede Stadt weiss zu würdigen, was 
ein wirthschaftlich kräftiges Hinterland für sie und ihr 

liches Aufblähen bedeutet, und jeder städtische Gewerbe- und 
Handeltreibende ist sich der Einwirkungen einer Schwächung der 
Kaufkraft der Landbevölkerung, wie sie schon durch eine einzige 
weniger günstige Ernte herbeigeführt werden kann, sehr wohl 
bewusst. Diese günstige Wechselwirkung zwischen dem Wohlstand 
auf den Landorten und in den Städten kann daher ein fürderndes 
Eingreifen des Staats, selbst mit Aufwondung von allgemeinen 
Staatamitteln, auch vom Gesichtspunkt der städtischen Interessen 
aus, als wohlgerechfertigt, ja nöthig erscheinen lassen ®). 


d) Die Art dar Beschäftigung, welcher sich die Landbevölkerung 
hingiebt, und ihre gesammte Lebensweise ist sine der Gesundheit 
zuträglichere als diejenige, welche in den Städten naturnothwendig 
Platz greift; zumal die ärmere städtische Bevölkerung verfällt 
leicht in Folge der ungünstigen Einflüsse des fortgesetzten Arbeitens 
in geschlossenen Arbeitsräumen und des Wohnens in räumlich un- 
zulänglichen und sonst mangelhaft beschaffenen Wohnstätten dem 
körperlichen Siechthum, während auch der unbemitteltere Land- 
bewohner sich seine körperliche Kraft und Frische bei der regel- 
mässigen Beschäftigung in freier Luft zu erhalten vermag. Der 
körperlichen und häufig auch moralischen Degeneration eines Theils 
der städtischen Bevölkerung gegenüber bildet daher die Land- 
bevölkerung ein heilsames Gegengewicht und (die nachwachsende 


%, H. List (Die Theorie des nationalen Systems der politischen 
1877) beleuchtet umgekehrt die günstige Einwirl der 

N en er „Hrmölterung des Absatsgehietes für landw. Producte 
und dadurch herbeigeführte Preissteigerung und Rentenzunahme, sowie durch den 

wohlthätigen Einfluss des gesteigerten ee ee 
akkuigen) auf das fläche Land. „Die höchste Theilung der Geschäfte und die 
höchste Conföderstion der produetiven Krüfte bei der materiellen Pı 
der Agrieultur und Manufactur.... Eine Nation die bloss Agrienltur treil 
ein Individuum, dem in seiner materiellen Production ein Arm fehlt.“ So ne 
diese Sätze sind, 30 wird doch der Gedankengang der Schrift selbst, der auf hohe 
Schutzzölle für die Industrie bei völlig freier AR der el. 
nisse hinzielt („die Nationen sind um so mächtiger und je 
Ze en anellıen und je mehr sie ee Rebe in Snfübreu") 
PT in dieser Beziehung mit einsei' merenntil 
heute nicht olıne Wieders ER ee wobei freilich wohl zu beachten 
ist, dass List mit einer durch die nenzeitlichen Verkehrsinstrumente 
Massenüberschwemmung des europäischen Marktes mit Iandw. Erzeugnissen anderer 
Hm bei Abfassung seiner Schrift nieht rechnen konute, obwohl er in der Vor- 

der Umwälzung der Wirthschafts und Verkehrsverhältnisse durch das 

ak noch in den Windeln liegenden) Eisenbahntransportwesen alle Zeitgenossen 
an prophetischem Blick weit überragt hat. 
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Der hier gekennzeichnete Standpunkt ist also von den beiden 
Extremen: der volkswirthschaftlichen Omnipotenz des Staats 
auf der Grundlage einer eudämonistischen Bevormundung des ge- 
sammten wirthschaftlichen Lebens. welche dem 17. u. 13. Jahrhundert 
eigenthümlich ist. und dem Grundsatz ..der volkswirthschaftlichen 
Verwaltungslosigkeit” (von Stein).die ihre wissenschaftliche 
Begründung in der sog. Manchesterlehre findet. gleich weit ent- 
fernt. Er weist vielmehr dem Staat in der Ordnung auch der 
wirthschaftlichen Angelegenheiten eine maassvoll waltende Thätig- 
keit zu. und findet die Begründung für dieses wirthschaftliche 
Walten in der Erwägung. dass die Entwicklung des Ganzen durch 
das Maass der Entwicklung des Einzelnen gegeben sei" und dass 
demgemäss die Kraft der Gemeinschaft das Mittel abzugeben habe 
für die Entwicklung der wirthschaftlichen Einzelgebiete'). Für die 
grundsätzliche (Gestaltung der Agrarpolitik ist im 
Uebrigen Folgendes zu beachten: P 


1. Jede Staatsfürsorge auf wirthschaftlichem Gebiet muss auf 
alle Fälle von der (rundanschauung sich leiten lassen. dass Jeder 
Einzelne zunächst selber für die Folgen seines Thuns oder Unter- 
lassens verantwortlich bleibt. und dass daher jede Art des staat- 
lichen Eingreifens zu vermeiden ist, die das Gefühl der wirth- 
schaftlichen Selbstverantwortlichkeit schwächen oder gar 
aufheben müsste: weil jede hierauf abzielende Politik nicht in einem 
Staatswesen mit im Grundsatz freier wirtbschaftlicher Bewegung, 
sondern nur in einem socialistischen Zwangsstaat Raum hätte. Die 
Aufgabe der Agrarpolitik kann daher wie jede Politik auf dem Ge- 
biet des Erwerbslebens nicht die sein, dem Einzelnen eine auskömm- - 
liche Existenz zu gewährleisten, gleichviel welches Maass von 
persönlicher Arbeitskraft er aufbieten will and kann: wohl aber 
die, jedem Einzelnen die Möglichkeit der vollen wirthschaftlichen 
Bethätigung nach Maassgabe seiner Kräfte und Fähigkeiten inner- 
halb der bestehenden Rechts- und Sittenordnung zu eröffnen. Die 
Aufgabe der Agrarpolitik wird also vornehmlich darin bestehen, 
einmal gewisse Schranken und Hemmnisse, die einer von der 
jeweiligen Zeitlage geforderten Bewirthschaftungsweise entgegen- 
stehen und deren Ueberwältigung dem Einzelnen nicht gelingt, 
mit den Mitteln der Gesetzgebung und der Verwaltung aus 


’; Stein, a. a. 0., 11. Bd., S. 221 ff.; Settegast, I. Bd., S. 50 ff. 
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zu beobachten, die Stellung des Staats ihnen gegenüber für eine 
gegebene Zeit zu bestimmen und danach die praktischen Schluss- 

zu ziehen, ist zunächst Aufgabe der Btantspolitikräie 
Wissenschaft überschreitet aber sicher nicht die ihr gezogenen 
Grenzen, wenn sie ihrerseits ähnliche Betrachtungen anstellt und 
die danach gebildete Theorie zum Ausgangspunkt formulirter 
Forderungen für das wirthschaftspolitische Verhalten des Staats 
nimmt; wenn sie also über eine blosse Kritik des geltenden Wirth- 
schaftsrechtes hinaus zutreffendenfalls für eine den veränderten Ver- 
hältnissen anzupassende Fortbildung oder Umformung dieses 
Rechtseintritt. Je vielgestaltigerund verwiekelter die Beziehungen der 
wirthschaftlichen Interessenkreise unter einander werden, je stärkere 
Reibungen im Räderwerk der hier thätigen Kräfte sich fühlbar 
machen, um so mehr handelt die Wissenschaft als treue Dienerin 
des Staats, wenn sie rechtzeitig auf Hemmungen und Störungen 
und auf die Mittel der Abhilfe hinweist, also auch zu ihrem Theil 
bemüht ist, gegen einen otwa vorhandenen lähmenden Stillstand 
in.der wirthschaftlichen Gesotzgebung anzukämpfen oder vor einer 
bestimmten Richtung, die letztere einnimmt, ihre warnende Stimme 
zu erheben ?). 


6. Das Thätigkeitsgebiet der Agrarpolitik selber ist zweifacher 
Art: theils verdichtet es sich zu bestimmten Rechtsnormen, 
welche das Berufsleben der landwirthschaftlichen Bevölkerung 
unter sich und mit anderen Ständen regeln und beeinflussen, 
theils tritt es in Gestalt von fürdernden Einzelmaassnahmen und 


*) Die grniskiahehe ‚Richtigkeit der in diesem Buch festgehaltenen ideali- 
stischeu Methode Gegensatz zu der historisch -physii ; Methode 
Boscher's kann sieht sutreffender als mit den Worten Eisenhart’s (m “0% 
8. 234 #.) gezeichnet werden: „Rechtswissenschaft und Nationalökonomik haben 
Ban Hg sek u dem Gogübenen („Was ist und Nr a Ua Ge 
fhun, sondern... zugleich mit dem, was in ihm verwirklicht werden solk mit 
seiner Bestimmung oder Idee, die, insofern und insoweit sie noch nicht verwirklicht 
ist, ein Iiher Ahr waltendes Ideal‘ bleibt, das die allein: das u befühigte Wis 
zu erforschen und damit allerdings das Leben zu leiten hat . Wenn es über 
haupt die Aufgabe der Wissenschaft ist, das Verständnis des "vielverschlungenen 
Lebens durch eine berufsmüssige Forschung zu ermitteln, so schliesst sich ent 
bar daran die andere, lüsst sich von ihr gar wicht trennen und gehört mit 
Erkeuntuiss dieses Lebens, dasselbe auf seine Erfolge zu prüfen, beobachtete Lücken 
in der Conseguouz seines Entwicklungsganges bloss zu legen und vermöge dieser 
ihrer tieferen Erkenntuiss seinoe Wesens mit eigenen, aus demselben reger 
ara anszufüllen. Was Alles nichts Anderes heisst, als die Fi 
Lebens einleiten...“ Daher deun „die letzte Gestalt, welche die 
Wissenschaft in der historischen Schule gewonnen hat, |. doch in ihrer vor 
nehmen Able jeder tisch fortbildenden Tendenz 
erwiesen hat, als dereinst auf dem Boden ihrer juristischen Bewegen? 
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politik aus der „Erscheinungen Flucht“ bestimmte gemeinsame 
Züge fixiren und ein Gesammtbild zu gewinnen sich bemühen, 
welche keine charakteristischen Merkmale verloren gehen lässt, und 
weiterhin bestrebt sein, an den zu beobachtenden Ein- und Rück- 
wirkungen bestimmter Rechtsnormen und Einzelmaassnahmen auf 
die unter ähnlichen Verhältnissen wirthschaftenden Landbaukreise, 
einen Maassstab zu gewinnen für die Beurtheilung der Zulänglichkeit 
oder Unzulänglichkeit des im gegebenen Fall wirklich Erreichten. 


$ 14. Landwirthschaftliche Behördenorganisation. 


Zum Vollzug der Aufgaben der Agrarpolitik, als Ausfluss der 
obersten staatlichen Fürsorge für die bodenbesitzenden Klassen, 
bedarf es bestimmter Organe; dieses sind entweder die überhaupt 
für den Vollzug staatlicher Anordnungen bestehenden Behörden, 
also namentlich diejenigen der inneren Verwaltung, oder be- 
stimmte, im speciellen Dienst der Landwirthschaftsverwaltung 
stehende, für diesen Dienst besonders ausgebildete Funetionäre; 
und zwar scheidet sich gewöhnlich diese specielle Organisation des 
landwirthschaftlichen Behördenwesens in einen eulturtechnischen 
Zweig, dem die Lösung der Aufgaben auf dem Gebiet der Ent- 
und Bewässerungen und anderer Aufgaben der sog. Landescultur, 
namentlich auch im Bereich der Gemeinheitstheilungen und Feld- 
bereinigungen obliegt; und in jenen anderen Zweig, zu dem einer- 
seits das landwirthschaftliche Versuchswesen (mit seinen 
durch die Specialgebiete der Agrieulturchemie, Pflanzen- und 
Thierphysiologie bedingten weiteren Verästelungen), andererseits 
das landwirthschaftliche Wanderlehrthum, ausgeübt 
durch landwirthschaftliche Fachmänner und Veterinärtechniker, 
zählt, wobei die letzteren zugleich und zwar vorwiegend als Voll- 
zugsorgane für die zum Schutz der landwirthschaftlichen Hausthiere 
zu erlassenden besonderen Sicherheitsanordnungen als Seuchen- 
polizeibeamte dienen. 


Eine unenthehrliche Unterlage für eine erfolgreiche Thätigkeit 
der Landwirthschaftsverwaltung bildet weiterhin die Kenntniss der 
thatsächlichen Verhältnisse des landwirthschaftlichen Berufslebens 
in allen seinen Verzweigungen; denn nur auf Grund der erschöpfen-- 
den Einzelkenntniss des jeweiligen Zustandes des landwirthschaft- 
liehen Gewerbes und der in diesen Zuständen eintretenden Aende- 
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weise zur Durchführung gelangte „Erhebungen“ (Agrarenqueten), 
welche die tieferen Ursachen wahrgenommener Vebelstände auf- 
zudecken, je nachdem auch Vorschläge über die Mittel der Abhilfe 
entgegenzunehmen bestimmt sind, bilden daher ebenfalls einen 
wichtigen Hilfsapparat der Landwirthschaftsverwaltung. Zu ihrer 
Veranstaltung ist namentlich unter dem Eindruck der durch den 
transoceanischen Wettbewerb geschaffenen „Nothlage“ der euro- 
päischen Landwirthschaft geschritten worden und es haben die in 
den letzten Jahrzehnten in einzelnen Staaten (Preussen, Württemberg, 
Baden, Hessen, Elsass-Lothringen) sowie in ausserdeutschen Staaten 
(Frankreich, England und Italien) in bald mehr, bald minder um- 
fassender Weise herausgegebenen amtlichen Werke), vermöge des 
durch sie vermittelten besseren Einblicks in die den landwirth- 
schaftlichen Betrieb der europäischen Gegenwart beeinflussenden 
Faetoren, den Ausgangspunkt für eine Reihe landwirthschafts- 
politischer theoretischer Erörterungen und praktischer Maassnahmen 
gebildet, auf welche in den folgenden Kapiteln näher einzugehen 
sein wird, wenn auch nicht über alle diese schwebenden Fragen 
und die glücklichste Art ihrer Lösung jetzt schon ein abschliessen- 
des Urtheil sich gewinnen lässt. 

Neben dieser berufsmässigen Organisation des landwirth- 
schaftlichen Verwaltungsdienstes, die ihre leitende Spitze in Acker- 
bauministerien, in kleineren Staaten wohl auch in besonderen, 
gewöhnlich dem Ministerium des Innern beigegebenen Ab- 
theilungen hat, sind als freiwillige Mitarbeiter im Dienst der 
landwirthschaftliehen Verwaltung von Bedeutung auch die land- 
wirthschaftlicehen Vereine geworden. Ihrer vermittelnden, 
anregenden Thätigkeit ist, namentlich soweit es sich um Aufgaben 
im Bereich der Technik und Oekonomik handelt, das Vorwärts- 
schreiten der Landwirthschaft in diesem Jahrhundert in besonderem 
Maasse zu verdanken und in der Pflege des landwirthschaftlichen 
Vereinslebens und des aus demselben herausgewachsenen land- 
wirthschaftlichen Genossenschaftswesens erblickt daher 
die neuzeitliche Agrarpolitik eine besonders wichtige Aufgabe, 
Auch hat sich aus dieser Vereinsorganisation allmählich in den 
verschiedenen Staaten eine Art ständiger Interessenvertre- 
tung mit häufig amtlichem Charakter entwickelt, aus deren Schooss 
vielfach die fruchtbringendsten Anregungen für die leitenden 


?) Vgl. die Literaturübersicht im Ringang der „Einleitung“. 
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2. Anbauflächen von Brodgetreide insbesondere. 
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| IH. Viehstatistik. 


1. Viehstand (ohne Pferde) der europäischen Staaten in alı 
Zahlen (nach v. Jurascheck, a. a, O., 8. 187 M.): 

















. Datum der 
Zählung (2 2) | Rinder Schafe 
rechnung (B.) 





Deutsches Reich 2. 1883 | 15 786 764 
Russland mit Polen . 2.1888 27922667 
+ | B. Ende 1888 | 13377 368 

2. 1880 8 584.077 
2. 1884 5591 849) 
B. Juni 1889 | 6178821| 2 
B. 1889 
2. 1881 
B. 1887 





Fur 
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Schweine 476 Mill. M. Ben auf BOT en noch 
Maulthiere, Maulesel im W: eh’ von 900 M. (Juniheft ». St. d. D. R., 1884, 8. 
In Frankreich wurde (nach der Jrhebung vom DD. Non. 1008 1882) ein Gesammt- 
en ee RUE LE BerNee Fres. ermittelt, 
mit einem ee Productionswerth an Arbeit, D und Fleisch von rund 
7 Milliarden Fres.; Ge sn an ‚ Milch, Wolle, Eier, 
Honig und Wachs "wird anf 3,2 Milliarden Fros. veranschlagt. 
a Nordamerika (Vereinigten Staaten) wird (in dem Bericht des Ackerbau- 
ministers für 1891) Zahl und Werth der landwirthschaftlichen Hansthiere wie folgt 


sE 


Be 
»- - » 941802250 Doll. — 3955 569 450 M. 
Bandes“ Eu Be rein „= TOT „ 
Milchkühe 3463136411 .„ — 1454643300 


Das übrige Rindrich 6491 ) — ATOEETEI \ 
Schnfe .. 10867780, — 460B6 8 „ 
Schweine 2100100  — BER BILL 


Temamm 2434 573248 Doll. —1035%0760 u. 


IV. Grund- und Betriebskapital; Verschuldung 
und Tilgungsmöglichkeit. 


Ben befindet, wird zu 50 Milliarden M. annehmen 
können; in der weiteren Annahme, dass das gesammte Betrieb: (lebendes, 
todtes Inventar und umlaufendes) etwa 30°/, des italwı betrage"), 30 
würde das in der Laudwirthse Gesammtkapital einen Werth von 
6570 Milliarden M. darstellen, eine 2: 0 selbstredend auf welche Zu- 
verlässigkeit keinerlei Anspruch erhebt. Im Vergleich hierzu sei t, 


Frankreich der Werth dis Jandwirthach. Grand und Bodens saf yand BB 
liarden Fres. (68 Milliarden M.) geschätzt wurde (bei einem Durchsehnittswerth des 
ha von 2197 Fres.); in Belgien auf 6,8 Milliarden Fres. (bei einem Durchschnätts- 
wert des ha Ackerlandes von 4261 Fres.), 

Die thatsächliche Höhe der Verschuldung des land- 
wirthschaftlichen Grund und Bodens entzieht sich noch immer einer 
genauen Fesstellung; wollte man (mit Stöpel) annehmen, dass in 
Deutschland mit einer Gesammtschuldenlast von 20 Milliarden M. 
zu rechnen wäre, so müsste aus den Erträgnissen für Verzinsung 
eine ‚Jahressumme von 3000 Millionen M. und zur Tilgung (in 1%, 
Annuitäten) ein weiterer Betrag von 200 Millionen, im Ganzen 
eine Summe von 1 Milliarde M. jährlich vorweg entnommen werden; 
ob in den 80er Jahren, bei den gedrückten Preisen für Cerealien, 
dies durchweg möglich war, darf wohl bezweifelt werden. Für 
Baden darf der beleihbare Werth der Grundstücke auf rund 
1,7 Milliarden M., die hypothekarische Verschuldung auf (hoch 
gerechnet) 500—600 Mill. M. veranschlagt werden, welche zur 
Verzinsung und Tilgung jährlich rund 25 Mill. M. erfordert?). 


*) Handlmch der ges. Landwirthichaft, I. Bd., 8. 279. 
*) Der Durchschnittskaufwerth der landw, benutzten en ern 
Baden (im Ganzen rund 877000 ha), der für die Beleihung kan 
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würde einen Mehrertrag von 65 Millionen Liter im Werth von 
6—7 Millionen M. zur Folge haben. Nur auf diesem einen Ge- 
biet des Molkereiwesens lässt sich daher in einem kleinen 
Land wie Baden bei zielbewusstem Einwirken auf die Bevölkerung 
des flachen Landes eine Mehreinnahme von rund 18—20 Mil- 
lionen M. herbeiführen, d. h. eine Summe, die ausreichend erscheint, 
eine Schuld von 400 Millionen M., d. h. jedenfalls den grösseren 
Theil der gesammten jetzt vorhandenen Immobiliarschuld zu ver- 
zinsen und zu tilgen. Die vorausgegangenen Erörterungen 
über die Angemessenheit und Nothwendigkeit einer unausgesetzt 
arbeitenden landwirthschaftlichen Staatsfürsorge erhalten durch 
solche beispielsweise Zahlenangaben eine weitere Bestätigung; diese 
Zahlen lassen aber auch das deutlichst erkennen, dass neben den 
grossen Gebieten des Agrarrechts nicht am wenigsten auch die 
Gebiete der Technik und Oekonomie des landwirthschaftlichen 
Betriebs es sind, in deren sorgfältiger, nach praktischen Gesichts- 
punkten verfahrender Pflege ebenfalls wichtige Bedingungen für 
die Zukunftsentwicklung der Landbevölkerung gegeben sind. Einer 
nicht selten zu hörenden Meinung gegenüber, welche vermeint, 
mit einer anderweiten Ordnung des Agrarrechts allein (auf 
den Gebieten des Erb-, Credit- und Verschuldungsrechts, des Pacht- 
rechts, des Versicherungswesens, der Zoll- und Steuerpolitik) den 
Schwierigkeiten begegnen zu können, mit welchen am Ausgang 
des ‚Jahrhunderts die europäische Landwirthschaft zu ringen hat, 
ist es nicht überflüssig, schon an dieser Stelle zu betonen, dass, 
wie in allen Gewerbszweigen, 30 auch im landwirthschaftlichen 
Gewerbe, neben den rechtlichen Beziehungen und Verhältnissen, 
unter denen die Erwerbsarbeit sich vollzieht, doch auch Art, Gang 
und Richtung des landwirthschaftlichen Betriebs selbst, die Lage 
und Zukunft der Träger desselben maassgebend beeinflusst und 
dass daher den eigentlichen pfleglichen (betriebsfördern- 
den) Seiten der landwirthschaftlichen Staatsfürsorge eine ebensolche 
Bedeutung als dem agrarrechtlichen Theil der Staatsaufgabe 
beizumessen ist. 


Ef 
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Rügen, 1888; Herk.ner, Die irische EEE t. Nat. und N. F, 
ee XXI; Meitzen, Die irische Lan: che Gone 
Schmoller's Jahrb., Bd. ze Endlich ve yes ERZNERGE 
ee d. St-W, ;p, Buchenberger, P. Canw&s und Ch. 
Ibecik, in, Gonuer, v. Keussler) und 


Scharling, Fahl . 

Ablösung“ Mein gab's Worin = re ln ae 1880 

‚Glatxel, Seydel, G. Schenk: jer); ebenda 

get 9 een wissenschaftliche Vorkämpfer für die Grundent- 
tschland sind von den „Kameralisten* EaDEE Justi zu erwähnen, 


der „Vater der eudämonistischen Polizeiwissenschaft“, in seiner „Grundfeste zu 


der bestimmten 

eintritt (Patriotische Phantasien, TI, ® 321). e) In Betreif Ban ee 
historischen Theils ist namentlich auf die #. Werke und Aufsätze zu verweisen: 
Gothein ee re Schwarzwaldes und der Land- 
schaften, 1892; Derse a le ven am Ende des Mittelalters, 
in d. Westd. Zeitschr., Hanssen, Agrarhistorische A 
2 Bde., 1880 u. 1884; v. Inama- -Sternegg, Deutsche ey 


Derselbe, Die Ausbi der grossen Grundherrschaften in Deutschland während 
der Karolingerzeit, 1878. Lamprecht, Deutsches Werdheckafuiehen t im Mitiel- 
alter, 4 Bde. 1886; Ders., Die Entwicklung des deutschen, namentlich des rheinischen 
Bauernstandes während des Mittelalters, in der Westd, Zeitschr. für Geschichte und 


Kunst, Bd. VI; Derselbe, Das Schicksal des deutschen Bauernstandes bis zu den 
Unruhen des 15. und 16. Jahrh., in den Preuss. Jahrb. Bd. 56; Derselbe, 

Artikel „Bauer“, „Bauerngut* und „Grundbesitz“ im Handwörterb. der 

v. Maurer, Geichiehte der Frohnhöfe, der Bauernhöfe und der 

Deutschland, 4 ehe Meitzen, Der Boden und die landw. Verhältnisse 

des preuss. Staats nach dem Gebietsumfang vor 1868, 4 Bil, 1888,71 (wirtlschafe- 

historischer Theil im L Bd., 8. 343 #.). 


Abschnitt IL 


Die Entwieklungsstufen der bäuerlichen Unfreiheit und der 
äussere Verlauf der Ablösungsgesetzgebung. 


$ 16. Entstehung der Unfreiheit; die Unfreien im 
älteren deutschen Recht. 


Die geschichtliche Betrachtung zeigt, dass die persönliche 
Unfreiheit einzelner Bevölkerungsklassen wesentlich auf zweiHaupt- 
ursachen:; einmal auf die rohe Gewalt und das auf sie begründete. 
Recht des Stärkeren (Kriegsgefangenschaft, Unterwerfung der 
Landesbewohner, Menschenraub), sodann auf umgünstige wirth- 
schaftliche Lage (Verschuldung, Mangel an Erwerbsgelegenheit) 
zurückzuführen ist. In letzterem Fall kann die Begebung in ein Ver- 
hältniss der Unfreiheit theils ein erzwungenes sein  (strenges 


SIT —— 
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selbst in Deutschland als nützlich und nothwendig erachtet wurden 
(so von Beneckendorff in seiner Oekonomia forensis 1775/89). 

Den deutschen Volksstämmen war das Institut der Sclaverei 
ebenfalls sehr wohl bekannt, und nach den alten Stammrechten 
wird dieselbe nicht bloss durch die obenangegebenen Ursachen 
(Kriegsgefangensehaft, Zahlungsunfähigkeit, freiwillige Ergebung, 
Geburt von unfreien Eltern) begründet, sondern auch Heirath mit 
Unfreien, ja selbst „unfreie Luft“, d. h. einspruchsloser Aufenthalt 
an bloss von Unfreien bewohnten Orten während eines gewissen 
Zeitraums führen zur Kneehtschaft (servitus), und selbst Verknechtung 
zur Strafe wird erwähnt. Der in solcher Knechtschaft (Leib- 
eigenschaft) Befindliche wird als Sache behandelt, kann ver- 
kauft, verschenkt, selbst getödtet worden, igt zu unbedingter Dienst- 
leistung verpflichtet, erwirbt nichts für sich, sondern Alles für den 
Herrn und darf ohne Zustimmung des letzteren keine Ehe 
schliessen etc. — Dieses ältere, strenge Recht erfuhr indess mit 
dem Aufkommen des Christenthums mannichfache Milderungen; 
abgesehen davon, dass Freilassung aus der Leibeigenschaft als ein 
gottgefälliges Werk erschien und daher häufig gebt wurde, wurden 
unter dem Einfluss der Kirche die strengsten Folgen des Leib- 
eigenschaftsrechts abgeschwächt oder ganz beseitigt, insbesondere 
der Verkauf von Knechten (Leibeigenen) ausserhalb Landes oder 
an Heiden verboten (schon unter Karl M.), späterhin, was be- 
sonders wichtig war, die Veräusserung nur, wenn sie mit der Scholle 
selbst erfolgte, für statthaft erklärt; weiter die Unwiderruflichkeit 
des Eheconsenses und die Unauflöslichkeit der Ehe von Unfreien 
durchgesetzt und der Grundsatz, dass die Ehe mit Unfreien den 
Freien verknechte, beseitigt (9.—12. Jahrhundert), Auch im Ge- 


!) „Die Verhältnissmässigkeit der Bauernnahrungen mit unel ihnen re 
Diensten nebst der schuldigen Gestellung tüchtigen Gesindes und Gespannes . . . 
sind die wahren Grundsäulen einer vernünftigen und zweckmässigen tung . 

So viele Dienste, als ein Unterthan von seiner Nahrung, ohne dabei zu Grunde 
zu gehen, leisten kann, ist er der Herrschaft zu verrichten schuldig, dieses war 
der ie Grundantz der ersten Stifter des deutschen Banernstandes; und er 
muss auch anjetzt beobachtet werden, weil er in der Vernunft dem 
Naturrecht selber bi det ist.“ Welche unvorblümte und zugleich naive a 

eines tslosen Ausbeutungsrechts der herrschen: Klassen! 

Citat selbst ist Fraas, a. a. O., 8. 119, entnommen. Dass in einzelnen 
Culturstaaten die Sklaverei bis in die neuere Zeit sich erhalten konnte, (Nord- und 


Herrsche 
kührliche Unterstellung einer geistigen Inferiorität der Neger. Auf diese Institution 
näher einzugehen, liegt indess nicht im Aufgabebereich dieses Handbuchs. Vgl 
auch „Grundlegung“ a 


er 


L N 


———— 
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Auf diese Weise kam es, dass sehr bald in der äusserlichen 
Lage der Unfreien und der ehemals Freien in ihrem Verhältniss 
zu den Grundherren ein Unterschied kaum mehr wahrzunehmen 
war; die beiden Klassen verschmolzen vielmehr zu einem Stande 
halbfreier Bauern, „Grundholden“, die unterschiedslos unter 
dem einen, ursprünglich nur für die Unfreien bestimmten Hofrecht 
standen. Dieser Process nahm etwa im 8. Jahrhundert seinen 
Anfang, stelt ohne Zweifel auch im Zusammenhang „mit der 
massenhaften Verarmung, welche wir in der Karolingerzeit in 
der unteren Klasse freier Grundbesitzer finden“ (v. Inama- 
Sternegg), spielte sich nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in anderen Ländern ab, überall, wie erwähnt, mächtig gefördert 
durch den die damalige Culturwelt beherrschenden Gedanken des 
Lehenswesens, der in dem Satz: „nulle terre sans seigneur* seinen 
bezeichnenden Ausdruck erhielt, so dass schliesslich jeder Landbesitz, 
auch der der kleinen Leute, in der allumfassenden Lehensverfassung 
eingereiht und das Eigenthumsrecht am ganzen Grund und Boden 
in der Person des Königs als obersten Lehnsherm vereinigt 
erschien '). 


Die vorbeschriebene Entwicklung hatte indess, worauf schon 
der friedliche Verlauf, den sie nahm, hinweist, zunächst für die 





Standesherren, » sondern weit zerstreut durch viele Dörfer. Die Güter 
or Abtei Prüm =. B. reichten, in viele Hunderte von a ael 
ung bis zu dem holländischen Rheindelta und von 
Lahn bis Anger und Ronen. Für diesen Besitz galt es zur Knrolingerzeit eine in 
sich abgeschlossene Organisation aufzustellen. Sie konnte selbstverständlich nicht 

anf die Errichtung grosser Rittergüter hinauslaufen, sondern nur anf die 
gewisser Steuer- und Zinseinnahmestellen und die Ausbildung eines 
Transportwesens, um den Erlös der einzelnen Einnahmestellen an N: 
an den Sitz der Grundherrschaft zu schaffen. Zu diesem Zwecke bildete man überall, 
wo eine Anzahl von Hufen derselben Grundherrschaften in benachbarten Dörfern 
zusammenlagen, einen besonderen Verband dieser hörigen Hufen mit Se 
Bauernhofe im Hauptort als Mi ; und diesem Hanpthofe wurde ein 
grun. errlicher Beamter vorgesetzt, der Meier, welcher die Zinse aller vom Meier- 
hof ressortirenden Grundholden in Empfang nahm und für deren richtige Ablieferung 
an den Grundherrn sorgte. — Der erste Blick schon zeigt es: diese 
Verwaltung ist nicht so sehr mit unserm Rittergntsbetrieh, wie vielmehr mit 
unserer Steuerverwaltung zu vergleichen, nur dass die Stewern und Zinse nicht 
Geld, sondern in dem mannichfachsten Naturalproducten abgeliefert werden.“ 
(Lamprecht, in Preuss. Jahrbüchern, Bd. 56.) 


*) Bäuerliche Lehensgüter namentlich in Süddeutschland noch bis in die neueste 
Zeit vorkommend und erst im Gefolge der Ablösungsgesetzpebung beseitigt (siehe 
unten). Consequent durchgeführte Lehensverfassung bis in die jüngste Zeit auch in 
Japan; der Bauer des Daimio und seine ugabe (Grundsteuer) mit 

Charakter des Erbzinses behaflet. (M. Fesca, Beiträge zur Kenntuiss der 
japanischen Landwirthschaft.) 





 — 
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Gebiete, in welche unzählige deutsche Bauern des Nordens und 
Nordwestens im 13. und 14. Jahrhundert eolonisirend vordrangen, 
so auf slavischem Grund und Boden die ersten Keime zu einem 
neuen deutschen Staatswesen legend. Vielfach löste sich sogar, 
mit dem wachsenden Wohlstand der bäuerlichen Bevölkerung, das 
ehemalige Grundholdenthum in ein freieres Verhältniss (Pachtver- 
hältniss; Erb-, Vital-, Zeitpacht) um und die Besiedelung des 
Östens von Deutschlands erfolgte sogar vorwiegend in der Form 
der Landsiedelleihe, d. h. gegen Entrichtung eines Erbzinses und 
wobei diese so besiedelten Güter frei vererblich und veräusserlich 
waren. (Lamprecht) 


Anm. ee een = 
wenigstens den Kronbauern die Freiheit zurück: Aufhebung der 
gegen ana in eine Grun be in Frankreich schon unter IV. 

theilws u r lassung der Kronbauern unter Lud' a 
in Tralien Befreiung der Kron]) en durch Friedrich di am Schluss des 
34. Jahrhunderts ie Leibeigenschaft in Italien in Bern 
allmähliche Ablösung seit Anfang des 15. Jahrh in Zu ch 1525) in Eng 
land unter Elisabeth. (Vgl. die Augaben bei Roscher, 1. Bd., zu $ 73.) 

2) Nach Lamprecht hatte sich im Gebiet der Mosel uud des Mittelrheins der 
Werth des Grund und Bodens vom 10. bis zum 18. An versicbzehufacht. Es 
stellte sich der Preis eines Morgens Ackerland ohne grundhörige . 
das Jahr 800 auf 100 M., di n von 11—1200 auf {184 AL, von 1901. 

1671 M., von 1300-1350 auf 2110 M., von 1350-1400 auf’ 3086 M, Der Werk 
grundhi Hufen schwankte in dem Zeitraum von 800-1300 zwischen 100 M, 
und 40 M. „Wenden wir diese Thatsache auf die Lage der Grundholden und die 
Beurtheilung ihrer Belastung an, so heisst das: die Zinsbelastung der Grund- 
holden hatte sich vom 10. bis zum 18. Dre: um das Siebzehnfache ver- 
ringert — sie war wirthschaftlich gleich Null 

83) Bei dieser Entwicklung der Dinge kann es nicht Wunder nehmen, dass 
zeitgenössischen Urkunden füst überall den wachsenden Wohlstand der 
bäuerlichen Bevölkerung rühmen. In Pommern und Rügen, heisst es, Rn 
Bauern reich; sie tragen nur englisch und andre gut gewand, ja so 
chemals der adel und burger gethan haben“. In Westphalen, wird von Adeligen 
bemerkt, „bekommt ein Bauer schon mehr geliehen, als zehn von und zusammen 
oder thut Kapitalien aus, wie er will“. Von den elsässischen 
Wimpheli „Durch Reichtbum sind die Bauern in unserer und in 
manchen "Theilen Deutschlands üppig und übermüthig geworden. Ich kenme Bauern, 
die bei der Hochzeit von Söhnen oder Töchtern oder bei Kindtaufen so viel Auf- 
wand machen, dass man dafür ein Haus und ein Ackergütchen nebst einem kleinen 
Weinberg kaufen könnte.“ Ueber die Küärnthner Bauern heisst es aus dem Ji 
1478: „sie trugen bessere kleider und trinken bessere weine, denn ire Herren’, 
Dieser Wohlstand wirkte auch auf die Lage des Gesindes und der Tagelöhner 
KH, in. wohlfeilen Jahren konnte sich ein solcher für seinen Lohn wohl 
„ 


il 
Am 


ein Pfund Fleisch oder sieben Eier, ein Viertel Erbsen, ein Manss Wein 

das nöthige Brod dazu erschaffen und erül doch noch die Hälfte der 

Eimahme für Wohanng. a und ee ürfnisse‘. (J. Janssen, Ge 
schichte des deutschen Volks, I, 


818. Fortsetzung; Besiegelung der Unfreiheit. 


—— 


$18. Fortsetzung; Bosiogelung der Unfreiheit, 93 

im 15. Jahrhundert ein, wobei Dreierlei einwirkte: 1. Der 
ökonomische Verfall der Angehörigen des grossen und 
kleinen Grundadels, die mit den alten Zinsungen den üppiger ge- 
wordenen Lebensaufwand und die ihnen alsKronvasallen obliegenden 
Pflichten nicht mehr zu bestreiten vermochten und nunmehr eine 
‚ derselben mit allen Mitteln versuchten; 2. ein all- 
mähliches Sinken der Produetenpreise im 15. Jahrlı., deren 
Ursache theils in den ausgleichenden Wirkungen des Handels, 
vielleicht auch in einer gewissen Ueberproduction zu suchen ist und 
deren Folgen durch die in jener Zeit wahrnehmbars Zunahme der 
Verschuldung der Bauern gegenüber den städtischen geldkapita- 
listischen Kreisen wesentlich verschärft wurden; 3. das seit dem 
14. Jahrluundert erfolgte Eindringen des römischen Rechts, 
in dessen Gefolge mit den Hofrechten und Hofgerichten (Bauern- 
gerichten) aufgeräumt wurde, an deren Stelle allgemach wesentlich 
von polizeilichen Gesichtspunkten dictirte, d. h. den Bauern 
ungünstige Landesrechte und gleichzeitig grundherrliche (Patri- 
monial-)Gerichte traten, bei deren Inhabern eine unbefangene Wär- 
ung bäuerlicher Beschwerden nicht vorauszusetzen war, während 
bei der politischen Ohnmacht und Schwäche der königlichen Gewalt 
und der Nachsicht der Territorialherrschaften gegenüber selbst 
maasslosen Uebergriffon in die alten Bauernrechte, Klagen der 
Bauernschaft über unbilligen Druck wirkungslos verhallten. Besonders 
folgenschwer für die nachmalige Entwicklung erwies sich dabei 
das Unvermögen der in dem reeipirten römischen Recht aufge- 
wachsenen Juristen, die rechtliche Natur der Grundholdenschaft der 
ehemals freien Bauern richtig zu erfassen; indem man die bäuer- 
lichen Besitzrechte in die überlieferten römisch -rechtlichen Be- 
griffsschablonen einzwängte, gelangte man dazu, in ihnen — und 
das war noch der günstigste Fall — ein emphyteutisches, in an- 
deren Fällen ein reines Zeitpachtverhältniss zu erblieken, eine Be- 
, die für das massenhafte „Legen“ der Bauernhöfe während 

des 16. und 17. Jahrhunderts in einem grossen Theil Norddeutsch- 
lands, sowie in Dänemark den erwünschten Rechtsboden schuf, 
in Schottland und Irland die Bauern zu Zeitpächtern ihrer Ulan- 
herabdrückte und im Uebrigen dazu führte, die ehe- 

malige Grundherrlichkeit über die Insassen einer Dorfgemarkung 
als eine Grundherrschaft über das Gemarkungsterritorium selber 
anzusehen. Ein ähnlich mangelhaftes Rechtsverständniss griff gegen- 
über dem Markland: Weide- und Wald, Platz; auch es wurde als 


u 


el 
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Eigenthum des Grundherrn und bezw. des Landesherrn, wo diesem | 
die Markherrlichkeit unmittelbar zustand, in Anspruch genommen, 
in Verbindung damit das Fischerei- und Jagdrecht, letzteres’ unter 


herrschaftlichem Grund behandelt und willkürlichst 

Die Klagen und Beschwerden der auf ihre alten Rechte sich he- 
rufenden Bauern erschienen als Unbotmässigkeiten gegen die 
geltende Rechtsordnung und hatten statt Abstellung von Miss- 
ständen meist erneuten Druck und Gewaltthat zur Folge. 


Manche Landrechte gestanden nur solchen Bauern Erbrecht am Hofe zu, die 
einen urkundlichen Beweis dafür erbringen können, so das Bayrische D Land- 
recht von 1518 in Botreff der herrschafilichen Bauern (vgl. Tl 
& 108). — Für die an dem römischen Recht gebildeten Juristen war s Gewchzbetent 


Recht ein „rohes und häurisches*, dessen „böse een a 
nach Möglichkeit beseitigt werden mussten. Berufsstand*, 
Gierke, „dessen Vorstellungsweise dem ae regen fremd blieb, wie ihm 


die forilebende Yorsellungsweise des Volkes, im ee ee 
eroberte langsam Gerichte, und V: er“ 
N ia ein a a 


geübre Drück mug "übrigens schon früher vielfach versucht worden sein, wie die 
orte in Vridankes Bescheidenheit (13. Jahrhundert) bezeugen: 


Die vürsten twingent mit Gewalt 
velt, steine, wazzer unde walt; 
darzuo wilte unde zam; 

sio tasten lufte gerne alzam ; 

der muos uns noch gemeine sin. 
möhtens uns de xune schlu 
verbieten, wint unde regen, 

man muste zins mit golde wegen. — 


In England konnte jene tiefe Herabdrückung der Bauern, wie namentlich 

& Deutschland und Frankreich, nicht Platz loan weil über die in die eourt roll 

en Leistungen des Grundholden bei vorkommenden Streiti; 

He‘ villain das Königliche Gericht entschied (v. Stein, Innere Verwaltungs 
lehre, 1868, 7. Theil, 8. 144). 


Für Süddeutschland war nach Gothein die Ausschliessung von der Rechts 
bildung in Folge Reception des römischen Rechts das grüssere Uebel, die wirth- 
schaftliche Ne) das geringere; in diesem Theil Deutschlands 
habe der römische Eigenthumsbegriff den Banerlichen & Grundbesits nicht ei 
Fülle von Bauernlegung, wie im Osten, „wo der Junker noch Landwirkh war 
wo diesem römische Rech en 
Ackergut auf Kosten seiner Unterthanen zu vergrössern“, a ne 
EEE in Westdeutsche Zeitschrift, Jahrgang IV, $. 12.) Dass übrigens n 

s länderweise (2 B. in Hannover — Lüneburg) gerade ee 
Be Auffassung dazu beigetragen habe, dem Bauernstand ein besseres 


& | al 


il 
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bäuerlichen Lasten auf ihr durch Herkommen oder Vertrag 
bestimmtes Maass; Wegfall des Todtfallrechts (Mortuariums), Ab- 
schafung der willkührlichen Geldbussen bei der gutsherrlichen 
Rechtspflege; Rückgabe der Gemeindewaldungen; Antheil der 
Bauern an der gemeinen Mark, an Wald und Wasser, Wild und 
Fisch, getreue Verwendung des Zehnten zu wirklich lich: 
Zwecken“ war die Bauernschaft am Ende dieser 

(Anfang des 18. Jahrhunderts) weiter als je entfernt: Und es 
versanken die Angehörigen des Bauernstandes unter dem Druck, 
mit dem ein hartes Recht und die oft willkürliche Handhabung 
desselben auf ihnen lastete, in einen Zustand sittlicher Stumpfheit 
und wirthschaftlicher Verkommenheit, dem sie erst in diesem Jahr- 
hundert, als eine grossartige Gesetzgebung zu ihren Gunsten ein- 
setzte, allmählich wieder entrissen worden sind. 


Aum. 1) Auf den Zusammenhang, in welchem die Verschlech‘ terug De ae 
ee en eb 
des rationelleren Betriebs, der eine bessere SE der Mag der home 
Streubesitzes wünschenswerth erscheinen liess, sowie mit der der 
ee 7 2 
steht, RER und Fuchs hin; nur sollte man nicht, wie EHEN 


zutreffend hi mit Fuchs in och di Moglehkan „eine geschich: 
IOLERIFRNAIERBIT. erblieken, da doch die einer 7 
der Baterngüter zu höherer Wirthschaftsführung, wie sie ja auch 


getreten ist, nicht ernsthaft in Frage gestellt werden ah und da doch 
weis erst noch zu erbringen wäre, dass thatsächlich „die von Gutsherren 
sogenen Bauernländereien wirklich einer besseren Bewirthschaftung ee 


2) In Mecklenburg wurde die Entsetzbarkeit der Banern 1621 förmlich 
kannt; und während es 1 auf ritterschaftlichem Boden noch 12 000 Bauern ga 
m. 1704 wur noch 1968. Gegen das von der Ritterschaft in diesom Lande in An- 

genommene Recht des „Legens“ haben die Landesherren 
ap ge versucht. Das Ein; ee er von 1756 
Br konnten, war das erbot derLegung ganzer Bauerdöfer ohne r 
des Landesherrn, Trotzdem waren allein von 1756 bis 1788 etwa 49 Dörfer nieder- 
gelegt, weil die Ritterschaft den Vergleich so auszulegen suchte, als wenn mur für 
den Fall, dass „Verarmung und Verminderung der Unterthanen* daraus 
das Da der Dorfschaften verboten sei (Beschwerde der Ritterschaft an den 
gegen den Landesfürsien vom April 1782, siehe H. Paasche in Bäuerliche 
in Deutschland, II, 349); und noch von 1794 ab sind in den folgenden 
in dem ritterschaftlichen Aemtern von Mecklenburg-Schwerin die ee 
1968 auf 1424 zusammengeschmolzen. Angesichts solcher Vorgänge schreibt za 
mit Unrecht der Freiherr v. Stein: „Die Wohnung Hes mecklenburgischen Edel- 
mannes, der seine Bauern legt, statt ihren Zustand zu verbessern, kommt mir vor, 
wie die Höhle eines Raubthiers, das Alles um sich verödet und sich mit der Stille 
des Grabes umgiebt (Pertz, Stein’s Leben, I, S. 192). — In Pommern stellte die 
Bauernorduung won 1616 Leibeigenschaft, ungemessene Frohnden und Nichterblich- 
keit der Hute ala auf; in Folge dessen massenhafte Einziehung der Bauern- 
glter durch den Adel, während Domanium, Städte, Kirchen etc. die Bauern in Zeit- 
pächter umwandelten. — In derneumärkischen reridirten Bauernordn: 
ausreissende Unterthanen, die nicht auf Erfordern 
ewigem Kerker und selbst Todesstrufs bedroht. — In Dänemark per 
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„feudalen* Lasten abzielte, ihren Abschluss aber erst in der Mitte 
dieses Jahrhunderts fand, darf in ihrer Entstehung theils auf wirth- 
schaftliche und politische Erwägungen, theils auf solche 
mehr philanthropischer Art zurückgeführt werden; unterstützt 
wurde sie durch die Erstarkung der Regierungsgewaltin den einzelnen 
europäischen Staatswesen im 17. Jahrhundert gegenüber dem ein- 
gesessenen Grundadel, durch das mehr und mehr zur Geltung 
kommende absolute Königsthum und weiterhin durch die Macht 
der öffentliehen Meinung, die zunächst in der Literatur, in diesem 
Jahrhundert vor allem auch in den Parlamenten zu Gunsten der 
Befreiung des Bauernstandes aus unwürdigen Fesseln nachdrück- 
lich ihre Stimme geltend zu machen wusste. Im Einzelnen ist zu 
bemerken: 

1. Die erzwungene Arbeit steht regelmässig der freien 
Arbeit im Leistungseffeet nach, weil weder eigener Vortheil, noch 
Ehr- oder Pflichtgefühl auf den unfreien Arbeiter bestimmend ein- 
wirkt, sondern höchstens Furcht vor Strafe. Die ausgesprochene 
Sklavenarbeit kann daher nur da dauernd genügen, wo das Maass 
der Anforderungen an die Arbeitskraft des Sklaven entweder ein 
bescheidenes bleibt, wie in unentwickelteren Verhältnissen bei dünner 
Bevölkerung und mehr extensiver Bodenbestellung, oder wo die 
allgemeinen Rechts- und Sittenzustände eine rücksichtslose Aus 
übung des Bestrafungsrechts gegenüber den säumigen Sklaven 
zulassen. Je höhere Anforderungen an die Production nach Menge 
und Qualität gestellt werden, je weniger ferner mit der 
Volksanschauung die Anwendung harter Strafmittel im 
steht, um so mehr wird eine Tendenz zur Milderung des Zustandes 
der Unfreiheit sich geltend machen, wofür der Uebergang der älteren 
Sklaverei in das Institut des Colonats und der 
strengsten Form der Unfreiheit (der Leibeigenschaft) in die Form 
der arbeits- und zinspflichtigen Hörigkeit (siehe oben $ 16) bezeieh- 
nende Beispiele liefern; d. h. diejenige Form der Unfreiheit wird 


bei vorwärtsschreitender Cultur mit der Zeit Geltung erlangen, welche 


wirthschaftlich für den Herrn die vortheilhaftere erscheint, indem 
sie neben oder statt der blossen Furcht mit Erfolg auch andere 
Motive zur Arbeit (eigenen Vortheil ete.) in dem Unfreien wachruft 
und desshalb die unfreie, erzwunge Arbeit leistungs- und verwen- 
dungsfähiger macht. Schliesslich aber kommt ein Punkt der wirth- 
schaftlichen Entwickelung, wo jede Form erzwungener Arbeit als 
unvereinbar mit dem Productionsinteresse, nicht bloss der ganzen 
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Verhältnisse schon aus allgemein fisealischen Rücksichten das Ziel 
‚einer klugen Staatspolitik. (Vgl. den bekannten Ausspruch von 
Quesnay: „pauvre paysan, pauvre royaume; pauvre royaume, pauvre 
roi.*) Je grösser die Anforderungen an die allgemeine Steuerkraft 
des Landes wurden, um so schärfer musste sich ein Interessen- 
gegensatz ausbilden zwischen den Landesherrschaften, denen die 
Erhaltung eines leistungsfähigen (‚eontribuablen“) Bauernstandes 
am Herzen lag und zwischen der diese Leistungsfähigkeit beein- 
trächtigenden gutsherrlichen Verfassung. Namentlich musste unter 
diesem Gesichtspunkt das „Legen“ der Bauernhöfe, insofern es 
Objeete der allgemeinen Staatsbesteuerung verschwinden machte, 
ebenso nachtheilig erscheinen wie die willkürliche Steigerung der 
hergebrachten Lasten und schon die Staatspolitik des absoluten 
Königtlums von Gottes Gnaden äusserte sich mehrfach in Ver- 
boten des Legens, in Geboten der Wiederhesetzung erledigter Bauern- 
höfe und der Zurückführung der Lasten auf ein bestimmtes Maas, 
obschon es das ganze 18. Jahrhundert hindurch, von Frankreich 
abgesehen, meist bei vereinzelten Anläufen verblieb und eine durch- 
greifendo Ordnung erst in diesem Jahrhundert in. Angriff genommen 
wurde). 

3. Verstärkt wurden solche Erwägungen durch die nahe liegende 
Betrachtung, dass der ehemalige Reehtsgrund der bäuerlichen 
Belastung gegenüber den Grundherren im Lauf der Zeit nicht bloss 
aus dem Gedächtniss der Lebenden verschwunden war und daher 
lediglich als bitteres Unrecht empfunden wurde, sondern dass es 
überhaupt an einer vernünftigen Begründung des grundherrlichen 
Verhältnisses mit der Zeit überall fehlte, da ja das Schutzbedürfniss 
der kleinen Leute mit der Schaffung geordneter Rechtsverhältnisse 
nunmehr in den staatlichen Sichorheitsorganen und in dor Rechts- 
organisation des Staats selber seine Befriedigung fand; da ferner die 
neuere Ordnung des Heerwesens den Bauernstand ebenso zum 
Waffendienst verpflichtete, wie jeden anderen Staatsangehörigen. 
Ganz abgesehen davon, dass der Fortbestand von U: 
verhältnissen einer Beyölkerungsklasse unter die andere woder mit 
dem modernen Staatsgedanken noch mit den eifersüchtigen 





') 80 wurde beispielsweise die Verpflichtung der Gntsherren zur Wiederbesetzung 
Höfe in Osnabrück und Braunschweig-Lüneb ‚schon 
durch Verordnungen aus dem 17. Jahrhundert ausgesprochen Merher si ah 
die ae ne Friedrich d. Gr. (1764, die während Pe 
wordenen Jahresfrist wieder zu besetzen bei 1000 Thlr, wre 
Hof, SO Te Wei Kossntengütern. (Nach Roscher, II, Anm. 8 zu $ 108.) 





festhaltenden bevorrechteten 
Theil auf das Misstrauen der Landbevölkerung | ‚selber; 
als Friedrich IL. in Oberschlesien den unerblichen Besitz in erb- 
liehen, ja selbst in Bigenthum zu verwandeln plante, die Bauern 
vielfach die Umwandlung ablehnten, weil sie die Steuervertretung 
und die Beihilfe der Gutsherren nicht verlieren wollten (Knapp). 


Aumerkung1. Als Vertreter der von. 
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des Defreiungswerks 18. dürfen Friedrich IL, J« 
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Fesseln anlegte, Wurde doch noch im Jahre 1810, wie Fuchs für Pommern 

durch die Schwedische Bo Gesetz das den 


zu entziehen; das allen unverheiratheten Manns- und Wei yeiten 
dis Arbeit im Tagslohn verbietet und die Verdingung als vorschreibt 
endlieh der hü, n Bevölkerung verbietet, mehr von ihren 
15 Jahre, als sie selbst zum Dienste brauchen, bei sich im Dienste zu 


Gh Dee re Kühe 3 rnhertunge et; r 
'reussen er] rauen 
durch das denkwürdige Edict Friedrich Wilhelm’s III. vom 9. October 
den erleichterten Besitz und den freien Gebrauch des Grundeigenthums sowie 
dio persönlichen Verhältnisse der Landbewohner, welche Staatsacte in der 
des tiefsten politischen Nied: mit kühnem Griff? die alten Fesseln 
heit s und mit der irthschaftic haftlichen VRR des ER 
ebung zu politischer Grösse und Macht von Neuen anbahnte. 
Minister vom Stein erlassene Edict bringt die der ee 
‚Vegenden Gedanken in treifender Weise wie folgt zum Ausdruck. Da 
*, heisst es, „dass es ebensowohl den unerlässlichen lichen, Forderungen der Ge 
als den Grundsätzen einer wohlgeordneten Staatswirthschaft gemäss sei, 

Alles zu entfernen, was den Einzelnen bisher hinderte, den Te 
den er nach dem Mausse seiner Kräfte zu erreichen fühig war, Wir haben ferner 
erwogen, dass die vorhandenen Beschrünkungen theils im Besitze und Gemusse des 
Gründeigenthums, theilx in den persönlichen Verhältnissen des Landarbeiters 
wohlwollenden Absicht vorzüglich entgegen wirken und der Keen 
Cultur eiye grosse Kraft seiner Thätigkeit entziehen, jene, indem sie dem 
Werth des Grundeigenthums und den Credit des Grundbesitzers einen ann 
lichen Einfluss haben, diese, indem sie den Werth der Arbeit re 
wollen daher beides auf diejenigen Schranken zurückführen, welche das 
an nöthig macht, und verordnen daher; Jeder Einwohner unserer 

Einsch! in Beziehung auf den Staat zum Anlchen nd Find, 
besitz Free Grundstücke aller Art a an Edelmann also zum 
Besitze nicht bloss ndeliger, sondern auch unndeliger, aan ee 
Güter aller Art und der Bürger und Bauer zum Besitze nicht 
bäuerlicher und anderer unadeliger, sondern auch adeliger Grin a 
Martinitage 1810 hört alle Gutsunterthänigkeit in unseren sünmtlichen Staaten 
nach diesem Tage giebt es nur freie Leute, bei denen aber, wie sich von I 
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verbundene Herrschaftsstellung mehr anerkennt, beginnt, Der 
wirthschaftlichen Freilieit gesellt sich die politische Gleichheit 
aller zu, und mit der Beseitigung der Grundherrlichkeit und ihres 
vornehmsten Inhalts: der Gerichtshoheit über die ee 
wurde die Grundlage für ein selbstständiges Gemeindeleben, d. h. 
für eine auf dem Prineip der Autonomie Gemeinde- 
verfassung und für die Entwickelung der Selbstverwaltung im 
staatlichen Organismus überhaupt gewonnen’). 


Das Recht des Stauts zum Eingreifen in den Kampf zwischen 
der alten und neuen Ordnung ergiebt sich aus dem obersten Wahr- 
spruch aller Staatspolitik: salus rei publicae suprema lex. Wenn 
der Staat die Quelle des Inhalts aller Rechtsbildung und das 
Staatswohl die erste Voraussetzung des Wohls Aller ist, s0 darf der 
Staat im Namen dieses öffentlichen Wohls auch wohlerworbene 
Rechte aufheben, sofern immer diese Aufhebung als die unabweisbar 
gewordene Bedingung der allgemeinen Entwieklung sich darstellt 
(v. Stein)®). Dieser Grundsatz, dass das wahre Bedürfnis des 
Staats, die necessitas imperii, die Aufhebung von Privatrechten 
(„Entwährung‘) rechtfertige, hat sich freilich erst spät durch- 
gerungen und seine Richtigkeit wird dadurch nicht erschüttert, 
dass es die Französische Revolution war, welche ihm erstmals in 
radicaler Weise zum Siege verhalf. Jenes Recht des Staats schliesst 
aber auch eine Pflicht ein: diejenigen, welche aus Rücksichten der 
allgemeinen Wohlfahrt wohlerworbene Rechte hingehen müssen, für 
die darin liegende Vermögensschmälerung schadlos zu halten. Der 
staatsrechtlichen Pflicht zur Hingabe von Rechten steht daher der 
Anspruch auf Entschädigung zur Seite, soweit jene Rechte 
überhaupt einen wirthschaftlichen Inhalt haben, und jede entschä- 
digungslose Entziehung solcher Rechte zu Gunsten einer Bevölke- 
rungsklasse auf Kosten einer anderen, wie in Frankreich geschehen, 
würde daher einen Rechtsbruch bedeuten, der unter keinen Umstän- 
den gutgeheissen werden kann. Anders, wenn den aufzuhebenden 
Rechten ein wirthschaftlich fassbarer Werth überhaupt nicht inne- 
wohnt; und mit Fug und Grund hat man daher solche Rechte, 
welche mit dem Grundsatz der staatsbürgerliehen Gleichheit Aller 
oder mit den geläuterten Anschauungen der Staatshoheit oder des 





„ L. v. Stein, Innere Verwaltungslehre, 1868, VIL, 8. ie 
') Siehe hierüber auch A. Wagner, en 8369 
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mit dem Zehnfachen, Ges. v. 28. Dec. 1831). Uebrigens wirkten auf 
die Normirung des Entschädigungsfusses auch politische Beweggründe 
mit, und im Allgemeinen sind desshalb die späteren, durch > 
Bewegungen der Jahre 1830 und 1848 gezeitigten Ablösungsgesetz 
den Berechtigten weniger günstig geworden als die in. wien 
Zeiten erlassenen. Ziemlich regelmässig statuirte man für 
Last den Ablösungsmodus verschieden, nämlich höher oder niedriger, 
je nachdem der Pfliehtige oder Berechtigte kündigte, i 
wo letzteres vorlag, von der Annahme ausging, dass die & 
im besonderen Interesse der Gutsherrschaft liege und desshalb diese 
auch mit einer mässigeren Entschädigung sich zufrieden geben 
dürfe. (Baden: Die Ablösung der Gülten und Zinsen 
mit. dem 18 fachen Betrag, falls der Pflichtige, mit dem 9bis Löfachen 
Betrag, falls der Berechtigte kündigte. Ges. v. 5. Oct. 1820)9). 

In Bezug anf die Art der Umwandlung und der schliess- 
lichen Ablösung der Last ist dabei noch folgendes zu beachten: 

aa) Die Ablösung durch Hingabe eines Geldkapitals dar 
zwar als die einfachste und rascheste Loskaufsart bezeichnet werden; 
sie liegt aber zweifelsohne mehr im Interesse des Berechtigten, der 
sofort den vollen Gegenworth für die aufgegebenen 
empfängt, als in dem der Verpflichteten, für welche sie, wenn sie 
nicht im Besitz von Baarkapitalien sind, wegen der nötligen In- 
anspruchnahme des Uredits, leicht verhängnissvoll werden kann. 
Meist ist desshall die Wahl zwischen der Kapitalabfindung oder 
der Ablösung in Rentenform von dem Uebereinkommen der Parteien 
abhängig gemacht worden. (So im preuss. Kdiet vom 14. Sept. 
1811.) Wird aber die Kapitalabfindung durch Gesetz vorgeschrieben 
(wie der Regel nach in Baden geschehen), so bedarf es, wenn 
einigermaassen erhebliche Ablösungssummen in Frage stehen, jeden- 
falls eines Dazwischentretens des Staats, um den Pflichtigen die 
Abtragung zu erleichtern. (Siehe unter Ziffer 3.) 

bb) Bei der Umwandlung der bäuerlichen Lasten in eine Rente 
wird diese Schwierigkeit vermieden und os ist desshalb diese Ab- 
lösungsform meist vorgezogen worden, sei es dass man (als minder 
zweckmässig, wegen der Veränderlichkeit der Ernten) eine Renten- 
zahlung in Bodenerzeugnissen vorschrieb oder die Form der Geld- 
rente wählte. Als ganz besonders erleichternd für den Pflichtigen 





%) Veberblick über die verschiedene Bub des Arlberg 1n’ahweralben 
deutschen Stunten bei Judeich, a. a. O., 8. 225 f. 
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erschien die Form der Zeitrente, weil mit deren Entriehtung 
innerhalb bestimmter Zeit die Rentenschuld des Grundholden von 
 vortheilhaft allerdings für den Berechtigten, 
weil er unter Umständen für die kleinen, mit Zinseszinsen ver- 
‚(Annuitäten) nicht sofort die zweckinässige 
finden vermochte; daher das vermittelnde Eintreten des 

Staats auch bei dieser Art der Einlösung erforderlich wurde. 
ed) Statt der Ablösung in Geld kann schliesslich auch eine 
solche in der Form der Landabtretung in Frage kommen; wie 
solche in England betroffs der Ablösung der auf den eopyholders 
ruhenden und namentlich in Preussen (Kdiete 
von 1812 und 1816) beliebt wurde. Für den Gutsherrn kommt 
hierbei in Betracht, dass er einen seiner bisherigen Berechtigung 
nahe verwändten Gegenwerth erhält, der mit der Zeit wachsende 
Erträgnisse verspricht; für den Pflichtigen, dass die Abtretung von 
Land ilım leichter fallen wird als die Aufbringung von Geldrenten 
oder gar einer Kapitalabzahlung. Diese Erwägungen, so bestechend 
sie auch erscheinen mögen, trefien indess den Kern der Sache 
nieht; denn nicht darauf kam es an, einen für die Botheiligten 
augenblicklich angenehmen Ablösungsmodus zu wählen, sondern 
einen solchen, der nachhaltig beiden Theilen zum Vortheil gereichte. 
Unter diesem Gesichtspunkte erscheint aber die Landabfindung 
zumal für Preussen in einem wesentlich anderen Lichte: denn 
die in einzelnen Provinzen ohnehin vorhandenen grossen Besitzes- 
ungleichheiten wurden durch. die Ueberweisung von Landflächen an 
den adeligen Grossgrundbesitz auf Kosten der Bauernstellen um 
ein Wesentliches verschärft und die socialen Gegensätze auf dem 
flachen Lande nicht sowohl gemildert als befestigt; eine grosse 
Anzahl Bauernstellen sank in Folge der Landabtretung zu Zwerg- 
wirthschaften herab, denen die Gewähr dauernden Bestandes von 
vornherein fehlte und mit deren theilweisem Verfall das bäuerliche 
Element auf dem flachen Land abermals eine Schwächung erfuhr, 
Die Maassrogel erwies sich endlich nieht einmal vom Standpunkt 
der Hobung ‚der Bodencultur, von dem aus sie — unter dem Ein- 
druck der dem Grossgrundbesitz an sich innewohnenden Tendenz 
rationellster Bewirthschaftung — wesentlich befürwortet worden 
war, durchwog zutreffend, da viele der auf diese Weise bedachten 
Grundherren weder über das nöthige Maass von Betriebskapital, 
noch über die ausreichende Zahl von Arbeitskräften verfügten, um 
intensiverer Cultur genügen zu können. Die nach- 

Hucbunherger, A, Agrarpolitik. I. 5 
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theiligen Folgen des Loskaufs in der Form der Landabtretung 
mussten um so mehr sich geltend machen, je grösser der Procent- 
satz an Land war, den der Pflichtige abgeben musste (in Preussen 
ein Drittel bis zur Hälfte, je nachdem er Erbrecht hatte oder nicht, 
wobei dem Grundherrn die Wahl zwischen der Form der Land- 
abtretung oder des Geldabkaufs zustand, vorbehaltlich allerdings 
der Entscheidung durch die Staatsbehörde in Streitfällen), während 
sie da zurücktraten, wo dieser Procentsatz sich in mässigen Schranken 
hielt (wie in Hannover, wo höchstens !/, des Landes zu Zwecken 
der Zehntablösung abgetreten zu werden brauchte: Ges. v. 1831 
und 1833). Und man darf, so bewunderungswürdig im Uebrigen 
der Geist war, von dem die Preussischen Ediete von 1807 und 
1811 getragen waren, daher wohl sagen, dass gerade das hier ge- 
wählte Prineip der Ablösung nicht die gltieklichste Seite der Gesetz- 
gebung gewesen ist, zumal diese nachmals durch die Niechtaus- 
dehnung des Befreiungswerks auf einen grossen Theil der klein- 
bäuerlichen Bevölkerung eine abermalige Abschwächung erfuhr 
(8 23). Dabei mag eingeräumt werden, dass jener Zeit soeial- 
politische Erwägungen über vortheilhafte Gliederung der landwirth- 
schaftlichen Besitzverhältnisse ferner lagen als der 
dass die damaligen Anschauungen wesentlich durch Rücksichten 
desProduetionsinteresses geleitet wurden, das man, 
des mächtigen Emporstrebens der Landwirthschaft auf den Gütern 
der englischen Lords, in grossen, intelligent umgetriebenen Be- 
sitzungen eher als in mittleren und kleinen Anwesen gewahrt 
glaubte: so dass nieht Wunder nehmen darf, wenn hervorragende 
Volkswirthe und Freunde der Landwirthschaft, wie A. Thaer, zu 
jenem Ablösungsmodus durchaus freundlich sich stellten. | 
3. Die Mitwirkung des Staats bei der Ablösungs- 
gesetzgebung. In sehr wirksamer Weise wurde in den meisten 
Staaten das Ablösungswerk dadurch gefördert, dass zunächst der 
Staat als solcher die Lage seiner, der Domanialbauern, zu 
bessern sich bemühte; dies musste nicht nur mittelbar auf die 
Verhältnisse der sonstigen Bauern günstig einwirken, sondern es 
sind jene, meist aus der unmittelbaren Initiative wohldenkender 
Fürsten hervorgegangenen Maassnahmen vielfach der unmittbare 
Ausgangspunkt zu umfassenderen Reformarbeiten auf diesem Ge- 
biete überhaupt gewesen. Im Uebrigen war die Aufgabe des Staats 
mit der Erlassung der Ablösungsgesetze und der zu ihrem Vollzug 
dienenden Vorschriften nicht erschöpft; für die gute Durchführung 


—— 
-& 21. Allgemeine Grundsätze der Durchführung. 115 


des Ablösungswerks war vielmehr in umfangreichem Maasse die 
dauernde des staatlichen Verwaltungspersonals erforder- 
lich und in einzelnen grösseren Staatswesen ist wohl auch für 
diesen Zweck ein besonderer Behördenorganismus mit eigenem In- 
stanzenzug geschaffen worden (hierher zählen z.B. die in Preussen 
durch die Verordnung vom 20. Juni 1817 geschaffenen General- 
eommissionen). Als ganz besonders förderlich im Interesse der Berech- 
tigten wie der Pflichtigen hat sich sodann die vielfach beliebte 
Schaffung von staatlichen Leihkassen (Landrentenbanken in 
Preussen und Sachsen, Landescreditkassen in Nassau, Zehnt- 
schuldentilgungskasse in Baden etc.) erwiesen, sei es, dass diese 
dazu bestimmt waren, den Pflichtigen die Ablösungssummen auf 
'Wiederersatz vorzuschiessen, sei es, dass sie die unmittelbare Be- 
friedigung der Berechtigten (in Baar oder durch Ausfolgung von 
Staatsschuldbriefen) vollzogen gegen Gestattung langsamer Tilgung 
von Seiten der Pflichtigen. Dabei wurden den letzteren, abgesehen 
von der Möglichkeit erleichterter Abtragung der Last in Form von 
Annuitäten (die Tilgungsquoten bewegten sich meist von */,%, an 
aufwärts und betrugen z. B. in Preussen */,%, in Hessen 1%/,, 
in Baden 1#/,°/), auch andere Vortheile eingeräumt, indem man 
ihnen entweder einen billigeren als den landesüblichen Zinsfuss 
berechnete oder die Kosten der Verwaltung der betreffenden Kassen- 
anstalten auf die Staatskasse übernahm oder geradezu einen Theil 

des Ablösungsaufwands der Allgemeinheit zuwies. 

$o wurde in Preussen nach dem Gesetz vom 2. März 1850 den Pflichtigen 


sr ermittelten Rente ia erlasen, in Bayern statt des von der Ablösungs- 
hen der „Grundrenten* 


a ae Betrugs 
Being dm Pilichtigen. berechnet (mit einem O aus der 
ur 26-27 Br in KUREN hinsichtlich der Ablösung 
Fr älwlicher gr Teabre: ja die Eut- 
much ER die Staatskasse {ber- 
SER 35 lan, ah in Baden ke Allan des Zehnten 
) zugeschossen und in dem bad. Gesetz 
ei er a1 die NL gt die. damals noch hestandenen und nun 


gutsberrlichen Abgaben, für die nicht ein privatrechtlicher 
nach; den ebenfalls als eine 


Bar Karla ala. Ebenso ist in ren ein Theil der Ablösungs- 
e vom Staat übernommen worden, 

Dass solehe Aufwendungen zu Lasten der Allgemeinheit ge- 

waren, wird man auch heute noch einräumen dürfen; 

sie waren os jedenfalls in Fällen letzterer Art, wo also die Abgabe 

‚einen öffentlich-rechtlichen Charakter an sich trug; aber wohl auch 


gegenüber den anderen Lasten der bkuertichen, Bevölkerung, (la 
B* 


| 


0 





216 Kap. L Bäuerliche Unfreiheit und Ablösungsgeseizgebung. 


‚die Ablösung einem allgemeinen Staatszweck diente, mit derselben 
‚die höchsten Interessen der Bodenproduction verknüpft 
‘waren und einem lange Zeit hindurch überbürdeten Stande nicht 
‚wohl zugemuthet werden konnte, aus drückenden Verhältnissen, 

in die er ohne seine Schuld, wohl aber mit Duldung der Staats- 
‚gewalt allmählich gerathen war, allein aus eigenen Mitteln sich 
zu lösen, zumal dann, wenn nach Lage der Verhältnisse der Los- 
kauf die wirthschaftliche Leistungskraft der Betheiligten zu über- 
steigen schien. Wie ja auch heutzutage bei grossen. Meliorations- 
werken, deren Durchführung aus Gründen des Staatswohls zu 
wünschen ist, aber an der wirthschaftlichen Schwäche der un- 
mittelbar Betheiligten scheitern würde, der Staat als solcher keinen 
Anstand nimmt, mit den Mitteln der Allgemeinheit helfend ein- 
zugreifen. — 


$ 22. Die Herstellung persönlicher Freiheit. 


Wenn bei den Maassnahmen zu Gunsten des Bauernstandes, 
welche im 18. Jahrhundert begannen, von Herstellung persönlicher 
Freiheit die Rede ist, so darf nicht die Meinung aufkonmen, 
dass in jener Zeit im mittleren und westlichen Europa Zustände im 
Sinn der Sklaverei oder des strengen Leibeigenschaftsrechts der 
alten Stammesverfassung in der Regel bestanden hätten. Zwar 
wird in der zeitgenössischen Literatur und in den Regierungs- 
decreten vielfach der „Leibeigenschaft“ Erwähnung gethan; man 
hat darunter aber im Wesentlichen zu verstehen, dass der Bauer, 
sei es im Verhältniss zum Staat (als Domanialbauer), sei es im 
Verhältniss zum grundherrlichen Besitz oder sonstigen Grossgrund- 
besitz (auch kirchlichen) an die Scholle gebunden war, d. h. ohne 
Zustimmung des Staats oder des Grundherrn ete, das ihm zur Be- 
nutzung überlassene Land oder den Gutsbezirk, zu dem er durch 
Geburt gehörte, nicht und jedenfalls nur gegen Entriehtung eines 
Abzugsgeldes verlassen durfte; ferner dass er, neben den ihm nach 
bestehendenRecht obliegenden landwirthschaftlichenDienstleistungen 
(Frohnden) und Abgaben, zu besonderen persönlichen Dienst- 
leistungen (Gesindedienst) verpflichtet; dass im Zusammenhang 
mit der Schollenpflichtigkeit die Freiheit der Berufswahl unter- 
bunden, das Verehelichungsrecht vielfach beschränkt und dass 
— als Ueberbleibsel der alten Rechtsunfühigkeit im Vermögens- 
erworb — gewisse Abgaben unständiger Art, nämlich auf. den 
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ging als natürliche Folge eine weitgehende Einengung der Ver- 
Sügungsfteiheiti les. Bauern. über das Gut in Bezug auf Verkauf und 
Re 
ur 4 > h der b 
auf das Besen rn nd Bo ‚Boden bietet ein 

Baum, rearieg ren t, das Erbrocht, Leibrecht, Neustift und 

Beim ae et das verliehene Gut auf die Erben und 

beim Besitz nach Leibrecht war die Ver- 


ihn an di ebene du Grundholden beschränkt; er, Nenstift um- 
des Grundherrn, während beim Freistift dem Grundheren 
freistand wel: meinen Art, 
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ihn der Gutsherr zur Wohnung brauchte, und bei 
Mlekmant' Da der Gutsherr das Ejectionsrecht, In Nerklenturg 


a aus demselben Grunde oder wegen schlechter Wirthschaft 
Er einem grossen Theil von are vererbten sich di Ban 


? die sog. Erbbestände auf drei HS die per 
a a a een 
r 
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waren it 
vererblich. (Siehe mein Handbuch des bad, Landwirth- 


Be  Vermögensabgaben der Grundholden. Um das 
erhältniss der vererbbaren Bauerngäter jederzeit 

erkenntlich zu machen, war für Brb- und Kauffälle die Entrich- 
tung einer Gebühr vorgeschrieben (Laudemium oder Hand- 
lohn, auch Ehrschatz, Antrittsgeld, Währschaft, Drittelsgebühr, 
ü ‚oder Sterbfall genannt), deren Höhe in der Regel 5—10%,, 
des Gutswerths betrug, vereinzelt aber auf ein Drittel (bad. 
Oberland), ja auf die Hälfte des Gutswerths (Osnabrück, ehe- 
maliges Fürstenthum Ellwangen) anstieg. Neben dieser Abgabe 
vom Gutswerth war meist noch im Todesfall des Bauern eine solche 
vom beweglichen Vermögen, namentlich vom vorhandenen Vieh- 
stand (Besthaupt, Mortuarium) zu entrichten. Wo aber der 
Besitz nicht erblieh war, konnte der Gutsherr die Nachfolge in 
‚dem Besitz mit einer beliebigen Abgabe belegen. Am misslichsten 
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tragen endlich diejenigen aus Gründen des Gemeinwohls erzwungenen 
Arbeitsleistungen an sich, welche sich als allgemeine Staatsbürger- 
pflicht zur Hilfeleistung in Fällen ausserordentlicher Noth (Feuers-, 
Wasser-, Kriegsgefahr) darstellen. Bei dem Ablösungswerk stehen 
nur die gutsherrlichen Frohnden in Frage, während die Aufhebung 
der sonstigen Frohnden, soweit sie überhaupt für angemessen er 
achtet worden sind (wie die Fluss- und Wegfrohnden, die Gerichts- 
frohnden etc.) einem anderen Gebiet der Gesetzgebung bung angehört. 
2. Beurtheilung der Frohnden, Auf niederen Volks- 
wirtbschaftsstufen und solange ein Stand von landwirthschaftlichen 
freien Tagelöhnern sich noch nicht herausgebildet hat, die 
aber rechtlich nicht mehr besteht, kann der landwi 
Grossbetrieb der Frohnden nicht entbehren; auch ist das warnen 
Arbeitsverhältniss für den Frohnpflichtigen, dessen Arbeitskraft ı 
Bewirthschaftung des eigenen Anwesens bei der in solchen Zeiten 
extensiven Wirthschaftsweise nicht völlig in Anspruch nimmt, kaum 
sonderlich beschwerend und in seinen Augen jedenfalls eine ange- 
nehmere Art, übernommener oder zu Recht bestehender ‚Verpflich- 
tungen sich zu entledigen, als die Leistungen beispielsweise 
Geldabgaben. Anders, wenn mit dem Wachsen der Vo) 
Zunahme des Bodenwertlis und dem Uebergang zu intensiveren Be- 
stellungsweisen die Arbeitsleistungen des Pflichtigen für 
und seine Bedürfnisse werthvoller werden und der steigende Bed 
nach Arbeitskraft auf dem Herrenhof gleichwohl zu immer tärkerer | 
Heranziehung der Frohnpflichtigen Anreiz giebt. Unter 
ständen muss der in dem Frohndenwesen liegende Druck ee 
Pflichtigen steigend unwillig empfunden werden; schliesslich ' 
aber beide Theile gleichmässig unter der Einrichtung, w 
Pflichtige die zum Nuchtheil seiner eigenen Wirthschaft 
Arbeit auf dem Herrengrund mit Unlust und desshalb in der 
ungenügend verrichten wird; und auch vom allgemeinen volkswir 
schaftlichen Standpunkt aus wird ein Verhältnis Be > 
sich darstellen, bei dem der Grund und Boden sowohl des 
des Bauern verwahrlost oder doch jener Pflege und sorgfältigen An- 
bauweise entbehrt, die der allgemeine Culturzustand des 
erheischt. So tritt auch hier der Zeitpunkt ein, wo der 
schaftliche Culcul zahlenmässig nachweisen kann, dass mit der Aı 
hebung der Frohnden nicht bloss dem Interesse des Pflicht 
sondern auch dem des Gutsherrn gedientist und dass diebeza 
Tagelöhnerarbeit für letztere vortheilhaftere Ergebnisse liefern wird, 
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des Herrn in das Vermögen der Grundholden ansehen kann, 
waren die letzteren zu regelmässigen Jahresabgaben ver- 
et ‚die meist in einem bestimmten Bruchtheil der Erzeugnisse 

ee Asa an dem Ertrag der Viehhaltung be- 
Ursprünglich auf wenige Arten sich erstreckend, mehrten 
ne mit der Zeit, vor Allem auch durch den Hin- 
=E mannichfaltigen Anerkenntniss- und Consensgebühren, 
ı Gebühren für gerichtliche und polizeiliche Verrichtungen 
sich auf diese Weise allmählich zu einem schwer 
Iibaren Gewirr von Leistungen, deren Entstehungserund — 
ob pri oder (wie die letztgenannten) öffentlich-recht- 
licher Natur — nachmals oft schwer festzustellen war. Abgaben 
in Korn und Vieh, Hühnern, Oel, Honig, Wachs, Fischen werden 
ebenso erwähnt wie solche von Gewerbserzengnissen (Salz, Bier, 
irdenen und hölzernen Waaren), und jede neue Leistung, bedungen 
‚oder erzwungen, wurde jedesmal zum Beweis ihres rechtlichen Fort- 
'bestands in den „Saalbüchern“ gehörig vermerkt'). Mit dem Weg- 
fall des Schutzes, den das „Hofrecht“ gegeben hatte, war der will- 
kürlichen Steigerung der Abgaben eine Schranke nicht mehr gesetzt 
und das Abstiftungsrocht der Grundherren bot in vielen Fällen 
die Handhabe zu stets neuer Häufung der bestehenden, wie sehr 
auch die Bauernschaft gegen solche anzukämpfen versuchte. Mit 
‚dem Wachsen der allgemeinen Steuerpflicht musste der Druck 
der gutsherrlichen Abgaben doppelt empfindlich werden, aher auch 
‚bei den Belasteten steigende Erbitterung in dem Maasse erzeugen, 
als der ursprüngliche Rechtsgrund der Abgaben dem Gedächtnis 
der Lebenden entschwunden war. An die Lösung des gutsherrlichen 
Verbandes und die Anerkennung des Eigenthumsrechts der Grund- 
an dem von ihnen bewirthschafteten Grund und Boden 
‚daher, gleichzeitig mit der Beseitigung der Frohnden, 
aueh diejenigen: der in Rede stehenden Abgaben an, welche, da es 
sich um wohlerworbene Rechte wirthschaftlichen Inhalts handelte, 
selhstredend nur gegen Entschädigung, d. h. in der Form der 
Ablösung ‚geschehen konnte, von welchem Grundsatz einzig in 
Brenn Ländern abgewichen worden ist. 
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Von besonderer Bedeutung war dieser Theil des ee 
werks, soweit Deutschland in Frage kommt, vorwiegend für den 
Westen und Süden, während im Norden und Nordosten — im Zu- 
sammenhang mit den hier vorherrschenden grossen, 
hängenden Grundherrschaften — die Ablösung der Frohı auf 
welche die Bewirthschaftung dieser Grossbetriebe bis dahin vor- 
wiegend sich gestützt hatte, im Vordergrund des Interesses stand. 

A. Als wichtigste gutsherrliche Abgabe erscheint der Zehnte, 
eine Abgabeform, deren weite Verbreitung darthut, dass ihr ge 
wisse ausgeprägte Vorzüge sowohl für den Pflichtigen wie für den 
Berechtigten eigen sein müssen; auch war der Zehnte 
ursprünglich nur eine dem Gutsherrliehkeitsverbande entsprungene, 
also rein privatrechtliche Abgabe, sondern gerade auch eine solche 
steuerlicher Art; und der meiste in Mitteleuropa in den neu sich 
bildenden Staatswesen erliobene Zehnte ist, wie angenommen werden 
darf, ursprünglich eine Steuer für kirchliche Zwecke (Kirchen- 
zehnte) gewesen, die dann später freilich vielfach von den Grund- 
und Landesherren gegen die Verpflichtung, für die kirchlichen Bedürf- 
nisse, insbesondere die Kirchenbaulast einzutreten, an sich gezogen 
worden ist, schliesslich aber ebenfalls den Charakter einer auf dem 
Grund und Boden haftenden dinglichen Last annahm. 


Zehnte bei den Aegyptern, Karthagern und Juden, ebenso in wo Staats: 
ländereien an die Nutzniesser um den zehnten Theil der ee ‚oder ®; des Ohren 
und Weins überlassen wurden ; Fortbestand desselben noch 
unter Justinian I. Im fränkischen Reich wird er En 
wähut und zwar als Abgabe an die Kirche (Rau, Anm. b. a Baile 
wird durch das IV. Constitutionsedict vom 22. Juli 1 ausdrücklich festgestellt, 
dass, wo ein Anderer eine Bercchtigung nieht ee a der Ken ‚dem 
Ortsherrn gehört, und durch das Landrecht weiter verordnet, duss 
wo a u hinreichendes Kirchenvermö; vorhanden und nicht a 

erwiesen ist, die Kirchenbaulast auf sich hat. — In Fr 
gg der Kischonsahute auf 164 Millionen Livres im Jahre 1760 
in, Mahl, u. m. 04, & 138). 


Man kann bei dem Zehnten den grossen (Kornzehnten), den 


kleinen Zehnten (von Gemäse, Obst, Wein) und den sog. Blut- 
zehnten (von landw. Nutzthieren) unterscheiden; haufig kommt 
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noch ein Neubruchzehnte vor als Abgabe von neu eultivirtem 
Lande?). Dem Zehnten waren übrigens nieht durchweg nur Feld- 
früchte und Hausthiere unterworfen, sondern vereinzelt auch andere 
Erzeugnisse (Seefischzehnt zu Gunsten der Geistlichkeit in Corn- 
wall, Bretterzehnt in Norwegen). 

Die Vorzüge des Zehnten als einer Naturalgabe sind bei vor- 
herrschender Naturalwirthschaft und geringer Verkehrsentwicklung, 
wo so wenig auf Geld producirt wird oder doch so schwer die 
Erzeugnisse in Geld sich umwandeln lassen, für den Pflichtigen 
in die Augen springend; auch giebt der Letztere lediglich von 
dem, was er wirklich erzeugt, also in guten Jahren mehr, in 
geringern Jahren wenig, Für den Berechtigten ist der Ein- 
gang der bedungenen Naturalleistungen in solchen Zeiten jedenfalls 
ein sehr viel gesicherterer als bei demjenigen von Geldabgaben; 
auch bilden grosse Mengen von Naturalvorräthen, welche sich bei 
den Berechtigten anhäufen, in einer Zeit, in der die adligen Ge- 
sehlechter ein grosses Gefolge zu verköstigen haben, selten eine 
Verlegenheit; gegen die Wirkung eines Sinkens des Geldwerths 
bleiben sie geschützt, während ihnen die Zunahme des Anbaus 
mühelos grössere Einnahmen verschafft. Eine vorzeitige Umwand- 
lung der Naturalzehnten in eine Geldabgabe kann daher aus obigen 
Gründen von den Pflichtigen leicht als eine Härte empfunden 
werden, während der Vortheil für die Berechtigten nicht ausser 
allem Zweifel steht ®). 

Wenn später mit zunehmender Volkszahl und wachsender 
Notwendigkeit intensiverer Bauweise der Zehnte diese Vorzüge 
einbüisste und auch vom allgemein wirthsehaftlichen Standpunkt 
aus als eins wenig zweckmässige, ja schädliche Erhebungsform 
sich darstellte, so ist dies auf folgende Ursachen zurückzuführen ; 

1. Als eine gleichbleibende Abgabe vom Rohertrag muss der 
Zehnte die Güter je nach ihrer Ertragsfähigkeit sehr verschieden, 


>) Vielfach gilt der Grundsatz: „was in offener Flur in die Aecker kommt, 
an ‚Zehnten*, daher dieser mit der Zeit auch die sog. Brachfrüchte 
, ferner Hanf, Flachs, Raps, Kraut, Tabak etc.) erfasste, sofern 

andere, den Bauern gün: 1 Regelungsweien erkämpft wurden. (Vgl. 


micht 
Guthein BZ 29.) 

Yo. die bei Roscher (Anm. 3 zu 8 112), dass die Schweden 
har d- 


desshalb über die Union mit Dänemark klagten, weil die Könige Gel 
ie er Gustav Wasa statt dieser wieder Naturalabgaben 
ee auf die sog. Rebekka-Unruhen in Wales (1839— 1843), 
ae ealnemich ehenfalle durch ie, Umwandlung der Naturalzelnten in Geld 


entstanden sind. 
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die geringwerthigen verhältnissmässig viel stärker als die besseren 
‚belasten; und weil mit der Steigerung der Betriebskosten die 
Steigerung des Reinertrags nicht gleichen Schritt hält, letzterer 
vielmehr in geringerem Grade wächst, als der zu seiner Erzielung 
aufgewendete Mehraufwand an Kapital und Arbeit, so verschlingt der 
Zehnte um so mehr Bruchtheile des Reinertrags, je stärker die 
Arbeits- und Kapitalaufwendungen sind, um eine Reinertragssteige- 
rung herbeizuführen. Nimmt man an, dass der Reinertrag vom 
Grund und Boden 20—40°%/, des Rohertrags beträgt, so nimmt der 
Zehnte ein Viertel bis zur Hälfte und auf schlechten Böden mit 
geringerem Ertrag selbst bis zwei Drittel des Reinertrags hinweg; 
jedes Mehr von Arbeit und Kapital aber, in den Boden verwendet, 
d. h. jede Zunahme der Intensität des Betriebs muss lediglich die 
Folge haben, das Verhältniss der Zehntabgabe zu dem Reinertrag 
für den Pflichtigen immer ungünstiger zu gestalten), 

Der Zehnte wirkt also in gewissem Sinne culturfeindlich, in- 
dem er von Verbesserungen abhält, und die Abneigung des Land- 
volks im dem letzten Jahrhundert gegenüber allen Betriebsfort- 
schritten hängt mit dieser Wirkung des Zehnten mindestens ebenso 
zusammen wie mit dessen grundsätzlicher Abneigüng gegen alles 
Neue und aus dem Rahmen des seither Gewohnten Heraustretende. 
So ist in England der Krappbau erst aufgekommen, als eine 
Parlamentsacte den Krappzehnten abgeschafft hatte, und in der 
Pfalz hat man, um den Anbau von Handelspflanzen zu fördern, 
zuvor (1778) statt des Zehnten eine mässige, fixe Geldabgabe ein- 
geführt, in Oesterreich (1769) alle in die Brache gebauten Futter- 
kräuter vom Zehnten befreit. Am verwerflichsten unter obigem 
Gesichtspunkt musste aber der Neubruchzehnte erscheinen, zumal 
wenn Böden minder guter Beschaflenheit in Frage standen, da er 
hier förmlich wie eine Strafe auf Meliorationen wirkte und von der 
Ineulturnahme von seither ödem Areal abhielt. 


2. Durch die Verpflichtung zur Abgabe nicht bloss der Körner, 
sondern auch des Strohs (Garbenzehnte!) wird die Erhaltung der 
Bodenkraft auf den ohnedies in der Regel düngerarmen 
wirtschaften erheblich geschmälert: und weil der Zehnte ferner 


2 =; erläutert dies durch folgendes Schema: Bedeutet B ie Ernte eines 


K die Anbaukosten eines Centners, R den Reinertrag, r den mach 
Abaug des Zehnten, s0 & sich bei Annahme eines Preises von 3 
für dem Centner-Pilnnzenstofl folgendes Bild: 
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it der Zehntpflichtigen einer Gemeinde haftet Bene 
für die der Allnungwente mit der Beignis, die Kinzerenten von. 
iedern unter Umständen im Zwangsweg beizutreiben. 
4. Die anf dem Zehntbezug haftenden Lasten (insbesondere die =. 


. 


Neubau und zur Unterhaltung von Kirchen und Be ferner u 
en etc.) werden dem Zehutherrn abgenommen , 

nunmehr die Verpflichtung zufällt (z. B. der DE 
ermittelten Last 'hender Theil der re een 

5. Wegen der Grösse der Zehntlast and der Bere ihrer Til 





ikassen, letztere a auch zur Vermittinng der Ablösung ; 
gefülle bestimmt) eingerich‘ 

6. Der Anspruch auf en Nenbruchzehnten wird mit der erfolgten Umwandlung 
der Zehntabgabe für erloschen erklärt. 


Fordern , wie die bei den Verhandlu über die Ablösung des Zehnten 
in der badischen Kammer von dem Alskerdaste Rotteck eiugebrachte, die auf 
die gänzliche Uebernahme dos Ablösungsaufwands auf die een ri 
war („im Namen der zahlreichen, dem Staat vor allen 
lichen Klasse hart bedrückter Leute, im Namen der Gr aa 
und der ek Stantswirthschaft, im Interesse des öffentlichen Friedens und der 
gesetzlichen ung“), erscheinen schon desshalb und. 
weil Darren als eine auf den Grundstücken liegende liche Last bei Kauf- 
Erbfällen in einer Minderung des Kaufwerths der ae ee 
die damaligen Besitzer des zehmtpflichtigen Grundstücks also mit der 
der Zehntlast ein dem kapitalisirten Werth der letzteren entsprechenden 
zuwachs erfuhren, für den sie wohl aus eigenen Mitteln etwas leisten 
In Baden stellte sich das Zehnt-Ablösungskapital auf rund 70 Millionen M.; 

desselhen war =. Z. auf rund 3,6 Millionen M., die 

der Zehnterhebung zu 480,000 M. ermittelt worden; von jenem entfielen auf den 
Fruchtzehnten 61%), auf den Heuzehnten 25°/,, auf den Weinsohnten, Whale 
Morgen Land war durchschnittlich mit 2 M. 70 Pf. helnstet. Betheiligt 
Zehntberechtigte der Staat (Domänen) mit 50%, Standes- und 
3, des = en Se al vand 14 Mora Ve. des Verfassers 

/; des gesammten rakapı zu ii 

Handb. des Bad. Landwirthschaftsrechts, 1887, 8. 25 M.) Zn 


B. Nach ähnlichen Grundsätzen wie die vorstehend bezeichneten 
erfolgte dann auch die Ablösung der übrigen etwa. bestehenden 


Abgaben, der Gülten (Abgaben in gewissen Fe 
und Grundzinsen (Abgaben in Geld). Bei jenen, den Gal 
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handelte es sieh meist um ein Ueberbleibsel von Anerkenntniss- 
reichungen früherer Zeit oder von Abgaben für Funetionen der ‚Justiz- 
und Polizeiverwaltung (Rauch- und Fastnachthühner, Steuer- 
roggen, Steuerwein), die „oft mehr durch die Mühe der Ein- 
lieferung als durch die Höhe des meist geringen Betrags sich 
lästig erwiesen“ und deren Beseitigung die Gefällberechtigten 
„einer mühevollen und ausser allem Verhältniss mit dem Produkt 
stehenden kostspieligen Erhebung und Verrechnung und zalıllosen 

keiten enthob“. Die Ablösung dieser wie der Grund- 
(Erb-)Zinse, deren Fortbestand mit der erfolgten Bigenthums- 
verleihung am Grund und Boden ebenfalls nicht weiter in Einklang 
stand, wurde häufig durch Zugrundelegung eines mässigen Ab- 
lösungsmaassstabes (Vervielfachung des ermittelten Werthbetrags 
der Abgabe mit einem geringeren als dem zwanzigfachen Betrag) 
und nicht selten auch dadurch erleichtert, dass für solche Abgaben, 
welche einen mehr steuerartigen Charakter hatten, d. h. als 
Vergütung für Functionen der Justiz- ete. Verwaltung sieh dar- 
stellten, die Entschädigungszahlung an die Berechtigten ganz oder 
theilweise auf die Staatskasse übernommen wurde. Güter mit 
dauernder Rente von Neuem zu helasten, war hinfort als unzulässig 
erklärt ($ 23, 8. 122). 


$ 26. Die Aufhebung der gutsherrlichen Weiderechte. 


1. Als ein Ausfluss der gutsherrlichen Obereigenthumsrechte auf 
die Feldmark der Gemeinde ist auch das Weiderecht des 
Grundherrn anzusehen, das dieser für seine landwirthschaft- 
lichen Nutzthiere, namentlich für Schafe, aber auch für Pferde und 
Rinder, auf den Wiesen, der Brachflur und den Getreidefeldern 
nach ihrer Aberntung (Stoppelfeldern) in Anspruch nahm ®). Meist 
war dieses grundherrliche Weiderecht kein ausschliessliches, sondern 
neben ihm bestanden, vermöge des Bann- und Gemarkungsrechtes 
der Gemeinde als solcher, sog. Gemeindeschäfereien, sei es, 
dass die Gemeinde das ihr zustehende Weiderecht verpachtete oder 
dass die einzelnen viehbesitzenden Ortseinwohner im Wege gegen- 
seitiger Befährung das Weiderecht selber ausübten. 


1% ge 'Weidorechten wohl zu unterscheiden sind jene, welche die Rin- 
rege dem in ungetheilter Gemeinschaft besessenen Ländereien (Gemein- 
re en ne! ar ie x Kap. IM) zu handeln ist. Viel. auch die 


| 
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Zur Würdigung dieser Weiderechte ist zu sagen: 

a) So lange es in einer Gemarkung an Oedungen nicht fehlt und 
die reine Dreifelderwirtlischaft (mit Brache) besteht, sind Weiderechte 
im Allgemeinen für den Feldbau unschädlich, ja ihre Nützlichkeit 
überwiegt, weil eine Menge natürlichen, ausserdem schwer oder gar 
nicht verwerthbaren Weidefutters auf den Stoppelfeldern und der 
Brachflur in nutzbare Substanz (Fleisch und Wolle) umgesetzt wird 
und weil der Uebertrieb, namentlich mit Schafen, eine Düngerquelle 
liefert (den Schafpforch), die namentlich für die vom Dorf entfernter 
befindlichen Grundstücke, die sonst eine Düngung gar nicht oder 
doch nur selten erhalten, von besonderem Werthe ist. Wohl aber 
werden solche Weiderechte schädlich, wenn der Gang der allge- 
meinen Entwicklung zu einer vollkommneren Ausnützung der 
Ländereien Veranlassung giebt, wenn also die Beseitigung der 
Brachflur durch Einbau derselben mit Kartoffeln, Handelspflanzen etc. 
in Frage kommt, wenn die Landwirthe anfangen, Stoppelfrächte in 
die Stoppelfelder zu pflanzen und wenn auch dem Wiesenbau durch 
Einrichtung von Ent- und Bewässerungsanlagen erhöhte Aufmerk- 
samkeit geschenkt wird. Solche Fortschritte der Bodeneultur 
werden entweder dureh das Bestehen von Weiderechten unmöglich 
gemacht oder es überwiegt doch der Schaden, den die weidenden 
Thiere an den in Cultur genommenen Grundstücken anrichten, den 
Nutzen aus dem Weidebetrieb um ein Beträchtliches. Auch eine 
sorgfältige Beaufsichtigung vermag solche Beschädigungen nicht 
immer fernzuhalten und zahllose Streitigkeiten pflegen daher mit 
dem Uebergang zu intensiverer Cultur den „wilden Hirtenstab* zu 
begleiten. Am unangenehmsten aber müssen bei solcher Sachlage 
vor allem die einem ausserhalb der Gemeinde Ansässigen zustehen- 
den Weiderechte (Uebertriebsrechte) empfunden werden. 


Eine merkwürdige Art solcher Uebertriebsrechte war = nie Landgefährt 
in Württemberg, d. h. das Recht der Domaninlschäfereien, die 
in der offenen Zeit (d. i. vam 11. November bis 1. a ne zu befahren. 
Rechte standen in Spanien der Corporation der vereinigten 
Mesta) zu; auf den Wegen von dem en in a enden ui ak 
war den Höerden freier Zutritt auf allen Gemeinweiden gestattet, zu ea ne: 
der Strasse auf eine gewisse Entfernung jede Binhogung verboten, 

gungen, „eine Hauptfossel des spanischen Landbans*, zu zalıllosen 
Eewaltaklen führend, wurden erst 1813 und 1820 beseitigt Or 
zu $ 85). — Der Futterwerth der natürlichen Weidegründe ist meist 
a Thaer hat die Brachweide etwa ”/, des Wertlis des ersten 

Beeren welches zu Weide angelögt wird), die die Bio up ERBE ec, 
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sure Eutschiedenheit schon die Vertreter der kame- 
m BE1l eklän ale Bemühungen, der Lauwirscht 
fe 1, für Spielerei", „den 


der 
en “ nicht abschafte () ei ‚bei ’ 
Kerry) (Weiter tere "Literarurangaben Roscher, 


ec) ‚Gegen die Beseitigung der Weiderechte hat man die Inter- 
essen insbesondere der Schafhaltung ins Feld geführt, indess 
mit Unrecht, weil die Grundeigenthümer, wenn alle Dienstbarkeiten 
beseitigt sind, ihr Land selber beweiden lassen können und weil 
in der Ausdehnung des Ackerfutterbaues die Möglichkeit reich- 
licherer Ernährung der Weidethiere als auf den sog. natürlichen 
Weidegründen gegeben ist, wie sich denn in Preussen ungeachtet 
der zahlreichen Weideablösungen in der ersten Hälfte des Jahr- 
hunderts die Zahl der Schafe nahezu verdoppelt hat (von 8,261,396 
im Jahre 1316 auf 15,071,425 im Jahre 1855). Im Allgemeinen 
aber ist überhaupt an dem Satz festzuhalten, dass „das Schaf der 

en Bodeneultur zu weichen hat“ und dass die Schaf- 
haltung in Ländern mit entwickelteren Verhältnissen nur noch auf 
Grossgütern mit geringeren Bodenverhältnissen und, bei vorherrschen- 
dem bäuerlichem Besitz, mur da wirthschaftlich gerechtfertigt er- 
scheint, wo ebenfalls die natürlichen Boden- oder die Klimaver- 
hältnisse nur ein mehr extensives Feldersystem gestatten oder wo, 
wie in Berg- und Hügelgegenden, eine grosse Anzahl öder, trockener 
und auf andere Weise landwirthschaftlich nicht gut nutzbarer Flächen 
vorhanden sind. — 

2. Im Vollzug des Ablösungswerks kann man zwei 
Etappen unterscheiden: 

a) Eine Abhilfe wurde zunächst vielfach in der Weise erstrebt, 
dass der Weidebetrieb zur Verhütung von Schaden auf den pflich- 
tigen Grundstücken zeitlich und räumlich eingeschränkt wurde; 
es zählen dahin die in vielen Landesverordnungen erlassenen Vor- 
schriften, dass auf dem Ackerland die Weide erst nach der Ernte 
beginnen darf, dass der Umbruch der Stoppeln im Herbst, dass 
ferner die Düngung und die Bracharbeiten ungehindert vor- 
genommen, dass die Kleefelder nicht bei nasser Winterwitterung 
behütet werden dürfen; ferner dass bei Wiesen die Tage, an welchen 
die Herbstweide anfangen und die Fühlingsweide aufhören soll, 
mit Rücksicht auf den Graswuchs und das mehrmalige Mähen des 


u 


| — 


138 Kap. I. Bäuerliche Unfreiheit und Ablösungsgesetzgebung.. 


Grases nach dem Klima jeder Gegend festgesetzt, feuchte Wiesen 
dem Weidegang durch Rindvieh und Pferde entzogen bleiben, 
Wässerwiesen geschont werden müssen; dass, wo Waldweiderechte 
bestehen, dem Holzwuchs der unentbehrliche Schutz zu geben ist: 
endlich, dass bestimmte Grundstücke (Rebland, Gärten, Baum- 
pflanzungen ete.) von der Weide gänzlich ausgeschlossen sind. So 
in älteren Preussischen (vom 19. Mai 1770), bayrischen (vom 
15. März 1805), badischen (vom 18. Mai 1818) Verordnungen. 
Entschädigungslose Aufhebung der Weide „auf Asckern während 
der Fructification“ und „auf Wiesen während der Heegezeit“ im 
bayrischen Gesetz vom 4. Juni 1848 und 28. Mai 1852. 


b) An Stelle solchen Nothbehelfs trat mit der Zeit die völlige 
Beseitigung aller Weiderechte, zumal deren Fortbestand als 
Dienstbarkeiten auf fremdem Grund und Boden mit dem die ganze 
Ablösungsgesetzgebung durchdringenden Grundsatz der Freiheit 
des Privateigenthums und der Gewährung uneingeschränkter Be- 
nützungsmöglichkeit des Bodens nicht mehr im Einklang stand. 
Auch hier verfuhr die Gesetzgebung entweder in radicaler Weise, 
indem sie die zwangsweise Aufhebung der Weiderechte und zwar 
nicht bloss der grundherrlichen, sondern auch der wechselseitig von 
den Insassen der Dorfflur ausgeübten, erstere mit, letztere ohne Ent- 
schädigung,, einfach deeretirte, oder aber die Ablösung im Wege 
des Provocationsverfahrens oder der Abstimmung durch Mehrheits- 
beschlüsse ermöglichte, unter Zubilligung einer Entschädigung an 
den seither Berechtigten nach Maassgabe der Ausdehnung und 
Beschaffenheit des Weiderechts (Dauer der Weidezeit, Art und 
Zahl des Viehs, Grösse des Weidebezirks) und unter Berück- 
siehtigung der auf dem Weidebetrieb haftenden Lasten und Kosten, 
wobei wiederum, wie bei den anderen Ablösungen, für die Zahlung 
der Entschädigung entweder die Kapital- oder Rentenform oder 
die Form der Landabtretung gewählt wurde. Auch pflegte die 
dauernde Bestellung neuer Weiderechte als Dienstbarkeiten unter- 
sagt zu werden. 


Solches geschuh z. B. in Bayern, Gesetz vom 28. Mai 1852; dasselbe unter- 
scheidet im Vehrigen zwischen einseitigen Weiderechten m ' Erundherrichen), 
anldenng Rn Borehe um re ver] 'erden kann gegen 
Entschädigung fun en des ermittelten Reinertrags Ba 
er Fläche Land und zwischen den Kor enwaiten en 
keiten der Grundbesitzer einer Gemeinde, hetreffs deren die Aufhebung der Gemein- 
schaft durch Mehrheitsbeschluss, (soweit ungleichartige Theilnahmsreehte re 
gügen entsprechende Entschädigung), in bestimmten Fällen auch der einseitige Aus- 
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tritt gestattet ist. — Württemberg, Gesetz vom 16. Mürz 1873: Ablösung der 
Dritte Weidereohte. aut oder 
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‚eiden“ mit Mehrheitsbeschluss 
muss, sofern „ein erheblicher and Nutzen“ durch 
diese iesen werden kann, unter den erforderlichen Ya 


gegen i usdehnung des Weiderechts wieder zu ermöglichen (Gesetz, 
vom 17. April 1884; vgl. des Verfassers Handb. des Bad. Landwirthschafisrechts 


"Im Frankreich Par nach den en ei Iran 
snasisie au’ jen (such ars 
Ann cn, durften rn Wall lerecht innerhalb der Gemeinde: droit de vaine 


fremden Gemarkungen: droit de parcours), Im 
diese Weidedienstbarkeiten mehrfach beschränkt (Aus- 
schluss künstlichen Wiesen; der weidenden Vichzahl 


Sinne der völligen entschädigungslosen Beseitigung der parconrs und der erleichterten 
N päture) siehe v. Reitzenstein in d. Jahrb. £. N. u. St, 
Neue Bd. XIV, 8. 166 ff. 


3. Nur die Aufhebung der einem Dritten (dem Gutsherrn) zu- 
stehenden "Weiderechte füllt streng genommen unter die Ablösungs- 
; doch sind, in Süddeutschland wenigstens, und 
ich in denselben Gesetzen, auch die auf den Grund- 
stücken der Gemarkung von allen Viehbesitzern ausgeübten gegen- 
seitigen Weiderechte zur Ablösung vorgesehen worden. Einen 
anderen Weg hat dagegen hinsichtlich dieser und anderer wechsel- 
seitigen Dienstbarkeitsrechte die norddeutsche und die Gesetz- 
gebung einiger anderer Länder eingeschlagen, indem sie deren 
Beseitigung in Verbindung mit der anderweiten Ordnung von ge- 
meinsamen Nutzungsrechten überhaupt, bestehen diese nun an 


Grundstücken oder an gemeinschaftlichem oder an. Ge- 
Heindcgihum, anstrebte und zwar im Grundsatz durch Auf- 
theilung der gemeinsamen Benutzung seither unterworfenen 
Ländereien. (Gemeinheiten) zu Eigenthum und gleichzeitige 

‚einer zweckmässigen Arrondirung des Einzelgrund- 


besitzes; die Massregel — Gemeinheitstheilungen, Sepa- 
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rationen — in Verbindung mit der vorgeschriebenen Zusammen- 
legung von Grundstücken (Verkoppelungen, Feldbereini- 
gungen), und wobei die Beseitigung von bestimmten, bis dahin 
bestandenen Dienstbarkeitsrechten am privaten Grund und Boden, 
insbesondere also auch von Weiderechten (gutsherrlicher oder 
anderer Art) lediglich einen Bestandtheil des Gesammtunternehmens 
bildet, hat daher eine über die blosse Befreiung des Grund und 
Bodens von lästigen Servituten weit hinausgehende Bedeutung; sie 
hat sich auch meist selbstständig neben der Ablösungsgesetzgebung 
entwickelt und ihre Anfänge reichen, für Preussen wenigstens, in 
eine Zeit zurück, in der eine wesentliche Besserung der guts- 
herrlichen Verhältnisse noch in ziemlicher Ferne stand. Daher 
dieser Theil der Gesetzgebung als Landesceulturgesetzgebung 
bezeichnet zu werden pflegt, im Gegensatz zu den Befreiungs- 
oder Ablösungsgesetzen (Agrargesetzen im engern Sinn). Auf 
ihn näher einzugehen, bildet die Aufgabe des dritten Kapitels. 


$ 27. Die Aufhebung der Jagd-, Fischerei-') und 
Bannrechte, sowie der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit. 


1. Das Jagd- und Fischereirecht warnach ältestem deutschen 
Recht ein Ausfluss des Eigenthums am Grund und Boden und stand 
desshalb jedem Vollfreien zu; eine Verschiedenheit dieser Rechte, 
je nachdem sie den Vornehmen oder den sonstigen Gemeinfreien 
zukamen, war danach nur in räumlicher Beziehung vorhanden, 
indem die grossen Grundherren nicht bloss auf den Ländereien, 
welche sie unmittelbar für sich bebauen liessen, sondern auch auf 
jenen das Jagdrecht ausübten, welche sie an ihre hofhörigen Leute 
zur Bewirthschaftung überliessen und indem sie nebstdem in den 
Marken, zu denen ihre verschiedenen Güter gehörten, mitjagd- 
berechtigt waren. Dies änderte sich, als in der fränkischen 
Monarchie der Begriff der sog. Bannforsten aufkam, d. h. solcher 
Wälder, in denen die Jagd jedermann mit Ausnahme des Königs 
bei Strafe des Königsbanns (60 solidi) verboten war; als ferner 
mit dem Bann allgemach nicht bloss mehr nur die ‚königlichen, 
sondern auch bis dahin unbesessene oder gar im Ge 
einer Gemeinde stehende Forsten belegt wurden und diese Bann- 


*) Jagd- und Fischerei in ihrer rechtlichen und polizeilichen Gestaltung bilden 
den Gegenstand besonderer Darstellung in späteren Bänden des Handbuch. 
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forsten allmählich im Wege der Vergabung oder Belehnung (mit 
anderen königlichen Gerechtsamen) in die Hände der weltlichen 
und geistlichen Aristokratie gelangten; als endlich mit der Recep- 
tion des römischen Rechts und die durch seine Vertreter begründete 
Theörie des Obereigenthums des Grundherrn über die Gemarkung 
ein ausschliessendes Jagdrecht des Ersteren gegenüber allen Dort- 
Insassen und mit der Zeit rechtlich fixirt wurde (vgl. 
$. 18). Vom 16. Jahrhundert ab trat in dieser rechtlichen Gestal- 
tung des Jagd-(und Fischerei-Jreehts im Wesentlichen nur die 
Aenderung ein, dass mit der Erstarkung der Landesherrschaft, wie 
für andere öffentliche Nutzungen, so auch gegenüber der Jagd und 
Fischerei der Begriff des Regals aufkam, d.h. dass das Recht zur Aus- 
übung der Jagd und Fischerei, wenigstens in Ansehung der hohen, 
als eine ausschliesslich dem Landesherrn zustehende Befugniss in 
Anspruch genommen wurde, soweit nicht auf dieselbe, neben der 
niederen, in deren Besitz die Grundherren meist belassen waren, 
ausdrücklich verzichtet wurde; während den Bauern auch der 
niedere Wildbann endgültig entzogen blieb. Wenn der Groll und 
Unmuth der Bauernschaft gegen diese Entwicklung der Dinge in 
besonders lebhafter Weise zum Ausdruck gelangte, so hängt dies 
auch damit zusammen, dass das Jagdrecht in der rücksichtslosesten 
Weise und unter Versagung jeder Wildschadensersätzpflicht ge- 
handhabt, ein übermässiger Wildstand zum Schaden der Acker- 
Auren gehegt, Uehertretungen des Jagdrechts auf das grausamste 
gestraft wurden und zu allem Dem die bäuerliche Bevölkerung mit 
weitgehenden Jagdfrohnden und -Abgaben (Treiberdienste, Wild- 
pretsfuhren, Jägerquartierungen) belastet war‘). 

"Mit dem Grundsatz der Freiheit des Grundeigenthums waren 
die Jagdrechte natürlich ebensowenig mehr vereinbar wie die 
anderen grundherrlichen Rechte, und ihre Aufhebung darf daher 
als ein Theil der allgemeinen Ahlösungsgesetzgebung angesehen 
werden, wenn sie schon (mit Ausnahme von Frankreich, das 1789 
mit den anderen fendalen Rechten auch diese gleichzeitig beseitigte) 
zeitlich meist unabhängig von der ersteren oder doch erst in einem 

| en Stadium, vielfach erst unter dem Eindruck der 1848er 
Unruhen, erfolgte. Ganz allgemein liess man sich bei dieser Auf- 
hebung, welche in der Regel ohne Zuerkennung einer Entsehädigung 
an die ‚seither Berechtigten ausgesprochen wurde (mit einer solchen 


%y Berchtold, im Art. Jagdrecht im deutschen Stantswörterbuch. 
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alle Bannrechte und zwar der Regel nach ohne Entsehädigung 
aufgehoben wurden, „da die Theorie und die Erfahrung beweisen, 
dass die Aufhebung keineswegs die Einnahmen der früher Berech- 
tigten mindert“. Diesem Grundsatz der entschädigungslosen Auf- 
hebung folgten eine Reihe von Staaten (Hannover, Sachsen, Bayern, 
Oesterreich), während andere eine Entschädigung wenigsten in 
mässigem Betrage oder bedingt zuerkannten (Sachsen, Baden, Hessen). 
Mehrfach erfolgte die endgültige Beseitigung erst gelegentlich der 
Neuordnung des Gewerberechts. 

3. Ein charakteristisches Merkmal der Grundherrschaft bildet 
die ihr verliehene Gerichts- und Polizeigewalt über die auf 
dem grundherrlichen Grund und Boden angesessenen Leute; und 
zwar stand diese Gewalt nicht etwa nur dem hohen weltlichen 
und geistlichen Adel, sondern auch den kleineren Herren, der 
landsässigen Ritterschaft, den landsässigen Klöstern und Stiftern 
sowie den Städten zu. Mit Ausnahme höchstens der schwersten 
Straffälle gehörten danach alle Rechtssachen vor das herrschaft- 
liche Gericht, die Streitsachen, welche auf das Verhältniss des 
Grundholden zur Herrschaft Bezug hatten, 30 gut wie die Streitig- 
keiten der Unfreien und Hintersassen (Pfahl- und Zaungericht), 
ja selbst Auswärtige, welche an die angesessenen Leute etwas zu 
zu fordern hatten, mussten ihr Recht bei den herrschaftlichen Ge- 
richten nehmen. Wie sehr die dem Wesen des mittelalterlichen 
Patrimonialstaats eigenthümliche Entäusserung der staatlichen Justiz- 
und Polizeihoheit zu Gunsten Privater die Lage der Grundholden 
verschlechterte und deren immer tiefere Herabdrückung und Ver- 
gewaltigung mit veranlasste, wurde schon früher betont ($ 18); 
doch war es nicht sowohl der Hinblick auf diese Verhältnisse, als 
die im 18. Jahrhundert allmählich heranreifende geläuterte Ansicht 
über das Wesen des Staats und der ihm auch im Gebiet des Rechts 
und der Rechtspflege unveräusserlich zugehörenden Hoheitsrechte, 
was zunächst theils zu einer Beschränkung der Competenz der 
gutsherrlichen Gerichte, theils zur Uebertragung der 
lichen Justiz an gehörig vorbereitete Beamte fülırte, aber erst in 
diesem Jahrhundert die völlige Aufhebung dieses Instituts gezeitigt 
hat, indem man dieses weder mit den Anforderungen einheitlicher 
Gerichtsverfassung und einheitlicher Rechtsbildung noch mit ‚dem 
Wesen des Richteramts und des öffentlichen Amts überhaupt, noclı 
endlich mit den Grundsätzen der persönlichen Freiheit und dor 
Gleichheit vor dem Gesetz für vereinbarlich zu erachten vermochte. 
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Fischereiberechtigungen auf fremdem Grund und Boden und 
zwar gegen Entschädigung aufgehoben worden; Gesetze vom 
10. April 1848 und vom 29. März 1852.) 

2) Die Bannrechte, d. h. das bestimmten Personen einge- 
räumte ausschliessliche Privilegium auf Herstellung bestimmter 
Waaren oder Vornahme bestimmter Arbeiten innerhalb eines um- 
schriebenen Bezirks, (wobei man je nach der Art der monopolisirten 
Produktion den Mühlen-, Brauereibann, Wirthschaftsbann oder 
Schankgerechtigkeit unterscheiden kann), mögen zum Theil auf Ver- 
abredung und Vertrag zurückzuführen sein, wurden aber vielfach 
auch als Ausfluss der Grundherrlichkeit in Anspruch genommen, und 
ihre Beseitigung bildet daher ebenfalls einen Bestandtheil der Ab- 
lösungsgesetzgebung. Die wirthschaftliche Würdigung dieser Rechte 
gehört dem Gebiet der Gewerbepolitik an und es mag daher hier die 
Bemerkung genügen, dass, wenn in Zeiten unentwickelter Gewerbe- 
thätigkeit die Errichtung solcher Gewerbsanlagen durch die Grund- 
herren eine Wohlthat für das flache Land gewesen sein mag, doch 
der privilegirte Charakter desselben lästig und beschwerlich em- 
pfünden werden musste, als Gelegenheit gegeben war, auch ander- 
wärts die betreffenden Gegenstände und Arbeiten und vielleicht 
billiger oder besser oder auf bequemere Weise geliefert zu er- 
halten®). Die Reform begann und zwar schon im vorigen Jahr- 
hundert damit, dass der ausschliessliche Charakter der Bereehtigungen 
abgeschwächt wurde, sei es, dass man den Grundsatz aufstellte, 
dass das Vorhandensein von Bannrechten nachgewiesen werden 
müsse, sei es, dass man die Verpflichteten nur dann zur Benutzung 
der betreffenden Anstalt für verpflichtet erklärt, wenn sie in gutem 
Zustand sich befinde (Bad. Landrecht, 710 ha f.), sei es, dass 
man gegenüber dem Bannrecht dem Einzelnen das Recht wahrte, 
die eigenen Bedürfnisse durch eigene Arbeit zu befriedigen (Preuss. 
Landrecht $$ 14—19). Der Fortbestand der Bannrechte wurde im 
Vebrigen weniger durch die freiere Grundbesitzverfassung, die 
dieses Jahrhundert brachte, als durch den herrschend gewordenen 
Grundsatz der bürgerlichen Gewerbofreiheit erschüttert, und 
den Anfang ‚machte Preussen, wo durch das Bdiet vom 28, Oct. 1810 


ie? des badischen Gesetzes vom 28. August 1895 wird 
ae rechte eindringlich betont, welcher „sich nicht nur smibz 
‚deren Auswahl in besseren Gewerbsanstalten dadureh 

ee in Bezug auf das Emporkommen einer besseren Ge- 

rer da dem Inhaber einer Bannanstalt der sonst in einer 

freien Conenrrene begründete, so wohlthätige Sporn der Vervollkommmung fehlt“, 


Mi 
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Unterstützung in Unglücksfällen (Viehsterben, Hagelschlä 
ernten ete.) fielen ebenso weg, wie die üblich 
Gutsherrschaft zur Aufrichtung von Baulich! 
gestandenen Nutzungen am herrschaftlich 
hatte seine wirthschaftliche 

ihm indess durchweg sofort die pe en 
Seite stand, die mit der Erkenntniss des Besseren auch Energie 
genug verbindet, um im Wechsel a 
Mit der Gewährung des vollen Eigenthum Frtun 
Boden, mit der Einräumung der den ıgeh } 
zugestandenen wirthschaftlichen und socialen e 
ziemlich unvermittelt die bäuerliche 1er mi am 
früher nicht gekannten Maass von wirthschaftlicher Selbstverant- 


wortlichkeit belastet worden, dem ee 


des Mauss von wirtlischaftlicher Einsicht und. 
stand. Dass in Folge dessen die befreite bäuer] 
nicht immer von der Freiheit den richtigen 


zu machen wusste; dass eben desshalb Si Aneläe der Kan 


bevölkerung hinterher der Verschuldung und Vi 
sind, ist unbestreitbar; aber ein Trugschluss wäre es 5 

das grosse Reformwerk aus diesem Grunde als Se 
zu bezeichnen. Man muss beachten. dass unter 

herrlichen Verband die Bedingungen, zu höherer 

Reifo zu gelangen, überhaupt nicht gegeben 

Reife nur in der harten Schule des Lebens errungen kan 0 
dass jene Betrachtungsweise daher der ; 
her unselbstständiger Elemente dauernd im Wege Me 
kann doch nur eine sehr einseitige Inbetruchtnahm; 

Bauernstandes verkennen, dass, wie wenig erfrenlich uch vie 

diese Lage an der Schwelle des neuen Jahrhunderts 
haben mag, sie doch im Vergleich mit den vielfach | 
werthen Zuständen derselben Bewohner am Anfange des 
hunderts immer noch eine sehr erträgliche gen 

und dass die dem Ablösungswerk vor Allem zu 
Schaffung fester Besitzverhältnisse (Eigenthumsverle 
Erbrecht «les Besitzers) eine früher nicht ge 
der Bodenproduction, aber auch eine, wenn: schon 
vollziehende Hebung des Bauernstandes in moralis 
tueller Beziehung im Gefolge gehabt hat. welche \ 
heit und Roheit dieser Bevölkerungsklasse in frül 
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darauf zurückzuführen, dass die Ablösungsbedingungen für die Bauernschaft ver- 
hältnissmässig ungünstige waren und dass bei der Auseinandersetzung zwischen 
4rundherren und Gemeinden letzteren zu wenig Land, auch nicht immer in den 
zweckmässigsten Lagen überlassen worden ist. {v. Keussler, Zur Geschichte und 
Kritik des bäuerlichen Gemeinbesitzes in Russland, 3 Theile, 1876/87.) 


6. Rumänien. Agrargesetz vom 14./26. August 1864, durch welches die 
Grossgrunübesitzer eines Theils ihrer Güter (höchstens */, derselben) zu (iunsten 
der bisher robotpflichtigen Landbevölkerung expropriirt wurden und die letztere das 
freie Eigenthum an den Ländereien, auf welchen sie sass, erhielt. Auf diesem 
Wege wurden etwa 570000 Kleingrundbesitzer (mit einen Besitz von 214,5 ar in der 
Moldau, von 150 ar in der Wallachei) geschaffen, neben welchen noch etwa 80000 Tage- 
löhnerfamilien ohne Landzuweisung belassen wurden. Die Mängel der Agrargesetz- 
gebung erblickt man theils in letzterem Umstand, theils darin, dass der den Bauern- 
familien zugewiesene Grundbesitz zu klein war, um einen ausreichenden Nahrungs- 
stand zu begründen, und wird hiermit die wachsende Verschuldung des rumänischen 
Bauernstandes und seine zunehmende sociale Abhängigkeit von dem Grossgrund- 
besitz (ungünstige Tagelohn-, wucherische Pachtverträge) wohl mit Recht erklärt, 
zumal Angesichts des theuern Credits (10—13°/,), mit dem die ländliche Bevölkerung 
trotz des Bestehens öffentlicher landwirthschaftlicher Creditinstitute zu arbeiten sich 
genöthigt sieht. Ueber die in Rumänien vorkommenden Formen des Parzellenpacht- 
wuchers siehe Kap. II, $ 34. (Vgl. hierzu Grünberg, Die rumänische Agrar- 
gesetzgebung, in Braun’s Archiv f. soc. Gesetzgebg. und Stat., Bd. IL, 8. 74 fl.) 








Kapitel U: 
Die Rechtsformen der Bewirthschaftung und des Besitzes. 


Literaturübersicht. 


Die in diesem Kapitel behandelten Materien wurden an die Spitze des das 
Agrarrecht der Gegenwart behandelnden Theils dieses Handbuchs gestellt, weil die 
Rechtsformen der Bewirthschaftung und des Besitzes in ganz ungewöhnlichem 
Grade maassgebend für die thatsächliche Gestaltung der allgemeinen landwirth- 
schaftlichen Verhältnisse eines Landes und die ökonomische Lage der bodenbestellen- 
den Klassen sind und weil ferner eine Reihe späterer Betrachtungen (im Gebiet 
des Erbrechts, Schuldrechts etc.) die Institution des privaten Eigenthums am 
Grund und Boden voraussetzen, zu der daher vor allem grundsätzliche Stellung zu 
nehmen war, wobei eine einfache Verweisung auf die bezüglichen Ausführungen 
des Herausgebers A. Wagner in der „Grundlegung* unthunlich erschien. (Vgl. 
die Vorbemerkung unter Abschnitt II zu $ 40.) Wagner hat im V. Band dieses 
Handbuchs (siehe Finanzwissenschaft, III. Auflage, 1883, $ 223 ff.): die hauptsäch- 
lichsten Rechtsformen der Bewirthschaftung: auch Selbstadministration, Verzeit- 
pachtung und Vererbpachtung ebenfalls schon erürtert, es machte dies aber eine 
nachmalige Behandlung in diesem Theil des Lehrbuchs nicht entbehrlich, da dort 
für die grundsätzlichen Erörterungen wesentlich der Gesichtspunkt der Domänen- 
(Finanz-)politik maassgebend war, während es sich hier um die allgemeine 
nationalökonomische Würdigung der verschiedenerlei Rechtsformen der Bewirth- 
schaftung handelt. — Rau hat die Materie nicht in der Volkswirthschaftspolitik, 
sondern in der Allgem. Volkswirthschaftslehre (Bd. I der pol. Oekonomie), aber 
nur in sehr knapper Weise ($ 376— 378), ausführlicher allerdings in der Finanz- 
wissenschaft ($ 103 ff.) behandelt, hier natürlich wesentlich vom Standpunkt 
fiscalischer Erwägungen aus, doch mit sehr treffenden Bemerkungen, z. B. 
auch gerade im Betreff der Erbpacht, die er ganz im Einklang mit der neueren 
Richtung der Nationalökonomie (5. A. Wagner, Finanzwissenschaft, 0., 8230) 
durchaus wohlwollend beurtheil. — Bei Roscher finden sich ügliche Aus- 
führungen im V. Kap. „Verhältniss des Grundeigenthümers zum Landwirth“, $ 54 
bis mit 70, ein besonders vortrefflicher Theil des Werkes, an den der Verfasser 
mehrfach anknüpfte. Benutzt wurden ferner: Settegast, Die Landwirthschaft und 
ihr Betrieb, 1875, 1. Bd., 319 f.; von der Goltz in Schönberg’s Hdb. der pol. 
Oek., 1891, IL. Bd., $ 58 ff.; Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart, III. Abth. 1888, 
Kap. 23ff.; Walcker, Handbuch der Nationalökonomie, II. Bd., 1883, $ 58 ff.; 
Laveleye, De la propriete et de ses formes primitives, 4. Aufl., 1891; weiterhin von 
den Lehrbüchern über Laudwirthschaft und landw. Betriebslehre, welche sammt und 
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Volks und auf die finanzielle und wirthschaftliche Kraft des Staats 
wohlthätig befruchtend zurückwirkt. Dieser volkswirthschaftliche 
Vorzug der Eigenhewirthschaftung tritt namentlich da ins hellste 
Licht, wo die Diehtheit der Bevölkerung und die starke Nachfrage 
nach Land zu einer Verkleinerung der Einzelwirthschaftsflächen 
hindrängt; denn während die Auftheilung des Grund und Bodens 
in kleinere Eigenthumseinheiten, sofern nur dieser Auftheilungs- 
process sich” innerhalb maassvoller Grenzen hält, für zahllose 
Einzelwirthschaften die Bedingungen einer gesicherten Existenz zu 
schaffen vermag, ohne dass die fortschreitende Technik des Anbaues 
und das Productionsinteresse Noth zu leiden braucht (Kap. IV, 
$ 73), erweist sich im Gegentheil, wie die späteren Ausführun- 
gen ($ 34) zeigen werden, die Auftheilung des Landes in ähnlich 
kleine Pachtflächeneinheiten für die auf diesen Pachtgütern sitzende 
wie für die Bodenbewirthschaftung selber und somit 
auch für die Interessen des Staatsganzen gleichmässig verderblich. 
Hieraus folgt zugleich, dass die Herbeiführung einer Antheilnahme 
weitester Volkskreise an den Segnungen des Grundbesitzes am 
besten und sichersten durch die Institution des Privateigenthums 
am Grund und Boden gewährleistet erscheint und nicht durch 
deren Verdrängung auf dem Weg der Verstaatlichung oder Com- 
munalisirung, da diese letzteren Besitzesformen anders als im Wege 
der Verpachtung nieht wohl nutzbar gemacht werden können. 
3. Politisch und socialpolitisch ist aus den gleichen 
Erwägungen die Selbstverwaltung der Güter den anderen Bewirth- 
5 weitaus überlegen, zumal wiederum namentlich 
im Vergleich zu der Zeitpacht oder dem Institut des Theilbaues; 
wobei auf die grundlegenden Betrachtungen in der „Einleitung“ 
(Abschnitt II, $ 12) über die Bedeutung eines selbstständigen, 
fest mit der Scholle verbundenen Standes von Grund- 
besitzern für den Staat, die Gemeinde, die Selbstverwaltung gogen- 
über der mehr oder weniger precären Lage einer Auetuirenden, mit 
dem Objeet ihrer Wirthschaftsthätigkeit selten auf längere Zeit 
verwachsenden, von den Conjuneturen des Grundmarktes und dem 
Belieben des Grundeigenthümers mehr oder weniger abhängigen 
Pächter- oder Theilhauer - Bevölkerung zu verweisen ist?). Auch 


N) Pr. List freilich meint, (in der Schrift: Div Ackerverfassung, die Zwerg- 

und Jie Auswanderung, 1842), „dom Stant könne os gleichgültig sein, 

ob me dem Rigenthümer selbst oder in langer Zeitpaeht oder in Erbpacht 

bewirihschaftet werden,“ in Uebereinstiumung hier mit älteren Schriftstellern wie 
Euchonbeorger A, Agramalltik. I. 11 


| 





—— 
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- 4 Die Voraussetzungen für die Selbstverwaltung 
und deren gedeihlichen Erfolg sind freilich nicht überall gegeben 
und müssen daher, wo jene fehlen, andere Bewirthschaftungsformen 
an ihre Stelle treten, wobei folgende Gesichtspunkte in Frage kommen : 

#) Abgesehen von den im Allgemeinen seltenen Fällen, in 
denen aus Gründen persönlicher Behinderung (Minderjährigkeit, 
Krankheit, anderweite Berufsstellung ete.) eine Selbstverwaltung 
nicht Platz greifen kann, muss auf diese häufig schon im Hinblick 
auf die Grösse des Grundbesitzes, zumal wenn letzterer räum- 
lich auseinander gelegen ist und schon desshalb der unmittelbaren 
Betriebsleitung durch den Eigenthümer sich entzieht, oder weil 
juristische Personen als Grundbesitzer in Frage stehen, Verzicht 
geleistet werden. Die in solchen Fällen früher übliche Ad- 
ministration durch eingestellte besondere Beamte (Gutsverwalter, 

) kann natürlich nur ausnahmsweise dasselbe wie 

die Selbstverwaltung leisten, weil dritte Personen, auch bei vollster 
Befähigung für ein solches Amt, niemals in diesem Maasse wie 
der wirthschaftende Eigenthümer selber, jenes durchgreifende In- 
teresse, dessen ununterbrochenes Vorhandensein die unerlässliche 
Voraussetzung für die Erzielung höchster Rentabilität ist, bethätigen 
werden; weil ferner der vollen Entfaltung der Persönlichkeit eines 
tächtigen Administrators die mit dem Wesen der Administration 
untrennbar verbundene Einengung durch zahlreiche Instructionen, 
Genehmigungsvorbehalte, eontrolirende Vorkehrungen eine nach- 
Fessel anlegen; weil insbesondere der dem unmittelbaren 
Gutsbetriebe ferner stehende Eigenthümer oft nur schwer von der 
Nothwendigkeit von Gutsverbesserungen, von tiefgehenden Aende- 
rungen im Betrieb (Uebergang zu anderen Fruchtfolgen ete.) zu 
überzeugen ist und weil aus allen diesen Gründen erfahrungs- 
gemäss administrirte Güter den Errungenschaften der Technik 
meist nur langsam folgen, ohne immer nach der Seite der Oeko- 
nomik des Betriebs hin (durch sparsamste Verwaltung, namentlich 
in Bezug auf Einstellung von Gespannthieren und Arbeitern und auf 
bauliche Reparaturen) ein entsprechendes Aequivalent zu bieten ®), 
Zwar fehlt es nicht an Beispielen trefflicher Gutsadministrationen, 


ar ee Roscher (Anm. 4 zu $ 57) sollen die administrirten fürstlich Ester- 
‚Güter (98 mit rund 720000 Joch Flächengehalt) um 1865 ihren Kaufwerth 
as 31% verzinst haben, während selbstverwaltete Privatgüter 8°/, eintrugen; 
it Oesterreich mehr und mehr beim Grossgrundbesitz von der Zeitpacht 

res gemacht werde. 


Ku 


12%3 


Ö ——— 


164 Kap. IL Die Rechtsformen der Bewirtschaftung nd des Besitzes. 


namentlich da, wo durch entsprechende Bezahlungsweise (Antheil- 
nahme des Administrators am Gutsreinertrag, Tantiemesystem), 
durch Gewährung von Ruhegehaltsansprüchen etc. das unmittelbare 
Interesse des Administrators mit den Wirthse] enger 
zu verknüpfen gesucht wird; oder wo, wie bei der Gewährs- 
verwaltung, dem Gutsbesitzer seitens des Administrators ein 
Mindestbetrag des Ertrags gewährleistet werden muss, über das 
hinaus letzterer am Gewinn betheiligt erscheint; aber die vielfach 
misslichen Erfahrungen bei administrirten Gütern, die Unsicherheit 
über die Höhe der thatsächlichen Rente, die Möglichkeit häufiger 
Confliete mit dem Administrator gerade dann, wenn dieser dureh 
besondere Befähigung sich auszeichnet, aber eben desshalb auch 
ein weitgehendes Maass von Selbstständigkeit in Anspruch nimmt, 
lassen meist für die Gutsbesitzer die Zeitpacht als die ent- 
sprechendere Bewirthschaftungsform erscheinen, weleh' letztere denn 
auch hinsichtlich des Besitzes der todten Hand im engeren Sinn 
(Staats-, Gemeinde-, kirchlicher Besitz) die fast ausnahmslose Regel 
geworden ist. 

b) Die Vortheile der Selbstverwaltung können da nicht zur 
Geltung kommen, wo das eigenthümlich besessene Gut mit 
Schulden überbürdet ist, deren auf den Wirthschaftern lastender 
Druck die Wirthschaftsenergie lähmt und ein schwer überwind- 
liches Hinderniss ebenso für intensiven Betrieb wie für zeitgemässe 
Fortschritte aufrichtet; aber auch da nicht, wo dem Besitzer, 
wenn schon mässig verschuldet, das im Hinblick auf die Grösse 
des Besitzes erforderliche Kapital zu einem schwunghaften Um- 
triebe nicht zu Gebote steht. Der erste Gesichtspunkt gewinnt 
namentlich Bedeutung für die Entscheidung der Frage, ob im 
Einzelfall ein landwirthschaftlicher Unternehmer zweckmässiger für 
den Erwerb eines Guts oder für dessen Pacht sich entscheidet; 
und die Entscheidung wird verständigerweise zu Gunsten der 
letzteren ausfallen, wenn die verfügbaren Mittel nur eine mässige 
Anzahlung auf das Gut gestatten, der neue Besitzer also von An- 
fang den Betrieb mit weitgehenden Schuldverbindlichkeiten eröffnen 
müsste. Der zweite Gesichtspunkt fällt namentlich gegenüber 
den übergrossen Besitzungen (Latifundien) ins Gewicht, deren 
kapitalkräftiger Umtrieb, bei einer Zerlegung des Latifundien- 
besitzes in eine entsprechende Anzahl von Gutsbetriebseinheiten, 
meist durch Pächter wirksamer als im Weg der Selbetgarwaltung 
‚oder Administration gesichert erscheint. 
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5. Für die grundsätzliche Lösung der Frage, ob die Pacht 
vor der Eigenbewirthschaftung den Vorzug verdiene und ob im 
Hinblick auf eine etwa vorhandene weitverbreitete Verschuldung 
des Grundbesitzes dessen Ueberführung in Staats- oder Gemeinde- 
eigenthum unter Verpachtung des letzteren anzustreben sei, können 
selbstrodend obige Gesichtspunkte nicht von ausschlaggebender 
Bedeutung sein; denn hier sind neben den Fragen des Produetions- 
interesses, die möglicherweise zu einem gegebenen Zeitpunkt den 
Ausschlag zu Gunsten der Pacht geben könnten, die noch wich- 
tigeren politischen und socjalpolitischen Momente, die mit der In- 
stitution des privaten Grundeigenthums sich verknüpfen, ebenfalls 
in Rücksicht zu ziehen. Die aus dem Latifundienbesitz ent- 
e Nöthigung zu Verpachtungen entfällt zudem mit dem 
Zeitpunkt, wo jener aus Gründen des höheren Staatsinteresses oder 
aus eigener Einsicht der Betheiligten einer zweckentsprechenderen 
Grundbesitzvertheilung zu weichen beginnt (Kap. IV, $ 91 fl); 
während der durch eine starke Ueberschuldung des sonstigen Grund- 
besitzes herbeigeführten Nothlage, die einer zweckgemässen Be- 
wirthschaftung sich hinderlich erweist, durch eine Politik des Agrar- 
wesens, die die bestehende Schuldenlast erträglicher macht, ihre 
Tilgung in angemessener Zeit anbahnt und einer Wiederüber- 
Hemmnisse in den Weg legt, — Maassnahmen, die sich 
auf das Gebiet des Erb-, Verschuldungs-, Versicherungsrechts, der 
Stener- und Zollpolitik gleichmässig zu erstrecken haben, — jeden- 
falls in einer für das Staatswohl gedeihlicheren Weise zu begegnen 
wird, als durch die völlige Beseitigung des Privateigens 
und Umwandlung aller Grundbesitzer in vom Staat oder der Ge- 
meinde abhängige Zeitpächter. Wo endlich die Neubegrändung 
landwirthschaftlicher Existenzen bescheidenen Umfangs in Frage 
kommt, braucht selbst eine von Anfang ab verhältnissmässig hohe, 
durch Kaufschillingsreste veranlasste Verschuldung im Hinblick 
auf die in kleinen Besitzungen ermöglichte ausgedehnte Verwerthung 
der persönlichen Arbeitskraft, namentlich dann, wenn die Landes- 
gesetzgebung den Rentenkauf erleichtert ($ 91). nieht immer etwas 
Bedenkliches zu haben, jedenfalls würde in solchen Fällen die 
Vererbpachtung dem Zeitpachtwesen noch vorzuziehen sein. 
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Vorzug vor anderen Bewirthschaftungsformen verdient, so wird 
überall da. wo der Grundbesitz in Gütern mässiger Grösse aufge- 
theilt und wo er im privaten Besitz sich befindet, für die Zeitpacht 
selten Raum gegeben sein. Sie tritt aber da nothwendigerweise 
mit einer gewissen Ausschliesslichkeit auf, wo fübergrosse, der 
Eigenbewirthschaftung unfähige Gutscomplexe in einer Hand ver- 
einigt oder wo die Eigenthämer juristische Personen (Staat, Ge- 
meinde, Kirche etc.) sind oder den städtischen Kapitalistenkreisen 
angehören, wie letzteres namentlich in Italien vielfach der Fall ist; 
befördert wird diese Entwicklung, wenn mit der Ausbildung eines 
er kapitalkräftigen Pächterstandes den Grundeigenthümern 
gegenüber der Administration wachsende ökonomische 
To ‚bietet oder wenn mit der Zunahme der Volkszahl auf 
dem flachen Lande zahlreiche Elemente der Landbevölkerung zur 
Erhaltung ihrer Existenz auf den Pacht von Grundstücken oder 
doch auf den Zupacht solcher mit einer gewissen Dringlichkeit sich 
angewiesen sehen ®). 
Im Einzelnen sind für die Frage der relativen Berech- 
tigung der Zeitpacht folgende Gesichtspunkte zu beachten: 


1. Für den Domanialbesitz und den sonstigen Besitz der todten 
Hand (kirchlicher, Stiftungsbesitz) kann es sich im wesentlichen 
mur um die Wahl zwischen Administration und Zeitpacht 
handeln und wird aus den oben angegebenen Gründen, insolange 
und soweit solcher Besitz überhaupt erhaltungswärdig erscheint, 
für diesen das Institut der Zeitpacht nicht bloss privatökonomisch, 
sondern auch aus allgemeinen volkswirthschaftlichen Gründen voll- 
kommen berechtigt erscheinen. Inwieweit unter bestimmten Vor- 
aussetzungen neben der Zeitpacht zweckmässig eine Vererbpachtung 
solcher Güter oder Gutstheile einzutreten hat, ist an anderer Stelle 
zu erörtern ($ 37). Vorstehende Bemerkungen gelten in gleicher 
Weise für jenen Theil des Grossgrundbesitzes, der — eben wegen 
‚seiner Grösse — der Möglichkeit der Eigenbewirthschaftung ent- 
a0gen ist, 

2. Das Institut der Zeitpacht kann betrefis der erwähnten 
Güter und Gutscomplexe der todten Hand und des Grossgrund- 


*) Nach 2 61) hat sich in England ein tüchtigrer Püchterwesen 

des Mittelalters gebildet, in Deutschland, zumal dessen nörd- 

Gegenden, vornelimlich seit dem Ende des 17. Jahrhunderts; 

Domänen sind der Zeitpacht seit 1700 unterworfen, mit kurzen 
in denen die Erbverpachtung beliebt wurde, 
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besitzes sogar socialpolitisch günstig wirken, wenn nämlich 
der hierher zählende Theil des Grund und Bodens zum Zweck der 
Verpachtung in eine Anzahl Einzelpachthöfe mässiger Grösse auf- 
getheilt wird, weil auf diesem Wege für zahlreiche tüchtige Elemente 
die Möglichkeit der Antheilnahme an der landwirthschaftlichen 
Betriebsthätigkeit geschaffen ist und hierdurch der an sich in dem 
Vorkommen zahlreicher, ausserhalb des Verkehrs befindlicher Güter 
liegende Nachtheil eine Milderung erfährt. 

3. Die Zeitpacht kann dem Landbau nicht bloss intelligente 
Kräfte, sondern aueh Kapitalien zuführen, „die sonst draussen 
geblieben wären“ (Roscher). Da der Pächter die im Grund und 
Boden steckenden Werthikapitalien dem Eigenthümer als Paehtrente 
zu verzinsen hat, so ist sein Bestreben naturgemäss darauf ge- 
richtet, aus den seinerseits in den Landbaubetrieb zu verwendenden 
Kapitalien (Betriebskapitalien) ein möglichst hohes Einkommen 
sich zu sichern; dieses Bestreben führt daher mit Nothwendigkeit 
zu denkbar stärkster Kapitalintensität des Betriebs und sorgsamster 
Ausnützung der dem Pächter überlassenen Bodenkratt, die aller- 
dings auch von einer übermässigen, die Gesetze der Statik ($ 10) 
missachtenden Wirtlschaftsweise begleitet sein kann. Hiervon ab- 
gesehen ist einzuräumen, dass in diesem Jahrhundert gerade auch 
die Zeitpächter auf Gutshöfen mittleren und grösseren Umfangs in 
vielen Gegenden in besonderen Maasse die Träger des Fortschritts 
in der landwirthschaftlichen Betriebstechnik gewesen sind, soweit 
persönliche Tüchtigkeit und ausreichender Kapitalbesitz sie hierzu 
befähigte und dass von den in dieser Weise musterhaft betriebenen 
Pachtwirthschaften namentlich die bäuerlichen Eigenwirthschaften 
vielfach auf das Günstigste beeinflusst worden sind; insbesondere 
wird kein Unbefangener den hohen Stand der Betriebstechnik in 
den englischen, mittel- und norddeutschen Pachtwirthschaften 
leugnen wollen, und bekannt ist, dass die landwirthschaftliche 
Intelligenz, welche beispielsweise von den zahlreichen Wärttem- 
bergischen Pachthöfen auf das übrige flache Land ausstrahlte, den 
bäuerlichen Betriebsweisen dieses Landes sehr zu statten kam. 

4. Ist die Nützlichkeit der Befruchtung des Landbaus mit 
Intelligenz und Kapital (auch aus städtischen Kreisen) im Gefolge 
des Zeitpachtwesens einzuräumen, so darf doch auch nicht ver- 
kannt werden, dass die Institution der Zeitpacht in den Landwirth- 
schaftsbetrieb ein gewisses bewegliches Element einführt, das, 
in mässigem Umfang vertreten, unbedenklich, ja sogar nützlich, bei 
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übermässiger Ausdehung aber auch schädlich wirken kann, und zwar 
nicht bloss, weil ein überwiegendes Zeitpachtwesen die socialen 
Gegensätze von Kapital und Arbeit verschärft ($. 162), sondern 
auch weil die wünschenswerthe Stetigkeit der Beziehungen der 
Bebauer zu der Scholle ihrer Thätigkeit fehlt. Für den Zeit- 
pächter ist der Grund und Boden lediglich das Object der wirth- 
schaftlichen Bethätigung seiner Arbeits- und Kapitalkraft; er besitzt 
für ihn nur insolange Bedeutung, als er in der Bebauung des- 
selben die vorausgesetzten Erfolge seiner Unternehmerthätigkeit 
verwirklicht findet, und er wird ihn verlassen, sobald diese Voraus- 
setzungen sich nicht mehr als zutreffend erweisen, da alle jene 
psychologischen Erwägungen und thatsächlichen Momente, die den 
Eigenthümer auch in ungünstigen Zeitläuften an die Scholle fesseln 
— die Anhänglichkeit an den mit Opfern ererbten oder erworbenen 
Grundbesitz, der Wunsch, das Grundeigen auf die Nachkommen- 
schaft zu vererben, aber auch die Schwierigkeit der Abstossung 
des Besitzes in minder günstiger Zeit — bei dem Zeitpächter eine 
Rolle nicht spielen. Die in diesem zugvogelartigen Charakter 
des Zeitpächterthums liegenden Nachtheile für die Erhaltung der 
Stetigkeit der landwirthschaftlichen Verhältnisse sind bekanntlich, 
seit die transoceanische Concurrenz an die Thore der europäischen 
Landwirtschaft ungestümer pochte, in dem dieser Concurrenz zu- 
nächst ausgesetzten grossbritannischen Inselreich in unangenehmster 
Weise in die Erscheinung getreten, wie die seit den achtziger 
Jahren zahllos vorhandenen pachtlos gewordenen Farmen, die 
Uumöglielhkeit ihrer Wiederbesetzung mit anderen Pächtern und 
die damit im Zusammenhang stehende umfangreiche Einziehung 
ehemaliger Getreidepacht-Wirthschaften zu eigenbewirthschafteten 
Weidegränden mit den unerquieklichen Folgen der Einengung des 
Kömerbaues, des Uebergangs zu arbeitsextensiven, eine Menge 
Landarbeiter erwerbslos machenden Betriebsweisen genugsam be- 
weisen ($ 5 am Schluss). Diese möglichen Schattenseiten des Zeit- 
pächterwosens, sobald es in einem Lande vorherrscht, sollten von 
denjenigen sehr wohl beachtet werden, welche in einer grund- 
sätzlichen Umgestaltung der Eigenthumsordnung am Grund und 
Boden, durch Verstaatlichung oder Communalisirung desselben, die 
Lösung der agrarischen Schwierigkeiten am Ausgang dieses Jahr- 
hunderts erblicken, mit diesem Ziel aber die Umwandlung aller 


Ep zealtinheo Unternehmer in Zeitpächter nothgedrungen 
nehmen müssen. 
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anzusprechende Vergütung (Unternehmerlohn) unterschiedlos ver- 
einigt; bei der Verpachtung scheiden sich diese Elemente, indem 
der Grundeigenthümer für die Ueberlassung der Nutzung des Grund- 
kapitals die Grundrente vorweg für sich in Anspruch nimmt und 
als Pachtschilling (Pachtrente) einzicht. Mit der Aufstellung des 
Satzes, dass der Eigenthümer bei Verpachtung seiner Grundstücke 
die Grundrente zu beanspruchen habe, ist nun aber für. ‚die Be- 
messung des Pachtschillings im conereten Fall wenig gewonnen; 
weil der Antheil, den an dem Ergebniss der Bei 

Grund und Boden einer-, das Betriebskapital, die Intelligenz und 
die Arbeitsleistung des Unternehmers anderseits hat, nur auf Grund 
von mehr oder minder willkürlichen Annahmen sich feststellen lässt; 
und auch die Formulirung der Pachtrente in dem Sinn, dass sie 
die Verzinsung des durch Grund und Boden repräsentirten Werth- 
kapitals darzustellen habe, giebt keinerlei feste Anhaltspunkte, da 
der Werth des Grund und Bodens selber ein sehr flüssiger, schwer 
fassbarer Begriff ist und die Wertlibildung des Grund und Bodens 
sich vielfach ohne Rücksicht auf die wirklichen Ertragsverhältnisse, 
lediglich durch die zufälligen Verhältnisse von Angebot und Nach- 
frage vollzieht, wobei in aufwärts steigenden Verhältnissen der Ver- 
kehrswerth regelmässig dem Ertragswerth vorauszueilen pflegt. 

2. Die Preisbildung in der Zeitpacht ist daher nicht sowohl 
das Ergebniss einer im gegebenen Einzelfall vorgenommenen rech- 
nungsmässigen Ausscheidung der auf den Eigenthümer und den 
Pächter nach dem Maasse der beiderseits gelieferten Productionsmittel 
entfallenden Reinertragsantheile, als vielmehr das Produet von auf 
eine gewisse Summe von Erfahrungen sich stützenden Durch- 
schnittsaunahmen, dessen zalılenmässige Feststellung indes — wis 
die Werthbildung des Grund und Bodens selber — von den 
wechselnden Verhältnissen von Angebot und Nachfrage und allen 
auf die Preisverhältnisse Einfluss habenden zufälligen ae 
abhängig bleibt. Daher selbst die sorgfältigste Per 
die Bestimmung des Pachtschillings in Betracht komm« 
gungen nieht hindern kann, dass ersterer, je nach dem, von de 
normal angenommenen Stand ab- oder aufwärts sich entfernt. 
und in dem natürlichen Interessengegensatz zwischen ı a 
thümer des Bodenkapitals und dem thatsächlichen Bewirths 
dem Kampf um die Höhe der Pachtrente liegt der s chwach. Fr un 
des Zeitpachtwesens, der gerade wieder dann besonders h 
voll wird, wenn diese Institution einen sehr breiten R 
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nimmt oder gar — im Sinne der Bestrebungen auf Verstaatlichung 
oder Communalisirung des Bodens — seiner Zeit die ausschliessliche 
Form der Bowirthschaftung darstellen sollte®). 

Der Fall, dass aus dem Kampf um die Höhe der Pachtrente 
die Pächter siegreich hervorgehen, wird bei fortschreitender Volks- 
wirthschaft selten eintreten, da die Mehrung der Volkszahl das 
Verhältniss von Landangebot und Landnachfrage zu Gunsten der 

verschiebt; viel häufiger wird der Fall sein, dass die 
drängende Nachfrage die Pachtrente auf eine Höhe treibt, welche 
dem verpachtenden Eigenthümer einen den naturgemässen Antheil 
übersteigenden Theil des Wirthschaftsertrags des Pachtguts in 
die Hand spielt. Ein Anziehen der Pachtpreise kann also sehr 
wohl nur ein scheinbares Steigen der Grundrente darstellen, indem 
es nicht auf dem höheren Ertragswerth des Bodens an sich, sondern 
darauf beruht, dass der Pächter auf eine Quote des ihm zukommen- 
den Ertragsantlieils (Verzinsung des Betriebskapitals, Arbeitslohn) 
zu Gunsten des Verpächters Verzicht leisten muss. 

3. Die Ursachen dieser vielfach wahrnehmbaren, durch neuere 
sorgfältige Untersuchungen zahlenmässig festgestellten, in zahl- 
reichen Zusammenbrüchen von Pächterexistenzen oder in der ge- 
drückten Lage der letzteren in die Erscheinung tretenden thatsäch- 
lichen Pachtüberzahlungen*) werden leicht verständlich, wenn 


*) Vgl. über das Verfahren zur Ermittelung des richtigen Pachtzinses auch 
A. Wagner, Finanzwisseuschaft, $ 228 und die daselbst gegebenen Literaturnach- 
weise. Versteigerung der Pachtgüter ist die fast ansnahmslose Regel bei Gütern 
der j Personen, hat sich aber auch beim Privatgrundbesitz eingebürgert; 
‚jene können kaum anders, um sich nicht dem Vorwurf der persönlichen Begünstigung 
auszusetzen, wobei dann freilich bei dieson Versteigerungen das subjeetive Moment 
— Veberschätzung des Ertrags oder auch der eigenen Kraft, Eitelkeit, Grossmanns- 
sucht eie. — um so mehr oft eine Rolle spielen und die > nüchternen Eı 
in den Hintergrund drängen, je mehr vermöge der Kleinheit der Pachtanwesen der 
Kreis des Angebots erweitert ist und je en letzteres Fi bäuerlichen Elementen 
zusammensetzt. Ein Correctiv gegen unverständiges gugenseitiges „Sich hinauf- 
schrauben“ bildet einigermaassen das Verlangen der niensallnngen, wie bei den 
‚Preussischen Domänen Regel, aber dach nur bei der Verpachtung mittlerer und 
Güter Blen ist, — Vorschlag eines Pachtgeldmaximums, um den 
bei dem Meistgebotverfahren entgegenzuwirken, hei Berghof- 


BET a .0., 8.98) LEE. , „soll anders das Pachtwesen in der Phase einer 


" ae a Bericht über Preussons landw. Verwaltung in den Jahren 
(rap dass „in den Ger Jahren die Pachtgelder für Domäuen- 
F eanrei en Fällen eins Hühe erreicht hatten, welche mit der 
Pachtgäter nicht im richtigen Verhältnis steht“ und dass dies 

en eu: (mittelmässiger Ausfall der Ernten) die Ursuche ge 
„die Lage vieler Domänenpächter zu gefährden und einen Theil Ren 
se dem Vermögenszerfall entgegenzuführen“. In den Inlıren 1878/87 
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man sich vergegenwärtigt, dass der Grund und Boden wegen seiner 
Unvermehrbarkeit und Unübertragbarkeit dem Besitzer ein Monopol, 
d. h. eine mit der steigenden Volkszahl wachsende ökonomische 
Machtstellnng gewährt, welche sich als Steigen des Grundwertls 
im Falle des Verkaufs, als Steigen der Pachtrente im Fall der 
Verpachtung äussert; dieses Steigen hat eine natürliche, wirtl- 
schaftliche und sittliche Berechtigung indess nur dann, wenn es 
als unmittelbare oder mittelbare Folge entweder der natürlichen 
Erhöhung der Productionskraft des Bodens durch vom Besitzer vor- 
genommene planvolle Verbesserungen der Bodensubstanz oder aber 
als Folge der durch den wachsenden Wohlstand der Gesammtbe- 
völkerung ermöglichten Erhöhung der Preise der Bodenerzeugnisse 
selber sich darstellt; jene Berechtigung fehlt, wo das Steigen des 
Boden - und Pachtwerths lediglich die Folge der Zwangslage ist, in 
welcher sich die in anderen Erwerbszweigen nicht unterbringbaren, 
also auf die Arbeit am Grund und Boden angewiesenen Bevölkerungs- 
theile gegenüber den Monopolisten des Grund und Bodens befinden 
und vermöge deren sie in den Besitz von Grund und Boden nur 
unter Verzicht auf die volle Aneignung des Produkts ihrer eigenen 
Wirthschaftsthätigkeit sich zu setzen vermögen. Nun ist offenbar 
einer in diesem Sinn unberechtigten Entwicklung da eine gewisse 
nicht überschreitbare Grenze gesetzt, wo durch eine Mischung von 
grösseren, mittleren und kleineren Gütern und unter der Herrschaft 
einer die Abstossung von Land und den Erwerb von solchem nicht 
übermässig erschworenden Gesetzgebung die Nachfrage nach Land 
sich leidlich jederzeit zu sättigen vermag; diese Grenze fehlt aber, 
wo die Grundbesitzverfassung jener „harmonischen Mischung“ ent- 


sind nicht weniger als 67 Domänenpächter (von im Ganzen 806 
mit 1068 Vorwerken) insolvent geworden und „nur in wenigen Fällen ist der’ 
ge Ber . Pächter einer nicht ratiomellen 

nziellen Speculation beizumessen oder durch Mi asser- 
Sala net worden. In den meisten Fällen hatte sich im des 
auf der Landwirthschaft Instenden Drucks der Ertragswerth der unter 


Verhältnissen gepachteten Domänen inzwischen so verringert, dass die on 
Pachtungen unter Einbusse des in dieselben eingebrachten Te 
eines unmhaften Theils desselben verlassen mussten“ (Ebenda Re U:% S 


Solches darf — Angesichts der in den 70er Jahren zum Ausbruch 
Krisis — freilich um so rei Wunder nehmen, wenn man liest, dass „(die durch 
ie 


Nenverpach tungen von mänen erzielte Steigerung des 

1873/75 6 in Re 56° „, in 1879/81 immer noch. 15%, 

der Gesammtertrag der Domänen von 14,10 M, NET TR GA erniegenie 
im Sr 1860 auf 18,15 M.; 1870 auf 29,63 M.; 1880 auf 38,16 


1; 1884/87 auf 41 7 N. — Die sümmtlichen Preussischen mine im 
Mean rn u vom Buzz ha ertrugen in der Berichtsperiode J8B4/87 141 aM 
vom ha) 
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behrt, wo also der Grund und Boden im factischen und rechtlichen 
Besitz einer verhältnissmässig kleinen Anzalıl von Menschen sich 
befindet; und sie wird am leichtesten überschritten werden, wenn 
nach dem herrschenden Besitzsystem oder den eingebürgerten 
wirthschaftlichen Gepflogenheiten die vorwiegende Bewirthschaf- 
tungsform von Grund und Boden die Zeitpacht ist, weil man 
sich leichteren Herzens entschliesst, eine Pachtschuld als eine Kauf- 
schuld auf sich zu laden, weil desshalb die Ausbietung von Land 
in der Form der Zeitpacht die Nachfrage nach Land künstlich 
steigert und diese künstliche Steigerung vielfach Pachtüberzahlungen 
im Gefolge haben, d. Iı. den Grundeigenthümern einen ihnen nicht 
zukommenden Antheil am Bodenertrag zuführen wird; dies Alles 
um so mehr, je kleiner die Pachtobjeete, je kürzer die Pacht- 
zeiten sind, ein je grösserer Kreis von Nachfrage nach Land daher 
künstlich geschaffen und je häufiger die Gelegenheit zur Pacht 
eröffnet wird. Für die grundsätzliche Beurtheilung der Bestrebungen, 
welche auf dem Weg der Ueberführung des Grund und Bodens in 
irgend eine Form des Colleetivbesitzes die Zeitpacht zur aus- 
schliesslichen Form der Bewirtschaftung zu machen sich anschieken, 
ist daher auch diese mögliche Folge des Pachtwesens wohl zu 
beachten. 

4. Der thatsächliche Vorgang im System der Zeitpacht ist in 
Hinblick auf den monopolartigen Charakter des Grundeigen- 
thums daher regelmässig der, dass die zunehmende Nachfrage nach 
Pachtland höhere Pachtzinse zeitigt; dass die Nothwendigkeit der 

der letzteren die Pächter zu stets rationellerer 

Cultur, zu intensivster Ausnützung der natürlichen Bodenkräfte 
drängt; dass aber diese in der Zunahme der Roherträgnisse sich 
äussernden technischen Betriebsfortschritte bei jeder neuen Verpach- 
tung grossentheils oder ausschliesslich den verpachtenden Grundeigen- 
thümern selber zu Gute kommen, weil die Möglichkeit des lohnen- 
deren Wirthschaftens auf den Pachtgütern von den neuen Pächtern 
Bar den Pachtpreisen stets von Neuem escomptirt wird. Die an 
sich gerechte Forderung, dass die Früchte der qualifieirteren Ar- 
beit am Boden, der technischen Fortschritte in der Bodencultur 
der Pächterberölkerung selber zu Gute kommen, wird also höchstens 
während der Dauer der Pacht selber erfüllt; nach deren jedesmaligen 
Ablauf aber ins Gegentheil verkehrt, wenn und soweit die örtliche 
Pachtnachfrage das Pachtangebot übersteigt, Die Erfahrung zeigt 
denn auch, dass da, wo der Boden in Form des Pachtlandes he- 
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wirthschaftet und wo durch Ausbietung des Bodens in kleinsten 
Parzellen die Nachfrage nach Pachtland jederzeit hochgehalten 
wird, die intensivste Bodeneultur gleichwohl den Pächtern meist 
nur eine bescheidene, häufig selbst nur eine kümmerliche Existenz 
gewährleistet, während die Grundeigenthümer in der arbeitslos 
bezogenen Pacht-(Grund-)rente ein ständig wachsendes Einkommen 
beziehen; wobei es genügt, an die Lage der Kleinpächter in Italien, 
Belgien, einzelnen Theilen Frankreichs, der deutschen Rheinebene 
zu erinnern. Man kann daher (mit Ruhland) wohl sagen, dass 
die jeweilige Höhe der Pachtrente durch den Arbeitsertrag der 
qualitativ besten Arbeitskraft nach Abzug der nöthigsten Unter- 
haltungskosten bestimmt wird und dass die von dem verpachtenden 
Grundeigenthümer bezogene Pachtrente jede im Laufe der fort- 
schreitenden Entwieklung durch technische Betriebsfortschritte ver- 
anlasste Worthsteigerung der Pächterarbeit alsbald aufsangt®). 
Wenn dieser Gang der Dinge, zumal unter dem Gesichtswinkel 
socialer Betrachtungsweise, wenig erfreulich ist, so kann die Er- 
kennung dieses Ganges und der sie veranlassenden Gründe sicher- 
lich eine andere Schlussfolgerung als die nicht zulassen, dass eine 
Grundeigenthumsordnung und Grundverfassung, welche die Eigen- 
bewirthschaftung und damit die Aneignung der Vortheile rationeller 
Bodeneultur dem Bewirthschafter selber sichert, vor jener anderen 
unbedingt den Vorzug verdient, welche die Person des Eigen- 
thümers — sei dieser nun eine juristische (Staat, Gemeinde) oder 
physische Person — von jener des Bewirthschafters trennt, dem 
orsteren ein arbeitsloses von selbst steigendes Renteneinkommen 
zuweist, dem letzteren aber, als Pächter, eine andere Aussicht als 
die, trotz qualifieirterer Arbeit auf dem gleichen niedrigen Niveau 
des durch die Unterhaltskosten bestimmten durchselmittlichen Ar- 
beitslohns verharren zu müssen, nicht eröffnet, 


5. Die vorstehenden Betrachtungen treffen da nicht oder doch 
nur in sehr beschränkten Grade zu, wo das Pachtland einen ver- 
hältnissmässig kleinen Bruchtheil des Gesammtareals darstellt; 


’) Auch in der englischen Agrarenquöte von 1879/81 ist vielfach. 

worden, dass Püchter, wenn sio das Gut verbessert hatten, gerade in Folge 
ihrer Auslagen und des dadurch gestiegenen Gutswerthe im Pal im Pachtains 
gesteigert wurden oder die Pnehtung verloren; Pächter hätten 
zu fürchten, hei intensiver, kapitalreicher We im Pachtxins erhöht zu 
werden. Das alte Sprichwort scheine noch immer zu haben: „He thnt 
havocks may sit, He that improves mnst Hit“. ee lürfte vielfach auch für 
den Continent zutreffen. 
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wiederum nur dann sich entschliessen, wenn in der Dauer der 
Pacht eine Sicherheit für ihre nutzbringende V' 

ist, und langsam wirkende, erst nach Umlauf einer Anzahl Jahre 
sich bezahlt machende Meliorationen sind im System kurzfristiger 
Pachteontracte überhaupt unmöglich gemacht. Zwar kann in dieser 
Hinsicht eine von wohlverstandenem eigenem Interesse geleitete 
private Pachtpolitik des Eigenthümers: Ausführung von Melio- 
rationen auf eigene Rechnung unter entsprechender Heranziehung 
des Pächters, und weiterhin ein den Pächter in Bezug auf melio- 
rirende Arbeiten schützendes Pachtrecht die besprochenen Nach- 
theile kurzer Pachtfristen aufheben oder wenigstens mildern; doch 
ist mit der Thatsache zu rechnen, dass jene private Pachtpolitik 
erfahrungsgemäss nicht selten unter dem Einfluss kurzsichtiger 
Erwägungen oder auch in Folge mangelnder Kapitalkraft, ep 
Meliorationen gegenüber, versagt; und dass ein noch so für 
den Pächter lautendes Pachtrecht, weil es gegebenenfalls den 
Pächter mit seinen Ansprüchen auf den Rechtsweg verweist, 
niemals den in der langen Dauer des Pachteontraets liegenden 
Anreiz zur Vornahme von Meliorationen aufzuwiegen vermag. 

4. Wenn unter dem Einfluss weitsichtigerer Erwägungen allge- 
mach auf dem Continent die Pachtdauer übungsgemäss eine längere 
geworden ist und die Pachteontraete wenigstens in Ansehung der 
mittleren und grösseren Pachtobjecte heutzutage regelmässig 
zwischen 9 und 18 (selten 24 Jahren) sich bewegen, so hängt es 
wiederum mit dem Wesen der Pacht zusammen, dass dieser Eut- 
wicklung gewisse Schranken gesetzt sind. Der Abschluss eines 
Pachtvertrags beruht allemal auf der sorgsamen Inbetrachtziehung 
der durehschnittlichen Erzeugungskosten, insbesondere was den Pro- 
duetionsfactor Arbeit anlangt, ferner der durchschnittlichen Preise der 
auf dem Pachtgut zu bauenden Früchte und auf der Annahme der 
ungestörten Fortdauer der Verhältnisse, von welchen die beiden 
für den Reinertrag der Pachtunternehmung maassgebenden Elemente 
abhängig sind. Vom Standpunkt des verpachtenden 
ist die Forderung, dass ihm die durch zunehmende Yolkszahl und 
wachsenden Wohlstand bedingte Preissteigerung der Tandwirth- 
schaftlichen Erzeugnisse in der Pachtrente nicht dauernd vor- 
enthalten bleibe, ebenso berechtigt wie es Pflicht der Selhsterhal- 
tung des Pächters ist, nicht auf einen Zeitraum. sich zu: binden, 
für welchen der muthmaassliche Fortbestand der für sein Pacht- 
gehot maassgebend gewosenen Voraussetzungen nicht vorausgesehen 
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werden kann. In der Unmöglichkeit der sicheren Voraussicht des 
Gangs der wirthschaftlichen Entwieklung und in der Nothwendig- 
keit, die pachteontractlichen Verpflichtungen von Zeit zu Zeit den 
veränderten Verhältnissen anzupassen, findet daher die auf eine 
festgelegte Begrenzung des Pachteontracts ihre privat- 

i Begründung. Je weniger die Entwicklung 
innerhalb der landwirthschaftlichen Production Erschütterungen 
ausgesetzt ist, um. ‚so gedeihlicher kann sich die Lage der Pächter 
a ihr Verhältniss zum Verpächter gestalten; 
und je unberechenbarer jene Entwicklung, um so 

make ‚ist die Eingehung von Pachtcontraeten einem unsicheren 
zu vergleichen und um so mehr wird die dadurch ge- 

Be age einer volkswirthschaftlich nachtheiligen Kürzung 
der Pachtzeiten hindrängen. Wo in einem Lande das Pachtwesen 
Fol en Verhältnisse der Grundbesitzverfussung 





‚gefunden hat, ergiebt sich schon hieraus die 
starken Erschütterungen der landwirthschaftlichen 

- und Absatzyerhältnisse durch eine zweekentsprechende 
atl ee zu begegnen; während derVerzieht 
er solche das Pachtverhältniss zu einem rasch lösbaren, die 

zu einem Stand fluetuirender Zugvögel und 

die landwirthschaftliche Unternehmung zu einem ausgesprochenen 
Spoeulationsobject zu machen geeignet ist, während hierzu doch 
gerade der Grund und Boden als das schaffende Material der Volks- 
Faire un allerwenigsten sich eignet. Die landwirthschaftliche 
ch egung am Ausgang des Jahrhunderts verdient dess- 
halb, je auch unter dem Gesichtspunkt der folgenschweren 
i einer Politik des Gehenlassens auf die Pächterbevöl- 
| die private Pachtpolitik, wohl gewürdigt zu werden; und 
arf im Hinblick auf die Entwieklung der Dinge in Eng- 

oseste Verknüpfung des Pächters mit der Scholle, massen- 

hafte Lösung der Pachteontraete mit Eintritt des transoceanischen 
Wettbewerbs, Pächtlosigkeit zahlreicher Güter, Uebergang zu 
einer arbeitsextensiven Weidewirthschaft — wohl die Frage auf- 
werfen, ob der augenblickliche Vortheil der unbedingten Ermög- 
lichung der Versorgung des inneren Markts mit billigster Frucht 
den Nachtheil gewaltsamer Verschiebung in der landwirtlischaftlichen 
re wachsenden Abhängigkeit vom Ausland in der 


‚orn des Abzugs eines erheblichen Theils der seit- 
erigen der landwirthschaftlichen Intelligenz, der Abstossung 
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hohe Rente aus dem Grundkapital zu ziehen, die Versuchung zur 
a eg der Pachtobjeete sehr nahe gerückt, 
um so mehr sieh ausdehnt, je ge- 
en in Pachtobjeet an die ökonomische Kraft- 
© stellt’). Diese Entwicklung, welche durch 
me der Bevölkerung einen mächtigen Impuls erhält, be- 
darf um so mehr einer eingehenden Würdigung, als die unter der 
Parole: umfassendste Zugänglichmachung der Segnungen des 
ee ee Kreise des Volkes — einsetzenden 
erstaatlichung des Grund und Bodens in ihrer 
£ zum System kleiner uud kleinster 
nd Nothwendigkeit führen müssten. 
sind hier namentlich zu beachten: 
n neuerlichen landwirthschaftlichen Erhebungen 
eise für einzelne Bodenpareellen durchweg sehr 
die für eigentliche Pachtgüter; sie bewegten sich 
den Morgen (36 ar) in den badischen Erhe- 
er 1883er Enquöte zwischen 20 und 110 M. bei 
30 und 130 M. bei Wiesland, und angestellte 
stellten fest, dass in zahlreichen Fällen auf diesen 
der Pächter noch nicht einmal die Hälfte des orts- 
Ins erwirthschaftet. Diese in allen Gebieten der 














sie auf der künstlichen ee der Land- 
| > das Ausbieten kleinster Bodenpareellen nothwendiger- 
Gefolge hat. Wenn in solchen Fällen die Grundrente 
1 ihr zukommenden Theil des Wirthschaftsreinertrages 
sie auch Quoten des Unternehmergewinns selber 
nimmt, s0 ist die absolute Höhe der Pacht- 


en Vorgänge bei Roscher, Anm. 5 ff. zu $ 66. Die Meinung 
von L ne 2. 0., 8.126, te in un wohl katım vor- 
i ‚doel den Süden und Westen nichts 
70). Deber die 1 gehauen Pach So Am ee der 

IV, 8,39 


n heben] FF de badischen landw. nt at pt 


ee ee ke in umngekehrtem Verhältniss zur Aus 
so Be die Pächter yerl verhältnissmässig mehr Bene als 
nd diese mehr *. Veber die un; ‚kungen 
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preise höchstens für den oberflächlichen Beobachter das Symptom 
eines blühenden Landwirthschaftsbetriebs, in 
nichts anderes als der Ausdruck des Grades der ökonomischen 
Machtstellung der Besitzer des Grund und Bodens gegenüber den 
Nichtbesitzenden, denen der unter regelmässigen Verhältnissen 
zu erwartende Preis ihrer auf die Pachtgrundstücke verwendeten 
landwirthsehaftlichen Arbeit vorenthalten bleibt. v 

2. In Wirklichkeit ist denn auch in Gegenden, in denen der 
Paroellenpacht überwiegt, die wirthschaftliche Lage der Parcollen- 
pächter eine denkbar ungünstige, häufig erbärmliche und selbst 
der technische Fortschritt der Agrieultur eines Landes ist .. 
geeignet, hierin eine Wandlung zum Besseren herbeizuführen“). Ist 
nämlich in der Landbevölkerung ein guter Kern wirthschaftlicher 
Tugenden entlıalten, so wird sie zwar bemüht sein, der Wucht und 
dureh den gesteigerten Wettbewerb auf eine unnatürliche Höhe 
benen Pareollenpachtpreise durch eine intensivere Cultur (vo) Han 
delspflanzen, Gemüse, Obst) zu begegnen; aber dieses m 
erweist sich meist als ein hoffnungsloses, weil jede durch sole 
Betriebsfortschritte eröffnete Aussicht auf höhere Verwertiung ı ‚der 
Arbeitskraft im Pachthetrieb bei jeder neuen Pachtversteigerung 
sofort die Nachfrage nach Land und die Pachtangebote um ein 
Weiteres steigert. Daher die widerspruchsvolle Erscheinung, dass 
gerade in den Gegenden der Hochcultur (einzelne Theile der 
Rheinebene, Belgien, Norditalien) die ländliche Bevölkerung trotz 
Entfaltung der höchsten wirthschaftliehen Energie in ihren Wohl- 
standsverhältnissen stagnirt, ja zurückgeht, weil eben die Früchte 
der qualifieirten Arbeit nicht ihr selbst, sondern nachhaltig dem 
Inhaber des Grundkapitals zufallen. Der gegen den Druck über- 
mässig hoher Pachtschillinge von der ländlichen Bevölkerung mit 
den Mitteln besserer Technik geführte Kampf leitet schliesslich 
auf einen Punkt, wo jene Mittel versagen und in Folge der da- 
durch erzeugten Muthlosigkeit schlägt dann leicht die foreirte 
Bodeneultur in das Gegentheil um, d. h. die Kleinpächter sind 
bemüht, durch ein ausgesprochenes Raubsystem sich schadlos zu 
halten, dessen Folgen zunächst für die in kurzsichtiger Politik 


» „Ueberall, wo Bauern oder Kossathen in grüsserer Anzahl als Zeitpächter 
auch Pansche in besonderem Hinblick auf Meckle: en 
die Land haft sich in einem traurigen Zustand zu befinden und | 
Volkswirtschaft leidet mit, da bei der schlechten Verwerthung. des Grundkapttals 
nur geringe Roh- und Reinerträge gewonnen werden.“ (Fansche in Caamdis 
Jahrb., N. F., 14. Bd., 8. 224.) 


" 
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leigenthümer, weiterhin aber für die Volkswirth- 
wegen Aor Minderung der Productionskraft 
chrünkung der nationalen Erzeugung — sich 

geltend machen wird. Ws ‚aber. din Volk | ven, Harn aus wirth- 
schaftlich und sittlich auf einer verhältnissmässig niederen Stufe 
RUN, wird dessen Widerstandskraft gegen den lähmenden 
von Pachtüberzahlungen um so rascher erschöpft sein; 

si ur das Pachtverhältniss durch grosse Unsicherheit des 
 Pachtzeiten, freies Kündigungsrecht) sich aus, #0 

wird in ra Folge jeder, längere Vorauslagen erheischenden 
dio Moglichkeit entzogen sein, also der Anbau von peren- 
nirenden Futterpflanzen, ja selbst der Wintergetreidearten mit der 
Zeit verschwinden und nur die Frucht des armen Mannes — die 
| — übrig bleiben, deren ununterbrochener Anbau den 

durch ungenfigende Stallviehhaltung sich vorbereitenden Boden- 
e alsdann vollendet. Für ein solches Pächter- 
proletariat, das bereits auf der niedersten Stufo der Ernährungs- 
‚ angelangt ist und dessen Typen in einem an sich 

frachtbaren Lande förmlich herangezogen zu haben, den hässlichsten 
Flecken der grossbritannischen Landpolitik in Irland bildet, wird 
dann jeder Misswachs in der Kartoflelernte im günstigsten Fall 
Be und Pachtaustreibungen mit all’ dem damit ver- 
bundenen Elend, im ungünstigeren Fall Hungersnoth, erhöhte 
Sterblichkeit und Massenauswanderung zur Folge haben, wofür die 
„grüne Insel“ olassisches Zeugniss ist, wenn es schon an Beispielen 
gleichen Elends in einzelnen continentalen Staatswesen (Italien 
und seine die Landbevölkerung heimsuchende Hungerkrankheiten : 

Pellagra; Rumänien) keineswegs fehlt. 

Se a er 
Jahre 1848 Armenunterstützungen gegeben. Zwischen 1851/81 wander- 

sen 2715000 Tren aus; und die Zalıl der Kuseabser von Pächtern in den Jahren 
f sich anf 263000, in 1849/86 auf mehr als eine halbe Million Personen. 


ging eine wachsende Umwandlung von Körnerwirthschaften 
vor sich; es fiel von 1851 bis 1886 das Ackerland von 


En Ku in; es stieg das Wiesen-, Klee- und Weideland vor rund 
hafter Weise scheint der Parcellenpachtwucher seitens der 


in rin Rumänien betrieben zu werden, wo der Bauer, „unser 
richtig zu Beat dem Zwang dor Verhältnisse (un- 


L Besitz, 
h sich wirtlischnftlich zu ruiniren, u lich erfüllen kann“. That- 
li = in der Wallachei trotz der allgemeinen Iaudwirthschaft- 
y im Steigen begriffen, da (wie die Regierungsmotire 
























kleine Pächterstand, der in der Regel 
in der Form der Zwergpacht 

se) Zustände... In 
BEE, zwar in n gewissem Sinn eine 0 
= die ungesundesten soeialen Verhältnisse. Wer die N 
Hu, gelesen hat, weiss, dass es kaum ein tra 
rigen Zwergpächter Die Selhs 


Äfrelgiee, hoelaler ‚Boslal 


fengen, hat 
Kindeskinder zu führen . 
— das sehen wir jetzt in England "und Irland — wird "hatt Wei 
arfen, ob age der in 


ich äussert, ein BEER AR: ir können dah 
in Deuschla 8690), alle Landwirt hr und 


3. Zustände der vorbesprochenen Art mögen 1 an brnag 
sten sich einnisten, wo Grossgrundbesitz und Pareellenpacht mit 


dem Absentiismus einhergeht (wie wiederum in | 

auch in Italien der Pall), der Verpächter daher jede | 
jedes menschliche Fühlen mit der Lage der Pächter ı 
mehr verliert, wohl gar des unmittelbaren Risieos des 
der Pachtschuldigkeiten sich entschlägt, indem an Stell 
ministratoren Oberpächter treten, welche das Land an die bäuer 
lichen Wirthe in Afterpacht geben. Die schon durch die 
Parcellenpacht geschwächte Neigung des Grundeig \ 
Meliorationen auf dem Pachtland wird begreiflie 
afterverpachtenden Mittelsmann sich vollend ori 
eine schonungsvolle Berücksichtigung der Lage des 
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die ethische Berechtigung einer solchen thatsächlichen Veberzahlung 
selbstredend nicht zu begründen vermag. Immerhin muss auch 
hier im Auge behalten werden, dass die von solchen Elementen 
(Arbeitern) ausgehende starke Nachfrage nach Pachtland die eigent- 
lich landwirthschafttreibende Bevölkerung in unangenehme Mit- 
leidenschaft dann leicht ziehen kann, wenn diese selber, wegen 
der Kleinheit des eigenthümlichen Besitzes, an den Pächtungen 
sich zu betheiligen genöthigt ist, weil die von derselben an den 
Verpächter abzuführenden übermässig hohen Een 
Conto der Gesammtwirthschaft in negativer Weise 5 
daher die nicht selten zu machende Beobachtung, dass in Land- 
gemeinden mit Industrie die Fabrikarbeiter mit Pachtgenuss so 
häufig in günstigeren Verhältnissen als die ausschliesslich Land- 
wirthschafttreihenden sich befinden }). 

5. Während die systematisch betriebenen Gutszertrüämmerungen 
unbedingten Beifall höchstens in den Kreisen des radicalsten Frei- 
händlerthums finden, im Uehrigen aber mit Recht als anstössig 
und wegen ihrer Folgewirkungen als mindestens bedenklich auch 
von Jenen erachtet werden, welche an sich dem Grundsatz der 
Freitheilbarkeit der Güter huldigen, muss es immerhin Wunder 
nehmen, dass die Verleitung zu Pachtüberzahlungen durch 
Ausbieten des Landes in kleinen und kleinsten Parcellen 
und die damit Hand in Hand gehende Aneignung von Quoten des 
Arbeitswerths der Parcellenpächter durch die Grundeigenthümer noch 
immer mit: den Anschauungen guter Sitte wohl vereinbarlich erscheint. 
Dies hängt offenbar theilweise damit zusammen, dass die in den 
Gegenden der Gemengelage begüterten juristischen Personen (Staat, 
kirchliche Fonds ete.) die in den Gemarkungen zerstreut liegenden 
Bigenthumsstücke schwer anders als in der Form der Pareellen- 
pacht verwerthen können, so dass im Hinblick auf die verpachtenden 
Stellen die erwähnte Verpachtungsweise gewissermaassen als obrig- 
keitlich sanetionirt gelten kann ; zum Theil auch damit, dass wenn, 
wie meist in Fällen der vorliegenden Art, das in Parcellen aus- 
gebötene Pachtland gegenüber dem von der ansässigen Bevölkerung 
eigenthümlich besessenen zurücktritt, die ökonomisch nachtheiligen 
Wirkungen der Parcellenpacht selber viel weniger hart in die Er- 
scheinung treten. Zum Theil aber ist das Urtheil über die Par- 
cellenpacht durch hereinspielende philanthropische Erwägungen 


%) Vgl. bad. landw. Erhebungen, Bd. IV, 8. 45 ff 


Abschn. I. $34. Grösse d. Pachtobjecte; Parcellenpacht u. Riesenpacht. 189 


getrübt, insofern man in der Zerschlagung von Gütern und der 
parcellenweisen Verpachtung der Einzelstücke das Mittel zur Ver- 
dienstgelegenheit für eine über den natürlichen 
hinausgewachsene Bevölkerung zu finden wähnt, und es unter- 
liegt gar keinem Zweifel, dass manche derartige Gutszersehlagungen 
von an sieh wohlgesinnten Grossgrundbesitzern nicht sowohl in 
der Tendenz höherer Verwerthung des Grund und Bodens als in 
der wohlmeinenden Absicht reichlicherer Verdienstbeschaffung für 
kleine Leute vorgenommen worden sind. Es ist aber leicht 
einzusehen, dass die Parcellenpacht als Panacee gegen die Wir- 
kungen einer thatsächlichen Uebervölkerung auf die Dauer als 
gänzlich eitel sich erweisen muss. Die durch die Pacht von Par- 
eellen erleichterte Gründung eines eigenen Haushalts ist viel 
zu verführerisch, als dass die grosse Masse dem widerstehen 
könnte; und die Erfahrung zeigt denn auch, dass mit der Ein- 
führung der Parcellenpacht alsbald neue Familiengründungen vor- 
genommen werden, die, weil sie in dem unsicheren Grund kurz- 
fristiger Pachteontracte wurzeln, die Bedingungen des Gedeihens 
noch weniger als die vorher bestandenen in sich tragen. Kann, 
wo ein Missverhältniss zwischen der ansässigen Bevölkerung und 
der Bodenbewirthschaftungsfläche besteht und nicht etwa das 
Entstehen von Industrien der überschüssigen Bevölkerung Be- 
schäftigung gewährt, nur ein entsprechender Wegzug eines Theils 
der letzteren dauernd Wandel schaffen, #0 befördert umgekehrt 
die Pareellenpachtausbietung die Schollenkleberei und verschlim- 
ınert daher das Uebel, das sie zu heilen sich unternahm; und 
zwar um so mehr, als die neuen Familiengrändungen auf der 
Fortdauer des Pachtvorhältnisses beruhen, also jeder neue Pacht- 
termin wegen des erweiterten Kreises der pachthungrigen, von 
Sorge um die Behauptung der Pacht erfüllten Elemente den 
Wettkampf um die Pachtgüter stets erbitterter gestalten wird. So 
kann es sehr wohl kommen, dass das, was in wohlmeinender Ab- 
sieht Segen bringen sollte, Allen zum Fluch wird; eine Umkehr 
aber von der beschrittenen Bahn, nachdem zahlreiche Existenzen 
mit dem Institut der Parcellenpacht verwachsen sind, je länger, 
je schwieriger sich erweist. 
6. Veberall, wo das Parcellenpachtsystem mit einer gewissen 
Ausschliesslichkeit, also ungeschwächt durch die Gegenwirkungen 
chen Besitzes oder sonstiger Verdienstgelogenheit vor- 
waltet, wie in den Gegenden des Gross- und namentlich des Lati- 


m 
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"unitendesitzes, wint langsam, aber sicher ein Zeitpunkt eintreten, 
ie Senes Institut an seiner inneren Unnatur zusammenbricht, 
wert <wter ‚len Händen des stetig anwachsenden, in Massenelend 
unkenen. in Rohheit und Unbildung verkommenden Pächter- 
ienietantats ‚ler ihm überlassene Boden gänzlich zu verwahrlosen 
drent und die massenhaft sich häufenden Pachtrückstände den 
Werth der Verpachtung illusorisch erscheinen lassen. In einem 
System staatlicher Laissez -faire-Politik kann es dann wohl ge- 
schehen, dass der Grossgrundbesitzer die gesammte Pächter- 
bevolkerung austreibt und von dem Parcellarbewirthschaftungssystem 
zu dem ihm jetzt vortheilhafter erscheinenden System der Lati- 
fundienwirthschaft durch Widmung des Landes zu Weideboden, 
d. h. inmitten hocheultivirter Verhältnisse zu den rohesten Aus- 
gangspunkten der Agricultur zurückkehrt (einzelne Theile von 
Schottland, römische Campagna); doch ist es bezeichnend für die 
Wandlung in den staatspolitischen Anschauungen, aber auch für 
lie feineren Schwingungen des Volksgefühls gegenüber rücksichts- 
loxer, wenn schon legaler Verfolgung privater Interessen, dass, wo 
die Verhältnisse zu jener Unnatur sich zugespitzt haben, auch die 
Wwonenten Anhänger der bestehenden Rechtsordnung vor gewalt- 
samen Eingriffen in das missbrauchte Eigenthumsrecht nicht zurück- 
welrecken, wein eben nur auf diesem Wege das Grundeigenthum 
einer Aufgabe, als nationales Productionsmittel höchster Bedeutung 
in einvan der jeweiligen Stufe der volkswirthschaftlichen Entwicklung 
vntaprochendem Grade in Thätigkeit gesetzt zu werden, erhalten 
btusben kann, Die mildeste Form der gesetzgeberischen Inter- 
vwentfonspelitik wird in solchem Falle die Ergänzung des privat- 
wehtlichen 'Theils des Pachtrechts durch socialrechtliche Vorschriften 
ser, welehe div Pächter nicht mehr schutzlos dem Recht des Stär- 
ken preingeben (8 35): die radiealere Lösung aber wird auf die 
pilliele und zwangsweise Beseitigung des unhaltbar gewordenen 
Machtayntema und auf die Neuschaffung eines auf eigener Scholle 
altanııdan Hanernstandes aus der Klasse der Pächter abheben, wie 
selon aueh die Durchführung dieser Aufgabe Angesichts des zur 
\wntisenng atohenden Menschenmaterials sich erweisen mag. Jahr- 
tuchnte alte Suuden können freilich nicht durch einen Feder- 
alttelt der Gonetägebung wett gemacht werden; und Generationen 
wagen darmber hingehen, bis beispielsweise der irische Zeitpächter 
inch einer Uuwwandlung in einen grundbesitzenden Eigenthümer 
ut et Ntul der Gesittung und der Wohlstandslage wieder 
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emporgehoben sein wird, die auch der kleinste Zwergwirti im 
Süden des Deutschen Reichs seit langem erklommen hat'). 

- 7, Eine nähere Würdigung gerade des Parcellenpachtwesens 
mit allen seinen möglichen und wirklichen Auswüchsen, wie sie 
vorstehend Platz griff, war nicht bloss desshalb geboten, weil sie 
lehrt, dass das Zeitpachtwesen, wo es einen herrschenden Factor 
im Grundverkehr bildet, auf eine bedenklich abschüssige Bahn ge- 
rathen kann, auf der kein Anhalt mehr ist, sondern auch desshalb, 
weil gerade das Gebiet der Parcellenpacht die gänzliche Unhalt- 
barkeit des Systems des freien unbehinderten, nur durch das 
souveräne Belieben der betheiligten Parteien geregelten Wett- 
bewerbs in diesem Grundverkehr aufs grellste beleuchtet. Denn 
nirgends weniger wie im Wettbewerb um das unvermehrbare, un- 
übertragbare Produetionselement Grund uud Boden kann von 
einer zu jeder Zeit und überall vorhandenen Ebenbürtigkeit der 
Parteien die Rede sein, während diese Ebenbürtigkeit doch die 
nöthige Voraussetzung dafür ist, dass „im freien Spiel der natür- 
lichen Kräfte“ die Waare den ihrem inneren Werth entsprechenden 
Marktpreis jederzeit erhalte. Verkehrt freilich würde es sein, wenn 
mit dem Missbrauch der überlegenen Stellung der jeweiligen Boden- 
eigenthümer gegenüber den die Jandwirthschaftliche Betriebsarbeit 
Verrieltenden die Forderung der Beseitigung des Privateigenthums 
am Grund und Boden und die Ueberführung des letzteren in den 
Besitz der Staats- oder der eommunalen Gemeinschaft begründet 
werden wollte, weil man verständigerweise ein krankes Glied nicht 
amputiren wird, wenn dessen Heilung auf minder gewaltthätige 
Weise sich möglich erweist, weil ferner die Nutzbarmachung des 
eg oder Gemeindebesitzes im Sinn der „Bodenreformer“ 


ie, zu diesen ae die Notiz von Roscher (Anm. 1 zu $ 68), 
dass in römischen lein die et während des 15. Jahrhunderts 


t bewohnte Dörfer be besassen, als die ganze Provinz gegenwärtig Pächter 
sind art Eu „Lichtungen“ der Herzogin von Sutherland, 


ed 1814 und 1820 3000 Familien a ge hatte; Sutherland ist 
ehe Jagdrevier goword Einöden ohne Bas Tune A 
en, „ n ohne Bäume, in denen mir 
‚allein haust“ — ih durchaus unproduetiv und „hitte ebensogut im 
) der Nordsee versenkt werden können“. Der über diesen Vorgang 
hu. Gay Roberts vergleicht die Weidepächter mit australischen 
"dem Hinweis, d dass in den letzten 50 Jahren die Weiden tund Heiden 
een haben; laser Bene auch der j = Grundherr 
Gewesene anknüpfend — lie enpachtungen wieder zu werscl 
ee sich bemüht, damit „das Land ebensowohl achlagen 
ie dariil auch Laveleye, de la er os 
ante 08 ber Laveleye, de la propriöte et de 
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auch in anderer Weise erreicht werden, ohne die Begründung eines 

, nämlich durch die Ermöglichung des 
Kaufs gegen Rente, wobei auf die in dieser Hinsicht bedeutungs- 
volle neue Preussische (Gesetzgebung über innere Colonisation 
(Kap: IV, 891 #) zu verweisen ist. 

3. Wenn schon der Erbpächter in der Art der Nutzung des 
Erbpachtguts völlig unbehindert, auch nach dem geltenden neueren 
Recht — im Gegensatz zu den älteren beschränkenden Normen — 
in der Veräusserung und im gewissen Sinn auch in der Verpfändung 
Beschränkungen nicht unterliegt, so ist doch die Verfagungs- 
gewalt des Erbpächters nicht diejenige des Volleigenthümers ; ins- 
besondere pflegen die vererbpachtenden Stellen sich die Genehmigung 
zur Abveräusserung einzelner Parcellen sowie zur Theilung im 
Erbgang vorzubehalten, auch gegen deteriorirende Wirthschafts- 
weisen oder gegen sonstige Verwahrlosung des Guts (bei Ver- 
mögensverfall ste.) durch die Möglichkeit der Lösung des Erbpacht- 
verhältnisses sich zu sichern; endlich sind einer beliebigen Ver- 
schuldung des Erbpachtguts in der Regel dadurch Schranken 
gezogen, dass der kapitalisirte Betrag des Kanons als erste Hypotliek 
auf dasselbe eingetragen wird. Aus diesen Gründen ompfiehlt sich 
wiederum die Erbpacht gerade für die innere Colonisation, deren 
Erfolge leicht vereitelt werden könnten, wenn eine beliebige Ab- 
veräusserung von Theilen der neu begründeten Colonistenstellen oder 
deren unwirthschaftliche Theilung im Erbgang oder deren beliebige 
Verschuldung (auch zu unwirthschaftlichen Zwecken) ohne Weiteres 

stutthaft wäre; und zwar um so mehr, je weniger man mit der Aussicht 

rechnen darf, een die Colonisten ihrer Mehrzahl nach einer Bildungs- 
stufe angehören, die erwarten lässt, dass von der Freiheit der wirtlı- 
‚Bewegung immer der maassvolle, vernünftige Gebrauch 

werde gemacht werden; namentlich private Grossgrundbesitzer, 
aber auch juristische Personen (Kirchen, Stiftungen, Corporationen) 
werden nur ungern Theile ihres Grundbesitzes der inneren Coloni- 
sation widmen wollen, wenn sie nicht — mindestens für einen 
gewissen, nicht zu kurz bemessenen Zeitraum — in der Lage sieh 
befinden, durch einschränkende Auflagen gegen eine Proletarisirung 
der Colonisten sich Schutz zu verschaffen !). Aus ähnlichen Gründen 
kann die Erbpacht auch da empfehlensworth sein, wo es sich um 
eng von seither eigenthumslosen Landelementen — 


Nr: Jahrbücher, $. 42 ff.) betont mit Recht auch die Gefahr der 
geschaffenen Stellen durch private Anfkäufer, 
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— Zeitpächter, Theilbauer — in Bauern mit besserem Besitzrecht 
handelt, der Grad der wirthschaftlichen Reife dieser Elemente aber 
die sofortige Gewährung des vollen, unbeschränkten Eigenthums 
wenig ratsam erscheinen lässt (Italien) oder wo etwa gar erst 
aus Elementen verschiedenster Art (ländliche Tagelöhner, industrielle 
Arbeiter ete.) ein verloren gegangener Bauernstand neu zu formen 
ist (England). Den vorstehenden Gesichtspunkten } din 
— auch bei sofortiger Uebertragung des vollen Eigentums — 
durch die gesetzlich eröffnete Möglichkeit des Erwerbs gegen Rente 
und der Stipulirung der Unablösbarkeit eines Theils der Rente 
mit dem Recht des Rentengläubigers, gegen Verschleuderungen 
von Theilen des Guts Einsprache erheben zu dürfen, d. h. auf 
jenem Woge Rechnung getragen werden, welchen die neue Preus- 
sische Gesetzgebung über Rentengüter betreten hat, mit welcher — 
»war nicht der juristischen Construction, doch dem Wesen nach 
erbpachtähnliche Institutionen geschaffen worden sind. 
4. Der Anwendbarkeit derErbpacht sind nach den vorstehen- 
den Bemerkungen — ungeachtet ihrer unleugbaren Vorzüge vor 
der Zeitpacht — gewisse enge (renzen gezogen; nur der Staat 
als solcher wird — aus Gründen der allgemeinen Wirthschafts- 
politik — den in der Erbpacht liegenden Verzicht auf den mutl- 
maasslichen Rentenzuwachs des Grund und Bodens leichten Herzens 
auf sich nehmen können, sonstige juristische Bodeneigenthämer 
oder gar der private Grossgrundbeeiks aber wohl nur dann, wenn 
zwingendste Gründe die Abgabe einzelner Theile ihres Landbesitzes 
erheischen (z. B. wachsende Schwierigkeit, einen 
fundienbesitz im Wege der Administration oder der Zeitpacht an- 
gemessen zu bewirthschaften, Nothwendigkeit der Schaflung von 
Landarbeiterfamilien etc.) und desshalb die Vererbpachtung immer 
noch als das kleinere Tebel erscheint. Zwar könnte der in der 
dauernden Fixirung des Kanons für den brheiaern  0 
Nachtheil dadurch zu beseitigen versucht werden, 1 
selben in einer bestimmten Menge des hauptsächliehsten Verkaufs- 
products (Getreide) festsetzt und seinen Geldwerth für gewisse 
Perioden (12, 18, 24 Jahre) unter Zugrundelegung der in diesen 
Perioden geltenden durchschnittlichen Marktpreise entrichten lässt 
(Fruchtkanon). Doch kann auch dieses mit Recht empfohlene Ab- 
hilfemittel für den Erbverpächter nicht von < 
sein, da die Rente eines Guts — selbst in aı en 
wirthschaften — nicht ausschliesslich von den 
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ganz zu schweigen. An eine Verallgemeinerung 
der Krbpacht Dt daher auch im Bereich der nicht selbst wirth- 
esitzer schwerlich zu denken. 

5. Man könnte versucht: sein, der Erbpacht wesentliche Vorzüge 
sogar vor der Institution des Privateigenthums am Grund und 
Boden einzuräumen, weil sie den Erhpächter nur mit einem 

und im Vebrigen nur mit laufenden Kanonverbind- 

lichkeiten, also nicht mit Besitzesschulden (Kaufschillungsresten ete.) 
belastet, Sicherheit vor unwirthschaftlichen Zerstückelungen giebt 
und desshalb in höherem Maasse als jenes die Erhaltung eines 
leistungsfähigen Bauernstandes verbürgt; und man könnte daraus 
folgern, dass eine Grundeigenthumsverfassung, bei welcher der 
ganze Grund und Boden sich in der Hand des Staats befindet und 
in Erbpaeht vergeben ist, in höherem Maasse als die jetzige das 
Wohlergehen der Bevölkerung des flachen Landes verbürge. Ganz 
ra ‚nun von den grundsätzlichen Erwägungen, welche gegen 
in der Grundeigenthumsverfassung sprechen 

= auf welehe in den folgenden Paragraphen ($ 40 #.) näher ein- 
zugehen ist, muss man wohl beachten, dass die Zinsen des Erb- 
bestandsgeldes zusammen mit dem Kanon, wenn beide einiger- 
maassen dem Gutswertli angepasst sind, den Wirth kaum weniger 
hoch belasten werden, als eine in langsamen Annuitäten sich tilgende 
Kaufschuld; und dass daher in der Anbahnung dieser Zahlungs- 
weise (eventuell im Zwangsweg, d. h. immer noch unter minder 
einschneidenden Aenderungen des Wirthschaftslebens, als sie die 
Zertrümmerung der jetzigen Eigenthumsordnung bedeutete) gegen 
die in der Kapitalverschuldung mit Kaufschillingsresten liegenden 
Nachtheile ebenfalls ein wirksames Mittel gegeben ist; ferner, dass 
ar Vorzug doch nur bei der ersten Einweisung in ein Erbpachtgut 
während für Fälle späterer Veräusserungen (yon Seiten 

an dritte Erwerber) dieser Vorzug in Wegfall 
Ei das gegen unwirthsehaftliche Theilungen und Zer- 

der im Privateigenthum befindlichen Anwesen der 

seine Gesetzgebung ausreichende Vorsorge treffen kan, 
upt nach Lage der Verhältnisse des Anbaues im All- 
d des Grades der wirthschaftlichen Reife der Land- 
zu einschneidenden Rechtsnormen hierzu ein Bedürf- 












uch erbreitung des Theilbau: 
und nicht bloss mit dem niedrigen Stand der 
des italienischen Bauernvolks im Zusammenhang 
mit dem zähen Verharren desselben in e 
triebsweisen zu rechnen sein wird, so 
Umwandlung in Landeigenthümer oder allenfalls i 
ermöglichen lässt. e 


der grossen italienischen 


Nach den Berichten zraremquel 
© 0. 0. 8. 14 ff.) leidet die Technik des landwirthschai 
it bäuerlichen Bevölkerung an ‚Gebrechen 
fust überall noch ein irrationeller, die Bearl der Felder 
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wie die beruht auch die ablehnende 
wie von Jnsti ‚Spurre gegenüber dem Theilbau. 
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werden — ein Urtheil, das nur unter 
setzungen einer Modification unterliegt (Ziffer 5), 
‚anderen Seite auch die Frage nach der etwaigen 
des Theilbausystems auf die wirthschaft- 
bodenbebauenden Bevölkerung selber 
Y mit Ja oder Nein beantwortet werden; da viel- 

‚von den Einzelheiten der Vertragsgestaltung abhängt, 

Iı davon, ob die Gewinn- und Verlustehancen des Ver- 
isses gleichmässig zwischen den Contrahenten ver- 
b dies nicht der Fall ist. An sich wird die Behaup- 
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tung kaum einem Widerspruch begegnen können. dass ein conventi- 
oneller Schematismus, wie er gegendenweise betreffs der Auseinander- 
setzung der beiderseitigen Antheile am Gutsertrag (Theilbau zur 
Hälfte, zum Drittel ete.) Platz greift, bei der Mannichfaltigkeit der 
landwirthschaftlichen Betriebsverhältnisse schwerlich durchweg dem 
Vertheilungsinteresse gerecht wird; auch bietet der Theilbauvertrag 
keine unbedingte Sicherheit dagegen, dass der Padrone seine über- 
mächtige Stellung oder etwa vorhandene Schuldverbindlichkeiten 
missbraucht, um den Theilbauern „Arbeitslasten aufzubürden und 
Leistungen aufzuerlegen, durch welche... der der mezzadria zu 
Grunde liegende Gedanke gleichberechtigten Zusammenwirkens 
von Kapital und Arbeit und der gleichen Vertheilung der Gewinn- 
und Verlustchancen von der Verwirklichung ausgeschlossen wird. 
Die Thatsache einer grösseren Abhängigkeit ist offenbar schon 
heute bei einigen Nebenarten des Theilbaues, z. B. bei der boaria 
gegeben; sie kommt auch bei der mezzadria vor und es ist 
nicht ausgeschlossen, dass wenn die Zunahme der Steuern und die 
Preisminderung der Bodenproducte fortschreitet, sie immer mehr 
um sich greifen dürfte“ (Eheberg). Wenn solche Auschreitungen 
da weniger oder nicht vorzukommen pflegen, wo der Theilbauer 
im Besitz einiger eigenthümlich besessenen Grundstücke ist und 
wenn aus diesem Grunde die „Vermehrung der Theilbauer-Eigen- 
thümer (coltivatori-proprietari) als ein socialer Fortschritt be- 
trachtet‘“ wird, so ist mit dieser amtlichen Feststellung zugleich 
ein beachtenswerther Fingerzeig für die Maassnahmen der prak- 
tischen Agrarpolitik gegeben, deren Verwirklichung freilich schon 
wegen der muthmaasslichen grossen finanziellen Opfer der Staats- 
kasse, die sie erfordern würde, gerade in dem classischen Lande 
des Theilbauwesens in Europa in absehbarer Zeit schwerlich zu er- 
warten sein wird. 

3. Man darf bei Allem dem nicht übersehen, dass der Theil- 
bau als Bewirthschaftungsform für kleinere Anwesen und Anwesens- 
theile doch ganz wesentliche Vorzüge vor dem System der Zeit- 
pacht hat und man wird daher, solange sich in der Grundeigenthuns- 
vertheilung der betreffenden Staatsgebiete eine Aenderung nicht 
vollzieht, seine Beibehaltung als erwünscht bezeichnen müssen. 
Offenbar nämlich wird ein in gewohnheitsrechtlichen Nor- 
men wurzelndes und in den beiderseitigen Verpflichtungen auf 
Grund dieses Gewohnheitsrechts im Wesentlichen feststehendes 
Theilbauverhältniss die wirthschaftliche Lage der kleinen länd- 
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liehen Bevölkerung selten so tief herabzudrücken vermögen, wie 
die Zeitpachtvergebung, bei welcher die Gegenleistung des 
Kleinpächters — die Pachtrente — in periodischem Wechsel als 
Ergebniss des freien Wettbewerbs jeweils neu normirt wird und wo 
desshall die Gefahr einer Auswucherung der kleinen Zeitpächter 
durch die im Lauf der Zeit wachsenden Geldpachtrenten so sehr 
nahegerückt ist!). Im Wesen des Theilbauvertrags liegt ebenso die 
Tendenz zur Verharrung in den überlieferten Festsetzungen der 
beiderseitigen Vertragsverpflichtungen wie mit dem Wesen der 
Zeitpacht der beständige Wechsel eben dieser Verpflichtungen, 
bedingt durch die schwankenden Conjuneturen von Angebot und 
Nachfrage auf dem freien Grundmarkt, innigst verknüpft ist; und 
gerade die neueste italienische Agrarenquöte hat erwiesen, dass 
auch heute in den Procentverhältnissen der Theilung des Roh- 
ertrags zwischen Eigenthümer und Theilbauer nennenswerthe Aen- 
derungen gegenüber den für ältere Zeiten festgestellten Verhältniss- 
zählen nieht eingetreten sind. Es kommt hinzu, dass hochwerthige 
perennirende Specialeulturen (Weinbau, Olivenbau, Seidenraupen- 
er ‚im System der Zeitpacht schwerlich jene aufmerksame 
finden, welche ihnen der am Rohertrag un- 
"betheiligte Theilbauer angedeihen lassen wird®). Weiter 
ist, rein soeial betrachtet, das Theilbauverhältniss der Zeitpacht 
auch darin ‚überlegen, dass der Eigenthümer an den naturalen 
nissen ‚es Theilbauern in unmittelbarster Weise 
erscheint und dass diese Interessengemeinschaft für 
eine humanere Gestaltung der Vertragsbeziehungen als hei dem in 
rein geldlichen Verpflichtungen sich erschöpfenden Pachtverhältniss 
sich wirksam erweisen dürfte; wird doch berichtet, dass z. B. „der 
toscanische Theilbauer sich als Genosse, nicht als Knecht des 
Grundeigenthümers fühle und dass der Theilbauer um 30 intel- 
ligenter und anständiger ist, je gerechter und humaner der Eigen- 
thüimer sich benimmt: il buon padrone fa il buon contadino®. 
Ungünstige Ernten vermögen ferner die Lage des Theilbauern viel 
weniger nachtheilig zu beeinflussen, als den zur Entriehtung eines 
fosthestimmten Geldpachtzinses verpflichteten Zeitpächter. Hierzu 
kommt, dass in Italien, in dem das Familienleben der unteren 
I) mild zusammen, dass (nach v. Reitzenstein) seit der wirth- 
schaftlichen Krisis 70er Jahre der Theilbau in Frankreich wieder mehr Auwen- 
selbst in Gegenden, in denen er bis dahin nieht üblich war. 


Sehr gut soll sich der Halbbau in den le cn von Beaujolnis be- 
ae an anrforzse, (Roseher, Aum. 7 zu $ 59.) 


I 
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ländlichen Klassen ein so sehr gelockertes ist (Arbeiterwanderungen 
nach Frankreich und Deutschland und von einer italienischen 
Provinz in andere; Wanderweideleben der zahlreichen Hirten), 
überall da, wo die Mezzadria vorherrscht, in ihr ein Institut ge- 
geben ist, den eentrifugalen Tendenzen des Familienlebens eine 
Gegenwirkung zu verleihen. Denn vielfach „steht hier die ge- 
sammte Hausgemeinschaft unter einem Pater familias, dem sog, 
Capoceia, der mit beinahe unumschränkter Gewalt ausgestattet ist; 
das Vermögen gehört allen Familiengliedern gemeinsam und wird 
ausschliesslich vom Hausherrn verwaltet... die Verrichtungen der 
verschiedenen Arbeiten in der Wirthschaft sind nach ee 
alten Traditionen streng unter die einzelnen 
theilt“. Und es wird gerade diese sncinlnoltiiseie Arie 
der Mezzadria unter den eigenartigen Verhältnissen Italiens nicht 
bloss in der italienischen Agrarenquöte, sondern auch in der neuer- 
lichen italienischen Literatur über das Familienleben ausdrücklich 
anerkannt’). — Wo endlich nicht die Vergebung landwirthschaft- 
licher Anwesen als solcher, sondern einzelner Parcellen den Gegen- 
stand des Theilbauverhältnisses bildet und wo nach den besonderen 
Arten der Abmachungen diese den ;prochenen Charakter 
eines Arbeitseontracts annehmen (siehe oben $, 210), wird man 
in dieser Betheiligung des Landarbeiters an den Früchten seiner 
Arbeit durch Zuweisung einer bestimmten Quote des Natural- 
ertrags die Verwirklichung eines gesunden Lohnprineips 
erkennen müssen ®), Auswüchsen des Theilbauverhältnisses aber in 
dem oben (Ziffer 1) erwähnten Sinn dürfte durch eine Fortbildung 
seiner eivilrechtlichen Bestimmungen, insbesondere durch Erschwe- 
rung des Kündigungsrechts von Seiten des RE 
Willen der gesetzgebenden Faetoren, unschwer zu 

4. Eine riehtigeWürdigung ar Vor 
zu dem Schluss gelangen, dass die dermaligen unbefriedigenden 
Verhältnisse, welche der Theilbau vielfach — nach der Seite der 
Production und im Hinblick auf die wirthschaftliche Lage der 
Theilbauern selber — in Italien aufweist, nicht sowohl in dieser 
Bewirthschaftungsform, als in der eigenartigen Gestaltung der 


= 
') Vgl. Sombart, Das Familienproblem in Italien, in ‚Schmollers's Jahrh, [a 
PAHEhLKpmoraia ote,, ba, Xu, 8. 2. 


*) Der Merzadriavertrag, sagt Dietzel, ist mr die äusserste Oonsequens des 


ips; man kann ihn als t 
Grunde beieichnen, währen? die Kac eine vranaitortnche Bewikichabnge 
form {st (a. a. O., Jahrg. 1884, 8. 275). = 


u 


- Absehn. 1. $ 38. Der Theilban (die Antheilwirthschaft). 219 


Grundeigenthumsverhältnisse selber wurzeln, nämlich darin, 


grosser 
und städtischer Kapitalisten entfremdet worden sind; entfallen 
doch (nach der italienischen Statistik des Jahres 1881) von den 
5272857 in der Landwirthsehaft thätigen männlichen Personen 
nur 1009134 in die Klasse der Eigenthümer (rund 18°, aller), 
während der ganze Rest (rund #/,°/,) in der Stellung von Verwaltern, 
Theilbauern, Erb- und Zeitpächtern ete, sich befindet. Von der 
‚der socialen Forderung: „Das Land den Be- 
bauern* ist also Italien soweit entfernt als immer möglich; und 
viel weniger als in der weitgehenden Eigenthumszerstückelung des 
Grund und Bodens überhaupt, die nach den klimatischen Ver- 
hältuissen der betreffenden Landstriche am Ende noch erträglich 
wäre und jedenfalls ungefährlicher ist wie im mittleren Europa, 
liegt: der Urquell der agrarischen Leiden dieses Landes in dem 
Aufbau einer Grundeigenthumsverfassung, bei der die überwiegende 
Mehrzahl der Bodeneigenthüämer den Grund und Boden nicht 
selbst | sondern ihn als Object eines arbeitslosen 
Rentenbezugs anzusehen sich gewöhnt hat, für welchen eine 
Heissige, genügsame, aber vielfach in krasser Unwissenheit hefangene 
Bevölkerung in harter Arbeit aufkommen muss; einer Grund- 
eigenthumsverfassung, auf die gerade in Italien so vielfach alle 
Nachtheile Anwendung finden, welche dem Absentiismus anhaften; 
und bei deren Fortdauer allen noch so aufrichtigen Bemühungen 
für Hebung des Bauernstandes nur eine problematische Wirkung 
zugemessen werden kann). Die gründliche Abhilfe kann daher 
verständiger Weise nicht in einer Ueberführung des 'Theilbaus in 
Zeitpachtverhältnisse, wodurch das Uebel der jetzigen Eigenthums- 
verfassung nur versehliminert würde, sondern muss in einer 
Aenderung der letzteren selber gesucht werden, d. h. in einer all- 
mählichen Umwandlung der jetzigen Theilbau- und ähnlicher 
losen Contraetverhältnisse in andere Rechtsformen des Besitzes, 
wobei für die etwa zu ergreifenden Reformmaassnahmen die neuere 
Preussische Gesetzgebung über Rentengüter ($ 91) einen werth- 
vollen vollen Vorgang geschaffen hat; auch die gesetzliche Umwandlung in 
x. on) SEN Merber auch auch den Aufsatz von Dernardi in Schmoller's Jahrb. 1882, 
8%. (bsi eitirten Worte des italienischen Staatsmannes und 
ini, „Der grosse Grundbesitz in Italien veranlasst zwei Gegensätze, 


die bei einer, Theilung nicht möglich wären: immer mehr Reichthnm 
des Besitzers und Bettelarmnth des Yaen, inmitten einer blühenden Bodencultur.“ 
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Erbpachtverhältnisse dürfte wegen een 2 = 
führungen ($ 37) dieser Besitzesform 
züge ins Auge zu fassen sein, wie ee rrcen 0na 
Einziehung der italienischen Kirchengüter bereits practische An- 
wendung gefunden hat'). Ar 

5. Zu einer grundsätzlich günstigen Beurtheilung des 
Theilbaues würde man für jene Fälle gelangen können, in denen 
eine wirkliche Arbeitsgemeinschaft zwischen Eigenthümer 
und Bebauer („eomparteeipazione al prodotto*) durch das Vertragsver- 
hältniss begründet wird und die beiderseitigen Antheile nieht sche- 
matisch, nach traditionellen Veberlieferungen (Anbau zur Hälfte, zum 
Drittel), sondern in billiger Berücksichtigung der concreten Wirth- 
schaftsverhältnisse und der von beiden Theilen geleisteten produetiven 
Arbeiten festgesetzt werden; wo also der Bodeneigenthümer nicht ein, 
weitab von der Productionsstätte die Rente verzehrender Magmat oder 
städtischer Kapitalist, sondern der in die Wirtshschaftsleitung 
thätig eingreifende Socius der Theilbauern ist und wo somit das 
Vertragsverhältniss in der That „die Verwirklichung einer Interessen- 
verkettung von Besitz und Arbeit darstellt, die in der Industrie 
bis jetzt noch vergeblich zu erreichen gesucht wird“ (Dietzel)®). 
Die widerspruchsvollen Urtheile über den Theilbau gerade auch 
in der classischen Heimath desselben erklären sich wohl daraus, 
dass den Einen wesentlich diese ideale Form des Theilbaues, für 
welche es an rühmliehen Beispielen auch in Italien nicht fehlt, 
den Andern die ebenso stark oder noch stärker verbreitete Form 
einer denkbar losen Verbindung der Colonen und des Gutsherrn 
mit den daraus sich entwickelnden Nachtheilen in wirthschaftlicher 
und socialer Hinsicht vorschwebt. Mannichfuche Anwendungen des 
Theilbanes aueh in mitteleuropäischen Ländern zeigen, dass; wo 
jenen Voraussetzungen genügt ist, das Interesse des Gutsherrn ‚wie 
der Bebauer neben dem Productionsinteresse vw. 
finden kann; man muss aber wohl im Auge behalten, dass in 
solchen Fällen der Theilbau eigentlich doch nur eine Art Selbst- 
administration unter Betheiligung der bodenbestellenden Arbeit 
am Produetionsertrage darstellt und um so mehr sich mit jener 
deckt, je umfangreicher der Gutseigenthimer inhaltlich ‚ter 

’) Nach Roscher (Aum. 4 zu $ 70) hat man in Sicilien seit 18 


Morgen Kirchengüter in Emphyteuse ‚ben, allerdings meist 
iv) vet, Dietzel, a. a. O,, Jahre. hg 1884, 8, 


‚das System des Theilbans primären Zuständen den der Gau arg Lahn 
le ea Da DR) 
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und im Boden zunächst zu einem dauernden Nutzungsrecht des 
Bebauers am ursprünglichen Gemeinland und weiterhin zum völligen 
Privateigen führte, war dem Collectivbetrieb die rechtliche Unterlage 
entzogen; wie anderseits das durch das Sondereigenthum dem Einzel- 
individuum auferlegte höhere Maass wirthschaftlicher Selbstverant- 
wortlichkeit zu immer stärkerer Bethätigung des Einzelwillens und 
des Einzelinteresses drängt, mit der sich die Theilung der Ver- 
antwortlichkeit.für den geschäftlichen Erfolg mit Mehreren in der 
Form des Colleetivbetriebs immer weniger verträgt. Dass dieser 
individualistische Zug in der Production sehr wesentlichen Antheil 
hat an der stärkeren Entfesselung der produetiven Kräfte der 
äusseren Natur, ergiebt ein Vergleich des Zustandes der Boden- 
eultur der westeuropäischen Staaten mit jenen Staatsgebilden, in 
welchen der Collectivbetrieb — in der Form der Hauscom- 
munionen einzelner südslavischer Völker — bis in die 
jüngste Zeit der herrschende war, welcher Vergleich auch in all- 
ale: und soeialer Hinsicht nicht zum Nachtheil 
der ersterwähnten Staatengruppe ausfällt. Die Wiederbelebung irgend 
einer Form des Colleotivbetriebs im Landbau als herrschende Be- 
triebsform, zum Ausdruck gelangend durch gemeinsame Bestellung 
des Landes und durch Verwertlung der gewonnenen Erzeugnisse 
des. ; und des Stalls auf gemeinsame Rechnung — erscheint 
im Hinblick auf den historischen Gang der Sache als 
a ee Beginnen und eigentlich nur denkbar in 
einem auf dem Gemeinbesitz am Boden organisirten Z 
nicht aber im Verband einer auf dem Grundsatz der Freiheit der 
Bewegung und des Instituts des Privateigenthums beruhenden 
Wirthschaftsverfassung: wie denn die organisirte Gemeinschaftlich- 
keit des Landbaues in älteren Culturreiehen (Reich der Inkas in 
Pern, der Azteken in Mexiko) eine doch nur leidlich be- 
& Bodeneultur nur mit despotischer Knechtung des Standes 
der Landdbebauer erzielte, der „auch dem härtesten Zwang willig sich 
Insofern solcher Zwang auf wirthschaftlichem Gebiet nicht 
ar Würde der menschlichen Persönlichkeit, sondern auch 
mit dem Fortschritt der Cultur unverträglich erscheint, ist daher 
jede Art von staatlich organisirtem Agrarcommunismus als gleich- 
1 mit der Einführung eines eulturfeindlichen Prineips in 
be" grundsätzlich abzulehnen). 


Roscher, Bd. I. 5 83, Anm. 4 und die Ausführungen 5 81 M. 
weist Schäffle (Die Quintessenz des Socinlisınus, 1879) darauf 
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noch aus guten Gründen gebräuchlich; während bei Waldungen 
die geregelte forstliche Administration die alten eolleetivistischen 


Fer pe nur noch Rudimente ersterer (in der Form von 
genau zugemessenen Gabholzverabreichungen ete.) übrig geblieben 
sind. (Näheres darüber in Kap. III $ 50 ff.) 


3. Es bedarf keiner Hervorhebung, dass die Zweifel an der prak- 
tischen Ausführbarkeit collectivistischer Betriebsformen im Landbau- 
betrieb in obigem Sinn und die grundsätzlichen Bedenken gegen 
eine generelle Ordnung des Landbaubetriebs auf dieser Grundlage 
sehr wohl vereinbar sind mit jenen Bestrebungen, welche auf eine 
Befruchtung des landwirthschaftlichen Berufslebens mit genossen- 
schaftlichen Gedanken abheben; denn die für bestimmte Seiten 
dieses Berufslebens gedachte genossenschaftliche Zusammen- 
schliessung will nicht sowohl die Einzelunternehmung als herrschende 
Betriebsform beseitigen, als sie im Gegentheil kräftiger, leistungs- 
und widerstandsfähiger machen, soweit nämlich die Binzelunter- 
nehmung nach den Bedingungen, unter denen sie in Thätigkeit 
tritt, eines solchen Zusammenwirkens mit Anderen, mit denen sie 
eine gewisse Gemeinsamkeit der Interessen verknüpft, bedarf. Es 
wird an anderer Stelle (Kap. X) darzulegen sein, welche be- 
ze Aufgaben der praktischen Agrarpolitik gerade auf 

‚Gebiet — durch Einführung corporativer Gestaltungen in 
das landwirthschäftliche Berufsleben — erwachsen sind und in 
welcher Weise sie zu ihrem Theil an der thatkräftigeren Verwirk- 
bein des Gedankens der Assoeiation auf dem flachen Lande 

‚ vermag; und es wird dann insbesondere in jenem Zu- 

zu prüfen sein, unter welchen bestimmten Voraus- 

ee eolleetivartige Betriebe, durch Schaffung eigentlich 

ländlicher Productivgenossenschaften, sich zweckmässig und lebens- 

fühig. erweisen mögen. Die naturgemässeste Productivgemeinschaft 

im Landwirthschaftsbetriebe wird aber immer die Familie des 
bäuerlichen Wirths selber bleiben. (Siehe auch $. 227.) 


4. Als eine Association nicht der ländlichen Elemente, sondern 
des Kapitals ist die Anwendung des Actiengesellschafts- 
wesens auf den Landbaubetrieb anzusehen, zu welcher in zwei 
Fällen Anlass gegeben sein wird: wenn die Verbindung des Landbaues 
mit industrieller Thätigkeit letzterer eine wirksame Stütze giebt, 


Buchenheorger, A., Agrarpolitik, I, 15 





‚ und man kann in diesem Sinne sehr wohl (mit Gothein) von der 
'amilie als. rer sprechen. er endlich 









Mischung von Collectiv- und Sondernutzung tritt in den SEE 
Erbgenossenschaften) des Regierungsbezirks Trier und den Hau- 
des bexirks Arnsberg (Kreis Siegen) zu 

der urgermanischen 





samen Genossenschaften 
ist chu der Colleetivbesitz am Grund und Boden (vorwiegend Wald- 
und innerhalb der Gehöferschaften auch noch vereinzelt Acker- und 
Weideland) und der Wechsel des Besitzes und der Nutzung anf Grund periodischer Ver- 
! des Landes uuter Berücksichtigung der urkundlichen, sehr verschieden- 
‚Theilanrechte der Genossenschaftsmitglieder, welch! letztere (ideale 

) frei veränsserlich und theilbar sind. Die colleetive Wirth- 

tritt mieht nur in der Widmung der Wildländereien (Dreeschlündereien) 


Weidegehranch, sondern auch (innerhalb der Siegenschen Han- 
im der meist gemeinschaftlichen Vornahme der Pflugarbeit auf den zur 


mim, Laveleye, 8.469 ff, Nach einer Notiz auf 8, 477 sollen in Serbien 

Jahren 1700 Zudrugas sich aufgelöst haben; und in Kroatien 
1 14 ein erlassen worden, welches die Bildung neuer Gemeinschaften 
ragt — ein DE dass dem Institut doch wohl auch empfindliche Schatten- 


n en a. 4 0, 8.470. Die Worte im Original lauten: „La condition 
er socinle ne changent point; il n'y a pas ce que 
air progres ote.“ 
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Ilectivo Art der N ‚ charakteris 
land und Oest et vor] Waldgeiossenschs und. die 
Aber 


ee Kerner GENE ZRUREÄRGUN n 17. März 1881 


Holzungen“ in Preussen zu 2352 mit einem Waldbesitz von 109591 Ihn angegeben). 
(Näheres über diese Materie im Abschnitt: Kern vr j 

c) Aehnliche Genossenschaftsbildungen hat die W haftsg 
Br als Producte der mittelalterlichen H 










Fer. 
t ebenso unbestreitbar, 
wird geläugnet werden können" en institition , A ne e 
que par une mutuelle confiance et une paternelle entente*). 
d) Dumit hängt auch wohl zusammen, dass die an a u Be 
strebungen in neuerer Zeit, den Landbau Form von e 
rativwirthschaften zu betreiben, nur 
begleitet gewesen sind (Landwirthschufts- ra Suffolk, 
von J. Gurdon aus Assington Hall, über welche Laveleye, x“ a FE, 
berichtet), während die Anwendung des Associntionsgedankens auf 
der landwirthschuftlichen Betriebsthltigkeit (Molkereiwesen, Weinbau) sich 
Eingang zu verschaffen wusste, wie später darzulegen ist. Wa nicht, ie 
anenecn die gesetzlich gestützte Autorität des Familienober 
ee t, erfordert eben die ER erfassende 
Ivgenossenschaft: als „. iedlichen Beisaumenleb 
summenwirkens* win wöl Aakkesien in dem Genos: 
für Alle; Alle für len weiterhin, dass jedes 


*) Vgl. hierzu namentlich Laveleye-Biücher, et in. ( 
ferner Prenssens landw. Verwaltung, 1878 (8. 174) und 1881 











Si a ee, Yen Alieder 
8 
Ih Erbfolge vererbt und niemals durch Kauf, 


le von Jandw. Actiongosellschaftsbetrieben bei Dünkelberg, 
Zeel een Behelahen san re 
eelan gegen ver 
EN ande an ‚van den Bosch re „Wilhelminedrop*, dessen „ausge- 
und Cultor dieses Gut zu einem sehr Iehrreichen 
' sch ein pommersche u auf Wahre für jährlich 
wel 
ähnliche Einrichtnn; bereits auf d6 
Notiz für Oesterreich bei 






0 a bei Laveleye, 
n.2 E „0 inhaltlich deren der Oosterr. a ar ee goeele ‚ein Gebiet 

vom 130000 ha vom Staate überwiesen worden sein soll. Fir den Eigenthümer mag 
Mi rn site Eersen heun, yeiasietnschaft 
- ‚nen Grosspnc as 
“ 162'u. 168.) In verschärften Maasse, Settegast betont sehr richtig 
‚betriebe Bu a DeLBerIrngR und nennt be 

in ee weil in der Actiengesellachaft „das Kapital von 
Y Sy Ch Ks Dt ala Läyai > weite jeden 
iternehmer und Arbeiter zerrissen ist, das 

m andere versch] Damit ist u. „Handinhichat 


Bean ehe gadlaı sie dem Gemehwail® a. a. 0. 8. 386 


Abschnitt IL 
Privat- und Colleetiveigenthum (Agrareommunismus). 
Literaturübersicht und Dogmengeschichtliches. 


. ‚an die Berechtigung des privaten Eigenthums am Grund und Boden sich 
- en ‚haben durch En Herausgeber A. Wagner in der Grundeue 
‚ und $ 308 4.) bereits eine so erschöpfende Beleuchtung erfahren, dass 
en at auf die betr. Fragen an dieser Stelle des Handbuchs fast 
Wenn es gleichwohl geschah, allerdings in der im 

“nf Jne Bebndlng eat en Kürze, so war der wesentliche Bestim 
für den Verfasser der, die Landreformbewegung, von jenseits des 
sen u nach dem englischen Inselreich und dann auch nach dem Continent 
rer eine agrarlache Reformbewegung und ausserhalb der sweinldemg- 
stehend, in einem Buche nicht wohl gänzlich mit Stillachweigen 
Übergangen werden darf, das nicht bloss das geltende Agrarrecht und die geltende 
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auernde N 
nicht nur aus are 
Gründen des 


Se 


wie die si 

pacht Une Busschliessliche ke i 
eigen sein müsste (da die Erbpacht mit dem 

der Grundrents sofort 


gestalten müssen. 
fangreiche in- nnd aus] en iteratı 
Grundlegung*, insbesondere in der Einleitung zum 2, und 4. 
den Vı zu den #6 298, 324 und BIO m verweisen. 
schrift der nachstehenden, aus den erwähnten Gründen nur 
tenen Ausführungen wurden ausser dem mehrfach erwähnten 
aveleye und | DEU LET, Da IT, f 
und den Wagner’schen Arbeiten wesentlich folgende 8 zu Rai 
gexogen: vr 


Eisenhart, Gestichte der Kationslökenoie, RN Flürscheim, 
friedlichem Wege, 1884; Derselbe, Der 


erschienen); v, Helldort- Baumersrode, Ve uchene ie Gang 
oder Schutzzölle, 1885; DasaHLaR, Das Recht der Arbeit und die ‚and 
Frankl, Die Verstaatlichung der Grundrente, 1891. Henry George, 
und Armuth (deutsch von Gütschaw), 1881; A. Menger, Das Recht uuf 
Arbeitsantrag, 1886; Preser, Die Erhaltung ‚des Sen nsianden und 
eigenthi 1884; Ruhland, Die Agitation zur Vi 
und Boden in Deutschland, in der Tüb. Zeitschr., 1885, $, 292 
Gesellschaftliches und Priyateigenthum, 1877; Schüffle Zar ü 
soclalen Körpers, III. Bd., 1878, S. 365 #.; Derselbe, Das gesellsch 
der menschlichen Wirthschaft, 1878, Bd. il, 8,598 M; Daralber ‚Die N! 
des Soeialismus; Derselbe, Die Aussichtslosigkeit der Kock 
1891; Schmidt, Sociale Frage und Bodenverstantlichung, 1890; Stamm, 
der darbenden Menschheit, 3. Aufl., 1884; Derselbe, Die so 
a anne) 1886: Stöpel, Die sociale Frage. Ne 
in nes Derselbe, Soeinle Reform. Beiträge 
(schuft, 1884/85; A. Wagner, Die Alschaf g des | 
Fre Ku 18%, a zwar durch die ken Arbeiten Wagner's übe 
und mannichfach richtig te, aber noch sehr I 
namentlich in Betreff der ürdigung der russischen ri 
er le die en der neuzeitlichen Landreform) 
la Ar veneste, oben eitirte Buch von Flürsche: 
mr lesen, sich hinsichtlich der Nichtberechtigung 
thums am Grund und Boden im Wesentlichen an die onder; 
Schriftsteller, wie John Stuart Mill (Prineiples of political” 


— — 
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von Herbert Spencer (Social staties 1851), A, nr 
BEE a a Al Bere aa ae Tnnder Bene Gerge 
Y i ' grundliegenden Gedanken NE 










etwa 
n ıche der Krisen, der Absatzstockungen, des Massenelends 
Millionen "den Nodwendigsten leiden Gehe 
an 
Grund | a ir Dale man he 
Einzelner, die immer weniger in der Lage sind, 
ee ee ee A n aber, indem sie 
y o 
‚Production Anlass 1, td a En De 
die Arbeit der alljährlich neu 
Se Teer mie ET 
wir ihn ‚kennen, U der socialen Noth Hegt, darin 
verzinsliche Anlage in Grund und Boden als tan) biet des 
 Tüsternen an zu machen, und das hierzu bildet 
ne en Bodens, VEN EEE 
ee RE EBEN 
r von lem © 5 
befreit sein, müssten alle Ersparnise zur Productions- 
BEER Kezaal”) Samen, 89 Fürs olge eine starke 
Kanfkrat der Arbeislöhne und danach die 


beim Arbeiten auf eigene zu erzielende Verlust ; vo 
der Arbeiter "bedeutet volle Verbrauchsfähigkeit im Verh zur 
keit der Auch auf die Land- 


; denn es ist lediglich Ds a Sinken Getreid: und 
I veranlasst, dass im Verhältniss zur vorhandenen Kaufkraft 


er kerung noch nicht einmal jgeni ıd gedeckt erscheint. Die 
£ ‚der Reform, deren Wirkung a Zerbrechen der von 

deten Skluvenkotten und dadurch die Befreiung des Arbeits- 
von der den freien Austausch und die Arbeitsverwerthung 


me wel ae nachdem die Besitzer 
Grundrente abgefunden worden (während Henry 
seine Schüler, alles Bodeneigenthum als Rang am Gesellschafts- 
für entschädi BEE Wegxteuerung eintreten). — Biner 
Katik der von E lürscheim mit eigenen dünkelhaften, absprechenden 
Poniphaftigkeit vorgetragenen Krisentheorie, die übrigens vor ihm schon von Stamm 
a aa sich. der Verfasser in diesem Handbuch entschlagen zu 

hat darauf beschränkt, im Pext eine kritische Würdigung des 
Durchführung der Reform — der Ueberführung des Landes in Üe- 
— zu geben. Im Uebrigen wird der Leser der Flürscheim’schen 








Seren En von ländlichen BERRSENERRSIT BENANNT 
= zunlchet en e 
u A ; der kleinen A ee wäre (8. 127 1 


Ra MESHERAhSShAIHUNG Form, welche an Stelle des Al 


Ziel muss sein, den genossenschaftlichen 
je ie rösnbetriebs in Land und Industrie zu 


sich doch sogar ssihe stellen kann und wird als in der 
, so dass wohl das „Princip“ gerettet, in Wirklichkeit 
‚aber nicht geholfen wäre, 


Hand ein dc ener areäter der Nationalökonomie in ne 
gegen 'erstaatlichungstendenzen theils unbedingt 
scher, Schmoller, Conrad, v. Miskowski, theils doch sehr 
keptisc] ‚Schäffle in seinen neuerlichen Schriften; und die Ansicht 
Yin \ NEE er Sea da Ei 


hi 







panz richtigen dass das, was richtig in der sei, nämlich 

inschen: ee des Verdieustes der Arbeit auf Grund einer 

inses und der Grundrente — sich kt Pa und zwar 
iin . ini ya En 

lung enuj mEe.= zu en En 

an date abmawarten- — Eine weitere Kritik der lenverstunt- 

ri anch Platter-Zürich (Deutsche Warte, Jahrg. 1892, 

En namentlich die s# süchtige Fabrikantenpolitik des 

‚ Flürscheim, anf die schliesslich das ganze 

ie en a läuft, die verdiente BE erführt. — 

Schlag hat die Landreform in dem nls ste Domäne 

et, britischen Inselreich u die neuerliche Land- 

ee IV, & M) erfahren, da das praktische Ziel dieser 
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2. Die wirthschaäftsgeschichtliche Forschung hat dar- 
gothan‘), dass bei allen Culturrölkern Privateigenthum am Grund | 
und Boden eine ursprünglich unbekannte Institution ist; der Stamm 
(Clan), der das Land in Besitz nimmt, gilt als Bodeneigenthämer, die 

haben nur Nutzungsrechte an demselben; diese 
Nutzung bleibt an Weide und Wald noch lange eine gemeinsame, 
während die eigentlichen Feldgrundstücke den einzelnen Stammes- 
(Dorf-)genossen wohl schon frühe zu privater Nutzung zugewiesen 
werden; aber selbst auf letzteren ist die Nutzung zunächst keine 
erbliche, vielmehr tritt periodisch eine neue Vertheilung (Verloosung) 
der Landantheile (Loose) ein. Dieser Zustand einer Feldgemein- 
schaft, d.h. einer auf dem Collectiveigenthum des Stammes oder 
der engeren Dorfgenossenschaft sich aufbauenden Agrarverfassung 
und einer durch diese bedingte Wirthschaftsweise: grosse Gebunden- 
heit (es Botriebs durch von der Gemeinde ausgehende Ordnung 
der Art der Felderbestellung (wegen der meist vorhandenen Streu- 
lage der Einzelnutzungsantlieile in der Feldmark) in Verbindung mit 
gemeinsamer Nutzung an Weide und Wald (s. auch $ 45) — erleidet 
zunächst eine Aenderung in der Richtung, dass an der Hofstätte 
selbst (Gebäude mit Hofraithe), wohl auch an den dieser zunächst 
gelegenen, in besondere Cultur (Garten-, Obstbau) genommenen 
Grundstücken ein festes, vererbbares Besitzrecht sich ausbildet; 
dass weiterhin die Verloosung der Landantheile in der eigentlichen 
Feldmark statt wie früher in kürzeren, allgemach in lüngeren 
Zwischenräumen ertolgt, vielleicht auch von dem Beschluss der 
Dorfgenossenschaft abhängig gemacht; endlich aber die Verloosung 
gänzlich eingestellt und auch hinsichtlich dieses Theils des Grund 
und Bodens ein freies, ausschliessliches, vererbbares Besitzrecht, 
d.h. volles Privateigenthum anerkannt wird, wogegen an Weide 
und Wald noch lange Zeit, ja vielfach bis auf den heutigen Tag 
der Gemeinbesitz sich erhält. Auch wo diese Entwicklung in der 
augedenteten ‚Weise sich vollzogen hat, wirkt der ursprüngliche 
Charakter der Bigenthumsinstitution in dem Fortbestand einzelner 
Rechtseinriehtungen nach, so vor Allem in dem den Gemeinde- 
genossen vorbehaltenen Vorkaufsrecht im Fall des Verkaufs von 
Grundstücken (Markloosung, Beispruchsrecht). 

‚3. Der bezeichnete Entwieklungsgang (verlaufend nach dem be- 
kannten Schema: Gemeingut und Gemeingenuss, Gemeingut und 


# Vgl. „Grundiegung“, & 324 ff. 


Zoo 
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Privatgenuss, Privatgut und Privatgenuss) ist bei der überwiegen- 
den Mehrzahl der heutigen Culturvölker ein so gleichmässiger 
gewesen (zusammenhängend mit der allmählichen Nöthigung 
sorgfältigerer Bodencultur, d. h. stärkerer Hineinverwendung von 
Arbeit und Kapital in den Grund und Boden, die eben bei einer 
periodischen Landnutzung nur in geringem "Grade gewährleistet 
wäre), dass man wohl mit Recht „von einer wirthschaftsgeschicht- 
lichen Nothwendigkeit und gesellschaftlichen Berechtigung“ der 
allmähliehen Ueberführung der ursprünglichen Nutzungsrechte in 
Eigenthumsrechte sprechen kann'); und dass man sich im Hinblick 
auf das länderweise noch heute zn beobachtende Vorkommen einer 
eigentlichen Feldgemeinschaft doch sehr wohl hüten muss, „für 
eine Eigenthümlichkeit des Volkscharakters zu halten, die immer 
bewahrt und bloss entwickelt werden müsste, was nur eben Eigen- 
thümlichkeit gewisser Culturstufen ist, die freilich, je nach Ver- 
schiedenheit des Volkscharakters, hier längere, dort kürzere Zeit 
fortdauern* (Roscher); und noch mehr hüten sollte, diese gerade den 
fortgeschrittensten Völkern gemeinsame Entwicklung auf Rechnung 
eines, durch Verkennung des Wesens des Grund und Bodens her- 
beigeführten verhängnissvollen „Irrwalns“ zu setzen“). Man kann 
und muss einräumen, dass das private Eigenthum am Grund und 
Boden nur eine „historische Kategorie“, also nur eine ge- 
schiehtlich bedingte, aber keine aus dem Wesen des Staats und aus 
dem Staatszweek an sieh abzuleitende Rechtsinstitution darstellt; 
uber man darf aus dieser geschichtlichen Bedingtheit der 
Institution sich nicht zu der Schlussfolgerung verleiten lassen, dass 
diese Institution überflüssig oder gar schädlich oder dass die volks- 
wirthsehaftliche Funetion des Grund und Bodens im Zustand des 
Gemeinbesitzes zu allen Zeiten und unter allen Verhältnissen am 
besten gewährleistet sei. Wie denn gerade in der Frage der 
Berechtigung des Privateigenthums die Neigung zu apodietischen, 
absoluten Urtheilen, „zum Absolutismus der Lösungen“, statt der 
auch hier richtigen „Relativität“ der Ansichten so sehr geschadet 


an dag Grundlegung, $ 
®%) Der Vebergung vom en zur individuellen Freiheit, vom 


esammtbesitz zum privaten Eigenthum, von extensiver zu s 
ist überall der unerlässliche erste Schritt aus der primitiven zur vol entrichten 
Cultur — sagt auch H. v. Sybel; Ba ee von ehe und 


dem Collectiveigenthum, von einem Princip, das seiner Zeit ein 

zur Eingewöhnung in wirtschaftliche Zucht, haushälterische 

Erstarkung des Volks gewesen war, bedeutet später das Abatreifen einer oulter 
entwicklung belastenden Fessel. 


Mu - 
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nach aber unbestreitbar vorhandenen starken Verschuldung zu 
Tage tritt; denn dieses Argument würde doch nur dann Anspruch 
auf Beachtung haben dürfen, wenn eben in den Ländern des Ge- 
meinbesitzes Schäden solcher Art nicht hervorgetreten wären und 
wenn weiterhin in diesen letzteren Staatsgebieten das nationale 
Produetionsmittel des Grund und Bodens seiner Aufgabe in voll- 
kommenerem Maasse gerecht würde als in den Staatswesen des 
privaten Grundbesitzes, was hingesehen auf Staatswesen wie Russ-- 
land, Indien ete. schwerlich wird behauptet werden wollen. Und 
— ehe man eine tausendjährige Entwicklung, die aus dem ur- 
sprünglichen Gemeinbesitz zum privaten ug ne hingeleitet hat, 
gewissermaassen als eine „Absurdidät“, als „einen verhängnissvollen 
Wahn“ kennzeiehnet, in dem gerade die auf der höchsten Stufe der 
Cultur angelangten Nationen befangen gewesen sein sollten, müsste 
doch jedenfalls mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit bewiesen 
werden können, dass gerade die jetzige Bigenthumsordnung und 
sie allein die Ursache der unbefriedigenden Lage der boden- 
bestellenden Klassen sei, folglich nur von einer Beseitigung jener 
Institution und nicht etwa auch schon dureh Reformen im Gebiet 
des Agrarrechts gesündere Zustände zu erwarten seien. In allen 
diesen Beziehungen stehen aber höchstens Behauptungen gegen 
Behauptungen und es darf daher nicht Wunder nehmen, dass bis 
jetzt kein ernsihafter Staatspolitiker mit dem Experimente einer 
grundsätzlichen Umgestaltung der Grundbesitzverfassung der euro- 
päischen Culturstaaten sich zu befreunden vermochte. Auch sind 
die Zustände des landwirthschaftlichen Gewerbes und die ökono- 
nischen Verhältnisse der ländlichen Bevölkerung keineswegs solche, 
dass daran verzweifelt werden misste, durch eine planmässige 
Reform des Agrarrechts die Bedingungen des nachhaltigen Ge- 
deihens wieder zu gewinnen, dessen sich dieselbe in diesem Jahr- 
hundert irotz der Institution des privaten Eigenthums lange erfreut 
hat, freilich mit jenen zeitweisen Rückschlägen, die eben im land- 
wirthschaftlichen Gewerbe, wegen des durch die unbeeinflussbaren 
Elemente der Witterung kaum je vermeidlichen Wechsels guter, 
mittlerer und schlechter Ernten, unter dem Schutz keiner, irgendwie 
gearteten Agrarverfassung gänzlich werden hintangehalten werden 
können, 

7. Mit diesem Ergebniss erscheint aber auch gerade jene 
neuerliche Bewegung gerichtet, welche nicht sowohl aus 
Gründen, die in der unbefriedigenden ökonomischen Lage des land- 


u 
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soejalen Noth schon desshalb, weil in der stetigen Anhäufung 
ungeheuerer, nicht zum Verkehr gelangender Kapitalzinsbezüge die 
Ursache der heutigen chronischen Absatzstockungen liege, weil dess-, 
halb mit der Beseitigung des Zinsrechts, dessen „Nährmutter" die 
Grundrente sei, jene Stoekungen verschwinden müssen, dann aber 
alle Bedingungen für eine ungeahnte Entfesselung der Production, 
mit der ein allgemeines Steigen der Arbeitslöhne Hand in Hand 
gehe, von selber gegeben seien. Diese (neuerdings namentlich 
von Stamm und Flürscheim vertretene) Theorie der Absatz- 
stoekungen ist indess, wie anspruchsvoll sie auch von ihren Ver- 
fechtern vorgetragen wird, keineswegs unanfechtbar; ein irgend 
schlüssiger Beweis dafür, dass mit der Verstaatlichung der Grund- 
rente die Möglichkeit, für ausgeliehene Kapitalien eine Zinsver- 
gütung zu erhalten, unvereinbar sei oder dass — das Aufhören 
jedes eigentlichen Zinsbezugs vorausgesetzt — nicht gleichwohl 
einseitige Binkommenshäufungen sich einstellen werden, kann 
ebenso wenig wie der andere erbracht werden, dass auch unter der 
neuen Ordnung Irungen der Production durch Unterschätzungen 
des augenblieklicehen Consums völlig ausgeschlossen seien; die 
ausschliessliche Basirung der Kapitalmacht auf die Möglichkeit 
des Grundrentenbezugs ist eine, wohl im Einzelfall zutreffende 
(Grundaristokratie in England), in ihrer allgemeinen Fassung aber 
durchaus willkürliche Annahme; auch rechnet das Idealbild einer 
mit zinslos überlassenen Kapitalien arbeitenden Production in 
keiner Weise mit dem natürlichen und gesunden Egoismus des 
Menschen, und es unterschätzt jedenfalls die Forderung einer all- 
mählichen Beseitigung des „Zinstributrechts* die werth- und kapital- 
bildende Kraft, von der die Anwartschaft auf die Nutzung ange- 
sammelter Vermögenswertho im Weg des Zinsbezugs noch alle 
Zeit sich begleitet erwiesen hat!). Unter allen Umständen könnte 
der erwartete Erfolg solcher Boden- und Kapitalzinsreform doch 
nur dam erwartet werden, wenn die Ueberführung des Grund und 
Bodens in den Besitz der Gemeinschaft gleichzeitig in allen Stunten 
erfolgte, weil andernfalls das leicht bewegliche Kapital aus den 
Staaten der „Bodenreform“ nach anderen Staatswesen abfliessen 
inüsste, erstere also des befruchtenden Factors jeder erzeugenden 
Thätigkeit mit einem Male sich beraubt sähen. Keinesfalls kann 


2) A. Wagner, Grundlegung, 8 287 #. Teber die Krisen- und Ziusentheorie 
s Sera Diebl, a a. 0, 8. 518 I. 
Buchenhesger, A, Agrurpolitik. 1. 16 
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eine in ihren Grundlagen so unsichere, in den Erfolgen 80 zweifel- 
hafte Bewegung Anspruch auf Beachtung dann haben, wenn das 


„Mittel zum Zweck sich als ein verfehltes darstellt; denn die Be- 


seitigung der jetzigen Landeigenthümer, d. h. die Umwandlung 
derselben aus fest ansässigen, mit der Scholle verwachsenen, 
mit starkem Heimatsgefühl ausgestatteten Bevölkerungsbestand- 
theilen in eine fuctuirende Masse von Zeitpächtern, deren Erwerbs- 
existenz von der jedesmaligen Neuausbietung der Pachtländereim 
bedrolit erscheint, würde gegenüber der jetzigen Ordnung einen 
unzweifelhaften Rückschritt bedeuten; und ein wertlivoller Bestand- 
theil der Volksgemeinschaft wäre zum Opfer gebracht zu Gunsten 
eines stantssocinlistischen Experiments, dessen Erwartungen ebenso 
gut sich als utopisch wie begründet erweisen können. Kein Satz 
aber ist wahrer und in den grossen Fragen der Staatspolitik mehr 
zu beachten, als der, dass man sich hüten muss, niederzureissen, 
bevor die Möglichkeit des Aufbaues in besserer, vollkommenerer 
Gestalt in einer allen Zweifel ausschliessenden Weise sicher- 
gestellt ist. 

2. Die Landreformbewegung erscheint verständlich in Staats- 
wesen, in denen im Lauf der geschichtlichen Entwieklung der Grund 
und Boden in den Händen einer bevorzugten Klasse thatsächlich 
monopeolisirt worden ist und das Besitzmonopol durch das gel- 
tende Recht — Fideieommisse, Entails — rechtlich garantirt wird; 
wo also grosse Theile der produetiven Stände von dem Mitbesitz 
und Mitgenuss des Bodens factisch und rechtlich ausgeschlossen 
sind oder doch nur gegen Anbietung monopolistischer Preise 
(drückende Pachtzinse) dieses Genusses theilhaft werden können; 
wo der Vortheil der steigenden Rente aus der Landnutzung der 
verhältnissmässig kleinen Anzahl der Bodeneigner als arbeitsloses 
Einkommen in den Sehooss füllt und hierdurch die Entwieklung zu 
einseitiger Einkommensvertheilung, die wiederum die Quelle soeialer 
Vebermacht und ökonomischer Ausbeutung werden kann, befördert 
wird. Hieraus erklärt sich der Erfolg der Landreformbewegung 
theils in alten Culturländern, wie in Grossbritannien, wo der Grund 
und Boden im Besitz einiger tausend Familien ist, sowie in 
einzelnen Staatsgebieten der Neuen Welt, wo eine verfehlte und 
kurzsichtige Landpolitik und der Mangel eines den mittleren Besitz 
hinreichend schützenden Agrarrechts in Verbindung mit der zeit- 
weisen Verdorbenheit der öffentlichen Organe die Ursache war, 
dass der Auskauf des Landes durch geldkapitalistische Kreise in 
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der zweiten Hälfte des Jahrhunderts beingstigende Fortschritte 
gemacht hat. In dieser Staatengruppe, wo das Zeitpachtwesen 
jetzt schon die ausschliessliche Form der Bewirthschaftung ist 
(Grossbritannien, Irland), theils die Eigenthumsbewirthschaftung 
durch mittlere und kleinere Landbesitzer in Folge des fortschreiten- 
den Aufsaugungsprocesses zu verdrängen droht (Amerika) ‘), würde 
zudem die Forderung, der Ungesundheit der bestehenden Einkommens- 
vertheilung durch Einziehung der Grundrente für die Zwecke der 
Gemeinschaft zu begegnen, für die ökonomische und rechtliche 
Lage der bodenbebauenden Klassen (Pächter) eine Aenderung nicht 
oder nur insofern bedeuten, als die Bedingungen der pachtweisen 
Landüberlassung künftighin nicht nach dem Belieben der grossen 
privaten Bodenmonopolisten, sondern nach Maassgabe öffentlich- 
rechtlicher Normen durch die Gemeinschaft (den Staat) festgesetzt 
wärden; wie zumal in erst neu zu besiedelnden Gebieten (Australien) 
eine Landpolitik volle Beachtung verdient, welche vorerst das Land 
dem Staate vorbehält, um die allmähliche Colonisirung nach Rück- 
siehten des öffentlichen Interesses leiten und eine speeulative 
Grundbesitzhäufung durch Einzelne zum Nachtheil dieser Entwick- 
lung hintanhalten zu können ?). 


3. Völlig unverständlich ist dagegen die Landreformbe- 
wegung in Staatswesen, wo im Gefolge einer glücklicheren Entwick- 
lung, herbeigeführt durch zeitige Maassnahmen des Bauernschutzes 
seitens der Landesherrschaften, durch eine gesunde Ordnung des 
Agrarrechts, insbesondere durch Einräumung maassvoller Freiheit im 
Bodenverkohr, dieGrundeigenthumsvertheilung eine denkbar mannich- 
faltige ist, neben grösseren Landeigenthümern in mannichfaltigster 


) Nach Flürscheim sollen in den Vereinigten Staaten von 2 und 3 Millionen 
lundw, Betrieben bereits '/, Millionen Pachtbetriebe sein. 
*) In mehreren australischen Colonien sind (nach Flürscheim) Manss- 
nahmen in Vorbereitung, durch die eine weitere Ueberlassung von noch nicht 
u ins 'thum der Colonisten hintangehalten werden soll. Für 
ee Adelaide soll bereits ein Gesetz erlassen sein, wonach aller loeale 
nur auf den Grund und Boden umgelegt werden darf (single tax) 
kan Ge durcli Meliorationen herbeigeführten Grundwerths), womit 
wird, den seither von Bodenspeculanten testgohaltenen unbebanten Lati- 
Sundienbesitz rascher in den Verkehr, d. h. in die Hände derjenigen zu bringen, 
die ihn alsbald. zu bebauen wünschen. — Vgl. auch den Aufsatz von Ruhlund 
(Täb, Zischr,, 48. Jahrg, 8. 281 #.: „Die australisch-nordamerikanische Lundge- 
„wo die australische Ländpolitik zusammenfassend dahin charakteri- 
dus sie El en einer recht big Verschenkung von ea 
begann und mit der Einstellung jeder weiteren Veräusserung und 
bei iedereinschätzung des Pachtschillings di 
n vorläufig abschliessen dürfte.“ 


ni 
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Abstufung mittlere, kleine und kleinste Landstellen vorhanden 
sind und daher die berechtigte Forderung, dass an den Segnungen 
des Grundbesitzes ein möglichst weitgezogener Kreis der Volks- 
angehörigen Theil nehme, seine faetische und rechtliche Verwirk- 
liehung gefunden hat; wo daher von einer socialen Vebermacht 
und Knechtung, einer durch den Bodenmonopolbesitz herbeigeführten 
Klassenherrschatt, einer Ausbeutung der grossen Masse durch eine 
kleine Anzahl Bevorrechteter nirgends die Rede ist — Verhältnisse, 
wio sie in einem grossen Theile von Mitteleuropa, zumal in den 
überwiegenden Gebieten von Deutschland, Frankreich, der Schweiz, 
in den meisten Kronländern Oesterreichs die herrschenden sind, in 
welchen Staatswesen die bürgerliche Freiheit, die Selbstverwaltung, 
insbesondere eine autonome Gemeindeverwaltung recht eigentlich 
in dem bäuerlichen Besitz wurzelt®). 

4. Ein die Landreformbewegung stark beeinflussender Factor ist 
auch die vorgebliche sittliche Anstössigkeit des Grundren- 
tenbezugs als eines, nicht dem individuellen Verdienst, sondern 
dem gesellschaftlichen Fortschritt und der gesellschaftlichen Mitarbeit 
zuzuschreibender Einkommenstheils und sodann die Annahme be- 
ständigen Steigens dieses auf dem gesellschaftlichen Fortschritt 
beruhenden Rentenbezugs, dessen Aneignung durch die Gemein- 
schaft ungezählte Mittel für Allgemeinzwecke flüssig machen, ja 
mit der Zeit die Einhebung anderweiter Zwangsbeiträge zur Be- 
streitung der öffentlichen und Gemeinschaftsbedürfnisse entbehrlich 


?) Achnlich Roscher, a. a. 0., 8559. Und Risenhart (a. a. O., 8.258 u. an 
sagt: „Will man, um für die Verwirklichung der ee 
alleinigen Arbeits- oder Verdiensteinkommens tabuln rası erhalten, das Institut 
des Privateigenthums aufgehoben haben, s0 tritt zur Tolertindung der freien Sitt- 
lichkeit noch die Vernichtung ihres unentbehrlichen Organs hinzu und diese win 
damit überhaupt unmöglich gemacht, Denn das ist doch die Bedeutung des Sander- 
eigenthums . ‚ dnss der individuell geschaffene Mensch an ihm ein individuelles 
und somit unabhängigen Werkzeug für die Verwirklichung seiner Zwecke hat. So. 
wird seine gesellschnftliche Anerkennung, d, h. das Bigenthumsrecht 
zu einer Garantie der freien Sittlichkeit, zu einer Constitution der indi- 
viduellen Freiheit gegenüber dem Abwolutismus einer selbst liberal Staais- 

gewalt .... Darum bleibt... . selbst der absolute Stant des 18, 1 
en ein Freistaat gegenüber" diesen communistischen einer 
Gewalt, die über die Totalität der Kapitulgüter Yoahlenn dem Einzelnen mit seiner 
gesammten Existenz von sich abhängig macht, d. h. von dem diseretionären u 
einer herrschenden Majorität* — Ganz ähnlich Schmoller in den 
des Ver, f, Socialp., Bd. XXXI, 8, 97: „Alle gewöhnliche Freiheit, unsere 
ganze Selbstverwaltung wären mit einem Schlag durch die Ve 
ei mit solchem enten kann ein vernünftiger, 
nicht rechnen.“ — Vgl. auch den von Jäger (a. u O,, 8. 209) eitirten 
des amerikanischen Senators H. Benton über den Zusammenhang von. 
Freiheit und privatem Grundeigenthum, 


ii 
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machen werde, während dieser Grundrentenzuwachs (uneamed 
inerement nach St. Mill) doch ein völlig „unverdientes“ Einkommen 
sei. Nun ist freilich das Vorhandensein von Differentialrenten, 
welche mit durch den Allgemeinfortschritt der Qultur hedingt 
werden, einzuräumen, es wird indessen in den erwähnten beiderlei 
Beziehungen eine aus dem städtischen Grundbesitz ‚(Baustellen- 
monopol) hargeleitete besonders missliche Erfahrung in unberech- 
tigt schablonenhafter Weise auf den landwirthschaftlich benutzten 
Grund und Boden übertragen und zugleich eine regelmässige 
Grundrentensteigerung des letzteren vorausgesetzt, gegen welche 
ebensowohl die geschichtliche Erfahrung wie die technisch-ökono- 
mischen Bedingungen des Landwirthschaftsbetriebs sprechen. Richtig 
ist vielmehr nur Folgendes: 

a) Nur beim städtischen Grund und Boden ist wegen der 
zeitlichen und räumlichen Beschränktheit des für Bebauungszwecke 
sich eignenden Baugrundes der Rentenzuwachs (in Form der Ein- 
hebung von Wohnungs- und Geschäftsmiethen) häufig ein vollig 
unverdienter, d. h. durch allgemein gesellschaftliche und wirth- 
schaftliche Ursachen bedingter (Zunahme der städtischen Be- 
völkerung, Eröffnung von PBauquartieren durch Anlage neuer 
Strassen); keineswegs aber beim landwirthschaftlichen Grund und 
Boden. Während dort ohne jegliche Arbeit des Baustellenbesitzers 
der Wertli der Baugründe unter Umständen schrankenloser Steige- 
rung fähig ist, bildet hier die ökonomische Hineinverwendung von 
Arbeit und Kapital in Grund und Boden die Voraussetzung des 
Gesammteinkommensbezugs, also auch desjenigen Theils derselben 
(Grundrente im eigentlichen Sinne), der auf die Mitwirkung der 
Bodensubstanz als solcher entfällt. Die von dem selbstwirth- 
schaftenden Eigenthümer erlangte Grundrente fällt ihm daher 
keineswegs mühelos in den Schooss, sondern sie ist technisch- 
ökonomisch erarbeitet, also individuelles Verdienst (Prämien- 
funetion der Rente nach Schäffle), so gut, wie jener Theil seines 
Einkommens, der der thatsächlichen geleisteten (manuellen und 
geistigen) Arbeit und dem Umfang der Kapitalverwendung (in Form 
von Gebäuden, Meliorationen, Dünger, Saatgut ete.) entsprieht!). Die 
Aneignung der Grundrente als „einen Raub an der Gemeinschaft“ 


‚Vel. Schäffle, Das gesellschaftl. System ete., II. Bd., $225 und $ 389, 8. 589: 

„Jede. der Rente, wobei die im Landbau langsam wirkende Function volks- 
geschwächt würde, erscheint sowohl gomeinschädlich 

als ungerecht: ich, weil die wirthschaftliche Verwendung des Bodens 


u 
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vorausgegangener Arbeits- und Kapitalverwendungen erscheint, wie 
überall da, wo das Land durch Rodung des Bigenthümers, durch 
Vornahme von Ent- und Bewässerungen ete. erst eulturfähig, d. h. 
rentenerzeugend gemacht wurde, so dass man von einer „Prämien- 
funetion“ der Rente auch hier sprechen darf; und in allen Fällen 
dann, wenn der Grund und Boden durch Kauf, Erbabfindung, d. h. 
durch Mittel, welche durch frühere productive Leistungen erarbeitet 
wurden, erstanden, die Grundrente also lediglich das ökonomisch 
bereehtigte Aequivalent vorausgegangener Arheitsleistungen d. h. 
Grundkapitalzins ist; wogegen allerdings beim Baustellenbesitz 
von einer „Prämienfunction“ der Grundrente regelmässig nicht die 
Rede sein kann’). 

b) Die durch Steigerung der Pacht- und Kaufpreise des land- 
wirthschaftlichen Grund und Bodens in die Erscheinung tretende 
Rentensteigerung ist keineswegs nur oder vorwiegend ein Produet 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens und eulturellen Allgemein- 
fortschritts (hervorgerufen durch die Seltenheit des Produetions- 


E77 allen Fällen, angt Wagner, wird zu bedenken sein, dass der Boden 


stets erst durch das Medium menschlicher Arbeit ‚seine Dienste leistet und 
dnss daher, um ein Maximum in Quantum und Quale dieser Dienste zu erreichen, 
die tsorduung hothwen! Sn More! menschlichen Triebleben und den 
Ba mE bueicher wirksamen Motiven t sein muss*. — 
Y ı auch die sehr Kritik Eisenhart's gegen Ro en und dessen 


el 


nv (a. a. 0,8. 254 M). „Bei seiner Exstirpirung des 

Unternehmergewinns gleitet Rodbertns über die offenbare Thatsache glatt hinweg, 

dass der Unternehmer bei aller Unzerstörbarkeit der technisch-wirthschaftlichen 

Tdeen selber, durch ihre Verwendung zur Organisirung, Leitung und Aufrechterhaltung 

seines Geschäfts und sein schweres Risiko leicht noch en einem ungleich 

pe SECHPERR N a se mit soinem Arbeitsvermögen vornutat wird als der 

usführende Anasrnätler, den „„die sorgenvollen Nlichte** dessell freilich 

nicht. bedrücken... re = chsvolle Deductiom von R. beruht auf einer Ver- 

eg: was in der That Kostencharakter des Naturaufwandes begründet, 

Seine Einbezogenheit ih deu Begriff eines Wirthschaftswesens, mit dem- 

Dale mar ‚den obwaltenden Rechtsumständen den Einzelnen in den Stand 

für sich in Anspruch zu nehmen. Während Rodbertus insinuirt, 

"Grondbesitzer eine Rente im Namen seines leeren Besitztitels in Anspruch 

es vielmehr im Namen eines wirklich wirthschaftlichen Kosten- 

und #4 bleibt sein Verdict gegen die Besitzrenten auf Grund 

vermeintlichen alleinigen Kostencharakters der Arbeiter 

no mieainie als das banale communistische, dom or zu Hülfe kommen 

vermöchte, auf Grund einer vermeintlichen alleinigen Produetivität 

der y Und wenn Rodberius in den Bi enthamagegenständen, den Grund- 

zu ihrem Besitz vollstin itigende allgemeine Wertl- 

der Arbeit. Er Tern aber (doch nur En ee es auf dem Schweiss 

anz anderer Klassen beruhe ula ihrer Jermeligok Be so tritt (hier) 

jr Er dass die Kapitalbildungsarbeit in der Formirung des 

lucte von der geistigen Arbeit eines Unternehmers 

eine, ideen ns die körperliche seiner Arbeiter nur Mittel war 
'htsform ausgelohntes Mittel.“ 


Pr —_ 
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elements, d. h. durch das im Grundeigenthumsrecht begründete 
Monopol und durch die allmähliche Steigerang der Preise der 
Jandwirthschaftlichen Erzeugnisse), sondern gleichzeitig und zeit- 
weise ausschliesslich das Product der individuellen Arbeitsbethätigung 
und der individuellen sinnvollen Verwerthung wissenschaftlich- 
technischer Errungenschaften. Gerade in diesem Jahrhundert ist 
nicht sowohl das Steigen der Nahrungsmittelpreise, sondern die 
Möglichkeit der Ertragssteigerung durch planvolle Meliori- 
rungen, durch geschiektere Ausnützung der wirksamen Kräfte des 
Bodens und durch beste Verwertlung der gewonnenen Erzeugnisse (in 
Form sorgfältigererBodenbearbeitung, verständnissvollererDüngungs- 
weisen, Verwendung besseren Saatguts, rationellerer Ausmützung 
des Futters durch veredelte Thierschläge ete. in Verbindung mit 
richtigerer, der gereiftsren Einsicht entsprungener ökonomischer 
Disponirung und Organisation des Wirthschaftsbetriebs) die vor- 
nehmste, vielfach ausschliessliche Ursache des Anziehens der 
Pacht- und Kaufpreise gewesen, von denen daher die Bodeneigen- 
thimer nur insoweit Vortheil gezogen haben, als ihre technisch- 
ökonomische Veranlagung und ihre individuelle Arbeitsleistung 
jene Möglichkeit in Wirklichkeit umzusetzen verstanden haben, 
wobei wiederum der Unterschied zu dem städtischen Baustellen- 
besitz in die Augen springt. Richtig ist nur so viel, dass die nicht 
selbstwirthschaftenden Landeigenthümer diesen durch das Fort- 
schreiten der Technik und Oekonomio des Landbaues herbeigeführten 
Rentenzuwachs, ohne eigenes Zuthun Jukriren können, wo doch das 
ökonomische Verdienst auf Seiten des thatsächlichen Wirthschafters 
ist. Dass hierin der schwächste Punkt des Zeitpachtwesens, aber 
auch der schwache Punkt des nicht selbst wirthschaftenden Gross- 
grundbesitzes liegt, kann zugegeben werden und ist oben betrefis des 
Zeitpachtwesens bereits hinreichend gewürdigt worden ($ 32); die in 
letzterem Verhältniss begründete sociale Unbilligkeit würde aber 
verallgemeinert und verewigt, wenn mit der Ueberführung allen 
Landes in Gemeinschaftsbositz und der Nutzbarmachung des letzteren 
im Wege der Zeitpacht diese Institution im Sinne der Landreformer 
die einzig herrschende Bewirthschaftungsform des Grund und Bodens 
werden müsste. Mit dem socialen Gerechtigkeitsprineip, welches 
fordert, dass dem Arbeiter die Früchte seiner Arbeit uneingeschränkt 
zufallen, ist daher die grundsätzliche Umwandlung des Bodens in 
Gemeinschaftsbesitz schlechterdings unverträglich; und wenn gerade 
in den Ländern des Zeitpachtwesens die steigende Aneignung des 
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auf die ökonomisch-technische Arbeit der bodenbestellenden Klassen 
zurückzuleitenden Rentenzuwachses durch eine beschränkte Anzahl 

a eohennie) mehr und mehr als anstössig 
erscheint, so kann es doch kaum als richtige Lösung des Ver- 
theilungsproblems der Grundrente angesehen werden, wenn die 
Funetion des Renteneinzugs einfach die Hände wechselte, d. h. von 
den Landlords der Gegenwart auf den bodenbesitzenden Staat der 
Zukunft überginge; denn ein an sich unberechtigtes Einkommen 
wird dadurch noch zu keinem legalen, dass der Bezugs) 
statt einzelner privater Bevorrechteter, die Staatsgemeinschaft als _ 
solche ist. 

Acusse A nn erscheint ger Grundrente oftmals Semball als 
ein Geschenk ee Einkommen, en 


Y ni Eisenbahnen ete.) ist, Beer, Benützung die Grundbesitzer 

in den d setzt, ihre Produete nunmehr in den Verkehr zu bringen, ie die 

Einnahme aus a areanfeas Boden Til ul walten en meer In Wirk- 

ser ikea Gsnehiask A immer vor, insoweit nämlich 

Grun mer an den Kosten dieser Ersch| mittelbar 

durch de 1 Fahr ee (Erwerb von 
Action ete.) sieh betheiligt ; neu 

fir die Zwecke ihres Produetenversandts die Mittel zur Verzinsung 

und ‚der Man kann in Füllen sogar mit mehr 


von allem Dem guuz 
Auffassung | dos Sans w und seines Aufabebereichs, ana den N Ban eulturelle 


Einkommenssteigerungen bestimmter 
zur Nogation der Grundlage des Einkommens selber abzuleiten oder 
doch diese — im Widerspruch mit der Absicht der Maassnahme — für 
die a u ruchen! Aber auch welcher Widerspruch, diese Schtuss- 
DalgREasg Bas, ‚hinsichtlich des Grundeigeuthums zu ziehen, nicht aber hinsicht- 
des Kapitalbesitzes, der doch — man denke an die absatz- und 
4 Wirkung von Kanalbauten und anderen Verkehrsstrassen für In- 
ganz ähnlichen Rentenzuwachses theilhaftig werden kann! Die 
Bodaldemokratie verführt hier viel logischer als die Landreformbewegung, bei der 
überhaupt die Folgerichtigkeit der Schlüsse nicht zu ihren stärksten Seiten zählt. 


c) Man muss im Uebrigen auch hier wieder die grosse Ver- 
schiedenheit beachten, welche zwischen alten Kulturländern, 
in denen die Bevölkerung langsam wächst und wo desslalb die 
Bodennachfrage und das Bodenangebot innerhalb gewisser Grenzen 
sich ins Gleichgewicht gesetzt hat, und zwischen den neu zu he- 
siedelnden Ländern besteht, wo zunächst Land im Ueberfluss 
vorhanden, d. b. nahezu kostenlos Jedem zur Verfügung steht, bald 
aber mit der zuströmenden Einwanderung und dem naturgemäss star- 
‚ken Bevölkerungszuwachs (durch erleichterte Eheschliessung, grössere 
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elements, d. h. dureh das im Grundeigentlmmsrecht begründete 
Monopol und durch die allmähliche Steigerung der Preise der 
landwirthschaftlichen Erzeugnisse), sondern gleichzeitig und zeit- 
weise ausschliesslich das Product der individuellen Arbeitsbethätigung 
und der individuellen sinnvollen Verwertung wissenschaftlich- 
technischer Errungenschaften. Gerade in diesem Jahrhundert ist 
nicht sowohl das Steigen der Nahrungsmittelpreise, sondern die 
Möglichkeit der Ertragssteigerung durch planvolle Meliori- 
rungen, durch geschicktere Ausnützung der wirksamen Kräfte des 
Bodens und durch beste Verwerthung der gewonnenen Erzeugnisse (in 
Form sorgfältigerer Bodenbearbeitung, verständnissvollerer 
weisen, Verwendung besseren Saatguts, rationellerer Ar 
des Futters durch veredelte Thierschläge ete. in Verbindung mit 
riehtigerer, der gereifteren Einsicht entsprungener ökonomischer 
Disponirung und Organisation des Wirthschaftsbetriebs) die vor- 
nehmste, vielfach ausschliessliche Ursache des Anziehens der 
Pacht- und Kaufpreise gewesen, von denen daher die Bodeneigen- 
thümer nur insoweit Vortheil gezogen haben, als ihre technisch- 
ökonomische Veranlagung und ihre individuelle Arbeitsleistung 
jene Möglichkeit in Wirklichkeit umzusetzen verstanden hahen, 
wobei wiederum der Unterschied zu dem städtischen 1. 
besitz in die Augen springt. Richtig ist nur so viel, dass die nicht 
selbstwirthschaftenden Landeigenthümer diesen durch das Fort- 
schreiten der Technik und Oekonomie des Landbaues herbeigeführten 
Rentenzuwachs, ohne eigenes Zuthun lukriren können, wo doel das 
ökonomische Verdienst auf Seiten des thatsächlichen Wirthschafters 
ist. Dass hierin der schwächste Punkt des Zeitpachtwesens, aber 
auch der schwache Punkt des nicht selbst wirthschaftenden Gross- 
grundbesitzes liegt, kann zugegeben werden und ist oben betreffs des 
Zeitpachtwesens bereits hinreichend gewürdigt worden (& 32); die in 
letzterem Verhältniss begründete soeiale Unbilligkeit würde aber 
verallgemeinert und verewigt, wenn mit der Ueberführung allen 
Landes in Gemeinschaftsbesitz und der Nutzbarmachung des letzteren 
im Wege der Zeitpacht diese Institution im Sinne der Landreformer 
die einzig herrschende Bewirthschaftungsform des Grund und Bodens 
werden müsste. Mit dem socialen Gerechtigkeitsprineip, welches 
fordert, dass dem Arbeiter die Früchte seiner Arbeit uneingeschränkt 
zufallen, ist daher die grundsätzliche Umwandlung des Bodens in 
Gemeinschaftsbesitz schlechterdings unverträglich; und wenn gerade 
in den Ländern des Zeitpachtwesens die steigende Aneignung des 
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steigerungen werden vermöge der besonderen Natur des land- 
wirthschaftlichen Betriebs und der durchschnittlichen Beschaffenheit 
der bodenbestellenden Kreise immer nur langsam verlaufen (8.50 f.); 
und ebenso wird, wenn die Bevölkerung eines Landes einen ge- 
wissen Höhepunkt erreicht hat, das weitere Anwachsen derselben 
in abnehmend progressiven Zahlen sich vollziehen. Könnte rich- 
tiger Weise überhaupt nur eine Rentensteigerung, die durch die 
zunehmende Wohlhabenheit der anderen Stände, d. h. durch eine 
von letzterer bewirkte Steigerung der Preise der landwirthschaft- 
lichen Erzeugnisse und durch eine mit der Zunahme der Be- 
völkerung Hand in Hand gehende Steigerung der Bodenpreise (als 
Folge der wachsenden Landnachfrage) hervorgerufen wird, für die 
Zwecke der Gemeinschaft in Anspruch genommen worden, so ist 
schwer begreiflich, wie die mit der fortschreitenden Cultur stetig 
wachsenden Ausgaben für Allgemeinzwecke lediglich und aus- 
schliesslich gleichwohl nur aus diesem langsam und maasvoll sich 
vollziehenden, periodenweise völlig stagnirenden Rentenzuwachs 
geschöpft werden sollen. Der landwirthschaftlich bendtzte Grund 
und Boden würde alsbald seine Dienste versagen; der städtische 
Grund und Boden aber bildet einen so winzigen Bruchtheil des 
gesammten Grundbesitzes, dass der bei ihm sich ergebende Renten- 
zuwachs allenfalls die Bedürfnisse der städtischen Gemeinwesen 
befriedigen, keineswegs aber ausreichen würde, die Unzulänglichkeit 
des ländlichen Bodens als Einkommensquelle zu decken. Selhst 
in den transoceanischen Ländergebieten müsste sich schon bald, 
sofern einmal auch dort der Boden insgesammt in landwirthschaft- 
liche Bestellung genommen ist, das Project einer „Wegsteuerung 
der Grundrente“ (single tax) als ausschliessliche Basis der Be- 
steuerung als eitel Hirngespinnst erweisen; wieviel mehr aber in 
den europäischen Staaten! Denn wenn schon hier mit dem Ueber- 
gung aus der Naturalwirthschaft in die Geldwirthschaft, also 
seit Anfang des Jahrhunderts, ferner mit einer dureh die Be- 
seitigung der alten feudalen Grundverfussung und durch die 
wissenschaftliche Erhellung des Landbaues herbeigeführten macht- 
vollen Entfaltung des Landwirthschaftsbetriebs in der ersten Hälfte 
des Jahrhunderts latent gewesene Bodenwerthe frei geworden sind 
und desshalb Grundwerthsteigerungen in einem früher unbekannten 
Umfang sich vollzogen haben, so hat doch diese Bowegung nach 
Oben ihren Ruhepunkt längst erreicht, ja bereits einer, ent- 
sprechend der überstürzenden Hast, mit der sie einsetzte, rück- 
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Geburtenzahl) rasch im Worthe steigt. Hier in diesen Länder- 
gebieten ähneln die Verhältnisse allerdings durchaus dem Ent- 
wieklungsgang der grossen städtischen Consumtions- und Verkehrs- 
sentren, die recht eigentlich das Bild einer Colonisation im Kleinen 
darstellen, es häufen sich daher auch hinsichtlich des landwirth- 
schaftlich benützten Grund und Bodens jene reinen, durch die 
ungehemmt steigende Nachfrage nach Land hervorgerufenen Con- 
juneturengewinne, welche das bezeichnende Merkmal des städtischen 
Baustellenmonopols sind. Erscheint aus diesem Grund wiederum 
die Landreformbewegung in Amerika, Australien ete. durchaus ver- 
ständlich und beruht sie auf ähnlich gesund-socialen Betrachtungen, 
welche gegenüber dem grossstädtischen Baustellenwucher eine 
Monopolisirung des Baugrundes zu Gunsten des städtischen Ge- 
meinwesens fordern; hätte desshalb für jene Ländergebiete eine 
vorläufige Beschlagnahme des Landes zu Gunsten des Staats als 
eine vernünftige Landpolitik sehr wohl s. Z. in Betracht gezogen 
werden können, so entfällt dieser Rechtfertigungsgrund gerade in 
den alten Culturstaaten, wo ein gewisser Zustand der ii 

in dem Grundmarkt wahrzunehmen ist, Conjuneturengewinne im 
ländlichen Grund und Boden, bei dem der speculative Besitzwechsel 
überhaupt nicht die Rolle wie im städtischen Besitz spielt, mehr 
und mehr die Ausnahme, der Rentenzuwachs als Folge der indi- 
viduellen Arbeitbethätigung die Regel bilden; ein ee 
absehbarer Zeit auch in den transoceanischen Staat zu 
erwarten ist und mit dessen Eintritt dann auch hier, ke 
Verstoss mit socialen Anschauungen über die ökon: che 1 
rechtigung von Conjuncturengewinnen zu treten, die Ver 
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steigerungen werden vermöge der besonderen Natur des land- 
wirtschaftlichen Betriebs und der durchschnittlichen Beschaffenheit 
der bodenbestellenden Kreise immer nur langsam verlaufen (8.50); 
und ebenso wird, wenn die Bevölkerung eines Landes einen ge- 
wissen Höhepunkt erreicht hat, das weitere Anwachsen derselben 
in abnehmend progressiven Zahlen sich vollziehen. Könnte rieh- 
tiger Weise überhaupt nur eine Rentensteigerung, die durch die 
zunehmende Wohlhabenheit der anderen Stände, d.h. durch eine 
von letzterer bewirkte Steigerung der Preise der landwirthschaft- 
lichen Erz und durch eine mit der Zunahme der Bo- 
völkerung Hand in Hand gehende Steigerung der Bodenpreise (als 
nn ‚der wachsenden Landnachfrage) hervorgerufen wird, für die 
Zwocke der Gemeinschaft in Anspruch genommen werden, so ist 
schwer begreiflich, wie die mit der fortschreitenden Cnltur stetig 
wachsenden Ausgaben für Allgemeinzwecke lediglich und aus- 
schliesslich gleichwohl nur aus diesem langsam und maasvoll sich 
| vollziehenden, periodenweise völlig stagnirenden Rentenzuwachs 
_ geschöpft werden sollen. Der landwirthschaftlich benützte Grund 
ee alsbald seine Dienste versagen; der städtische 
d Boden aber bildet einen so winzigen Bruchtheil des 
N itzes, dass der bei ihm sich ergebende Renten- 

‚die Bedürfnisse der städtischen Gemeinwesen 
aber ausreichen würde, die Unzulänglichkeit 
‚als Einkommensquelle zu decken. Selbst 
Ländergebieten müsste sich schon bald, 
‚der Boden insgesammt in landwirthschaft- 
men ist, das Projeet einer „Wegsteuerung 
& tax) als ausschliessliche Basis der Be- 
innst erweisen: wieviel melhr aber in 
jenn wenn schon hier mit dem Ueber- 
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ferner mit einer durch die Be- 
Grundverfassung und durch die 
"Landbaues herbeigoführten macht- 
tsbetriebs in der ersten Hälfte 
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läufigen Bewegung Platz gemacht. Man braucht das Bild 
Finanzkrisis, die über die europäischen Staaten hereingebroc 
wäre, falls etwa das Ideal der Landreformer — die Deberführ 
des Grund und Bodens in die Gemeinschaft mit stufenweiser 
seitigung der bis dahin bestandenen Steuern — vor Decen 
verwirklicht worden wäre, Angesichts der dermaligen Lage 
europäischen Landwirthschaft sich nicht im Einzelnen auszuma 
um das Absurde des Programms einer Ueber- und Abwälzung 
gesammten Steuerlast auf die bodenbewirthschaftenden Kla 
gerade auch nach der finanz- und steuertechnischen Seite gle 
wohl zu begreifen. 

5. Soweit die Landreformbewegung ihre Fangarme auch auf 
Gebiete gesunder Bodenmischung, d. h, auf solche ausdehnt, in de 
die bäuerlichen Elemente den breiten Grundstock der hoda 
sitzenden Klassen bilden, wird sie übrigens schon desshalb des Erf 
baar sein, weil sie mit den gerade in diesen Elementen in bes 
derer Stärke lebendigen psychologischen Factoren in ke 
Weise rechnet und weil sie eines sonnigen Zukunftsbildes hal 
dessen renle Wirklichkeit sie allerdings mit dem ganzen Pifer ü) 
zeugungstreuer Propheten behauptet, ideelle Güter höchsten Wer! 
nitleidslos zerstört, ohne die Gewähr, dass sie im Stande sei, ei 
entsprechenden Ersatz in ähnlichen Gütern zu gewähren '). Auch 
wie Ruhland mit Recht hervorhebt, die Thatsache unbestreit 
„dass es für einen grossen Theil des Volkes, vielleicht für den grö, 
ren in Deutschland (und wohl auch sonst) eines der schönsten GH 
empfindungen ist, mit eigenem Grund und Boden ein eigenes H 
zu besitzen. Die Glücksempfindung und das Glücksbewusstsein 
aber bekanntlich eine höchst subjective Sache. Tausende mögeı 





*) „Das selbstbewirthschaftete Grundeigenihum*, sagt Frhr. v. Bodmi 
Loretto in dem von ihm erstatteten Bericht der Commission der I. ram 
badischen Landstände zur Berathu der vom Frlrm. v. Horustein geste 
agrarpolititisehen Anträge, Beil: zum Protokoll der 14. Sitzung v. 2. 1 
„erzeugt die Ehre und Freude Arbeit, die Selbststündigkeit des Binz 
auch für die Zukunft der Seinigen zu sorgen, zu ordnen, zu Be weiss; 03 
Urtheil, Umsicht und Maasshalten; es lehrt ihn den Werth der Sitte und 
der gesellschuftlichen Ein-, Unter- und Veberorduung; und wie es | 





allen Fortschrittex ist, »0 int ex anch die Schule und ee 
ig, indem es das Verständnis ausbildet für die N 
Gemeinwesen und die daraus entstehende Beschränk: der | 
heit. Die Sosshaftigkeit weckt die Liebe zur engeren h 
Vaterland, und der Grundeigenthämer, welcher mit seiner 0 chen | 
zufrieden ist, oder doch die Möglichkeit des Emporsteigens sieht, wird opfern 
und leistungsfühig für Staat und Gesellschaft sein und zersetzenden i 


Widerstand leisten.“ 
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einer entsprechenden Steigerung ihres Einkommens die hauptsäch- 
lichste materielle Voraussetzung für das sehen, was sie ihre glückliche 
Lage nennen, weitere Tausend bringen die grössten Opfer, um das 
ererbte Grundstück der Familie zu erhalten und kargen von ihren 
nöthigen Lebensbedürfnissen, um einmal irgend ein Stückchen 
Erde ihr „„Eigen““ nennen zu können.“ An diesem Haften am 
Boden, an dem mit dem Landbesitz verknüpften Heimatsgefühl, 
an dem ächt menschlichen Drang, eine dauernde Heimstätte zu 
besitzen, statt — den Zugvögeln gleich — heute hier und 
morgen dort, wie es der Zufall des Pachtlandausgebots mit sieh 
bringt, die Arbeit am Grund und Boden zu bethätigen, an diesem 
tiefinnerlichen Zug zur festen Verwachsung der Persönlichkeit mit 
der Mutter Erde, wie er den germanischen Stämmen vorzugsweise 
eigen ist und aus dem heraus die frühzeitige Beseitigung der Feld- 
gemeinschaft, die endgültige Zuweisung der Landantheile an die 
Nutzungsberechtigten, die Ausbildung des vollen Privateigens 
folgerichtig sich entwickeln musste, wird die Woge der Land- 


reformbewegung kraftlos zerschellen '). 


842, Fortsetzung. Abschliessende Betrachtungen. 


Das Endergebniss der Betrachtungen bleibt also, dass 
die auf Verstaatlichung des Grund und Bodens gerichteten Bestre- 
bungen höchstens für die Ländergebiete mit einseitiger Besitzver- 
theilung und dadurch bedingter ökonomischer Bedrückung anderer 
Volksklasse eine äusserliche Berechtigung haben, dass aber selbst 
diese äusserliche Berechtigung für alle jene Ländergebiete ent- 


%) Achnlich Schäffle, Die Aussichtslosigkeit etc; 8. 29, 81 #. und 110. 
Wie denn auch ein bekannter socinldemokratischer Führer einstens sagte: „Wenn 
wir unch England gehen, so werfen wir es mit geringen Kräften nieder, &s hat 
keinen Bauernstand, mittleren ländlichen Grundbesitz. Anders in Deutschland, 
die starken Köpfe Er deutschen Bauern sind unzugünglich für unsere Anschau 
und Forderungen.* nur da, wo ein eigentlicher Bauernstand vorhanden 
a er DE put a ee ee 
'o dies nicht der Fall, wo also das System der 
BE  Kleinpacht ker Kurzpacht verbreitet ist, wo der Eigenthümer von der 
'bauenden Bevölkerung losgelöst ist (wie in Irlund, in den südenro- 
a unten) hat Schäffle nicht Unrecht, wenn er meint, dass „der Socialisuus 
Klugheit an der Masse der ländlichen Arbeiter eine En Armee von 
kömmte*. (In: Bau und Leben, 3. Bd., 8. Andererseits 
darf man auch aus einer zeitweise zu Tage tretenden hochgradigen Unzufriedenheit 
der bäuerlichen Elemente in den mittsleuropüischen Stauten oder aus der allerdings 
stark sunchmenden „Raisonnirsucht“ auf dem flachen Lande nieht sofort auf einen 
de socialdemokratischer ze schliessen; die augenblicklich stärksten „Schreier* 
würden am hefligsten Front machen, wenn der Versuch unternommen werden sollte, 
ihr Grundeigen anzutnsten. 


ii 


gehört, dessen Sklaven die Menschen sind, die ihn bebauen*, ist 
daher eine inhaltslose Phrase und hat, wenn überhaupt, nur Sinn 
in dem Staat der Bodenverstaatlichung. (Vgl. oben Ann. 1, 8. 244.) 
Und jedenfalls ist es eine Selbsttäuschung, wenn von dem Staat 
der Bodenverstaatlichung vorausgesetzt wird, dass die Aneignung 
der nationalen Grundrente unter allen Umständen eine zweck- 
mässige Verwendung sichere oder in höherem Maasse, als dies jetzt 
der Fall ist, die Gewähr für eine sociale Politik im Interesse der 
Armen und Enterbten biete; dass die Ersetzung des jetzigen 
Grundeigenthumsrechts durch das Pachtsystem den bodenbestellen- 
den Klassen eine behaglichere Lage schaffe; dass die Möglichkeit 
weitgehender Besitzesungleichheiten und kapitalistischer Ausbeutung 
in dem Staat der Bodenverstaatlichung und nur in diesem entfalle; 
und dass desshalb die Landroform und nur sie die Schäden der Zeit 
zu heilen vermöge. „Die Ausbeutung der ländlichen Lohmarbeiter 
durch den Pächter, der sie beschäftigt, wäre ebensowenig abge- 
schnitten, als die Ausbeutung des Pächters selbst durch den Leih- 
und Kaufwucher von seiten des beweglichen Zinskapitals. Dieses 
würde auch fortan im Creditwesen, im Handelsverkehr, in der gewerb- 
lichen Hervorbringung uneingeschränkt frei walten und zu gegen- 
gewichtsloser, aueh verfassungspolitisch unerträglicher Herrschaft 
gelangen. Die Einziehung der thouer abgelösten Grundrente an Stelle 
der Grundsteuer und der sonstigen jetzigen Steuern wäre nicht ein- 
mal finanzwirthschaftlich ein zweifelloser Vorzug“ (Schäfle) ). In 
das landwirthischaftliche Berufs- und Erwerbsleben käme unter allen 
Umständen mit der systematischen Verdrängung der Eigenbewirth- 
schaftung durch die Zeitpacht ein Element der Unruhe und der 
Beweglichkeit, das dem Landvolk jene Eigenschaften der Stetig- 
keit, der Festigkeit, der Beharrlichkeit rauben würde, die seine 
besten a sind, weil in ihnen vorwiegend die staats- 


TEEN beanspruchen und auf der anderen Seite gerade aus der Ver- 
sehn wug des Grundbesitzes ein Argument für die Bodenverstaatlichung ableiten. 
in der Form der Verschuldung der Boden thatsächlich und rechtlich 
thum Vieler steht, um so mehr wäre ju eine Annäherung au das 

Ziel erreicht, um so mehr müssten die Bodenreformer 
G Wagner in der Schrift: Die Abschaflung des Grundeigenthums, 


die Löhne immer wiler Herabgedrtcht werden würden .... *, weil eben der Grand. 
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Aus allen vorerwähnten Gründen liegt die wahre Lösung, 
‚selbst in den Staaten mit jetzt ungünstiger Bodenbesitzvertheilung, 
‚nicht in der Beseitigung des Privateigenthums, sondern in der 
Herbeiführung einer besseren, gesünderen Grund- 
thumsvertheilung durch eine planvoll vorgehende 
Landpolitik, für welche die in der Gegenwart sich voll- 
‚ziehenden gesetzgeberischen Actionen in dem englischen Inselreich, 
in den östlichen Provinzen Preussens werthvolle Fingerzeige 
‚geben ($ 91 fl.); also in der systematischen Anbahnung einer 
Bodenreform, welche den eigenthumsweisen, allenfalls erhpacht- 
weisen Besitz einer möglichst grossen Anzahl Familien und damit 
auch die nationale Grundrente und deren allmähliches Anwachsen 
‚den weitesten Kreisen des Volkes sichert’). Um aber die Schäden 
innerhalb des landwirthschaftlichen Gewerbes selber zu heilen, 
zumal soweit der. mittlere und kleine (bäuerliche) Besitz in Frage 
steht, könnte die Bodenverstaatlichung doch nur das äusserste 
und letzte Mittel sein, wenn alle anderen, in Anlehnung an die 
geltende Eigenthumsverfassung zu ergreifenden Maassnahmen als 
vergebliche sich erwiesen und wenn überhaupt wahr wire, dass 
der kleinere und mittlere Landbesitz rettungslos seinem Untergang 
geweiht sei. „Aus der Geschichte der socialen Institutionen, aus 
der unzweifelhaften Thatsache, dass in den soeialen Institutionen 
sich ein wachsender Niederschlag sittlicher Ideen verdichtet und 
festsotzt, ist es zu erklären, wenn die edelsten Geister aller Zeiteh 
an dem Fortschritt nicht verzweifeln und in der brutalen Losung 
vom Sieg des Starken über den Schwachen nieht der Weisheit 
letzten Schluss sehen wollen‘ (Schmoller). Was noth thut, ist nicht 
Beseitigung des auf eigener Scholle sitzenden Bauern und dessen 
Umwandlung in einen vom allgewaltigen Bodenmonopolstaat ab- 
hängigen Zeitpächter, sondern die Sicherung des bäuerlichen 
Besitzes durch eine planmässig dieses Ziel im Auge behaltende 
Fortbildung des Agrarrechtes®): im Gebiet der Landescultur 
negativ durch gesetzliche Beseitigung der Hindernisse, welche 
einer höheren Erträglichkeit der Ländereien im Wege stehen, und 
positiv durch die praktischen Maassnahmen der Agrarpflege, die 
auch den kleinsten Grundbesitzer befähigen, die Kräfte der Natur 
in weitgehendstem Maasse sich dienstbar zu machen; im Gebiet 
des Erbrechts durch Verhütung der Erbesüberschuldung und der 

Aechnlich Roscher, $ 58. 


So auch Wagner in der „Grundlegung“ $8 314, 323, 339, 
Buchenborger, A. Agramolltik. I. 
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Vermeidung unwirthschaftlicher Zerstückelung; im Gebiet des 
Öredit- und Schuldrechts durch Fernhaltung zielloser Veberschuldung, 
‚Anbahnung regelmässiger Schuldabtragung und Verhütung wucher- 
licher Ausbeutung; im Gebiet der Versicherung und der Land- 
wirthschaftspolizei durch Hintanhaltung der Folgen schädigender 
Zwischenfälle und dieser selbst; im Gebiet der allgemeinen Wirth- 
schaftspolitik durch eine, neben den Interessen der übrigen Er- 
werbsstände, auch jene der landwirthschaftlichen Berufskreise 
gerecht und unparteilich wahrende Verkehrs-, Steuer- und Zoll- 
gesetzgebung; nicht in letzter Linie endlich auch durch unver- 
drossenes Hinarbeiten auf intelleetuelle Hebung der bäuerlichen 
Glieder, durch Stärkung des Standesbewusstseins und der corpo- 
rativen Gesinnung, um dann auch jene Gefährdungen der wirth- 
schaftlichen Existenz seltener zu machen, welche nieht sowohl in 
der geltenden Rechts- und Wirthschaftsordnung, als in mangeln- 
der wirthschaftlicher Einsicht und in den Mängeln einer, des 
corporativen (associationsweisen) Zusammenwirkens entbehrenden 
Betriebsorganisation wurzeln; wie denn, um mit einem englischen 
Sehriftsteller (Herbert Spencer) zu reden, die Umwandlung der 
menschlichen Natur durch die Disciplin des socialen Lebens, wenn 
nicht die, so doch eine der Voraussetzungen aller Socialreform 
bildet. Und Schäffle, die Nothwendigkeit einer socialen Agrar- 
reform betonend, sagt: „Viele, auch selbstverschuldete Subhastatien 
(der Gegenwart) wäre nicht eingetreten, wenn das Erb-, Kauf, 
Credit- bezw. das Pachtrecht der unproduetiven Ueberschuldung 
Schranken setzen würde und dadurch der Grundbesitz gegen eigenes 
Verschulden, Unfälle, Auslandsconeurrenz, schlechte Conjunetur 
und Familienunglück vollständig widerstandsfähig gemacht wäre 
Die „„Ausbeutung‘““* durch das Leihkapital hätte ein Ende, der 
Bauernstand bezöge ganz den produetiven Ertrag seiner Arbeit und 
seines Besitzes, wäre kapitalkräftig, daher fortschritts-, melio- 
rations- und concurrenzfähig, und er stände im vollsten Tdoal- 
wie Realgenuss seines Besitzes. Diese Gestaltung des bäuerlichen 
Besitzverkehrs-, Credit- und Pachtreehts — zusammen mit der 
Verhütung der Aufsaugung durch das Grosskapital zu Latifundien 
— ist aber in der durchgreifendsten Weise herstellbar . Nicht 
der Eigenbesitz von Grund uhd Boden, sondern die unproduetive 
Ueberschuldung dieses Besitzes ist unser Leiden und ein solches, 


ee 
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welches ohne jede Aufhebung des Privateigenthums geheilt werden 
kann“ ?).. 

Den nachfolgenden Ausführungen erwächst die Aufgabe, diese 
Sätze im Einzelnen zu erhärten, wobei aber schon jetzt bemerkt 
sein mag, dass zur Erreichung des Ziels es einer durchaus neuen 
Agrarverfassung nicht bedarf; seit langer Zeit wird an dem Aufbau 
= den Bedürfnissen des landwirthschaftlichen Betriebs besser 

passten Agrarrechts in allen Culturstaaten planvoll gearbeitet; 
Roller und Irrthümer, die früher unterlaufen sind und noch der 

 harren, sind vollends wegzuräumen, Lücken, die ge- 
blieben sind, zu ergänzen; der leitende Grundgedanke aber in 
Allem wird sein müssen, das Eigenthumsrecht am Grund 
und Boden selber mehr, als bis jetzt der Fall, mit socialem Ge- 
halt zu bereichern, Es muss mehr als seither, wie schon Fichte 
meinte, zu einer soeialen Organisation des Bigenthums kommen; 
letzteres soll, wie Laveleye sagt, nicht nur-eine im Interesse 
des Individiums getroffene Einrichtung sein, die ihm den Genuss 
der Früchte seiner Arbeit zu gewährleisten hat, sondern es sollen 
auch Bürgschaften geboten sein, dass es jederzeit dem Interesse 
der Gesellschaft diene, der es Dauer und nützliche Thätigkeit zu 
sichern berufen ist“). Der unbehinderten Freiheit des ländlichen 
Grundeigenthums im Gebiet der Theilung, Vererbung, zutreffenden- 
falls auch in dem der Verschuldung sind also da, wo diese Frei- 
heit nieht nur für die unmittelbar Betheiligten, sondern für die 
Allgemeinheit Gefahren mit sich bringen sollte, Schranken zu 
setzen, m. a. W. die rein privatrechtliche Ordnung des Grund- 
eigenthums durch eine soeialrechtliche zu ersetzen. Nicht die 
Einriehtung des privasen Eigenthums an sich, das man mit Unrecht 
eine „antisoeiale Institution“ genannt hat, hat jene Auswüchse 
gezeitigt, denen die neuzeitliche Bodenverstaatlichungsbewegung 
in Amerika, England etc. ihre Entstehung verdankt, sondern die 
Schrankenlosigkeit des Eigenthumsbegriffs, der Mangel einer, dem 
Wesen des Grundeigenthums angepassten rechtlichen Ordnung der 
Beziehungen der Grundeigenthümer unter einander und zum Staat ®). 
Diese soeialrechtliche Ordnung zu schaffen und weiterhin durch 
positive Gestaltung des Agrarrechts und der Agrarpflege die social- 


1) Schäffle, Die Aussichtslosigkeit etc., 8. 81 und 112. 
eine ‚auch Eisenhart, a. a. O,, 8. 261 
russische Schriftsteller Kawelin, Der bänerliche Gemeinde- 
besitz, 5, Bee 
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| aus der ursprünglichen Feldgemeinschaft zu privatem Sondereigen- 
thum vollzogen, die der keltischen und slavischen Rasse ange- 
hörigen Stämme dagegen sehr viel längere Zeit, die Slaven 
grossentheils bis in die Gegenwart an der Feldgemeinschaft 
inet) festgehalten haben. Man wird gut daran thun, 
diese verschiedenartige Entwicklung nicht als etwas Zufälliges, 
sondern durch die Wesenseigenthümlichkeiten der Rassen wenig- 
stens mitbedingt zu erachten; und man sollte desshalb auch endlich 
davon absehen, desshalb, weil eine besondere Art der Grundeigen- 
thumsordnung von gewissen Rassen so lange behauptet wurde, die 
abweichende Art der Entwicklung bei anderen Rassen als etwas 
„Abnormes“, „Widernatärliches“ ete. zu charakterisiren. Auch 
lässt ein Vergleich des allgemein Zustandes der Gesittung, 
aber auch der materiellen Zustände der Träger des landwirth- 
schaftlichen Gewerbes jene abweichende Entwicklung, mindestens 
in den germanischen Staatswesen, keineswegs in ungünstigem Lichte 
erscheinen; es genügt, auf die Rohheit, Unwissenheit, sittliche 
Versunkenheit eines grossen Theils der in der Feldgemeinschaft 
lebenden russischen Bauernschaft einer-, auf die eigenartigen 
bäuerlichen Typen in Skandinavien, Deutschland und der Schweiz [ 
mit ihrem Freiheits- und Unabhängigkeitsgefühl, ihrem Selbst- 
bewusstsein, ihrer zähen Widerstandsfähigkeit auch in schlimmer 
Zeit anderseits, hinzuweisen. Die Betrachtung (wie man sie bei 
Laveleye und Anderen so häufig findet), dass der Zustand der 
Feldgemeinschaft Jedem ein leidlich gesichertes Lebensloos gewähre, 
den Kampf ums Dasein erleichtere, den Schwachen stütze, ist doch 
nur zum geringsten Theil zutreffend; denn wenn die Feldgemein- 
schaft, wie gerade wieder Russland beweist, Alle auf einem gleich 
niedrigen Maass der Lehenshaltung zurückhält, so hat jene Gleich- 
heit und das in ihr verwirklichte „Recht auf den vollen Arbeits- 
ertrag“* kaum noch einen idealen, jedenfalls keinen materiellen 
Inhalt. Mit Jenen aber, welche grundsätzlich die Last der wirth- 
schaftlichen Selbstverantwortlichkeit von den Einzelnen auf die 
Gemeinschaft abwälzen möchten und die private Eigenthumsordnung 
gerade auch desshalb bekämpfen, weil sie dem Einzelnen ein ihn 
erdrückendes Maass von wirthschaftlichen und socialen Pflichten 
auferlegt, ist überhaupt nicht zu rechnen; solche Betrachtung, der 
Ausfluss einer hypersentimentalen Weltanschauung, wie sie gerade 
wieder die Schriften Laveleye's durchzieht, übersieht die ethischen 
rkungen, die aus der Sorge um die Behauptung der Daseins- 
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Gesomenschaft bekntallen, so fat doch Schr Dezeichnend, dass als solche Ver- 


mit Kaufschillingsrückständen 
en Be in dieser der allendlichen 
Genonsemchafsaniheil) wegen rückseinden tt am schärfen SE 
Element in dem ge fononsenschafslichen Grandbenitz ee, 
letztere ist ein „gefestigter Kon BR SRH 
Keeper ger ee 


Gemeindeland vorzuenthalten gl. hierzu v. Keussler in Festschrift für 
he 8. 161 M. und $. 183); bezeichnend und bedeutungsvoll aber darf 
man jene des Genossenschaftsbesitzrechts nennen, weil in ihr das Moment 
der wirthschaftlichen Selbstverantwortlichkeit, dieser Schule der Selbstzucht, der 

der wirthschaftlichen Enthaltsamkeit, der Familienfürsorge, des wirth- 
Fortschritts nunmehr in der russischen Agrarverfassung wenn 
ee zum Ausdruck gelangte. 


Am ausgedehntesten nächst Russland hat Colleetii than am Grund 
Be sich in einzelnen asiatischen Reichen (Java, In en erhalten. In 
Gemeinde a an 


die 
1870) wichwechpirien 1 Ser nee Eee 

. in in orm 

Fr KH TE cKEdien Yealdk das Byıtem des kleinen ländlichen Privateigen- 

thums mit solidarischer ee Gemeinden für Fr Abgaben im Pendschab, 
in den Provinzen Ben; , Oudh und den Nordwest und Centralprovinzen 

die se Rena cas aplche Boten as Tas 

das als im Eigenthum der Zemindare und Talukdare (ehemalige Si 

stehend angesehen wird; in Madras und Bombay dagegen betrachtet sich der 

Staat ar an 26 Bodeneigenthümer und a a ara 


einen Grundeins, der je un Ruta der Der de chn 
(Ryotwar-System). Wenn diese Grundzinse ‚er Jahre schon 
Ei Hoha won &1 ML PAR. erreicht harte, v0 scheint dar wohl ei Bestätigung 


Schäffle'schen Worts zu Foo ER OeNB UOTE 
„ein ee Bei sein (Vgl. hierzu Laveleye, a. a. 0, Kap. IV); 
wi oh, dass die indischen oder javanischen Bauern 
een a das Privateigenthum am Grund und Boden reif 
wären. Letzteres ist überhaupt = sowohl zu erstreiten, als wirthschaftlich, sittlich 
zu erdienen; wie anderseits jedem Volk, das den Zustand einer ge- 
wissen 2, Sitlichen, geistigen Reife erlangt hat, auch das Privaelgen- 
thum als „reife Frucht“ in den Schooss fallen wird. Die holländische und englische 
waren NL RG it belehrt, als sie in ihren Colonialreichen die rohen 
. {a SErhnncht di ha Vorstı Pas BR weil, 
r zacl t beste Vorstufe des Eigenthums ist, 
ja selbst auf Ser ge a chpn thum noch sehr wohl 
sein kann; die ge en in die neuere Zeit den Verzicht 
auf jede Aenderung des herrschenden Agrarcommunismus bedeutet, 
dem System des letzteren jene Eigenschaften und Tugenden sich überhaupt 
zu entwickeln vermögen, von deren allmählicher Aneignung jede Umformung 


der im Sinn freierer Gestaltung der itzverhältnisse 


Veber die in der Clanverfassung wurzelnde Feldgemeinschaft der Kelten 
in Rehomland Bi Irland siehe die An; unter $ 29, 8. 152 f., ferner 
Luveleyes, a. a. Be XVI; und über Reste der Feldgemeinschaft in den 
Trior'schen Gehöferschaften die Ausführungen oben unter 8. 227, über die- 
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jenigen in Süddeutschland und der Schweiz, welche als sog. Almendbesitz bis 
heute sich erhalten hat, die Darstellung in dem folgenden Kapitel III, $ 50. Wie 
in einzelnen Theilen von Norwegen, wo das periodische Verloosen der Aecker 
durch die gesetzliche Androhung einer doppelten Grundsteuer noch 1821 hat 
bekämpft werden müssen, siehe Roscher, Aum. 16 zu $ 71. 
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des erobernd vordringenden Volksstammes, nalımen die ihnen zuge- 
wiesenen Gebiete im Besitz, wobei innerhalb des zu besiedelnden 
engeren Gebiets (der Dorfgemeinde) jedem Stammesgenossen sein 
Antheil an Acker, Weide und Wald zugetheilt wurde, dieser An- 
theil indess, mit Ausnahme der Hofraithe, zunächst andere Rechte 
als das der Nutzung an dem als Eigenthum der Dorfgenossenschaft 
gedachten Boden nicht gewährte und der Betrieb, d. h. die Rodung, 

und Aberntung wohl meist gemeinsam erfolgte (Zustand 
der Feldgemeinschaft im eigentlichen Sinn des Wortes, 
siehe $ 40 Ziff. 2). 

Dieses collective Nutzungsrecht blieb hinsichtlich des Mark- 
landes, des Waldes und der Weide fortan bestehen, mit dem Unter- 
schied allerdings, dass an der ehemals gemeinsamen Hundert- 
schaftsmark innerhalb der Dorfgemeinde nähere Nutzungsrechte in 
Wald und Weide und dadurch im Laufe der Zeiten besondere 
Dorfmarken sich ausbildeten und das alte Markland selber in 
dem Maasse zusammenschrumpfte, als in ihm die nachwachsenden 
Generationen neue Siedelungen schufen. An der eigentlichen 
Feldflur aber, dem ursprünglieh gerodeten und durch weitere 
Rodungen im gemeinsamen Weide- und Waldland fort und fort 
vermehrten Acker- und Wiesfeld bildeten sich allmählich stärkere 
Besitzrechte der Einzelwirthschaften aus, an Stelle der Oolleetiv- 
wirthschaft trat die Einzelwirthschaft und jedenfalls in der Karo- 
lingerzeit beginnen die den Dorfgenossen überlassenen Feldgrund- 
stücke bereits den Charakter des ausgesprochenen, frei vererblichen 
und frei veräusserlichen Eigenthums anzunehmen. (Vgl. 8. 235 ff.). 

Für die Vertheilung des urbar gemachten Landes selbst aber 
war der Grundsatz maassgebend, dass wie jedes Stammesmitglied 
gleiche politische Rechte und Pflichten habe (in gleicher Weise 
zum Heerdienst, zum Rath in der Volks- und zur Urtheilsfindung 
in den Gerichtsversammlungen berechtigt und verpflichtet war), 
auch die Grundlage der Lebenshaltung und der öffentlichen Pflichten, 
d. i. der jedem Einzelnen zuzuweisende Grundbesitz, die Hufe, für 
Alle von gleicher Grösse und Beschaffenheit sein müsse®). 


nee) Nach Müllenhof ist das Wort: „Hufe* aus dem im „Behuf“ enthaltenen 

zu erklären, also der „Behuf“, das was Jemand zukomnit, sein Antheil oder 
Anrch In diesem Sinn nennt J. v. Möser die altdentsche Hufe „die Actie an 
dem Gemeinwesen der Bauernschaft“. Siehe A. Meitzen, Volkshufe' und Königs- 
hufe, in der für G. Hanssen, 1889. — Ursprünglich stand die Hufe nicht 
im Bigenthum Einzelnen, sie gab nur ein Anrecht auf eine bestimmte An- 
zuhl Ackergrundstücke; die Nutzung letzteren wechselte; erst gegen Schluss des 
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herrschenden Einfluss der individualistischen Richtung in der Volks- 
wirthschaft und populationistischer Strömungen die Aufhebung der 
Gemeinheiten, insbesondere der zu Weidezwecken benutzten, und 
deren Vertheilung zu Privateigenthum mit seltener Einhelligkeit 
als eine Grundbedingung der Hebung der Landwirthschaft und im 
Interesse des Staatswohls befürwortet und, gemäss dem Charakter 
des Polizeistaats, vielerorts einfach „von Oben‘ befohlen, d.h. 
zwangsweise durchgeführt oder doch das Zustandekommen von 
Vereinbarungen der Berechtigten über solche Theilungen in ganz 
besonderer Weise (durch Beihilfe. Geldprämien) unterstützt wurde. 

Dieses zwangsweise Vorgehen vollkommen zu würdigen, 
muss man im Auge behalten, dass weithin in Deutschland seit 
den Schrecken des dreissigjährigen Kriegs grosse Landstrecken, 
Hand in Hand mit dem Verschwinden zahlreicher Dörfer und der 
Entvölkerung des flachen Landes. nicht mehr unter den Pflug ge- 
nommen worden waren und dass in Preussen der siebenjährige 
Krieg und die in seinem Gefolge eingetretenen Verwüstungen 
aufs neue der eben erst wieder im Erholungszustand befindlich 
gewesenen Landescultur schwere Wunden geschlagen hatten. Nicht 
bloss die aus alter Zeit überkommenen Gemeinweiden standen also 
bei der jetzt mit solcher Thatkraft in Angriff genommenen Action 
in Frage. sondern auch jene Geländecomplexe, die Jahrhunderte 
lang unter dem Pfluge gestanden. aber mit der Menschenverödung, 
welche das grosse Kriegstheater des 17. Jahrhunderts zurück- 
gelassen hatte, wieder in Wüstenei verfallen waren. Hier galt 
es also, zu einem Theil wenigstens. lediglich an voraufgegangene 
Culturarbeit anzuknüpfen: und das wirksamste Mittel erblickte 
man nicht mit Unrecht eben darin. diese lange Zeit fast herrenlos 
gewesenen und dann vielfach den Gemeindemarken einverleibten 
Vedungen durch Zutheilunr an einzelne Wirthe für eine eigent- 
liche Bodeneultur zurückzugewinnen. 











X Gr. die Auftheilung der Gemein 
dreck der Erfolge dieser Maassregel 
s wiedertolt 1032 1763. 1765 und 
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Arbeiter sind nicht ausschliesslich auf ihren Lohn angewiesen; 
fremde Arbeiter, welche dies wären, können von den Unternehmern 
nicht wohl zur Concurrenz herangezogen werden; die Industrie 
lässt sich decentralisirt betreiben; sie behält einen eingeübten Stand 
von Arbeitern und die letzteren bleiben, trotz ihrer Sesshaftigkeit, 
selbstständiger und gegen Krisen widerständfähiger, als sie es 
unter gleichen Verhältnissen in den Städten sein würden“). 

2. Die Nachtheile des Almendwesens zeigen sich in Bezug 
auf die Almendwaldungen darin, dass der bei dem chronischen 
Geldmangel der bäuerlichen Bevölkerung an sich gewiss werth- 
volle Bezug eines Theils ihres Feuerungsbedarfs in natura unter 
Umständen einer sparsamen Verwendung des Holzes im Haushalt 
Eintrag thun und der Einbürgerung besserer, holzsparender 
Fenerungseinrichtungen entgegenstehen kann; und bei den Alınend- 
äckern, dass gegen das Ende der Nutzungszeit meist eine 
minder sorgfältige Bestellung, unter Umständen auch eine fürm- 
liche Raubwirtlschaft Platz greift. Doch wird man den ersteren 
Nachtheil, wenigstens in waldreicheren Gegenden, nicht sonderlich 
hoch anzuschlagen haben und den letzteren Nachtheil hat das 
Almendwesen mit dem Pachtbesitz durchaus gemeinsam, nur dass 
wegen des minder häufigen Wechsels bei ersterem ein deteriorirende 
Wirtlischaftsweise seltener wiederkehrt. Als eine nicht immer 
günstige Kehrseite, die namentlich da hervorzutreten pflegt, wo 
die Almende sehr bedeutend ist, muss dagegen die „Schollen- 
kleberei“ bezeichnet worden, zu der die Hoffnung auf den 
Eintritt in den Almendgenuss Veranlassung giebt; nicht selten 
beobachtet man, dass viele junge Leute mit wenig oder keinem 
Besitz in der Gemeinde verbleiben, um des Anspruchs auf die 
Almende nicht verlustig zu gehen, wo sie vielleicht besser handelten, 
anderwärts ihr Fortkommen zu suchen. Es ist einzuräumen, dass 
die in manchen süddeutschen Gemeinden zu Tage tretende that- 
sächliche Vebervölkerung mit dem Almendwesen in einem gewissen 
ursächlichen Zusammenhang steht und dass die von diesen besitz- 
losen Elementen ausgehende ungestiime Nachfrage nach jedem 


‚Siehe Bücher in Art. „Almende* im Hdwb. d. St.-W., — Was man in 
Zeit mit der Gründung von Heimstütten anstrebt, soweit man dabei gerade 
an die kleinen, minder widerstandsfähigen Glieder der Landgemeinden im 
Auge hat, wird durch die Almende im gewissen Sinue verwirklicht. Siehe des Ver- 
fassera Referat: „Die Heimstättefrage* en erstattet für die XIX, Plenarversammlung 
1891. 
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die vollkommnere, die zweite die unvollkommnere darstellt. Die 
nachstehenden Ausführungen werden dies klarstellen: 

1. Vom Standpunkt des reinen Produetionsinteresses aus darf 
derjenige Zustand der Feldmark, bei dem die Ländereien um 
den Wirthschaftshof gruppirt liegen, wohl als das „Ideal®* be- 
zeichnet werden; denn sämmtliche Grundstücke sind von dem 
Mittelpunkt des Betriebs aus ebenso leicht zu überwachen als zu 
erreichen und es ist unschwer einzusehen, dass diese Lage zum 
Wirthschaftshof den ganzen landwirthschaftlichen Betrieb einfacher 
und billiger als bei jeder anderen gestaltet. Dieser Idealzustand 
wird, wo das sog. „Hofsystem“ sich eingebürgert hat, bald 
mehr, bald minder vollkommen erreicht; und es erklärt sich daraus, 
dass man in den Gegenden der „Gemengelage“ der Grundstücke 
(8. 272), als die daraus sich ergebenden Schwierigkeiten eine Ab- 
hilfe erheischten, als bessten Ausweg geradezu den Uebergang zu 
dem Hofsystem erkennen zu müssen glaubte. Man nennt diese 
radicalste Lösung, den Nöthen des Streubesitzes zu entrinnen, 
„Vereinödungen“, „Abbauten“; zu ihrer Durchführung erfordern 
sie aber nicht nur (wie bei den Zusammenlegungen grossen Styls 
auch) einen Gesammt-Austausch der sämmtlichen von der Maass- 
regel ergriffenen Grundstücke, sondern auch, was wohl zu beachten, 
den Abbruch der bestehenden Wohn- und Oekonomiegebäude und 
deren Neuaufführung an anderer Stelle. 

Schon hieraus ist ersichtlich, dass der nachträgliche Ueber- 
gang zum Hofsystem nur unter bestimmten Voraussetzungen räth- 
lich und ausführbar ist; er eignet sich im Allgemeinen nur für 
grössere Güter, die auf eine Arrondirung‘ des Wirthschaftsareals 
besonderen Werth zu legen haben und bei denen die für die Neu- 
errichtung von Gutsgebäuden zu bestreitenden Kosten noch im 
richtigen Verhältniss zum Gutswerth stehen; wenig oder gar nicht 
dagegen gerade aus diesem Grunde für mittlere oder Kleinere 
Anwesen, da doch, wie bei jeder Unternehmung, so auch hier der 
Kostenpunkt und die danach sich ergebenden Rentabilitäts- 
ziffern schliesslich das entscheidende Wort sprechen. Desshalb 
sind die „Abbauten“ im Grossen und Ganzen Ausnahmen ge- 
blieben; und ihre verhältnissmässige Verbreitung im vormaligen 
Hochstift Kempten, für welche die durch die natürlichen 
Verhältnisse bedingte Wirthschaftsweisen (Egartenwirthschaft mit 
ausgedehnter Viehzucht und Weidegang) an sich einen geeigneten 
Boden schufen, mag durch die damals geringen Kosten der Ver- 
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des Unternehmens nicht sowohl die Zusammenlegung, als die 


Schaffung. ausreich 

Gestalt der Einzelgrundstücke und die jederzeitige Zugänglichkeit 
derselben in den Vordergrund, so spricht man von Feldwegan- 
lagen oder Bereinigungen im engeren Sinne (wohl auch 
nach dem Ih der herzogl. Nassau’schen Gesetzgebung, 
Conselidationen genannt). Die ersteren Unternehmungen sind 
(seit Erlassung der Gemeinheitstheilung in Preussen und ähnlicher 
Gesetze in anderen nord- und mitteldeutschen Staaten) in diesem 


Theile Deutschlands in grossen Styl im Lauf dieses Jahrhunderts 


zur Ausführung gekommen und bilden noch immer eine der Haupt- 
aufgaben der landwirthschaftlichen Verwaltung; in Süddeutschland 
dagegen, im Zusammenhang mit dem hier vorherrschenden bäuer- 
lichen Mittel- und Kleinbesitz, hat man mit Bereinigungen plan- 
mässig und auf gesetzlicher Grundlage überhaupt erst seit 
Mitte dieses Jahrhunderts sich befasst und es sind dieselben im 
Wesentlichen auf die bescheideneren Unternehmungen der zweiten 
Art beschränkt geblieben, d. h. es haben Zusammenlegungen in 
grösserem Umfang nicht stattgefunden !). Erst in jüngster Zeit, 
mit veranlasst dureh die misslicheren Arbeitsverhältnisse, wird auch 
hier in nachdrücklicherer Weise neben eigentlichen Feldwegeanlagen 
auch das Zustandekommen von Zusammenlegungen betrieben. 
Dabei darf man übrigens nicht, wie 80 oft geschieht, über 
die einfacheren Unternehmungen (Wegeanlagen), bei denen Zu- 


Preussen und Mitteldeutschland spricht man auch von „Special-Separation*. 
vom d. November 1853 definirt efinirt die Zu 


Servituten, auszuweisen“. 
ee Feen ee Unternehmungen vereinzelt nach dem Vor- 
in älterer Zeit in den benachbarten Districten von 
Deren eg ad d Baden bis in die Mitte dieses Jahrhunderts 
und darüber hinaus mammichfach statt. Fürst. Würzburgische Landesverordmungen, 
anregen, schon aus den Jahren 1586, 1626, 1735; Ahın- 
Aa für Bayern durch das kurfürstl. Mandat v. 3. Juni 1762 gegeben 
ee 9, ohne dass indess sehr Wirksames erzielt worden wäre. 
20% 
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Bereinigungen dann zu stehen, wenn die Betheiligten, statt den 
gesetzlichen Weg der Durchführung zu beschreiten, diese im 
are ‚Wege herbeiführen. Offensichtlich ist ein solches, 

auf gegenseitigem Einverständniss beruhendes sog. gütliches Ver- 
fahren überhaupt nur bei Unternehmungen kleinster Art möglich; 
denn sobald eine grössere Anzalıl von Grundstücken und zahlreiche 
Eigenthümer in Frage stehen, ist die freiwillige, ausdrückliche, 
rechtsgültige Zustimmung Aller kaum zu erreichen. Beim gütlichen 
Verfahren ist man aus diesem Grunde häufig genöthigt, die Be- 
reinigung nur einzelner, besonders dringlicher Gemarkungstheile 
in Behandlung zu nehmen, was schon aus dem Grunde nachtheilig 
ist, weil kleinere Bereinigungen erfahrungsgemäss verhältnissmässig 
theuerer zu stehen kommen, als grössere. Hierzu kommt, dass Mangels 
einer sachverständigen Leitung und Controle die Ausführung meist 
mangelhaft erfolgt und dass zur Vermeidung von Streitigkeiten 
häufig auch unzweckmässigen Anträgen Einzelner stattgegeben wird; 
die neuen Feldwoge werden zur Vermeidung von Besitzesänderungen 
bald auf die bestehenden unregelmässigen Gewanngrenzen (d. h. 
in gebrochenen Linien) angelegt, bald durehschneiden sie die 
Grundstücke in unwirthschaftlicher Weise oder endigen als Sack- 
wege; häufig bleiben Anwendäcker und sog. Unformen (Schlüssel- 
äcker, Spitzäcker) bestehen. Erfüllen dann, wie meist der Fall, 
derartige mangelhafte und gleichwohl kostspielige Bereinigungen 
die daran geknüpften Erwartungen selbst nicht in bescheidenem 
Grade, entstehen gar hinterher Streitigkeiten unter den Be- 
theiligten mit dem Gefolge theuerer Procasse, so wird aus solchen 
Vorgängen nur zu oft ein ungünstiger Schluss auf die Unter- 
nehmungen der in Rede stehenden Art überhaupt gezogen und auch 
das gesetzliche Verfahren in weiterem Umkreis mit Misstrauen 
behandelt. Desshall sollten die landwirthsehaftlichen Behörden den 
sog. gütlichen Unternehmungen jedwede Unterstützung versagen, 
eindringlich vor denselben warnen und bei jedem Anlass die Be- 
theiligten auf den gesetzlichen Weg zu verweisen sich bemühen). 


853. Wirthschaftliche Würdigung der Bereinigungen. 
Als wesentlichstes Merkmal der von der Mehrzahl der deutschen 
Stämme festgehaltenen Besiedelungsweise, die in der „Gewann- 


%) Vgl. Buchenberger-Pfaff, Das bad. Gesetz über die Verbesserung der 
F 1887, 8. 47. 
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Bei der Würdigung der wirthschaftlichen Be- 
deutung der Bereinigungen kommen namentlich die folgenden 
Gesichtspunkte in Betracht: 

1. Die Kosten des landwirthschaftlichen Betriebs steigen in 
dem Maasse, als die Grundstücke an Grösse abnehmen, an Regel- 
mässigkeit der Form einbüssen und in wachsender Entfernung 
von dem Betriebsbesitz (den Wirthschafts- und Oekonomiegebäuden) 
sich befinden, wobei zu beachten ist: 
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2. Wo, wie meist der Fall, die im Gemenge liegenden Grund- 
stücke nicht durchweg durch Wege zugänglich sind, sind der Be- 
nützungsfreiheit des Grund und Bodens sehr enge Schranken 
gezogen. Hat auch der frühere rechtliche Flurzwang, d. h. 
die von Gemeindewegen angeordnete Art der Ineulturnahme und 
Reihenfolge der Einzelarbeiten zu bestehen aufgehört, so ist doeh 
in Folge dieser Wegelosigkeit der Zustand eines thatsächlichen 
Flurzwangs bestehen geblieben, darin sich äussernd, dass auf 
zahlreichen Schlägen die Grundbesitzer in Folge der Unmöglich- 
keit des ungehinderten jederzeitigen Zutritts zu den Grundstücken 
zur Einhaltung derselben Art der Anblämung ihrer Felder ge- 
nöthigt sind, In Folge jener Wegelosigkeit müssen also ins- 
besondere jene Culturen kümmern, die eine Bearbeitung während 
der Vegetation erfordern, und ebenso jene, bei denen die Zeit der 
Aberntung mit der der vorherrschenden Gewächsart nicht sich 
deckt, vor Allem also die meisten Handelsgewächse (Tabak, Hopfen, 
Zuckerrüben), die danach nur an bestimmten, vielleicht nicht ge- 
rade immer günstigsten Theilen der Feldilur angebaut werden 
können. Ganz besonders sind hier aber die kleeartigen Ge- 
wächse zu nennen, deren Anbau in weiterem Umfang an der Un- 
Kies eit vieler Grundstücke ebenfalls scheitert, obwohl die 
steigende Bedeutung der Viehhaltung und die günstigen Wirkungen 
dieser Gewächse als Stickstoffsammler auf die Nährkraft des Bodens 
doch gerade die Ausdehnung des Ackerfutterbaus besonders 
wünschenswerth und dringlich macht; auch kommt gerade bei den 
Kleearten in Betracht, nicht bloss dass sie nur auf bestimmten 
Bodenarten gut gedeihen, sondern auch auf den ihnen zusagenden 
Böden doch einen häufigen Bodenwechsel erfordern, wenn der Er- 
trag ein befriedigender bleiben soll (Kleemüdigkeit), dass dieser 
Wechsel aber wiederum in der Unzugänglichkeit der dazu an sich 
geeigneten Ackerstücke ein Hinderniss findet. Der Stillstand oder 
gar der Rückgang in der Thierhaltung, die ungenügende Dünger- 
erzeugung, die in Folge hierin eintretende wachsende Verarmung 
des Bodens mit steigenden Anzeichen eines systematischen Raub- 
baus sind daher bezeichnende Erscheinungen der Gegenden, in 
denen die besprochenen Uebelstände der Unzugänglichkeit eines 
'Theils der Felder mit besonderer Schärfe hervortreten. Die höchste 
Rente kann offenbar nur da erzielt werden, wo die Individualisirung 
in der Bewirthschaftung der Einzelgutsbestandtheile in vollkommen- 
ster Weise durchführbar sich erweist, wo also die volle, nicht 
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deren Stelle sind | neue, durchsehnittlich 50 Ar grosse Pläne ausgewiesen 
worden, von denen 50 zur Erweiterung der Dorflage dienen. Die Vortheile der 
usa treten in Langendielbach wegen der früheren maasslosen Par- 
n auffallend hervor. Die Ermässigung der Produetionskosten wird 
anerkannt und die Anfhe) des Flurzwangs als grosse Wohl- 
‚Der Flurzwang wurde mit änssorster Strenge nusge- 
‚durften selbst die von den Landstrassen aus zugänglichen Parcellen nicht 
werden, als dies für den betreffenden Finrtheil vom Gemeinderath 
und durch die Schelle öffentlich bekannt gemacht worden war. Dann 
musste mancher Besitzer unreife, ein anderer überreife Frucht eineruten. Ein grosser 
sarkı eil, das äi Feld, über ein Drittel des zen Ackerlandes 
ist durch der bisher fehlenden Vorflu gunz bedoutend 
im - Während früher grosse Flächen mit kräftigem Lehimboden wegen 
re Nässe im Frühjahr erst spät zugänglich wurden, zieht jetzt die 
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und stark von Unkraut verunreinigt übernommen 
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müsse und dass es unschwer falle, derselben überall Eingang zu 
verschaffen, namentlich in einer Zeit, in der steigende Arbeitslöhne, 
bei zunehmender Schwierigkeit der Beschaffung guter Arbeitskräfte 
überhaupt, mit der Steigerung auch der anderen Betriebskosten 
(Wachsen der Steuerlast) und mit ungünstigem Preisstand mancher 
Erzeugnisse zusammentreffen. Nun pflegt aber im Allgemeinen 
nur beim mittleren und grösseren Besitz ein entsprechendes wirth- 
schaftliches Verständniss für das, was die Zeit fordert, vorhanden 
zu sein; die bäuerliche, zumal die kleinbäuerliche Bevölkerung 
dagegen entbehrt in ihrer grossen Masse vielfach dieser Einsicht 
und nimmt häufig selbst hochgradige Missstände der herrschenden 
als etwas Unabänderliches mit stumpfem Gleich- 
mutl hin oder zieht doch die Abänderungsmöglichkeit mit dem Er- 
gebniss nachhaltiger Besserung des Bestehenden, aller Erfahrungen 
Ed immer von Neuem in Zweifel. $So kann es nicht 
Wunder nehmen, das in Norddeutschland und namentlich in 
Preussen (mit Ausnahme der westlichen Provinzen), begünstigt 
durch das Verständnis, das der daselbst vorherrschende Mittel- 
besitz den Bereinigungen entgegengebracht hat und durch eine 
von Anfang ab wohldurehdachte, das Zustandekommen dieser Unter- 
nehmungen fördernde Gesetzgebung, Fortschritte auf diesem Ge- 
biet in viel grösserem Maasse zu verzeichnen sind als im Süden 
ds sowie in anderen Staatsgebieten, wo der ländliche 
Kleinbesitz den Hauptgrundstoek der Bewohner des flachen Landes 
bildet, der, jeden Aenderungen der Wirthschaftsgewohnheiten über- 
haupt schwer zugänglich, erklärlicherweise mit besonderem Nach- 
druck gegen eine Maassregel sich sträubt, in der er eine in seinen 
Augen unerhörte Enteignung des ererbten oder mühsam erworbenen 
Besitzes erbliekt und deren mögliche und wahrscheinliche Vortheile 
für die spätere Führung des Betriebs hinter der augenblickliehen 
Belastung dos Anwesens mit einer Meliorationsschuld gänzlich in 
den Hintergrund treten. Will man daher in Gebieten mit starker 
Besitzzersplitterung ebenfalls Erfolge in absehbarer Zeit er- 
zielen, so muss man sich zu der Folgerung verstehen, in der 
Ausgestaltung des Zwangsmoments bei der Bereinigungs- 
nicht allzuängstlich zu sein. 
Im Grossen und Ganzen lässt sich sagen, dass die gemeinhin 
Ben Bereinigungen vorgebrachten Einwendungen, weun über- 
aupt, höchstens eine relative Berechtigung haben und dass ein 
Pe verständiger Vollzug denselben leicht begegnen kann, 
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2. Bu rerkonden Zusammenlegungen steht der Gross- 
besitz im Allgemeinen ebenso freundlich, wie der mittlere und 
kleinere (bäuerliche) Besitz unfreundlich gegenüber. Wenig 
wollen freilich jene Einwendungen bedeuten, die auf die Erhöhung 
der Hagelgefahr oder des grösseren Risieos durch Pflanzenschäd- 
linge bei arrondirterem Besitz sich stützen; denn letztere sind 
bekanntlich um so schwieriger zu bekämpfen, je zerstückelter der 
Besitz und je leichter gerade bei der Gemengelage die Ueber- 
tragung des Schädlings von einer Parcelle auf die andere ist; und 
ersteres wäre überhaupt doch nur begründet, wenn jeder in allen 
Theilen der Gemarkungen gleich stark begütert wäre, was indess 
nur ausnahmsweise zutrifft. Dagegen würde es ein Fehler sein, 
solche weitgehende Zusammenlegungen den Betheiligten auch dann 
aufdrängen zu wollen, wenn sie ihnen lebhaft. widerstreben und 
namentlich wenn diese Widerstrebenden den klein- und mittel- 
bäuerlichen Wirthen sangehören, für deren Wirthschaftslage eine 
Verminderung der Zahl der Parcellen ohnehin selten eine grosse 
wirtschaftliche Bedeutung hat, bei denen vielmehr die jederzeitige 
Zugänglichkeit ihrer Parcellen bei zweckmässiger Formirung der- 
selben die Hauptsache bleibt‘). Wenn freilich selbst bäuerliche 
Wirthe mit grösserem Besitz nicht selten sich gegen solche Zu- 
sammenlegungen sträuben, obwohl auch sie, wie der Grossgrund- 
besitz, mehr und mehr mit der Arbeiternoth zu kämpfen haben, 
so beweist dies nur wieder, wie weit die Kurzsichtigkeit auf dem 
flachen Lande und die Verkennung der wahren Interessen sogar 
unter denen verbreitet ist, die doch vor Allem berufen wären, in 
dem Kampf für einen gesunden Fortschritt, eben vermöge ihres 


%) Bei den Verhan über das Preuss. Zusammenlegungsgesetz für die 
Rheinlande wurde nicht olme Grund auch darauf verwiesen, dass wo die Besitz- 
vertheilung zersplitterte ist, die Zusammen] nieht iur fiberhaupt 
von Werth, sondern auch desshalb nicht anzustreben sei, weil dann den 
‚kleinen 7 namentlich den Landarbeitern, Angehörigen der Fabrikbevölkerung 
ee, der eines kleinen Grundeigenthums ausserordentlich erschwert werde. 
(So im Referat vom Abg. Bachem, in der 45. Sitzung v. 19. Mürz 1885, Stenogr. 


'Ber-, 8. 1159.) Dieses sociale Moment, welches in gemischt Tandwirthschaftlich- 

industriellen Bezirken Beachtung mindestens ebenso gen wie das landwirth- 

unge technische, ist indess auf die endgül g des Gesetzes olıne 
« Die silddeutsche Gesetzgebung, we er auch einfache Wegeanlagen 

deushalb in dieser Hinsicht den Vorzug verdienen, weil sie gestattet, 

der Verschiedenheit der Verhältnisse thunlich Rechnung zu tragen. Vgl. auch die 

Bemerkung auf 5. 308 unten. 

Buchoabergar, A., Ayrarpolitik. I. 21 


Hi 
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4. Nicht selten wird den Unternehmungen der in Rede stehen- 
den Art desshalb widerrathen, weil die bäuerliche Bevölkerung nicht 
hinreichend leistungsfähig sei, um die erheblichen Kosten 
für deren gute Durchführung ohne Geführdung ihrer Existenz zu 
bestreiten. Dieser Einwand würde aber doch nur besagen, dass in 
bestimmten Gegenden Nothstände in Permanenz erhalten werden 
müssen und es würde damit offenbar dem modernen Staat ein gänz- 
lich unhaltbarer Standpunkt zugewiesen. Wenn offenkundig als 
eine der Quellen des Zurickbleibens im Wohlstand die im Lauf 
der Jahrhunderte mit und ohne Schuld der Betheiligten zu wider- 
sinniger Ordnung der Flurverhältnisse herausgewachsenen Planlage 
der Grundstücke zu bezeichnen ist, so wird eine von Erwägungen 
der allgemeinen Volkswohlfahrt ausgehende Staatsleitung die Be- 
völkerung dann nicht verkümmern lassen, wenn sie aus eigener 
Kraft allein zu besseren Zuständen sich nieht sollte durchringen 
können, In solchen Fällen ist also, wie auf anderen Gebieten, 
eine thatkräftige Beihilfe aus allgemeinen Staatsmitteln ebenso 
billig wie durch das Staatsinteresse geboten. Im Uebrigen kann 
die Gesetzgebung in verschiedener Weise den Kostenpunkt in 
einer für die Betheiligten minder drückenden Weise regeln, sei es, 
dass (wie in Baden) die Gemeinde als solche als Kostenträgerin 
‚erscheint mit dem Recht der Zurückforderung der geleisteten Vor- 
schüsse von den Betheiligten in kleinen Jahresraten, sei es, dass 
durch Erriehtung besonderer staatlicher Banken für diese und 
ähnliehe Zwecke (Landesculturrentenbanken) die Aufnahme und 
Abzahlung der Meliorationsschuld in einer auch für die kleinen 
Leute erträglichen Weise ermöglicht wird. Im Grossen und Ganzen 
hat sich gezeigt, dass die Kostenfrage die Rolle, die grundsätzliche 
Gegner der Sache ihr beimessen, nicht spielt und dass der Aufwand 
für die Durehführung einer solchen Unternehmung oft schon nach 
wenigen Jahren durch die bessere Erträglichkeit der Felder sich 
bezahlt macht. : 

5. Am wenigsten stichhaltig vom Standpunkt der Agrarpolitik 
kann jene Einwendung gelten, welche gegen jede mit Eigenthums- 
verschiebungen verknüpfte Bereinigung schon desshalb ist, weil 
sie mit der „Heiligkeit und Unverletzlichkeit des Eigen- 
thums® sich in schroffen Widerspruch setze. Dieser Einwand 
steht und fällt mit der grundsätzlichen Auffassung des Eigenthums- 
begriffs und kann füglich durch die thatsächliche Ordnung der 


Gesetzgebung auf diesen und anderen verwandten Gebieten als 
21* 
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einer Bereinigung liegende Enteignung doch nur eine scheinbare 
hear Deutileroe vsbortscn moaeidn 
Betheiligten vollen und ausreichenden Ersatz nicht etwa in Geld, 
sondern in natura wieder zu geben, die ganze Maassregel also 
schliesslich auf eine im grossen Maassstab durchgeführte gegen- 
seitige Vertauschung im Grundbesitz abzielt, bei der „jeder Be- 
theiligte gewinnt, weil jeder unter den bisherigen Uebeln gelitten 
= und jeder sein Grundeigenthum zweckmässiger wieder erhält“ 

eyrer).. 


$ 55. Die rechtliche Ordnung der Bereinigungs- 
gesetzgebung. 

Die Bereinigungsgesetzgebung hat in den einzelnen Staaten 
sehr verschiedene Entwieklungsstadien durchgemacht und weist 
schon desshalb im Einzelnen eine bunte Mannichfaltigkeit der Be- 
stimmungen auf, Auch ist für manche Staaten charakteristisch, 
dass im Grundsatz nur die Zusammenlegungen den Gegenstand 
der gesetzlichen Regelung bilden (wie in Preussen, Sachsen, 
Oesterreich); für andere, dass sie neben Zusammenlegungen auch 

einfacherer Art (Wegeanlagen mit zweckmässiger 
Formirung der Grundstücke und beschränktem Grundstücksumtausch) 
gesetzlich zulassen und fördern (wie in den süddeutschen Staaten). 
Und während wiederum einzelnen Staaten eigenthümlich ist, dass 
die Zusammenlegungen lediglich eine begleitende Maassnahme der 
Servitutenablösungen und Theilungen von Gemeinheiten darstellen 
(so in Preussen nach der Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 
1521), derart allerdings dass „die vormengte und unwirthschaftliche 
Lage allein und ohne die gemeinschaftliche Benützung eine 
Auseinandersetzung, d. h. Zusammenlegung nicht begründet“ — 
ein Grundsatz, der in Preussen erst durch Gesetz vom 7. April 1872 
verlassen wurde ($. 286 f#.) —, bildet in den anderen Staaten die 
Durchführung von Bereinigungen (Zusammenlegungen und einfachere 
Unternehmungen dieser Art) einen durchaus selbstständigen Theil 
des Landesculturrechts, der also insbesondere gänzlich unabhängig 
von der Lastenablösung und der Auftheilung von Gemeinheiten sich 
herausgebildet hat. Gleichwohl lassen sich aus der Fülle der 
mannichfaltigen Einzelvorschriften gewisse gemeinsame Haupt- 
grundsätze für die Durchführung von Unternehmungen der in 
Rede stehenden Art herausschälen und ist dabei namentlich Fol- 

gendes bemerkenswerth: 
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Anwesenden ein der Stimmung in der Gemeinde keineswegs ent- 
sprechendes Ergebniss herbeigeführt werden. Zum Schutz der wider- 
strobenden Minderheit dient es, wenn der Beschluss der Mehrheit 
von der Genehmigung einer die Sache unbefangen prüfenden und 
die Zweckmässigkeit des Unternehmens anerkennenden Behörde 
(Preussen: die Kreisversammlung; Bayern: die Flurbereinigungs- 
«ommission, in II. Instanz der Verwaltungsgerichtshof; Baden: die 
technische Oberbehörde) abhängig gemacht wird. 


2. Die Bereinigung erstreckt sich entweder immer auf die 
ganze Gemarkungsfläche (Preussen), oder es ist auch eine Berei- 
higung einzelner Fluren zugelassen (Sachsen, süddeutsche Staaten, 
Oesterreich, auch in Hessen -Nassau), letzteres Verfahren jeden- 
falls da angezeigt, wo eine weitgehende Zerstückelung des Be- 
sitzes zu einer mehr individualisirenden Behandlung drängt und 
wo wegen des Ueberwiegens der kleinen Leute es darauf ankommt, 
durch ein Beispiel im Kleinen die Vortheile der Bereinigung vor 
Augen zu führen. 

3 Der Zwang zum Beitritt ist im Grundsatz ein unbe- 
dingter, d. h. alle Grundstücke der Gemarkung oder des betreflen- 
den Gemarkungstheils sind mit der Rechtswirksamkeit des Be- 
schlusses in das Unternehmen einbezogen. Doch muss man 
beachten, dass es Parcellen giebt, welehe vermöge der besonderen 
Art ihrer Beschaffenheit oder Nutzung nicht leicht umtauschfähig 
mit anderen Grundstücken sind und die auch schon durch blosse 
Abtrennung einzelner Theile (z. B. zu Wegezwecken) möglicherweise 
an Werth einbüssen würden. Desshalb verordnen mit Recht die 
meisten Gesetze, dass Grundstücke, die als Bauplätze gelten, ferner 
Baumstücke, Rebfelder, Hopfengärten, Parkanlagen, der Ausnützung 
auf nutzbare Mineralien unterzogene Gruben und Lager, Grund- 
stücke mit Mineralquellen, Waldungen ete. dem Zwangsbeitritt 
nicht unterliegen oder doch nur dann, wenn ohne ihren Beizug 
das Unternehmen nicht ausführbar wäre. (Aechnlich auch im Preuss. 
Gosetz vom 2. April 1872, während die Preussischen Gemein- 
heitstheilungsordnung von 1821 solchen Ausschluss noch nicht 
vorsah.) 

4 Die Rechtswirkung des Zwangsbeitritts äussert 
sich darin, dass die in das Unternehmen einbezogenen Grundstücke 
eine gemeinsame Masse bilden, aus welcher nach Maassgabe 
der genehmigten Pläne die für Wege und Gräben sowie für etwaige 


ZZ 


und Plänen Einsicht zu nehmen, ferner ihnen ein Beschwerde- 
recht einzuräumen, zweckmässig so, dass eine Vorbescheidung 
durch eine aus Landwirthen, Technikern und Verwaltungsbeamten 
zusammengesetzte Commission (Baden) oder durch ein Schieds- 
gericht, auf dessen Zusammensetzung die Betheiligten Einfluss 
haben (Preussen, Bayern, Württemberg, Hessen) erfolgt und die 
weiteren Rechtsmittel gegen die von der leitenden Behörde er- 
gangenen Verfügungen nicht bei den ordentlichen, sondern bei 
den Verwaltungsgerichten anzubringen sind. Weil während des 
Ganges des Unternehmens die Bestellung der Felder mit Schwierig- 
keiten zu kämpfen hat, so muss auf ein beschleunigtes Verfahren 
abgehoben werden und sind desshalb besonders auch die zu ge- 
währenden Einspruchsfristen kurz zu bemessen. 

7. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die neu angelegten 
Wege und Gräben dauernd in gutem Zustand erhalten bleiben, 
sei es, dass der Gemeinschaft der Betheiligten oder der Gemeinde als 
solcher die Unterhaltungspflicht zugewiesen wird, und weiterhin, 
dass nicht nachträglich durch unzweckmässige Theilungen 
die Wirkungen des Unternehmens wieder in Frage gestellt werden. 
Eine Vorsorge in letzterer Hinsicht ist namentlich in Ländern mit 
weitgehender Bodenmobilisirung und Parcellirungsfreiheit zu treffen ; 
sie kann durch die Vorschrift herbeigeführt werden, dass Theilungen 
von der Bereinigung unterworfenen Grundstücken in Zukunft nur 
noch nach der Längsrichtung der Gewanne statthaft (Württemberg) 
oder von dem Vorbehalt abhängig zu machen sind, dass auch nach 
ihrer Trennung die einzelnen Parcellen noch Zufahrtswege behalten 
(Bayern, Baden, Hessen). Eine erhöhte Sicherheit gewährt es, 
wenn überhaupt der Auftheilung der Grundstücke über eine ge- 
wisse Grenze hinaus Schranken gesetzt sind, was durch Bestimmung 
sog. Parcellenminima geschehen kann). 

8. Die Behördenorganisation kann in ihrer oberen Spitze 
entweder so geordnet sein, dass eigene Beamtungen für die Leitung 
der Unternehmungen bestehen (so in Preussen die auf Grund der 
Gemeinheitstheilungsordnung geschaffenen Generaleommissionen, 
siche $ 48, Ziffer 6; ebenso in Sachsen) oder dass diese Leitung 
an bestehende Staatshehörden angegliedert ist (wie meist in den 
süddeutschen Staaten). Der unmittelbare (örtliche) Vollzug ruht 


N) Siehe über die gesetzlichen Vorschriften, die solche Parcellenminima ver- 
ordaem, die Ausführungen in Kap. IV, $ 87. 
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856. Vehersicht des geltenden Rechts; Statistik der 


Bereinigungen. 
Wie in den anderen Abschnitten dieses Buchs, kann auch hier auf eine Dar- 
legung des Inhalts der ung, Gebiet des Vi 
rechts zufällt, nicht werden, es mag genügen, den äusseren 
Ameaken nbEr Mia Krfee bezüg] ee na 
der Einzelheiten auf die Verwaltungsrec zu ve 


eine selbstständige des Beı 

sie vielmehr diesen im uss an die Gemeinheits- 
theilungsordnung v. 7. Juni 1821 (Siehe $ 
nach dieser die Zusammenlegung war, wo e3 an einer 
Benützung des den Grunds: fehlte, so erging zur Ausfüllun; 
dieser Lücke das Ges. v. 2. 1872, welches im Unterschied von der 6. T. 
den Zwang zum Beitritt von dem V. eines Mehrheitsbeschlusses 


(Mehrheit 
und ) RE — Special- 
Bet bestehen: a) für die DeBerLnE v. 5. April 1 und 24. Mai 1895; 
zwar Reg.-) Kassel v. 18. Mai 1867 und 25. Juli 1876; 
Be Rn VyaD en. Ein Sue Dan ebamatige Ze . Nassau erlassenen 
Vorschriften über die Güterconsolidation (von nl und Ei), rer ee 


DEREN EB Keclea Mind (Weracinmair Y. EIN Bere 
EEE Eng 

Heli nf zacn a ge an 
al v3 ar nr. 17. Aug. 1876 und 25. Fehr. ine. a) ir Hohen 
1ER nd 1. Juni A 6; «) für Hannover v. 30. Juni 1842 mit 


464545, die der neuen Pläne 98471, die Zahl der Besitzer 43874, es sind also anf 
3000 alte Grundstücke 212 neue zugewiesen worden, 

2. Sachsen: Ges, v. 28. Juli 1861 (das an die Stelle des älteren v. 14. Juni 1834 
getreten ist); einfache Mehrheit nach Zahl und Fläche Voraussetzung des Beitritts- 
zwaängs, mit Ausnahme jener Fülle, in denen von der Zusammenlegung die Auf- 


hebung eines es oder die Herstellung einer 2; lichkeit für 
solche Grundstücke ab] zu denen nur mittelat Veberlahrt ‚oder Vebertritt über 
fremde nen 5 Ei ist, für welche Fälle jedem Betheiligten das Pro- 

Im Königreich Sachsen wurden von 1833— 1885 im 


Ganzen 2059 ee (auf er und Be: durchgeführt; bethei- 
ligt waren 736 Gemeinden von 3261, d. h. 22,6°/,; dieselben erstreckten sich zu- 
are geschlossener Bauweise een sind auch nur 

'esentlichen ein Bedürfnis, während dies in den gebirgigen Distrieten mit 
sog, - ) Dörfern minder hervorgetreten ist, (v. Langs- 
derff, in Sachsen, 1889, 8. 436, und Schlitte, m. a. 0. 
IT, 5. 1128.) 


B. HT Hier ist an Stelle des älteren, wegen der ungünstigen Bestim- 
mungen über die Einräumung des Beitrittsewangs kaum in Anwendung gekommenen 
Gesetzes v, 10. Nov. 1861 das neue v. 29. Mai 1886 getreten, das neben Zusammen- 

ausdrücklich auch die einfacheren Bereini (Vonsanlagen) zulässt 
Mnjorisirung im Anschluss an das nordd, t anf der Grundlage der 


nn 
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5, Die! kleineren mittel-und re ee en Staatswesen: Die Gosetz- 
gebung der mitteldeutschen Kleinstanten hat sich a im Anschluss 
an die Preussische entwickelt; für einen Theil derselben — Anhalt, Eenrkr 
‚Rudolstadt, Schwarzburg- Sondershausen, Sachsen: Meere etc, ist Ren Grund be- 
Bene ee Deutscher Barlsc = Nenn erereg 
In Mecklenburg-Schwerin, wo o die ai Gier gr emo ee und der E 
von Haus aus ziemlich arrandirt Weiz u Zusammenlegungen weniger Anlass 
als sonst vor; in den bäuerlichen a He 
meinheiten mit / a ER von der Regierung reservirten Rechtes, 
Depaahäfı nach vor Ablauf der jeweiligen Pachiperioden zu 
ändern“, seit etwa 1812 en also ohne besondere Grundlage 
re Ne en 
v 4A lannuar ecklenbur, trelitz, 
wo die Verhältnisse ähnlich a ee a 154 geordnet 
In Oldenburg 


worden. — die Materie das Gesetz v. 27. April 1508, 
6. Ausserdeutsche Staaten. a) für BAUEN ist erstmals ein die 
Zusı y HR Reichsgesetz unterm 7. Juni 1883, welches üateen 


ihrem Kai Ka USERS ER 

Schweiz ee nur einzelne Cantone Fiurberei aus dem 
Jahre 1808, Basel von 1829, Schaffhausen von 1 ae Tu urgan von 
ESS AREEE N 1870), dasıa indens erhal Aa a 

"Wesentlichen zur die an allane ee ara gen), die Aufhebung 

Fa Wegedienstbarkeiten und die Anlage von Feldwegen sowie deren gute Unter- 


Haltung ereben, während ie gestalch oglchkeicher Zusam usammenlegungen 
ist, und wo BR Verse) SAGE ;gsseitig herbeizuführen versucht 
Fe der Volksvertretung abgelehnt — ec) Von den nordischen Staaten 
ist Dänemark insofern bemerkenswerth, als schon frühzeitig (im Beginn des 
18, Jahrhunderts) die ;g auf eine Beseitigung der durch die Gemengelage 
'herbeigeführten Betriebsschwierigkeiten Bedacht nahm und in einer unterm 23. April 
1781 erlassenen ar die Ausscheidung aus der Feldgemeinschaft wirksam 
erleichterte, wobei diese Ausscheidung nach Hanasen vielfach in der Form der 
Abbauten (Vereinödungen) erfolgt zu sein scheint. — Für Schweden, wo die 
dieselbe Zeit wie in Dänemark begannen, hat den Gegenstand ein 
v jov. m. e Flurenseparation im. im uss an ältere 
ey San Er na a 
neu und zwar er jümer e 
Theilung, d. h. a ee fe oder ji getheilter, als noch ver 
jen Abfindungen begehren kann, wie deren 
I a und Lage ohne Schaden eines Theilnehmers dies zulässt. Dem Zwang 
zu m unterliegen nicht die Waldungen in den nördlichen Provinzen. 
In Norwegen ist durch Ges. v. 17. Aug. 1821 die Aufhebung der Feldgemeinschaft 
Bene: (Nach Grossmann.) — d) In England nnd Schottland 
ähnlich wie in Preussen die Zusammenlegung im engsten Zusammenhang mit 
der Auftheilung der alten Gemeinheiten (commons, siehe oben 8. 279); die hierher 
schon im 16. Jahrh. den Unternehmun; in Schottland durch 
ein im | erlassenes besonderes Gesetz erleichtert schlossen Ablösung der 
‚Bervituten, Theilung der Gemeinweiden, Zusammenlegung der Grundstücke gleich- 
rn und wurden später auch mit der Zehntablösung verbunden. Bis in die 
ed Tin tlicher Vereinbarung oder besonderer Parlamentsbill 
abhängig, erhielten sie ee 8. Aug. 1845 eine namentlich für 


il 
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ziebungen, welche zwischen Bodenwirthschaft und Wasserwesen 
bestehen. Handelt es sich bei den im vorigen Abschnitt erörterten 
Aufgaben der Landescultur (Zugänglichmachung der Grundstücke 
durch ein zweckmässig angelegtes Wegenetz und Zusammenlegung 
des Streubesitzes zu arrondirten Flächen) wesentlich um die Er- 
sparung von Arbeit, so kommt bei den auf die Nutzbarmachung 
des Wassers und auf Fernhaltung seiner schädlichen Einwirkungen 
abzielenden Maassnahmen die unmittelbare Hebung der Boden- 
produetionskraft selber in Frage. 


2. DieBedeutung der Bewässerung*)ruht in der Thatsache, 
dass die Pflanzen ihre Nahrung nur in durch Wasser gelöster Form 
in sich aufzunehmen vermögen und dass das Gedeihen der Vege- 
tation um so besser verbürgt ist, je gleichmässiger während der 
Dauer derselben ein bestimmter Grad von Feuchtigkeit dem Boden 
erhalten bleibt. Das Wasser wirkt aber nicht bloss als allge- 
meinstes „Lösungs- und Verbreitungsmittel der im Boden enthaltenen 
Nährstoffe“, es kann auch zur Regulirung der Bodentemperatur 
dienen (Bewässerung der Wiesen im Frühjahr nach eingetretenem 
Frost, in Italien auch im Winter, um die Frostwirkungen zu ver- 
hüten) und schliesslich kann neben der befeuchtenden Wirkung 
auch eine unmittelbar düngende mit der Bewässerung erzielt werden, 
sofern das zur Bewässerung verwandte Wasser Träger von Nähr- 
stoffen ist. Je unregelmässiger die Niederschläge in einer Gegend 
einzutreten pflegen, um so stärker ist das Bedürfniss nach einer 
künstlichen Zuleitung des Wassers auf die Felder und Wiesen zur 
Verhütung von Missernten, also in südlichen Gegenden mehr als 
im centralen Europa. Der Culturzustand der Länder der warmen 
und heissen Zone ist daher ganz vornehmlich von der Art der 
Wasserwirthschaft bedingt und die unvergleichliche Blüthe des 
Ackerbaues in den alten Culturländern (Syrien, Mesopotamien, 
Aegypten etc.) hängt mit den grossartigen, eine regelmässige Be- 
wässerung bezweckenden Anlagen von Kanälen und Reservoirs ebenso 
aufs Engste zusammen, wie der nachmalige Verfall dieser Wasser- 
werke den Verfall der Bodencultur selber im Gefolge hatte %). 


%) Vgl, hierwegen besanders Perels, a. a. O., 5. 408 ff. 

*) Bekannt ist die der Königin Semiramis Aare Inschrift, die 
König Alexander auf seinen fand: „Ich habe die Ströme gezwungen, 
dahin zu fliessen, wo ich wollte, und ich wollte nur wo os nützlich war; ich habe 

gemacht die dürre Erde, indem ich sie bewässerte durch meine 
Ströme... 


— ——— 
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land, ihre Erklärung in der seither den Kanälen zugewiesenen 
Ausschliesslichkeit ihrer Aufgabe als Verkehrsstrasse findet, weil 
die privat- und volkswirthschaftliche Nutzwirkung der Anlage dureh 
deren alleinige Verwendung zu Transportzwecken meist. nicht hin- 
reichend verbürgt erschien. Die hohen Benutzungsgebühren, welche 
in Norditalien, Spanien, Indien seitens der Grundbesitzer für die 

e von Kanalwasser zu Wässerungszwecken willig 
entrichtet werden, sind der beste Beweis für die Werthschätzung 
solcher Anlagen für die Zwecke der Bodeneultur; und mit der 
Möglichkeit ihrer Einhebung und der daraus zu ziehenden Rente 
sollte man bei der „Kanalfrage“ in höherem Maasse als seitlier 
rechnen. 


ne Eee eitirten Angaben von EN de Cossigny 
sw der Wässerung stellen sich, z. B. bei a Be Hahe en 


Winterwiesen am ers Kanal die Wasservergütungsge 
Moduls, d. h. für die beständige Abgabe von 100 Liter FEHEPTE Bande Yon 10. Once 


bis 15 März (mit ee ee im Herbst und Prühjehe zum Zweck der 
des Kanals); und im südlichen Frankreich in maximo auf 60 Fres, 


Räumung 

ro ha. Der französische gehlich ın nimmt suf Grund seiner Untersuchungen im 
Dee Vauecluse an, dass bei beständigen Zufuhren von 1 Liter Wasser 
pro ha und Secunde während 6 Monaten der Boden mit 35 kg Stickstoff im Werthe 
von 52,50 Fres. bereichert werde, 0 dass Angesichts Ver ‚Beasgen INDIE le der 
Bewässerung eine Vergütung von 60 Fres. eher zu niedrig als zu hoch gegriffen 
erscheint, \ 


4. Die staunenswerthe Entwicklung der Elektrotechnik in 
der Richtung der Verwerthung der Wasserkräfte durch elektrische 
Kraftübertragung ist vollends geeignet, auch bei rein privatwirth- 
schaftlicher Berechnungsweise eine günstigere Stellungnahme zur 
Kanalfrage zu schaffen, weil, je vielseitiger für die Bedürfnisse des 
Wirthschaftslebens dieselbe Wasserwelle in Verwendung genommen 
werden kann, die Rentabililat selbst kostspieligster Anlagen an 
Wahrscheinlichkeit gewinnt. Sicherlich würde ein so dicht bevölkertes 
Land wie China ohne die ausgiebigste Verwendung seiner Strom- 
läufe für die Bodeneultur gar nicht zu bestehen vermögen; und 
man kann sich nicht leicht eine zu übertriebene Vorstellung davon 
machen, zu welcher Entfesselung der productiven Kräfte des Bodens 
eine planmässige Indienststellung des Stromsystems des mittleren 
Europa hinleiten könnte. Hier ist für eine Action in grossem Styl 
noch ein weites Feld der Staatsfürsorge gegeben, das freilich nicht 
erst dann in Angriff genommen werden sollte, wenn durch den gleich- 
mässigen Zuwachs der Bevölkerung in allen Culturstaaten und die 
daraus sich ergebende Schwierigkeit der Versorgung der Bev Pe 


Bechenberger, A. Agrarpolitik 1. 





—— 


FW Ueber die Wasserwirthschaft in einer Anzahl nussereuro- 
päischer und europäischer Staaten ist (im Anschluss an die Angaben von 
Perels, u. A.) zu bemerken: 


Der in Indien in rege  Zmeigkankie 218 Em, der Heinen 
ee \ 


umgebauten beiden Jamne- Kanale ergab sich en a 
31 bezw. en für die der Bew in he Sm 
Sen I Kaleran Anlaye in demselben Jahre sogar eine solche von a 


'ertho Reservoiranlagen 
wien N en y In I den and, mich 
unter Mehemied' Ali und Abbas Paschn, som Thei Theil wieder in Stand gesetzt; neben 


der 3 Kunalbewässerung: ke Wasser - Hebemaschinen in oc en 
(im März) Winlerfrucht‘ dann Logins; Indigo oder Baumwolle, sulach 


In Algier unter der BE Regi in neuerer Zeit mehrere 


& 
Be ren Bmn jenige des Cheliff zur 
von 12000 ha das Wasser wi : Ga We wie in Spanien auch, 


Zubehör des Grundeigenthums, Verkauf de ds einen olme dns Be ist untersagt; 
ist der Preis für jede Bewässerung mit 400 chm 8 Fres. 
Anwendung derselben für Gemtse-, Tabak-, Wein-, Maiı-,Getreide-, Obm- (Orange Joultur. 
d) Auch in Spanien seit alters her in den regenärmsten Provinzen Valencia 
ae BES SH alter eiihiatat: in den bewässerten Distrieten ist die 
ana A dichter als in den nicht bewässerten, und jene, etwa 70 Quadrat- 
meilen d, sollen Das rs Belanen die ganze U. ‚roduetion Spaniens 
nicht nur den Bedürfnissen des eigenen Landes mit Früchten aller 
Art, Hanf ete. genügen, sondern auch noch für jährlich 250 Mill. Realen 
(1 Reale = (0,21 Deu Reichsmark) zu esportiren im Stande sein. Der Werth 


e) Italien. In der ombardei beträgt die bewässerte Fläche rumd 500000hn, 

in Piemont über 200000ha; ein Theil der Kaniile dient ausschliesslich zu Wässerungs- 

andere ig der Schifffahrt; die Wässerung dient wie im südlichen 

Frankreich im Wesentlichen nur zur Anfeuchtung, es muss also nebenbei noch 

eatage werden; nur wo die Kanäle er das Abwasser der Städte 

ist auch die düngende Wirkung herv Die Erträge der Bommer- 

wiesen (# | und Nachweide) werden zu 7000 kg auf den ha, die der Winter- 

wiesen (Marcite) mit in der Regel 5 Schnitten zu 60000 kg auf den ha ange- 

nommen; die Marcite in der Umgebung von Mailand sollen sogar dns Doppelte 

dieses Ertrags liefern und man schätzt, dass im Allgemeinen 14 ha Mareite zur 
»* 


— 
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$58. Die Bedeutung der Entwässerung‘), 


Allgemeine Würdigung. Nicht minder wichtig wie die 
befeuchtende und düngende Wirkung der Bewässerung ist die Sorge 
für die Wegführung des stauenden Wassers in Böden mit undurch- 
lässigem oder schwer durchlässigem Untergrund, weil die stauende 
Nässe dureh Abhaltung der Luft und durch Beeinträchtigung der 
chemischen Processe in der Erde, durch Herabminderung der Boden- 
temperatur, durch Erschwerung der Bestellungsarbeiten, durch die 
Begünstigung der Unkräutervegetation direct eulturschädlich und 
wegen der häufig zu beobachtenden Ausdünstungen auch gesund- 
heitsschädlich wirkt. 

Man spricht in der Meliorntionstechnik des Entwüsserungswesens von Melio« 


rationen I. Ordnung, welche die Beschaffung der zur Trockenlegung nothwen- 
Vorduth und die Herstellung der Entwässerungakanäle, und von 


von etc. 
haben. Nicht in allen Fällen lässt sich aber dem Wasser 
ein natürlicher Abfluss geben und man ist dann genöthigt, zum Mittel der 
lichen  Vorfluth en entweder das in einem otuadean get 
u "Wasser durch maschinelle Einrichtungen zu heben oder das zu ent- 
über zu niedrig liegende Gebiet mittelst periodischer Ueberschwemmung, 
bei der die festen Bestandtheile sich niederse „ kfinstlich zu erhöhen 
ka ES welches Verfahren in Italien „seit J: "humderiem in erfolgreicher An 
und von dem bekanntlich auch bei Finsscorrectionen behufs or 
„Vi = der alten Stromarme vielfuch Gebrauch gemacht wird. — Die Ent- 
wässerung Bodens selbst kann a offener ne die indass viel be 
und erhebliche Unterhaltungskosten erfordern mittelst unterirdischer, 
schlossener Leitungen (ikerriben, Din)" wen; letztere Methode is: t die in 
neuerer Zeit wendete, wobei man ee ern 
an Stelle der blichen Erd-, Faschinen- oder Steindrains mehr und mehr 
thönerner Röhren bedient. 


Die Vortheile einer Fortführung des überschüssigen Wassers 
im Boden durch Troekenlegung von Sampfen oder durch das Mittel 
der Drainage, welche Vortheile hauptsächlich in der besseren Durch- 
läftung ‚und Durchwärmung des Bodens in Verbindung mit ener- 
gischerer Thätigkeit der bodenchemischen Proeesse und Hintanhal- 
tung fauliger Gährung im Boden, ferner in der Erleichterung der 
Bodenbearbeitung und in der Möglichkeit frühzeitigerer Bestellung 
im Frühjahr, in dem Entbehrlichwerden des Beotpflügens, in der 
besseren Wirksamkeit künstlicher Düngemittel, im Verschwinden von 
Unkräutern und von Pflanzenkrankheiten, in der Hintanhaltung des 


*) Vgl. hierzu Perels, a. a. O., 8. 288 1, 


Br 
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‚festgestellt: dass in Ferhie der Drainage überall eins weit raschere Prüh- 
i ar vielfach Flächen, welche früher der Nüsse 
überhaupt mi in besonders Jahren bestellt 
ae ale! jetzt dauernd der Cultur gewonnen sind; dus 
it die bei allen Fruchtarten auf mindestens 


sE 
Ki 


j 'asserzuleit 
zu 345790 Kubikmeter angegeben. (Perela, a. a. D., 8. 318). 

4. Von bemerkenswerthen grösseren Unternehmungen im Gebiet 
des Entwässerungswesens sind vor Allem a) die in Preussen unter Fried- 
rich Wilhelm I. und Friedrich dem Grossen ausgeführten xu erwähnen als 

Zeugnisse hoher Regentenweisheit und tl 

vgl. zu den unchstehenden Angaben insbesondere das mehrfach Pe von 
Meitzen, Der Boden a die landw. Verhältnisse des Preuss. , (I. Bd., 
8.441 M.) und R.Stadelmann, Friedrich d. Gr. in Seiner Thälgkait für d für dem Land- 
bau 1876. Durch die unter dom erstgenaunten Monarchen 
ee ES RRIn nd Havelländischen N wurden „innerhalb 5 Jahren 

22 geographische ee Frühjahr schwimmende Moor- 
wiesen zu Submzähigen Lande .., 72 Meilen Gräben, Dämne, 
Feb oo ee 


o 


'ege wurden ee der damals sehr erheb Aufwand 
von 212230 M. ne ai Bach Güter und Ortschaften nach Verhältnis 
ihres Gewinns vertheilt; der Nutzen überstieg jede Erwartung“. Weiter En 
reiche unter Friedrich d. Gr. namentlich im 
Warthe- und Netzebruch und an zahlreichen ee 


ae a 'h erguss 

völkerung von Fischfang und Viehzucht sich dürfig nährte*; durch die Correction 
der Oder in Ver mit Damm- und K ten wurden mit einem 
Anfwande von Thlr. im Ober-Oderbruch 117000, im Unter-Oderbruch 
108690 Truchtbares Land gewonnen, auf dem alsbald 43 neue Dörfer, Colonien 
und Vorwerke angelegt wurden. „Hier ist* — durfte Friedrich d. Gr, mit Recht 
sagen — „ein Fürstenthum im Frieden arte) , Die Bodenertrügnisse sind jetzt 
den höchsten in anderen fruchtbaren Gegeı nn gleich; die Kaufpreise 
tollen sich amischen 1800-2400 A. Ai die Pachtpreise zwischen 48— 80 auf 
den ha. — el Maloraten des Hg und Netaehruchs, de aber 1 u: 
kostete, ergab Iturfähige he von (es Drümmlings 
an der Ohre im "Bez. Magdeburg eine solche von 176800 , der Fiemer- 
bei Harlem, 30000, mehrere Sümpfe an der Stemme und Tanger 87000, 

Theil des Muduesees in Pommern 14: Morgen (Ran, Anm. b, zu 5 108). — 
Meliorationen seit 1720 in Hannover und Ostfriesland, — b) In 
a In ‚seit 1778 unter Kurfürst Karl Theodor Austrocknung des fnat 4 Quadrat- 
umfassenden Donaumooses mit einem Aufwand von 648000 Gulden und 
dieser Fläche, ohne dasa indess die Colonisten zu einem rechten Ge- 
_ kommen konnten; neuestens ist beabsichtigt, die ursprünglichen, in der zu 
des Grundwassers bestehenden Fehler der Anlage durch Wieder- 
auahrung von Ber 0 it mittelst Außstau und Anbahnung einer diesen Torf 
Ländereien angepassten Düngerwirthschaft (mit Mineraldünger) wieder gut zu machen. 
(Siehe Bayerns landw. Verwaltung, 1890. 8. 688). — c) So hat auch das grosse 
Correctionswerk nm ter siehe darüber die Anm. 2 zu $ 60 — neben dem 
8, vor Veberschwenmi vor Allem auch durch die bessere Entwässerung 
und Entsumpfung der ENG auf badischer und elsässischer Seite ausser- 


I 


— 
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wässerung insbesondere auch in Ansehung der Moorländereien, 
bei denen, neben der etwaigen Ausbeutung auf Brenntorf und in 
neuerer Zeit auch auf Streutorf, die althergebrachte, für die weitere 
Umgebung mit vielfachen Störungen und Misslichkeiten verknüpfte 
Brenneultur dem Boden nur die allerdürftigsten Erträgnisse 
abgewann, während, wie zahllose Beispiele zeigen, durch Trocken- 
legung im Verbindung mit rationeller Behandlung des entwässerten 
Moorhodens dieser in fruchtbarste Ländereien sehr wohl umge- 
wandelt werden kann’). Bei der sog. holländischen, auch in Öst- 
friesland vielfach angewendeten Veen- oder Fehneultur, bei 
der die Entwässerungskanäle gleichzeitig als Schifffahrtskanäle für 
die Verfrachtung des abgegebenen Brenntorfs und der Ernteproduete 
dienen, wird die abgetorfte Fläche mit dem aus den Kanälen und 
Gräben gewonnenen oder besonders herbeigeführten Sande sorg- 
fältig gemischt; bei der nach ihrem Begründer Gutsbesitzer Rimpau 
auf Gunrau in der Altmark genannten Dammeultur dagegen die 
aus den Gräben gewonnene Sandschicht auf den entwässerten 
Moorboden aufgebracht (die Sanddecke hat den Zweck, den Cultur- 
pflanzen einen festen Standort und Schutz gegen die gerade auf 
Moorböden besonders häufigen Frühjahrsfröste zu gewähren) und 
eine Vermischung des Sand- und Moorbodens dabei sorgfältigst 
vermieden). Die erstere Culturmethode setzt eine lohnende Ver- 
werthung des Brenntorfs voraus und bedingt im Uebrigen die als- 
baldige Einbeziehung eines grösseren Gebiets in die Meliorations- 
unternehmung, erfordert daher die Zuhilfenahme des staatlichen 
oder genossenschaftlichen Apparats, während die letztere 
Culturweise, sofern der Beschaffung der nöthigen Vorfluth Schwierig- 
keiten nieht im Wege stehen, sehr wohl Gegenstand der Einzel- 
unternehmung sein kann, In beiden Fällen ist eine reichliche 


4) Weber die gesundheitlichen und landwirthschaftlichen Nachtheile der Brand- 
onltur auf Mooren, zu deren Bekämpfung ein eigener Verein in Dentschland sich 
vgl. Deutschen Landwirthschaftsrath, Archiv von 1882, 8. 489. 
eber die technischen Einzelheiten des Rimpau'schen Sauddeckungs- 
verfahrens tur) siehe Toussaint, a. a. O., S.259 und Perels, a. a. 0. 
8. 476; die Kosten der Anlage pro In schwanken zwischen 200 und 800 M. und 
dürfen im Mittel zu angenommen werden. Von einzelnen Culturen wird 
berichtet, dass schon eine einzige Ernte unch dem Umbau die Unkosten gedeckt 
hat. Rimpan gab den Reinertrag seiner Dammonltur früher zu 120 M., später auf 
180 M. pro ha an. — Den instructivsten Einblick in die neuere Moorculturtechnik 
ln das Fachblatt: Mittheilungen des Vereins zur Förderung der 
sorcultur im Deutschen Reich (Redactenur Dr, Grahl-Berlin). — Ueber die 
Reehts-, Verwal: und Wärthschaftsgeschichte der älteren Colmisationsversuche 
auf Be ündereien siehe Hugenberjr, Innere Colonisation im Nordwesten 


la. | 
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Moorland, welche auf Preussen allein entfallen, in regelmässige 
landwirthschaftliche Nutzung durch „die mineralische Befruchtung 
des seinem Ursprung nach vegetabilischen Moorbodens“ bedeutet 
eine nach Hunderten von Millionen sich beziffernde Wertherhöhung 
des Nationalkapitals, eine grossartige Steigerung der jährlichen 
Bodenproduetion, zumal von Cerealien, die Eröffnung zahlreicher 
Niederlassungs- und Arbeitsmöglichkeiten für land- oder arbeitslose 
Elemente, und stellt sich ebenbürtig jenen Colonisationen des 
Mittelalters zur Seite, mittelst deren der preussische Norden und 
Nordosten für die Cultur erobert worden ist. Die nationalökono- 
mische Bedeutung der neueren Mooreultursysteme liegt nicht am 
wenigsten darin, „dass man hierbei unter Verwendung grosser 
Mengen mineralischer Düngemittel, über deren fast unerschöpf- 
liches Vorhandensein (in Form von Lahnphospheriten, Kainit, 
Carnallit, Thomasschlacke ete.) im vaterländischen Boden man erst 
in neuer Zeit sich Rechenschaft abgelegt hat, schnell vom exten- 
sivsten zum intensivsten landwirthschaftlichen Betrieb hat schreiten 
können und dass es auf Grundlage dieses Systems möglich ge- 
worden ist, dem Culturland sehr ausgedehnte Flächen bisher öden 
und ertraglosen Moorbodens hinzuzufügen, ein unsehätzbarer Gewinn 
für ein Land, in dem die Bevölkerung mit Riesenschritten sich 
vermehrt“ (Pflug). 


Vgl. hierzu die Jahresberichte über Preusseus landwirthschaftliche Ver- 
yalpngr insbe insbesondere dt für 1884/87 (8.489): „Die unter Mi 
1882 ins Leben getretenen Vereins für Mooreultur von der 
Moor-Versuchsstation Bremen eingeleiteten Versuche haben dazu geführt, 
Hochmoor auf die Weise in Cultur zu bringen, dass mit einer gründlichen 


verbunden wird. Es ist hierdurch gelungen, auf ganz rohem 
Moor gleich im ersten Jahre sehr ergichbige Ernten an Roggen und 
Kartoffeln sowie Hülsenfrüchten zu erzielen, B- steht zu hoffen, dass 
der Futterbau anf dem so behandelten Moor gute Resultate zeitigen wird." — In- 
#iructive Berichte des verdienstvollen Vorstandes der im Jahre 1876 errichteten 


Versuchsstation Bremen 
büc) Jahrgang 1883, 1836 und 1891. — Nach A. Pflu 5 „Die wirthschaftliche 


der im Den 

für die St. W., 1891, 8. 458 1.) beträgt der Umfang der Moorbildungen in 
der Hannover Ba ha (14,6%, der Gesammtläche), in den acht älteren 
Preuss, ZT 5,2°/, des Stantsgebiets; weitere umfangreiche Moorbildungen 
namentlich in Bay vo adaa ha im sog. Donau-, Erdinger und Dachauer Moos) 
und in Masklinbareı und denke Ausgedehnte Moore auch auf einzelnen ILoch- 
plateaus, so namentlich in der Eiffel, auf dem Rücken einzelner Schwarzwald- 

des Brockens und der Rhön; letztere Moore könmen im Hinblick auf. die 

meist rauhe wohl nur auf Torf (als Brenn- und Streutorf) 'heutet werden. 
Nach Pflng hat das nach dem Rimpan’schen System in Moorcnlturen angelegte 
Kapital gegendenweise, so anf dem Gut Nennhausen, bis zu 25%, sich verzinst, 
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darauf Bedacht zu nehmen, dass bei besonders starken Anschwel- 
lungen des Wasserlaufs das Wasser entsprechend rasch abgeführt 
und ein Uebertritt desselben auf anstossendes Culturgelände ver- 
hindert werde, bildet in Verbindung mit der Sorge für Schiffbar- 
machung der Wasserstrassen die Aufgabe der Strombautechnik, 
welcher daher die wichtigsten Interessen der Landescultur mit 
anvertraut sind. Die Mittel, mit denen die Strombautechnik arbeitet, 
um der Wassergefahr vorzubeugen: Beseitigung von Flusskrüm- 
mungen (Serpentinen) mittelst Vornahme von Durchstichen (Gerade- 
legungen), die von einer Tieferlegung der Flusssohle begleitet zu 
sein pflegen; Befestigung der Ufer gegen Abbruch; Anlage von 
Deichen längs des Stromlaufs zur Verhütung des Uebertritts von 
Wasser; Erbauung von Thalsperren in den Gebirgsthälern, um die 
von den einzelnen Wasserläufen geführten Geschiebemassen künstlich 
zurückzuhalten; Anlage von Reservoirs zu ähnlichem Zweck und um 
eine allmähliche Zuführung von Hochwassern in das Hauptabzugs- 
gebiet zu bewirken — sind in diesem Zusammenhang nicht zu 
erörtern, wie denn jeder Wasserlauf sein besonderes „Stromregime* 
erheischt und jede schematische Uebertragung der strombautech- 
nischen Erfahrungen eines Landes auf das andere verfehlt wäre. 
Wohl aber ist auf folgende Gesichtspunkte aufmerksam zu machen: 

1. Das Ideal der Hydrotechnik wäre, jeden Flusslauf so zu 
gestalten, dass ebensowohl für die Bedürfnisse des Verkehrs (dureh 
Schaffung einer Wasserstrasse) wie für jene der Landeseultur 
(durch Verhütung von Versumpfung und Fernhaltung von Ueber- 
schweınmungen bei gleichzeitiger Nutzbarmachung der Wasserwelle 
zu Boewässerungszwecken) in reichlichstem Maasse Sorge getragen 
wäre; und es ist bekanntlich nicht selten der Vorwurf gegen die 
moderne Strombaukunst erhoben worden, dass sie über der Fürsorge 
für die Förderung der Schifffahrtezwecke jene der Landescultur 
über Gebühr vernachlässigt oder dass sie mit dem System von 
Schutzmaassregeln gegen Hochwasser durch Eindeichung des Fluss- 
gebiets nicht auch die Nutzbarmachung der von der Stromwelle 
mitgeführten düngenden Sinkstofle zu vereinigen verstanden habe; 
unter letzterem Gesichtspunkt wird geradezu die Eindeichung der 
Flüsse als ein volkswirthschaftlicher Nachtheil angesehen und 
einem Bausystem das Wort geredet, welches durch Niederlegung 
der Deiche dem Strome gestatte, seine Fluthen und die in ihnen 
enthaltenen erdigen Bestandtheile (den Schlick) „in feinen Straten 
über das Land zu vertheilen. Nun muss zwar eingeräumt werden, 


lan. 
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der . besonders au der Elbe und Oder, während der 
en an Ser 
un seinen on se cheers rar enghnlnserg ir ente 


anzustellen — (siehe Thiel’s landw. Jahrb,, Bd. 8.19 
Referent Graf v. Bernstorff) durch die Brense, anferdeceferalng 
BE Me ren ang gesetzt worden, wofür erstmals der Etat für 


Die EL RSERETT von Flusscorreetionen nach dem herrschenden 
also in nr ‚der Eindeichung der Ufer, gerade auch nach der 
EI Ba a in besonders schöner und überzeugender Weise aus 


er Rheinstrom und seine wichtigsten Nebon- 
DUB: er der der Kurier 


zur U: 
von dem bad. entralbirean für 
1 0 aus dessen erstem, von MM. Honsen bearb erncn 
7 zent ie nr Wasserwirthschaft. Im Hinblick auf die seit den 40er 





Re genommene Bun ee 12 188 
eg Dreisam, Kinzig, un me)" von — 


augen » Mill. worden sind, konnte mit : „Ehe 
BEE a pe sllEnges eher nalen Ortschaften 
Wohnmun und Vorräthen kommen da, wo die Flusseorrectionen dur‘ 
zur bei ‚hen Hochfluthen vor. Die Abflussverhältnisse 
haben eine 'erbesserung erfahren, a 
worden, versumpfte Flächen zu entwässern, trockene Gelände künstlich 


zu bewässern. Der einstmuls vom verwilderten Fluss fast in seiner gunzen Aus- 
ig beherrschte, vielfach verwüstete Thalgrımd ist zu fruchtbarem Gelände 

; wo früher auf weite Erstreckungen Kies, Sand und Wasser mit Weiden- 
abwechselten und bestenfalls dürfiges Weidfeld sich ansbreitet, 

he und Obstpflanzungen. 


Dex Klagen über Hemm: des Verkehrs durch Weberfluthung und Zer- 
störung der Wege verstummt. In Folge der verbesserten 6; 

konnten überall schöne Thalstrassen erstellt und für die Anlı jer Eisenbahnen 
re Jdthälern war die Correction der nothwendige 
Y *, — Vor Allem aber stellt sich die auf Grund von 
zwischen an Bayern und Frankreich nach den Plänen des ur 
Tulla seit 1817 in Angriff BE Rheinstromcorreetion als ein Melio- 


rationswerk re EN dar; der gänzlich verwilderte Stromlauf „über- 
schwemmte füst Niederungen mit den Ortschaften; grosse mit frucht- 
barem Boden fe Flächen Landes fielen immer mehr der Versupfung anheim 
die Bewohner litten schwer unter Fieberkrankheiten* ; eine Reihe von Ortschaften 
wurden gäasich verstrt and sind verschwunden, andere wurden verlassen und an 
geschützten Stellen wieder aufgebaut. Die Erfolge des Correetionswerks, für welches 
en von 1816— 1888 57,6 Mill. M. in Frankreich bezw. Elsass-Loth- 
von 1791 —1888 48,8 Mill. M.; in Bayern von 1840--1880 7,2 Mill. 
M., für Rheindeiche ausserdem in diesen 8 Staatsgebieten seit den 40er Jahren 
11 Mill. €. en t worden sind, lassen sich zahlenmässig nicht Axiren, treten 
aber in dem der einst verarmten Orte sichtlich zu Tage; die Hon- 
re an sagt darüber: „Leben und thum der Anwohner 
sind die Ausschreitungen des Stromes ichert; der Uferschutz erfordert 
künfielin nur miässige Kosten; ausgedehnte en Tandes sind gewonnen und 
theilweise schon angebant, andere werden mit dem Fortschreiten der Verlan- 
dungen der Altwasser noch gewonnen werden, die Sümpfe in der Rheinniederung 
sind verschwunden, durch die günstige Entwässerung ist die Bodenenltar gefördert 
und der Werth des Landes namhaft gehoben; die Gesundheitsverhältnisse in den 
Rheinarten lassen nichts mehr zu wünschen; Wechselfieber, früher eine wahre 
Geissel dieser Orte, kommen nur selten wnd nicht mehr als anderwärts vor; 
Be die mit a Entsumpfung und der Sicherung der Rheinniederung überall 

von guten Wegen, Strassen und von Eisenbahnen und 
ee zahlreichen U ungen des Stromes ist der Verkohr in der Niederung 
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decke kann aber auch durch eine sorglose Bewirthschaftung 
der in den Hochgebirgen befindlichen Weidegründe die Hoch- 
wasssergefahr vermehrt werden: durch übermässigen Besatz der Wei- 
den mit Vieh, zumal wenn die Weiden abwechselnd zur Ackerbe- 
stellung genutzt und zu diesem Zweck die Grasnarbe zeitweise abge- 
hoben, d. h. der Boden gelockert wird. In zahllosen Weiden der 
Hochgebirgsländer ist in Folge dieser Bewirthschaftungsweise durch 
allmähliche Entblössung des Bodens von der schützenden Rasen- 
decke die Bildung von Runsen begünstigt worden, in welchen bei 
starken Niederschlägen die sich bildenden Wildbäche grosse 
Massen von Schutt, Schlamm und losen Gesteinen in die Thalsohle 
abwärts befördern und die durch die stets zunehmende Geschiebe- 
zufuhr nach den Rinnsalen die Hochwassergefahr ganz ausserordent- 
lich steigern, welchen Gefahren die Technik der sog. Wildhach- 
verbanung in Oesterreich, Frankreich, der Schweiz ihre Ent- 
stehung verdankt. Die Rückwirkungen aber der Art der Bewirth- 
schaftung der Waldungen und Weidegrände in den Hochgebirgen 
auf die Wasserwirthschaft sind so augenfällige, dass eine behörd- 
liche Ordnung und Regelung jene Wirthschaft im öffentlichen 
Interesse dringende Nothwendigkeit wird. Das Gebiet dieser 
rechtlichen Ordnung gehört zum erheblichen Theil der Forst- 
politik an, zu Tage tretend in der sog. Inbannlegung der 
Wälder (Schutz-, Bannwälder) im Quellgebiet der Flussläufe 
sowie an steilen Gebirgshängen und Höhenzügen, wodureh. den 
Besitzern der betreffonden Waldungen in deren Nutzung und Be- 
wirthschaftung mannichfache Einschränkungen auferlegt werden 
(Verbot von Rodungen, von Kahlhieben, Einschränkung der Weide- 
und Streunutzung, Zwang zur Ausführung von durch die Forst- 
behörde für nötlig erachteten Waldeulturen und Schutzanlagen) 
und ist daher an dieser Stelle nicht näher zu erörtern; zu einem 
anderen Theil aber fällt es in den Bereich der Landwirthschafts- 
politik, nämlich soweit es sich um die Ordnung der Weide- 
wirthsehaft handelt, wobei wegen der Einzelheiten dieser recht- 
lichen Ordnung auf die Ausführungen in $ 63 zu verweisen ist. 


Nach Endros (a. a. O.) sind in Frankreich auf Grund der unten näher 
Gesetze in den Seveunen, min und Pyrenien von 1861 
bis 1889 27 Wildbiche verbaut und eine Fläche von 145000 ha nufgeforstet worden 
er d 51%, Mill. Fros.). — Achnliche Arbeiten ” SET 
chweiz mit Staatsunterstützungen ausgeführt; über ırragendere Bauweı 
ge ı) dieser Art in letzterem Lande zäh nähere er in: „Der Rheinstrom ete,“ 
Buchonbergor, A., Agrarpolitik. I. 23 
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Ableitung des Wassers die befeachtende und düngende Wirkung 
des Wassers für die Zweeke der Vegetation ausnützt und, bei seit- 
herigem mangelndem Abzug des Wassers im Boden und dadurch 
bewirkter Versumpfung, durch entsprechende anderweitige Anlagen 
(Drainirung des Bodens) eulturschädliche Einflüsse des Wassers 
beseitigt. Die rechtliche Ermöglichung gemeinsamer, 
die ganze Gemarkungsflur oder einzelne Theile der- 
selben umspannender Ent- und Bewässerungsanlagen 
und die Handhabung dieses Ent- und Bewässerungsapparats im ge- 
meinsamen Interesse aller Betheiligten durch örtliche Wässerungs- 
ordnungen bildet daher einen ähnlich wichtigen Bestandtheil des durch 
die nachbarliche Lage der Grundstücke bedingten Verwaltungsrechts 
der Landeseultur wie die oben erörterten Feldbereinigungsanlagen. 
Die innere Verwandtschaft beider Materien des Landwirthschafts- 
rechts tritt auch in der Gleichartigkeit der rechtlichen Ordnung 
im Einzelnen zu Tage, insbesondere was die Ausgestaltung des 
Zwangsbeitritts anlangt, sowie darin, dass beiderlei Arten von 
Unternehmungen sehr häufig „in einem Zug“ nach einem gemein- 
samen Plan zur Ausführung gelangen, so dass Arrondirung des 
Besitzes, rationelle Wegenetzanlage und die Schaffung eines den 
Zwecken der Ent- und Bewässerung dienenden Grabennetzes in 
ein und demselben Unternehmen ihre Verwirklichung finden. 

2. Das Bedürfniss nach einer Nutzbarmachung der Wasser- 
läufe im Interesse der Gesammtheit der Gemarkungsgenossen und 
die Nothwendigkeit gemeinsamer Abwendung der möglicherweise 
durch ungeregelten Wasserlauf drohenden Gefahren ist ein so 
dringendes, dass gemeinsame, die Herbeiführung einer geregelten 
Wasserwirthschaft dienende Organisationen (Genossenschaften) 
ihrer Entstehung nach bis in die älteste Zeit zurückverfolgt werden 
können; „im Grunde war schon die erste Geschlechtsgemeinschaft, 
welche die feste Ansiedelung begründete, die Hufen vertheilte 
und eultivirte und gemeinsame Hutung und Flurzwang . . . . der 
Gesammtheit auferlegte, eine solche Meliorationsgenossen- 
schaft, die ebenso wie für die Zugänglichkeit, auch für die Wasser- 
abzugsgräben eine gewisse Sorge tragen musste“ (Meitzen); und 
welche die gute Functionirung dieses Wasserapparats durch Statut 
(Wasser- oder Runsenordnungen) ebenso sorgsam überwachte wie 
die Einhaltung der für den Feldbetrieb und für die Nutzung der 
Waldungen erlassenen Regeln und Festsetzungen. Sehr häufig 
ragten diese Meliorationsverbände über den Bereich der Einzel- 

23* 
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sicherstellen, dass jedes Benutzungsrecht am Wasser durch das 
Eigenthums- und Benutzungsrecht aller derjenigen, deren Grund- 
stücke und Anlagen im Bereich des auszuübenden Benutzungsrechts 
liegen, seinem Inhalt und Umfang nach seine Begrenzung zu 
finden hat; dass also ein für Dritte nachtheiliger Gebrauch 
des Wassers (durch Rückstau, Veberschwemmung, Versumpfung) 
ebenso muss hintangehalten, wie anderseits eine solche Einrichtung 
der Anlagen und eine solche ökonomische Benutzung derselben 
muss erzwungen werden können, welche den Mitgebrauch des 
Wassers durch Andere nicht ausschliesst. Die Anerkenntniss, dass 
„das Wasser ein für die persönliche und wirthschaftliche Entwick- 
lung der Volksgesammtheit . . . ungemein wichtiges Naturelement 
ist“, erfordert danach eine Ordnung der Wasserwirthschaft, welche 
verhütet, „das an sich keinem Berechtigten wegen der Art der be- 
zweekten Benutzung ein vorzüglicher Anspruch zustehe; Werk- 
besitzer und Wiesenbesitzer, Industrie und Landwirthschaft haben 
an sich das gleiche Anrecht auf Schutz ihrer Nutzungsrechte und 
unterliegen den gleichen, durch das Zusammentreffen mehrerer 
Botheiligter bedingten Verpflichtungen; und es haben sich daher, 
wo die vorhandene Wassermasse oder das gegebene Gefälle, sei 
es dauernd, sei es zeitweise zur Befriedigung des Bedürfnisses 
aller Benutzungsberechtigten nicht ausreicht, sämmtliche Betheiligte, 
ohne Unterschied des Benutzungszwecks, den im Interesse einer 
möglichst allseitigen, gleichmässigen Benutzung gebotenen Be- 
schränkungen in der Ausübung des Einzelrechts zu unterwerfen‘ 
(Schenkel). Die privatrechtlichen Normen über Inhalt des 

hts am Wasser durch die Anlieger müssen desshalb 
durch verwaltungsrechtliche Normen ergänzt werden, welche 
den umfassenden Gemeingebrauch des Wassers und zwar nicht 
etwa bloss der sog. öffentlichen (schiff- und flössbaren), sondern 
aller fliessenden Gewässer für die Zwecke der Gesammtheit sichern ; 
und diese verwaltungsrechtliche Regelung wird insbesondere zum 
Ausdruck zu kommen haben in der Einführung des Genehmigungs- 
verfahrens für gewisse Arten der Wasserbenutzung, namentlich 
soweit es sich um Ableitung des Wassers zu Bewässerungs- oder 
Entwässerungszwecken über oder auf fremden Grund und Boden 
(Regelung der Vorfluth), sowie um Ausnutzung des Wassers zu 
Triebzwecken handelt; ferner in der Zulässigkeit des Verbots be- 
stehender Wasserbenutzungen aus Gründen des öffentlichen Interesses; 
weiterhin in der Befugniss zur Regelung der Benutzungsweise der 





Abschn. IV. $62, Die Wassergenossenschaften iısbesondere. 359 


Vgl. hiezu „Vorschläge für Verbesserung des deutschen Wasserrechts” , aufgestellt 
vom Sonderausschuss der re Landwirthac) für Wasserrecht, 
Berlin 1892, und die den von aan eg a 
eines ‚dentschen Wasserrechts von dem Referenten a 

gr (8.43 alle Besonderes Gewicht wird in diesem Ent 
a en Bumasn 


ee RE Br: 
musterhaften Entwicklung des landw. Bewüss en ER 


der Reisenden durch ihre Cultur erwecken, diese lediglich deu Gesetzen, betr. das 


Industrie, Schifffahrt un. 

Er ne ist übrigens daran zu erinnern, dass Het Vernalas solch Melio- 
im Interesse ihrer a Vi ässig vom 

Sa de One der Specialgese‘ ee a ee 
r “s. regel os 

naeh den früheren “hr solche £ 
Dı (Schifffahrtskanäle, Fluth- und Arie in Mittel- 
europa und ders auch in Deutschland durchaus nicht fehlt. NR $ au am 
rechtliche Gestaltung des Wasser- 


Schinss, $ 58.) Eine gute Örientirung über die 
ei soweit das Flussgebiet des Rheins in Betracht kommt, 


wesens in 
bietet der in dem Literaturnachweis zu $ 1 eitirte Aufsatz von Schenkel in dem 
zus 25 Rheinstrom ete., IT. Theil; Recht und Verwaltung des Waseerwesens, 


$62. Die Wassergenossenschaften insbesondere, 


Wie betont, kann in zahlreichen Fällen die Nutzbarmachung 
des fliessenden Wassers zu Wässerungszwecken und die Beseitigung 
der durch mangelnden Abfluss des Wassers im Boden drohenden 
Nachtheile nicht anders als in genossenschaftlicher Form 
erzielt werden und es bedarf daher einer rechtlichen Ordnung 
dieser Verbände zur gemeinsamen Nutzung des Wassers innerhalb 
der Gemarkung (Wassergenossenschaften) in ähnlicher 
Weise, wie die Streulage des Besitzes und die Unzugänglichkeit 
der Einzelgrundstücke eine besondere gesetzliche Ordnung zur 
Nothwendigkeit gemacht haben. Im Einzelnen ist zu bemerken: 


1. Der Zweck der Wassergenossenschaften ist der Regel nach 
die gemeinsame Errichtung von Bewässerungs- und Entwässerungs- 
anlagen; er kann aber auch enger gefasst sein und auf die Unter- 
haltung bestehender Anlagen dieser Art oder auf die Unterhaltung 
von fliessendon Gewässern überhaupt (Uferschutzgenossenschaften) 
‚gerichtet sein. Sehr häufig ist der Kreis der den Wassergenossen- 
schaften gesetzten Aufgaben allmählich erweitert oder die Bildung 
von solehen mit verschiedenem (weiterem und engerem) Aufgabe- 
kreis zugelassen worden. 
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haltung kennt). Da die Ausführung gemeinsamer Be- und Ent- 
wässerungsanlagen häufig im Zusammenhang mit Feldbereinigungs- 
anlagen erfolgt, so erscheint die gleichmässige Ordnung des 
Stimmrechts für beide Arten von Unternehmungen wünschens- 
werth, um der Nothwendigkeit eines mehrfachen Stimmengangs 
zu he 
3. Die Verfassung und Verwaltung der Genossen- 
schaften, die corporative Rechte haben und der staatlichen 
Aufsicht unterstehen, ist durch ein Statut zu regeln, das, wie die 
Genossenschaftsbildung selbst, der staatlichen Genehmigung bedarf 
und in dem, soweit nicht das Gesetz selbst darüber. Bestim- 
mungen giebt, über die Unterhaltung der Anlagen, die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder in Ansehung der Benutzung der Anlagen 
und über die Austheilung der Lasten unter die Mitglieder (z. B. 
nach Verhältniss der Fläche) Bestimmung zu treffen ist. Die 
Beiträge der Mitglieder zur Bestreitung der Genossenschaftslasten 
pflegen gemeinhin als auf dem betheiligten Grundstück ruhende 
Reallasten behandelt zu werden und geniessen vielfach den Vorzug, 
gleich den öffentlichen Lasten beigetrieben werden zu können, — 
In dieser corporativen Verfassung der Wassergenossenschaften 
und der in ihnen Platz greifenden Selbstverwaltung legt ein tief- 
greifender Unterschied der hier in Rede stehenden Unternehmungen 
gegenüber den im vorigen Abschnitt erwähnten begründet. Bei 
den letzten (Feldbereinigungen) soll durch das Unternehmen 
eine neue emarkungsordnung geschaffen werden, mit deren Vor- 
handensein das Unternehmen als beendet anzusehen ist, s0 dass 
für eine dauernde Organisation ein Anlass nicht vorliegt; während 
die auf genossenschaftlichem Wege zur Ausführung gelangten Be- 
und Entwässerungsanlagen, wenn der Zweck der Anlage nach- 
haltig gesichert sein soll, eines dauernden, die bestimmungs- 
gemässe Benutzung und die angemessene Unterhaltung der Anlage 
überwachenden Organs gar nicht entbehren können. — Das Be- 
dürfniss nach einer genossenschaftlichen Verfassung mit klarer und 
unzweideutiger Regelung der Rechte und Pflichten der Wasser- 
nutzungsberechtigten wird vielfach auch gegenüber bereits bestehen- 
den, aus älterer Zeit herrührenden gemeinsamen Anlagen zu Tage 
treten, namentlich dann, wenn solche sowohl landwirthschaftlichen 
wie gewerblichen Betriebszwecken dienen und desshalb Interessen- 
confliete wegen der antheiligen Benutzung des Wassers nahe liegen; 
und es ist für diesen Fall erwünscht, wenn das geltende Recht die 
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von 1879/30 ausdrücklich fesigestellt hat. „ era 
Tmngrfankme geneldet (Heitsennteln, I ea 
er e— (Reitzenstein, in: De er 

3. In ETERRTEN können nach dem Reichsges. v. 30. Mai 1869 (5 20 1 
zur Ausführung von Wasserbauten, welche den Schutz von Grundeigenthum oder 
die eines bezwecken, dann zu Ent- oder 
entweder durch freie Uebereinkunft oder auf Grund von Mehrheitsbeschlüssen der 


ttel, für sonstige Anlı die der Hälfte der 
je nach dem theils anf die Grundfläche, theils auf den Werth des 
De ee rer, 


schützten Eigen: 
5. 444, bestehen die meisten ae Wasserrechte 
repräsentiren daselbst einen hohen erth und die Bevölkerung legt ihnen das 


te Gewicht bei. 
4. In Italien sind die er der Bewässerungsgesellschaften und 
durch Ges. v. 29. Mai 1873, 25, Dee. 1883 und 28. Febr. 1886 


Wässerungs- und ee and auf Grund des Beingiche 


von 2549484 M.; ferner unter Anwend der Zw; des Wı 

v. 28. Mai 1862 345 sonstige derarti RACE le ger Fear von ha 
mit einem Kostenaufwand von 614016 M., sowie Draiungen auf einer Gesammtfläche 
on 17922 ha mit einem Aufwand von 2819086 M.; endlich ohne Inanspruch- 
nahme der Areen Vorschriften noch „zahlreiche sonstige Onlturen® 

(Die in Bayern, 1890, 5. 688 f.). — In Baden sind bis 1: im 
Ganzen 92 Wassergenossenachaften gebildet worden; 1870—1888 wurden rund 1300 
Eut- und Bewässerungsunternehmungen, die sich auf eine Fläche von 11000 
‚erstreekten, mit einem Kostenaufwand von rund 3°/, Mill. M. ausgeflihrt. — In 
ln eionen Fe in der Zeit von 18 251 Meliorations- (Bo- ira 


‚ossenschaften gebildet, mit einer von 
An Kosten warden in Wiesenbat, Drainagen und Ents: gen rımd 
1180000 einschliesslich der Kosten der Wasserleitungen rund 3,9 Mill. M. 


863. Die rechtliche Ordnung der Hoch-Weidewirth- 
schaft insbesondere. 


Die Hochwassergefahr steht, wie erwähnt ($ 60, Ziff, 2), auelı 
mit der ungeordneten Weidewirthschaft im Hochgebirge 
in einem ursächlichen Zusammenhang, namentlich dann, wenn ohne- 
hin die besondere geologische, zu starker Verwitterung neigende 
Beschaffenheit der Weidebezirke — Liasmergel, Flysch, Gyps, 
Thonbänke — das Entstehen von Runsen und damit von Wild- 
‚bächen, Muhrgängen, Abrutschungen und Unterwaschungen begün- 
stigt. Je sorgloser die Weidewirthschaft ausgeübt wird, je stärker 
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gerechtfertigt erscheinen. Die neu geschaffenen Waldungen sind 
als „Sehutz- oder Bannwaldungen“ ($ 60, Ziff. 2) zu er- 
klären, Das zu den meist gleichzeitig zur Ausführung kommenden 
Verbauungsarbeiten an Wildbächen erforderliche Gelände muss 
ebenfalls im Wege der Enteignung erworben werden können. 

2. Hinsichtlich der erhaltungswerthen Weide- 
gründe im Hochgebirge ist eine Bewirthschaftungsweise herbei- 
zuführen, welche gegen eine künftige Ausartung derselben Schutz 
und Sicherheit gewährt. Die dieser Absicht dienenden, dureh 
Gesetz der staatlichen Aufsichtsbehörde einzuräumenden Vollmachten 
werden namentlich in folgenden Punkten von Bedeutung sein: 

a) Heruntergekommene, aber wieder herstellbare Weidegründe 
sind für eine, nieht zu kurz zu bemessende Reihe von ‚Jahren von 
dem Weidebetriebe auszuschliessen (in Bann zu legen) und deren 
künstliche Wiederberasung sowie die anderen zur Verbesserung 
nöthigen Arbeiten (gute Unterhaltung von Bewässerungseinrichtun- 
gen, Vornahme von Bodenbefestigungsarbeiten ete.), soweit nöthig, 
im Zwangsweg herbeizuführen. (In Frankreich hat sich eine Aus- 
saat von verschiedenen Grassämereien in Untermischung mit Espar- 
seite besonders bewährt.) b) Es ist auf Erlassung von Weide- 
ordnungen Bedacht zu nelimen, welche dem Ziel der Nachhaltig- 
keit der Weidewirthschaft in nachdrücklicher Weise Geltung ver- 
schaffen; namentlich füllt danach nothwendig: aa) die Festsetzung 
der Anzahl des Weideviehs für die einzelnen Weidebezirke und der 
etwaigen Weidetaxen, um eine Ueberstellung zu verhiten, die 
erfahrungsgemäss mit am meisten das allmähliche Verschwinden 
der besseren Pflanzen und das Kahlwerden des Bodens verursacht; 
bb) die Herbeiführung eines schlagartigen Betriebs der Weidegründe, 
da eine normale Pflanzenontwicklung bei ständiger Beweidung aus- 
geschlossen ist; ce) die Festsetzung des Zeitpunkts des Beginns 
und Aufhörens der Weide; dd) die Sorge für eine ausreichende 
Aufsicht, Dagegen eignen sich Arbeiten und Vorkehrungen, die 
lediglich eine Verbesserung des Weidebodens und eine Steigerung 
des Weideertrags bezwecken, wohl weniger als Objecte von Zwangs- 
auflagen, sondern werden besser im Wege der Aufmunterung und 
Belehrung herbeizuführen gesucht. c) Eine ganz besondere Auf- 
merksamkeit hedarf die weit verbreitete periodische Ackerhestellung 
in Form der Brandwirthschaft auf den Hochgebirgsweiden, weil das 
Umbrechen desWeidebodens (im Badischen Schwarzwald „Schorben“ 
genannt) die schützende Bodendecke lockert und in Verbindung 
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El tat Die Veherstellung der Weiden TURERn eh 
2 EA When ar ala 


oben 8. 
ER ung der Wil jäche, Aufforst ande ner 1. 18 van 
* und Berasung birgsgründe 

d) Für Oesterreich verfolgt ähnliche Zwecke das Ges. v. 30. Junf 
u betr. ren a ee Ab von rate indem 
ee Verktunmeahi, die u des ee an Ort und 
Stelle und die "Burchführung der technischen Arbeiten durch Expropriations- und 
Belastungsbefugnisse gegen die betheiligten Grundeigenthümer ermöglicht. 


864. Organisation des culturtechnischen Dienstes; 
Staatsbeihilfen. 


Ist zwar eine gute rechtliche Ordnung des Wasserwesens im 
Sinne der vorausgegangenen Erörterungen erste Voraussetzung für 
die erfolgreiche Nutzbarmachung des Wassers im Interesse der 
Landescultur, so ist mit der Herbeiführung jener der Aufgabekreis der 
Agrarpolitik keineswegs erschöpft; vielmehr erheischt das volkswirth- 
schaftliche Interesse an der rascheren und allgemeineren Ein- 
bürgerung einer geregelten Wasserwirthschaft weiteres, theils dem 
Gebiete des Rechts der inneren Verwaltung, theils dem der 
administrativen Fürsorge angehörendes staatliches Eingreifen, wobei 
dieses namentlich in folgenden Punkten erfolgreich sich bethätigen 
kann !): 

1. Organisation. des eulturtechnischen Dienstes. 
Die Culturtechnik umfasst ein 30 eigenartiges, von den übrigen 
Zweigen der Technik im Gebiete des Strassen- und Wasserbaues 
so wesentlich sich unterscheidendes Aufgabegebiet, dass die Forde- 
rung nach einer besonderen Organisation des eulturtechnischen 
Dienstes, dessen Functionäre eine ihrer Dienstthätigkeit angepasste 
besondere teelmische Ausbildung nachzuweisen haben, fast selbst- 
verständlich erscheint; denn der im Gebiete der Landescultur thätige 
Techniker soll nieht, bloss bautechnische, sondern vor Allem auch 
landwirtlischaftliche Fachkenntnisse aufweisen; er soll auch nicht 


’) Vgl. zu den nachfolgenden a auch die Verhandlungen des Preuss. 
5 lese 856 (Thies lundw. Jahrb., Bd. XI, Br- 


gänzungsband 1. Are Ergäinzungsband 3 , 5. 79 und 23 4.) 
wobei namentlich Mel Referat von Nobbe und die Ausführungen des Frhrn. Y. 


Hammerstein-Loxten zu verweisen ist. 


FE 7 


Absehn. IV. $ 64. Organisation des culturtechnischen Dienstes etc. 369 


F pam Baden. ist erstmals re ac ülsee Ongunteakon. m, 
208 m Baden organisirt worden, os diese 
Senegal Ausgestaltung wobei auf Buchen! RUE 
Band Landen, andwirhihet es en A zu verweisen ist. 
Landesverordnung v. ist Calturbehörden (Culturinspeo- 
1 erh ee ee die Entwässerung, 
B und 
Se nn re aa rin ee 
ing, di lie von Felgen, ie Verlegung und Znamnelegung von Grund, 


RB Verden Pläne, Gutachten, Kostenvor- 
E 


der bestehenden Gesetze, Verordnungen und Dienstweisun- 
gen be der Torderdiug, Ausführung und Veberwachung solcher Unternehmungen 


4 anf Wunsch dar, Berbätigeen die technische Leitung beim Vollzug von 
nl bergen ao Nberhaupt die Unternehmer durch techuische 
Bei, as, Fendt Ueberwachung zu an x 

der Vorbereitung, Ausführung Veberwachung von Wasser- 
mitzuwirken. 
Zeit hen auf rund 15081 Quadratkilometer 8 mit Ns Sean 
besetzte Cult 


‚Culturingenienren turinspeetionen, denen ein 
im von, in der staatlichen Wiesenbauschule " Ühierliber Näheros unter Kap. 
Culturaufschern beigegeben ist, für welche We ® 
der materiellen Beihilfe für Meliorationsinternehmungen das Budget 
rich OT RITTER EI 
othri en essen rttember ayern ngarn 12 
yeah Mn and hat misdeholt in a der Tito ii Tone 
Möller, Fraissinet) rühmende Anerkennung gefunden. — Uel Organisation 
Mi ge den vorgenannten Stantswesen siehe BTBLERGT, 
a.2. 0.8.18 f. In Preussen leer im öffentlichen Int he 


sog. Meliorations-Bauins ee An Mae, 5 
Zamıdia) Verhältuiss zur Grüsse des 1a (1 26796 
Fraissinet ei Recht als ee ae die FaE „Generaleommissionen‘ ak) 


, welche Ausführung von Meliorn- 
Verwendung a aan dem vorhandenen Bedürfuiss 


nicht ausreicl ee eu Sachsen hat der ee 1890 
Organisation des eulturtechnischen Dienstes“ ine Nothwendig- 

rg Von ausserdeutschen Ländern haben namentlich Ungarn und 
Schweden deu eulturtechnischen Dienst in den 80er Jahren in vollkommenerer 
Weise um- und ausgestaltet. — Die landwirthschaftliche Wasserwirthachaft eines 
Landes steht, wie hier noch Bet Fake Fade, in so engum Zusammenhang mit dem 
Wasserwesen überhaupt, dnss BER REER EIL EN Erforschung 
wenn auch zunächst De bar dem Aufgaben des Wasserbaues 

dienend, doch auch rückwirkend das Meliorationswesen günstig beeinflussen 
anuns. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Errichtung von Centralstellen, welche 
durch hydrographische Arbeiten und durch IT EEOL N IKEHE Untersuchungen 
die einer sicheren Grundla Inge für die rationelle Behandlung der wasser- 
He anstreben wı Bo re die metsorologischen 

RED aneie und Arbeiten organisch iedert werden, als eine auch für 
der Lundescultur Tee nealiee a erachten, mit deren 
Vermreaehaer ebenfalls Baden im Jahre 1883 durch fung eines „Uentral- 
A für RE eozelnein und Hydrographie“ vorgegangen ist und von 
dossen in SE erschienenen Publicationen in der Titeraturübersicht im 
Eingang dieses era ein Theil Erwähnung gefunden hat. 





saint, 


2. Staatsbeihilfen und sonstige Förderungsmittel. 
Weitaus die meisten der grossen Unternehmungen, welche in 
Buc orger, A., Agrarpolitik. 1. 24 
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tinden, der nach der Art der älteren liberalisirenden Schule auf der 
Unterstellung beruht, dass das einzelne wirtlschaftende Subject 
am besten und sichersten jederzeit durch seine eigene Veberlegung 
und den Zwang der äusseren Umstände geleitet und daher das, 
was seinem wirthschaftlichen Interesse frommt, jederzeit aus eigenen 
Stücken vorkehren werde; während doch die tägliche Erfahrung 
für diese optimistische Unterstellung, mindestens was die Be- 
völkerung des flachen Landes und namentlich die bäuerlichen 
Elemente anlangt, die in ihrer grossen Masse schwer beweglich, 
vorurtheilsvoll und weitaussehenden Unternehmungen grundsätzlich 
abgeneigt sind, keinerlei Anhalt bietet, In der That fehlt noch 
Viel, dass die grosse Wichtigkeit der Bodenmelioration von allen 
Gliedern des landwirthschaftlichen Berufsstandes, auch in den vor- 
geschrittensten Staatswesen, entsprechend gewürdigt und darnach 
die private Action eingerichtet wird; und, wenn je auf einem Gebiet 
des Agrarwesens, ist daher auf dem hier besprochenen ein werk- 
thätiges, vor finanziellen Opfern sich nicht scheuendes staatliches 
Vorgehen wohl begründet und nöthig, wenn mit der durch die 
moderne Entwicklung der Verhältnisse gebotenen Raschheit auch 
dieser Zweig der Landeseultur zu lebensvoller Wirklichkeit er- 
starken soll. 


Wohl in allen Budgets der hen Stanten sind seit Jahren mehr oder 
minder ee a. zu Sen ür  Vlollbre aunantersekeng en vor 
achweis hierüber liefert Krämer, Vergleichende Danefung der 
I au ni Bichtungen zur Förderung der Landwirthschaft ete., Zürich 
8. 62 ff. und die mehrerwähnten ha JahresheHichie der Ackerbauministerien. — In 
Oesterreich hat das Reichsgusetz v. 30. Juni 1884 die Bildung eines Melio- 
EN aus Staatsmit angeordnet, dem bis zum Jahre 1894 jährlich 
ulden zuxuweisen sind und aus dem neben grösseren Unternehmungen zum 
Schutz Seat pen Wan Wasserverheerungen auch solchen, welche die Erhöhung der Ertrags- 
Grundstücke durch Ent- oder Bewässerung zum Gegenstand haben und 
ae öffentlichen Interesse liegt, Unterstützungen ge' werden 
aan Daneben sieht das Gesetz Gebühren- und Stenerbefreiungen und die Er- 
der Expropriation van Wasserrechten vor, welche einer ed 
Entwässerung von unzweifelhaft höherer wirthschaftlicher Bedeutung en! 

stehen. — In Frankreich sind durch das Ges. v. 17. Juli 1856 über die Drake 

Mittel (100000000 Fres.) bereit gestellt worden, wm durch vom Staat gewährte 
Darlehen, die in Zeitrenten von 6,4% in 25 Jahren zu tilgen sind und für welche 
dem Staat au den Erträgmissen der drainirten Grundstücke ein Vorzugsrecht bestellt 
a Unternehmungen dieser Art zu erleichtern und es hat das Ges. v. 9. Mni 1869 
der ee Nee aus diesem Credit auch auf Bewässerungs- 
Fee au: , Der verhältnissmässig geringe ne der nuch dem Inhalt 
der Agrarenguste von 1878/80 von diesem Credit bis dahin gemacht jen ist, 
wird mit Recht mit der Are ern Gesetzgebung v. 21. a 1865 über die landw. 

erbindung gebracht, die für Be- 
nur freie Genossenschaften vorsieht, zu deren Bildung Shmmmanheifigkeit aller 
Betheiligten gefordert wird, die indess begreiflicherweise nur in den seltensten Fällen 
zu erreichen ist. — In grossartigster Weise ist man auch in England für die rasche 
24* 
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Durchführung von Drainageunternehmungen thätig gewesen, indem die Land-Impro- 
vement-Act by works of drainage von 1847 — gewissermaassen als Gegengabe für 
die durch Aufhebung der englischen Kornzölle der dortigen Landwirthschaft in 
Aussicht stehenden Einnahmeausfälle — 2 Mill. Pfd. Sterl. Darlehen, für Irland 
1 Mill., rückzahlbar in 6*/,°/, Zeitrenten, durch spätere Gesetze weitere 3 Mill. aus- 
gesetzt hat. Auch wird in Grossbritannien die Drainirung dadurch begünstigt, dass 
der Pächter, selbst wenn er diese ohne Genehmigung des Pachtherrn vormahm, 
Ersatzansprüche beim Ablauf der Pacht geltend machen darf. (Siehe 3. 198.) — 
Nach Roscher (Anm. 7 zu $ 39) ist in Holland 1807 30jährige, 1809 sugar 
üWjährige Freiheit von Grundsteuer und Novalzehnten für alle Urbarungen zuge 
standen worden; und viele muhamedanische Staaten fordern nach derselben 
Quelle vom natürlich bewässerten Land "/,,, vom künstlich bewässertern nur !, 
des Ertrags. 


Kapitel IV: 


Besitzvertheilung, Theilbarkeitsbeschränkungen, Erbrecht 
und Landpolitik (innere Colonisation). 





Literaturübersicht. 


Bei Rau sind die in diesem Kapitel hehandelten Gegenstände theils im 1. Bd. 
der politischen Oekonomie (Untersuchungen über die Grössenverhältnisse der Land- 
güter, & 368—375), theils im II. Bd. unter der Aufschrift: „Gesetzliche Bestimmmn- 
gen, welche die Veräusserung und die ee] von Ländereien betreffen®, ar 76 
bis 83 erörtert; bei Roscher im vierten Kapitel („grosse, mittlere und kleinere 
Güter*, $ 47 f.), im siebenten („das Grundeigenthum und die Familie*, Far 
und im elften EREHL, (issbranch der Mobilisirung und Mittel dagegen", 8 139 ff); 
rehigesikier und di 240", 106 #) angemiae, esen, Beiy. Mohl 
. nm ie Stände“, Bei v. Mohl, 

den; Erwerh ie der ech 13 @); DE Schätrie D D 
rung der ung von um“ 13 M. chäffle, Das 
Se System der menschlichen Wirchechen, 1878, auf den IT. Bd. (& und 

; bei Schönberg's Politischer Oekonomie auf den II. Bd. ($ 48 ff. und $ 72 fi, 
Be SE ar) BE DL Mu 

en w " er, 

1884/88 auf dem IT. Bd, Kap. XII f., XV und Bd. II, Kap. Kıra. 
Wesshalb der Verfasser in diesem Handbuch Deere er Erbrecht. er Land- 
litik als etwas höriges behandelt hat, wird für den Fachmann einer 
Rechtfertigung nicht wohl bedürfen. Von der massenhaften, über diesen 
Theil er a vorhandenen Literatur wurden namentlich noch zu Rathe 
= 1. Von älteren Schriften: Bernhardi, Versuch einer Kritik der Gründe, 
und kleines Grundeigenthum angeführt werden, 1848; Elsner, 
Politik Landwirthschaft, 1835; Lette, Die Vertheilung des Grund: thums 
im Zusammenh mit der’ Geschichte der Volkszustände, 1858; Bann 
Veribeilungsverhi ; des Grundbesitzes etc. im Preuss. Staat, 1869 . List, 
Die Ackerverfussung, die Zwergwirthschaft und die Auswanderung, 1842; "Reichen- 
sperger, Die Agrarfrage aus dem Gesichtspunkt der Nationalökonnmie, 1848; 
v. Sparre, Lebeusfragen im Staate in Beziehung auf das Grundbesitzthum, 1842, 
2. Von neueren Schriften und Aufsätzen: Bärnreither, Stammgutssystem und 
Änerbenrecht in Deutschland, 1882; J, Conrad, Art. Bauerngut und Bodenzer- 
splitterang im Häwb. d. St.-W.; Helferich, Studien über würtem! Agrar 
an i. d. Tüb. Zischr., Yahrg. 1858 u. 1854; v. Minko wski, Das Erbrecht 
die Grundeigentmnsvertheilung im Deutschen Reich, 1882; Derselbe, Das 
Feilen der Grundbesitzvertheilung in geschichtlicher Eutı 1891; Der- 
selbe, re Zeit- und Streitfragen, 1889 (wenn nichts Anderes gesagt ist, 
beziehen sich die Citate im Text immer auf das ersterwähnte Buch); Peyrer, 
Ritter von Heimstätt, Denksehrift betr, die Erbfolge in Iundw, Güter und das 
1884; Schäffle, Die Incorporation des Hypothekarkredits, 1888; 
tein, Die drei Fragen des Grumdbesitzes und seiner Zukunft, 1881; v. Inama- 
ae £, Zur Reform de des Agrarrechts, besonders des Anerbenrechts, in Grünhnt’s 
Zischr, Ed. Privat- und Öffentl. Hecht d. Gegenwart, Bd. X, 8, 384 Mi Gierke, 
Die 8 Stellung des ki künftigen bürgerl. Gesetzbuchs zum Erbrecht im ländlichen Gründ- 
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zebenen Agrarverfassung in unmittelbare Verbindung setzen kann. 
Wohl darf aus den in den einleitenden Abschnitten ($ 12) an- 
gegebenen Gründen die Ansicht vertreten werden, dass häufige 
Besitzesänderungen, dieim Grund und Boden sich abspielen, 
dem Staatsganzen nicht frommen, weil die ächt staatserhaltende 
Gesinnung der bodenbesitzenden Klassen in der Stetigkeit gerade 
auch ihrer Besitzverhältnisse wesentlich wurzelt; und die späteren 
Darlegungen werden zeigen, dass grosse Besitzesungleichheiten 
im unbeweglichen Vermögen des Landes für das Staatswohl noch 
verderblicher sich erweisen können als solche im Bereich des be- 
weglichen (Kapital-)rermögens. Aber aus diesen Sätzen ist selbst- 
redend ein beweiskräftiger Schluss auf die Notliwendigkeit der 
Herstellung völliger Besitzesgleichheit weder abzuleiten noch zu 
begründen. 

2. Die Betrachtung des wirthschaftlichen Lebens lehrt, dass die 
in den Grundbesitzverhältnissen eintretenden Veränderungen auf 
drei Vorgänge im Wesentlichen zurückzuführen sind: auf freiwillige 
Känfe und Verkäufe bezw. Täusche; auf unfreiwillige Wirthschafts- 
operationen dieser Art (Zwangsverkäufe in Folge Ueberschuldung 
oder sonstiger Nothlage); endlich und in hervorragendster Weise 
auf die Vermögensauseinandersetzungen im Erbgang. Nun kann 
man sich sehr wohl einen Zustand des Wirthschaftsrechts vergegen- 
wärtigen, wo, um den Grundbesitzverhältnissen eine gewisse Stetig- 
keit zu sichern, in allen drei Beziehungen dem Rechtsverkehr sehr 
bedeutende Schranken gezogen sind; sei es, dass der freihändige 
Güterverkehr bestimmten Ständen des Volks vorbehalten und selbst 
da nicht uneingeschränkt zugelassen wird; sei es, dass eine weit- 
gehende Einengung der Verschuldungsfreiheit besteht, welche einen 
wirksamen Schutz gegen die Entsetzung aus dem liegenschaftlichen 
Besitz mittelbar gewährleistet; sei es, dass die freie Verfügung 
über die liegende Habe auf den Todesfall dem Selbstbostimmungs- 
recht des jeweiligen Besitzers entzogen oder doch erschwert ist. 
Beim Vorliegen solcher Beschränkungen der Verfügungsfreiheit 
über den Grund und Boden spricht man von der „Gebunden- 
heit“ des Grundeigenthumsverkehrs, und diese rechtliche Ge- 
bundenheit ist für die zurückliegende Zeit ebenso charakteristisch 
wie die wirthschaftliche Gebundenheit in der Benutzungs- 
weise des Grundeigenthums, von welcher in den unmittelbar vor- 
hergegangenen Abschnitten die Rede war. 


— 
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die in 3 Theile zersplittert waren, um 1141 in 16 Theile. — Auch Bil 
Vene Frankfurt a. M. 3 im XIV. ud SW. Take 1. 10. 1896) glaubt im 
in Blgenn, Gebiete halın Fr on m Attelalter die Ale Til 
sel 
und York ee 


barkeit und und Bodens herrschte und mit fortschrei- 
tender Intensität des Anbaus eine Vermehrung der Wirthschaften gestattete. Nament- 
lich musste der im XV. und XVI. Jahrh. hier allgemein verbreitete Weinban die 


Hl 


einer Bauernfamilie schon auf verhältnissmässig sehr beschränkter Boden- 
Häche ermöglichen“, a. a. O., 8.679; war doch der Weinbau in der Umgebung von 
Frankfurt im XVI. Jahrh. ein sehr viel stärkerer als Lat vun ellttung der We: 
Eine aus dem Jahre 1542 stammende und von Bücher zur 


furter Dorfschaften damals genutzten Grund und Bodens lässt z. B. erkennen, dam 
entfielen auf je 100 Wirthschaften: Zwergwirthschaften (bis Se 5 Morgen) 31,9; 
Kleinwirthschaften (5—30 Morgen) 35,7; Wirthschaften mittlerer Grösse (30 bis 
IT, ) 21,9; Grosse Wirthschaften (über 100 Alorgen) 10,5. „Die Frank- 
zeigen uns also im Jahre 1542 bereits Bild 
es auf Pachtland und 
“18, 689 I) — Gothein, Die Lage des BAupsaplunise 
‚nd. s Mittelalters (Westdeutsche Zeitschrift, Jahrgang IV, S. 4) weist 
De nebernacig) mern. era srignch gman preis 
wurden, „um scl zers| 
zu werden“ und dass x, B. der Kaiserstuhl iu Baden noch jetzt ae dm 'olgen 
jener she zu leiden habe. Die gährenden Unruhen im Bauern- 
stand vom 15. Jahrhundert, die nachmals zu den Bauernkriegen führten, werden 
mit anf die fortschreitende Gür litterung“ zurückgeführt, „die natürlich den 
Wohlstand je einzelnen Bauern herabdrückte*. Und an anderer Stelle sagt 
Be hinsichtlich des badischen Schwarzwalds: „Ebenso il man hierher 
. lige Verkehrsfreiheit, die sich in der Ebene” längst ausgebildet hatte, das 
= = dem Lehen belie Stücke zu verkaufen und die gleiche naturale 
z ER Die Folge war, schon nach 200 Jahren der En 11. er 
se einer völlig wirthschnftlichen Zerrüttun; 
stick schwand die Bevölkerung hin, die verpachteten Güter a würt, a 
Land schien wieder zum Wald zu werden, wie es früher war. Da ist 08 
interessant, in den Weisthümern zu Wlan 2 wie der Bauer im 16. Jahrh. sich 
ee 'öfen zusammengezogen wurden, wie 
Recht geschlossenen . hernusbildete*, (ein Process, der aller- 
nn 1er nalen Last jesherrschaften zu danken ist). 
4. Der der Agrarverfassung der deutschen Urzeit zu Grunde 
liegende Gedanke der Gleichheit der Besitzverhältnisse war übri- 
gens schon von Anfang ab keineswegs rein zur Verwirklichung 
gelangt, insofern die militärischen Führer der Stammesgemeinschaft 
bei der Besitznahme des Landes mit grösseren Landestheilen be- 
dacht zu werden pflegten als die übrigen Stammesgenossen; und 
als weiterhin in jene Besitzesgleichheit mehr und mehr auch die 
von den Vornehmeren des Volks im Wege der Rodungen im Mark- 
land angelegten neuen Güter Bresche legten, welche die alte 
Volkshufe an Grösse meist erheblich überragten. „Was wir von 
grossen Rodungen der Carolingerzeit erfahren, geht von den 
Grossgrundbesitzern, vorab von den Fürsten selbst und von der 
Kirche aus.“ ... Und diese Rodungen dienten dann wiederum 
dazu, die an sich vorhandene ökonomische Ueberlegenheit 
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den hochgestellten Familien des Landes Bedacht nahm, hat die 
auf solche Weise fortdauernde rechtliche Gebundenheit ge- 
rade des grossen Grundbesitzes, die aus den Tagen des Mittel- 
alters bis in die neuere Zeit fortwirkt, einer gleichmässigeren Ver- 
theilung des Grundeigenthums vielerorts wesentlichen Abbruch 
gethan und in einzelnen Ländern Zustände der Besitzes- 
ungleichheit geschaffen, die zu ernsten Betrachtungen heraus- 
fordern und wiederholt ein Eingreifen der Gesetzgebung zur Besei- 
tigung solcher Zustände nahegelegt haben. (Siehe $ 89 ff.) 


$ 66. Bäuerliches Erbrecht und Beschränkungen im 
Liegenschaftsverkehr in älterer Zeit. 


1. Bei obiger Sachlage und dem herrschenden Familienerbrecht 
der bäuerlichen Hufen lag ohne Zweifel die Gefahr nahe, dass mit 
der Zeit das Extrem des adeligen und kirehlichen Grossgrund- 
besitzes unvermittelt dem anderen Extrem der Aufgelöstheit des 
Grund und Bodens in kleine und kleinste bäuerliche Landstellen 
gegenübergestanden wäre, wenn nicht eine besondere Rechtsent- 
wieklung gerade auch der Erhaltung der bäuerlichen Hufen 
in ihrem ursprünglichen Umfang, wenn auch nicht überall mit 
gleichem Erfolg, sich günstig erwiesen hätte, Derselbe Vorgang näm- 
lich, in dessen Verlauf im grössten Theil Europas der ehemals freie 
Bauer wirthschaftlich und rechtlich zur Stufe der unfreien Landbevöl- 
kerung herabgedrückt, seiner wirthschaftlichen Freiheit und seiner 
politischen Reehte beraubt wurde, hat wenigstens eine nicht zu unter- 
schätzende vortheilhafte Seite aufzuweisen: von Verboten der 
unbeschränkten Theilung des Bauernguts, zu Lebzeiten 
und auf den Todesfall, begleitet gewesen zu sein und ebendesshalb 
mittlere und grössere Bauernhufen vor dem Zerfall in Zwergbesitz 
bewahrt zu haben. Ein Vorgang. der um so bedeutungsvoller ist, 
als die im Ausgang des Mittelalters beginnende Reception des 
römischen Rechts „mit seiner gleichen Behandlung von Per- 
sonen und Sachen, seinem Intestaterbrecht, das allen in gleichem 
Grade mit dem Erblasser verwandten Personen einen gleichen An- 
spruch am Nachlass gewährte, seiner Taxation des Nachlasses 
nach dem Verkehrswerth und seiner, jedem Erben eingeräumten 
Befugniss, den Erbtheil entweder in natura oder in Geld zu ver- 
langen“, der ungetheilten Erhaltung des Guts in der Familie 
ohnehin ungünstig war. 
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namentlich im Südwesten von Deutschland, in einem grossen Theil 


ermöglichte. Aber auch Stammeseigenthümlichkeiten machten sich 
in entscheidender Weise geltend und es darf gesagt werden, dass 
der fränkische und thüringische Stamm im Allgemeinen mehr dem 
System der Freitheilbarkeit und der gleichen Berücksichtigung der 
Erben auch im Liegenschaftsnachlass, der sächsische Stamm mehr 
der ungetheilten Erhaltung des unbeweglichen Vermögens zuneigte. 


Inhaltlich der ee a Bere 
a are em ier je Wirthschafts- 
geräthe, das Vieh und die ganze Hauseinrichtung. auf Kind 
Be ala len ler ac dk Gesine Dee Tele klein als „nicht zu ent- 
en ee ee ME aeg ee ee hörige Leute [ofe 
ihren Unterhalt. Gegen Ver! und Vi des sehiltzte 
des Erben, und dieser hatte, nach der ee ii Schulden 
nur, so weit die fahrende Habe reichte, zu D 
sollte dem Sehuldenmachen der Bauern und dem Wucher werden, 
wenn der jud weiss“, meint Geiler von Kaisersberg, « von dem gut 
nichts oder wenig bekommen kan, wirdt er nit vil borgen“. (Fansacn, Gschhte 


des deutschen Volks ete., I. Bd., 3. 267.) — Nach Roscher (Anmerkung 5 
SM) kommt im Deutschland Untheilbarkeit der Bauerngüter mit a 


(4. Jahrhunderts vor, und selbst in städı Gemar- 
kungen wurde bei der Erbleihe von Gütern meist Untheilbarkeit , wor 
unter den Vilains schon im 13. Jahrhundert leiche 


, welche die lossenheit der Bau re 
von 1516, Gräflich Erbach’sche Landesordnung von 1552; Altenburg'sche 
r Hufenedict von 1535; Mecklenb. Polizeiordnung von 1562; 
Landrecht 1610: 


betreffs Württembergs die 

barkeit En er An Stelle der strioten Theilungsverbote trat wohl 
später auch der Vorbehalt zu Theilungen im Einzelfall, 
wie für Schlesien durch Pi von 1764 verfüge. 


2, Mit dieser rechtlichen Gebundenheit des Grundeigentbums 
verknüpften sich andereBeschränkungen imBodenverkehr, 
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voller wirthschaftlicher Bewegungsfreiheit des Individuums eintrat, 
im Gebiete des Gewerbes und des Handels Niederlegung aller, 
diese Freiheit beengenden Schranken forderte, im Gebiet des 
Agrarwesens zu der Forderung der Lösung des Grundbesitzes 
von Herrschaftsrechten jeder Art sich verdiehtete und hier einer- 
seits die Ablösungsgesetzgebung, anderseits jene über die Ge- 
meinheitstheilungen und Bereinigungen zeitigte, ist auch die vor- 
stehend in Kürze gezeichnete rechtliche Gebundenheit im 
Grundeigenthumsverkehr in ihren verschiedenen Aus- 
gestaltungen nicht unberührt geblieben. Vor Allem mussten jene 
trennenden Schranken der letzterwähnten Art, die auf der 
ständischen Gliederung der alten Gesellschaftsordnung beruhten, 
mit dem Verfall dieser, d. h. mit der Gewährung gleicher bürger- 
licher Rechte an alle Volksbestandtheile als fernerhin nicht haltbar, 
und ihre Beseitigung unter dem Gesichtspunkt der besten Nutzbar- 
machung des heimischen Grund und Bodens, auch in den Augen 
conservativer Staatsmänner, als empfehlenswerth erscheinen; ein 
die Zeit der beginnenden neuen Wirthschaftsära beherrschender 
Gedankenkreis, der in bezeichnendster Weise in den Eingangs- 
worten des Preussischen Ediets vom 9. October 1807 in die Worte 
gekleidet ist, dass es „ebensowohl den unerlässlichen Forderungen 
der Gerechtigkeit, als den Grundsätzen einer wohlgeordneten 
Staatswirthschaft gemäss sei, alles zu entfernen, was den Einzelnen 
bisher hinderte, den Wohlstand zu erlangen, den er nach dem 
Maasse seiner Kräfte zu erreichen befähigt war“... und dass... 
„die vorhandenen Beschränkungen theils im Besitz und Genuss 
des Grundeigenthums, theils in den persönlichen Verhältnissen des 
Landarbeiters der Wiederherstellung der Cultur eine grosse Kraft 
seiner Thätigkeit entziehen, jene, indem sie auf den Werth des 
Grundeigenthums und den Credit des Grundbesitzers einen höchst 
schädlichen Einfluss haben, diese, indem sie den Werth der Arbeit 
verringern® und dass daher „Beides auf diejenigen Schranken 
zurückzuführen ist, welche das gemeine Wohl nöthig macht“. In 
diesem Sinne wurde nicht bloss „die Freiheit des Güter- 
verkehrs* proclamirt, der Art, dass „jeder Einwohner olıne 
alle Einschränkung in Beziehung auf den Staat zum eigenthüm- 
lichen und Pfandbesitz unbeweglicher Güter aller Art berechtigt“ 
sein soll ($ 1 des Edicts), sondern auch die Freitheilbarkeit 
der Güter im Grundsatz zugelassen ($ 4 ebenda und $ 1 des 
Ediets vom 14. September 1811) und die Aufhebung der Familien- 
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wiederholt betonte Satz als richtig erweisen, dass nirgends weniger 
als im Gebiet des Agrarwesens die Verallgemeinerung von an sich 
unter bestimmten Voraussetzungen zutreffenden Wahrheiten an- 
gängig erscheint, dass gerade RE 
Mannichfaltigkeit seiner Daseinsbedingungen schematischen 'Ord- 
nungen am meisten widerstrebt. Die Gedankenrichtung, in welcher 
«ie Mobilisirung wurzelt, war von zwei unbestreitbar riehtigen 
Erwägungen beeinflusst: von der wirtlschaftlichen, welche in der 
Zerkleinerung der grossen Güter und in der Ermöglichung der 
„Bewegung der landwirthschaftlichen Anwesen zum besten Wirth“ 
(Sehäftle) das vorzüglichste Mittel zur Steigerung der Bodenpro- 
duetion und hiermit zur Mehrung des Volkseinkommens erblickt; 
und von der socialen Erwägung, die das Staatswohl am meisten 
gufördert glaubte, wenn möglichst viele Angehörige der Volks- 
gemeinschaft in die rechtliche Lage sich versetzt sehen, an dem 
Werthvollsten, was es giebt, der Mutter Erde, einen wenn auch 
nur bescheidenen Antheil sich zu sichern. Muss man diese 
Erwägungen auch heute noch gelten lassen, so erweist doclı eine 
bessere Einsicht in das Wesen des Grundbesitzes und des land- 
wirthsechaftlichen Betriebes, dass die aus ihnen zu ziehenden prak- 
tischen Folgerungen gewisser Einschränkungen bedürfen, wenn 
nicht unter gegebenen Verhältnissen die erwarteten Vortheile in 
das Gegentheil umschlagen sollen. Der folgenden Darstellung 
erwächst die Aufgabe, diese Sätze näher auszuführen, insbesondere 
also darzuthun, ob und in welcher Weise dem Grundsatz der 
Mobilisirung Schranken zu ziehen sind, welche theils auf dem 
Gebiet des Erbrechts, theils auf demjenigen polizeilicher 
Beschränkungen der Verfügungsfreiheit unter Loben- 
den gefunden werden können. Hierzu bedarf es aber zunächst einer 
Erörterung darüber, welche Art von Grundbesitzvertheilung 
in einem Lande als die den wirthschaftlichen und socialen Fort- 
schritt am meisten verbürgende denn überhaupt anzustreben sei. 


Regel aufzustellen, was aur besonderen Umständen entspricht, auch wirken nenerlich 
Rücksichten ein.“ Ebenda EEE Eine dogmenge- 
schiehtliche Uebersicht über die 131 dern vorlie; Frage bei Roscher in 
N und Anm, 1 zu wm die ee aka 
und gegen die Gebundenheit ist auch heute noch nicht ausge- 
Ki och ka man „1, dass die literarische Bevorwortung der unbeschrünk- 
tem heit sehr am Boden verloren hat, eine immittelbare Folge der 
‚Reaction gegen die Fe des En er a ne die 
Herbeiführung schrankenloser Freiheit auch im Hegenschaftlichen Ver] ie logische 
ee aus dem Prineip der Freiheit der Coneurreuz war. Auf die Gegensätze 
näher einzugehen, wird sich im Verlauf der Darstellung Gelegenheit bieten (3 75 iR.) 
Buchenberger, A, Agrirpolitik, L 2 
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der Güter nach Grösseneategorieen nicht abzugeben vermag. Im 
Sinn der nachfolgenden Darstellung gelten als Grossgüter jene, 
auf welehen „ein Wirth der gebildeten höheren Ulasse schon mit 
der blossen Direction des Betriebs vollauf beschäftigt ist“ (Ro- 
scher); sie werden zu Herrschaften, wenn zu ihrer Bewirth- 
schaftung es mehrerer Dirigenten bedarf, und zu Ladifundien, 
wenn sie eine solche Ausdehnung besitzen, dass sie nicht mehr 
mit der der volkswirthschaftlichen Entwieklung des Landes ent- 
sprechenden Intensität bewirthschaftet werden können (v. Mias- 
kowski). Als Güter mittlerer Grösse können dagegen die- 
jenigen bezeichnet werden, bei denen der Besitzer nicht ausschliess- 
lich durch die Leitung des Betriebs in Anspruch genommen: ist, 
sondern an den ausführenden Arbeiten sich unmittelbar selber be- 
theiligt, wenn schon die Mehrzahl dieser Arbeiten durch eingestellte 
Lohnarbeiter verrichtet wird. Von kleinen Gütern dagegen spricht 
man dann, wenn diese der Regel nach von dem Wirtlı selber und 
dessen Angehörigen ausschliesslich umgetrieben werden können und 
gerade noch hinreichen, den Unterhalt des Wirths zu bestreiten. 
Mit fortschreitender Verkleinerung der Besitzgrössen verschwindet 
der Begriff des landwirthschaftlichen Guts und es entstehen die 
Parcellenbesitzer, wie sio sich bei landwirthschaftlichen Tage- 
löhnern, (Häuslern, Cossäthen), Kleinhandwerkern, Industriearbei- 
tern etc, vorfinden. Die kleinen und mittleren Güter sind diejenigen, 
die man, entsprechend der vorwiegend auf ihnen thätigen Bevöl- 
kerungsschichte, unter dem Sammelbegriff der Bauerngüter 
zusammenfassen kann, im Gegensatz zu den Grossgütern, deren 
Inhaber aus anderen Gesellschaftsklassen hervorzugehen pflegen, 
und welche man in Norddeutschland als „Rittergüter“ auch jetzt 
noch zu bezeichnen pflegt, obwohl diese Bezeichnung, seit Bürger- 
liehe ebenso gut wie Adelige zu deren Erwerb zugelassen sind, 
(ler inneren Berechtigung heutzutage entbehrt. 

Das Bauerngut selber kann sehr verschiedenartige Grössen- 
verhältnisse aufweisen und danach entweder ein Grossbauerngut, 
ein Kleinbauerngut und ein Bauerngut mittlerer Grösse sein; 
welche Besitzeseinheiten aber man der einen oder anderen Gruppe 
zutheilt, und von welcher Besitzesgrösse man überhaupt das selbst- 
ständige Bauerngut beginnen und wo man es aufhören lässt, wird 
je nach den Bewirthschaftungsverhältnissen in den einzelnen Gegen- 
den selbstrodend eine sehr verschiedenartige Beantwortung erfahren. 


In sehr fruchtbaren Gebieten, zumal in solchen, in denen hochwer- 
25% 
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sich hierbei, wie in der älteren Literatur meist der Fall gewesen, 
die Erwägungen „Für“ und „Wider“ wesentlich auf dem Gebiet 
des landwirtlischaftlichen Productionsinteresses bewegten, 
darf man wohl sagen, dass der Widerstreit der Meinungen von 
einer nicht ganz zutreffenden Fragestellung ausging, da in der 
Frage nach der besten Grundbesitzvertheilung dieses Interesse 
doch nur einen und keineswegs den entscheidenden Factor abgeben 
darf. Die Verfechter des Grossgrundbesitzes haben nachzuweisen 
sich bemüht, dass der höhere Roh- und Reinertrag in den land- 
wirthschaftlichen Anwesen dieser Art sich finde und daher der 
Nationalwohlfahrt beim Vorhandensein einer möglichst beträcht- 
lichen Anzahl solcher Grossgüter am besten gedient sei; und die 
Anhänger des mittleren und Kleinbesitzes haben den gleichen 
Vorzug grösserer Erträglichkeit für eben diesen in Anspruch ge- 
nommen. Jene beriefen sich auf die Möglichkeit der besseren Arbeits- 
gliederung und der umfangreichen Verwendung arbeitsparender 
Maschinen auf den meist arrondirten Flächen, auf den verhältniss- 
mässig geringeren Aufwand für Gebäude, auf die Gelegenheit zu 
vortheilhafterem Einkauf der landwirthschaftlichen Bedarfsartikel 
und auf die günstigere Stellung beim Absatz der Erzeugnisse so- 
wie überhaupt auf die in der Regel vorhandene höhere Intelligenz 
und die bedeutendere Kapitalkraft der Inhaber grösserer Betriebe, 
ie unter Umständen auch in der Ausführung werthvoller 
Meliorationen sich wirksam zu bethätigen vermöge. Diese hin- 
wiederum suchten darzuthun, dass solehen Vortheilen des Gross- 
betriebes eben solche im Betriebe kleinerer Wirthschaften gegen- 
überstehen; dass auf diesen insbesondere eine sorgfältigere, nament- 
lich arbeitsintensivere Bestellung Platz zu greifen pflege und die 
ganz oder doch theilweise durch die eigenen Familienkräfte ge- 
leistete Arbeit billiger zu stehen komme als fremde; dass wegen 
des auf kleineren Gütern in verhältnissmässig stärkerer Zahl ge- 
haltenen Viehstandes eine kräftigere Düngung möglich sei; dass 
die Beaufsichtigung der Arbeiten erleichtert, jedes Grundstück nach 
seiner individuellen Beschaffenheit genutzt und aus allen diesen 
Gründen gerade auf kleinen Anwesen besonders lohnende Culturen, 
die einerseits viel Arbeitsaufwand, anderseits eine hebevolle Pflege 
erfordern (Handelsgewächse, Reben), mit dem grössten Erfolg be- 
trieben zu werden pflegen. Dabei bezog man sich zum Beweis 
der höheren Erträglichkeit der mittleren und kleineren Güter wohl 
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ausnahmslos sind alle Fortschritte in der Bodeneultur und Thier- 
zucht von Grosswirthschaften ausgegangen, und es kann genügen, 
darauf hinzuweisen, dass England, d. h. das Land des ausgespro- 
ehensten Grossgrundbesitzes seit Ausgang des vorigen bis in die 
Mitte dieses Jahrhunderts als die Hochschule der Landwirthschafts- 
technik mit Recht betrachtet wurde; dass die Aufnahme solcher 
Fortschritte bei uns sich ebenfalls zunächst auf den grösseren 
(selbstbewirthschafteten oder verpachteten) Gütern vollzogen hat 
und dass immer nur äusserst langsam die bäuerlichen Wirth- 
schaften nachgefolgt sind. Desshalb liefern — immer selbstredend 
einen durchschnittlichen Bewirthschaftungszustand vorausgesetzt — 
die Grossgüter vermöge der hier meist sehr viel sorgfältigeren und 
wirksameren Bodenbestellung (in Folge der Benutzung der besten 
Maschinen bei ausreichendem Gespannvieh), der reichlicheren, nicht 
bloss auf Verwendung thierischer Abfallstoffe sich beschränkenden 
Düngung, der Zuhilfenahme des vorzüglichsten Saatguts ete. regel- 
mässig ebensowohl höhere als auch meist qualitätsreichere Boden- 
erträgnisse als die kleineren Güter, bei welch’ letzteren beispiels- 
weise in Betref! der Getreidearten ein Durchschnittserträgniss von 
etwa 20—30 Centner auf den ha als ein normales gilt gegenüber 
einem solchen von 50—80 Centner und mehr auf rationell um- 
getriebenen Grosswirthschaften; und ähnlich im Gebiet der Futter-, 
namentlich der so wichtigen Ackerfuttererzeugung. Ja selbst in 
solchen Culturen, die, wegen des erforderlichen hohen Arbeitsauf- 
wandes, an sich für den Kleinbetrieb besonders vereigenschaftet 
sind, zeigt sich der Grossbetrieb keineswegs im Nachtheil; die 
Riesenfarmen für gärtnerische Pflanzen jeder Art bei Erfurt und 
Quedlinburg, die jeder Coneurrenz gewachsen sind, die Weinbau- 
grosswirthschaften am Rhein und in Südfrankreich liefern hierfür 
wohl sprechende Beweise; so behauptet sich auch die im grossen 
Styl hetriebene Hopfencultur nicht nur erfolgreich gegenüber dem 
Hopfenkleinbetrieb, sondern ist ihm, was Qualitätswaare und dess- 
halb Erzielung höchster Verkaufspreise anlangt, mit geringen Aus- 
nahmen durchaus überlegen. Aehnlich im Gebiet des Molkerei- 
wesens, In verhältnissmässig günstigerer Lage sind die kleineren 
Betriebe im Gebiet der Thierhaltung, weil eben gerade hier „das 
Auge des Herrn“, wenn es ohne Unterlass Fütterung und Pflege 
überwachen kann, für den Erfolg so sehr entscheidend ist; aber 
auch hier vorwiegend im Gebiet der Rindvieh- und Schweinezucht; 
weniger schon in dem der Pferdezucht, welche wesentlich höhere 





r in typischen 
bezirken veranstalteten Verschuldungsstatistik ist der BEANSFEREheR, ü 
stärker verschuldet als der bäuerliche; die Verschuldung ersten das 
28 fache des ‚die der Bauern und Cossäthen nur das 
Auf die Thatsache, dass in Wirthschaften verhältnissmässig mehr Vich 
gehalten wird, als in grossen Gütern, die unbestreitbar ist und aus der That- 
re dass auch Ser EBEN OBAIBARIEIEN EEE ee 

: 1883,8; von 2—5 ha: 1058.2: von 5—20 ha: 879,9; 


zu 

in Betrieben unter 2 ha von 
20-100 ha: 702,9; über 100 ha nur 478,2; im Durchschnitt aber ep 
in made Bupsgen mit der weitgehendsten fr 1031,1 Stück), dar 
ein Gewicht el nicht werden; denn die Rente des 
Guts läuft keineswegs der parallel und die 


Erhaltan, d Ver warzwald- 
weiden“, ns 107 f.). — Am w Saale m die von Ran ($ 871) 
uf- und Pachtwertb kleinerer Ackı 
Gegensutz zu „grösseren een jener doch die ausschliessliche Folge der, 
im weitesten 
ist, bei der die it auf die auch noch so bescheidene Verwerthung 
ii und der etwa zu erzielenden Rente a nalen 
a er Unkenntniss des Wesens des bünerlichen aber 
ht es, wenn R. Meyer („Ueber die ländliche ee Deutschland“) die 
dass „die Tage des kleinen Betriebs der 


sind“ und dass es ein Fehler sei, den kleinen Grundbesitz künstlich erhalten zu 
wollen, weil er doch verschwinden werde wie das Handwerk auch. 


3 70, Fortsetzung. Wirthschaftliche, soeiale und 
politische Gesichtspunkte. 


3. Dass der Grossbesitz seine wirthschaftliche Ueberlegenheit 
über den Kleinbesitz thatsächlich erweise, ist freilich von der 
Voraussetzung bedingt. dass es an einem Stamm entsprechend 
wirthschaftlich und technisch geschulter Gutsleiter oder Pächter 
nicht fehle und dass der Wirthschafter mit dem der Grösse des 
Besitzes entsprechenden Betriebskapital ausgerüstet sei. wogegen 
beim Mangel dieser Voraussetzungen alle jene Vorzüge des Gross- 
besitzes in Nichts zerfallen. Daher musste im Lichte der Er- 
fahrıngen über die Landwirthschaft in England den Nationalöko- 
nomen und Staatsmännern dieses Landes und den von den Lehren 
der englischen Doctrin beeinflussten Vertretern der Wissenschaft und 
Praxis der continentalen Länder im Anfang dieses Jahrhunderts 
der Grossbesitz und der Grossbetrieb als das volkswirthschaftliche 
„Ideal“ erscheinen: wie umgekehrt das Darniederliegen der Land- 
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seinem Umfang dem Inhaber eine besondere Nöthigung zu einer 
intensiveren Wirthschaftsweise nicht auferlegt, wo gar grosse Land- 
flächen bei solcher Sachlage landwirthschaftlich unbenutzt bleiben, 
weil die möglicherweise zu entziehenden Boden - Erträgnisse für 
den Besitzer bedeutungslos erscheinen (Widmung der Ländereien 
englischer und schottischer Landlords zu ausgedehnten Jagdgründen), 
während auf eben diesen Flächen eine zahlreiche Bevölkerung 
durch fleissige Arbeit sich Unterhalt zu verschaffen und darüber 
hinaus Werthe für die Volkswirthschaft zu erzeugen vermöchte, 
oder wo umgekehrt aus speculativen Gründen der Grossbesitz in 
kleinste Betriebsfächen zerlegt wird mit allen den Nachtheilen, 
welche dem ausgebildeten Parcellenpachtwesen anhaften (siehe $ 34), 
wird gerade auch eine die Produetionsrücksichten in den Vordergrund 
stellende Würdigung der verschiedenerlei Grössenarten des Grund- 
besitzes das Teberwiegen der grossen Güter als einen volkswirtl- 
schaftlichen Nachtheil erkennen müssen ?). 


4. Nun sind es aber vor Allem auch sociale und allgemein 
politische Gesichtspunkte, welche neben jenen, die auf dem 
Gebiet der Produetionsinteressen liegen, für die Entscheidung der 
Frage nach der besten Grundbesitzvertheilung ganz besondere Be- 
rücksichtigung erheischen, wobei im Wesentlichen auf die Aus- 
führungen zu verweisen ist, die die Bedeutung eines selbstständigen 
Bauernstandes, d. h. einer zahlreichen Klasse von Besitzern 
mittlerer und kleinerer landwirthschaftlicher Anwesen zu erweisen 
versuchten (S. 57). Das politisch-conservative Element, dessen 
Träger Hunderttausende von Angehörigen des Bauernstandes sind, 


über die Grosscultur mehrfach (so namentlich von Thiel) ausdräcklich he- 
Pe wird; wie üb schon im Anfang des Jahrhunderts A. Thaer pre 
hat, dessen der Mo) a, grundsätzlich freundliche Stellungnahme 
zusammenhängt. 

?) Solche Verhältnisse sich vergegenwärtigend schreibt, wie v. Miaskowski, 
mittheilt (a. a. 0., 8. 21), Minister Frhr. v. Stein: „Verderblicher noch als unbe- 
nn Theilbarkeit des Figenthums ist dessen Anhäufung in übermässigen Masten, 

von wenigen Reichen besessen werden“; wie nanerdings Sombart darauf auf- 
merksam macht, dass in den 6 östlichen Provinzen der Preuss. Monarchie ein ver- 
hältnissmässig grosser Theil des Lundes theils beweidet wurd, theils brach liegt, weil 
nun den nuee! an Fe durch arbeitsparende a kapitalbean- 


ae uacklngn) ku ; und dass hierin der Haup! 
dm „warum es mit der Landwirthschaft im im Osten heute so traurig aussicht und 
warum in ganzen Kreisen Gut bei Gut zu verkaufen steht.“ Und nach Walcker 
(a. #. 0. 857, Anm. 8) soll Schottland durch den übertriebenen Wildstand jährlich 

mittelbar rund 6 Mill, Pfd, Rind- und Hammeldeisch verlieren, die producirt werden 


Ai 
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mehr wird er im Widerspruch mit dem Gang der wirthschaft- 
liehen Entwiekelung zu extensivster Bodenbestellung gendthigt; 
um so grösser müssen die Bodenflächen werden, die wegen der 
Unmöglichkeit ausreichender Bearbeitung verwahrlosen oder in 
unproductiver Weise liegen bleiben; ein Zustand, den allenfalls 
die grössten und reichsten Besitzer zu ertragen vermögen, unter 
dem die anderen aber ihrem wirthschaftlichen Verfall mit Noth- 
wondigkeit entgegengehen müssen, beides zum Schaden der Volks- 
wirthschaft im Ganzen. Eine Lösung dieser Schwierigkeiten kann 
nur von Maassnahmen erwartet werden, welche auf die Ermöglichung 
des Grunderwerbs durch die kleinen Leute und damit auf die allmäh- 
liche Schaffung eines selbstständigen kleinen und mittleren Bauern- 
standes neben dem Grossbesitz abzielen, d. h. die innere Colo- 
nisation dieser Ländergebiete neu in Angriff nehmen ($ 89 fl.). 
Insoweit die Schwierigkeiten für solche Neubildungen in der fidei- 
commissarischen (rebundenheit des Grossgrundbesitzes beruhen, 
ist daher auf deren Lockerung ($ 73 f.); insoweit sie aber ‚auf 
dem Gebiet der Mittelbeschaffung der kleinen ‚Leute für den Er- 
werb von Grundeigenthum liegen, ist auf solehe Rechtsformen der 
Eigenthumsübertragungen (Rente ugüter) abzuheben, welche auch 
den Mittellosen oder wenig Bemittelten die Abzahlung der einge- 
gangenen Kaufschuld erleichtern ($ 91). 


Die Auswanderung hat betragen in Procentzahlen auf 1000 Einwohner: 
1885 1886 1887 1888 


in Westpreussen . . . 697 621 60 8.06 
in Pommern . ».. 76 439 467 480 
Ant EDER) a, u.a ale 5m 3,92 5,40 724 
bei einer durchsehmittlichen Bevölkerungszahl von 50-60 E. auf den Quadrat- 
kilometer, in dem dichtbevölkerten Sachsen (212,2 E. "auf 1 qkm) in den 


a na 
’ 3 5 ürttem! 1 L km) nur 
Den wieder in Mecklenburg -Strelitz Bus auf 1 qkm] 3,97; 
3,57; 1,59: $46. — Ein bekannter Parlamentarier und Grossgrundbesitzer Frei- 
herr v. Erffa-Weruburg in De Referat: „Auswanderungsirage“ (Deut- 
scher Landwirthschaftsrath, 1883, 5. 485 ff.) en ae Lan 1 EA LIT DE 
preussen, Pommern, Posen und Mecklenburg 78.000, d. h. mehr als die Hälfte aller 
aus dem Preuss, Staat und über ein Drittel sämmtlicher aus dem Deutschen Reich 
Ausgewanderten gestellt haben, „Der jährliche Bevölkerungsverlust dieser Provinzen 
ee 10 Jahren anf 1000 Einwohner 2,7; 5,6; 48: ale Ist dies Zufall 
‚oder dies nicht mit der absoluten Besitzio: sigkeit des Iandwirthschaftlichen 
Arbeiter; des Ostens und Nordens Deutschlands zusammen? — Nicht der hohe 
Lohn; nicht der Mohrverdienst ist os, dem diese Auswanderer nachjagen, denn jene 
Provinzen jen theilweise Naturallöhne, welche die Geldlölne des Westens 
übersteigen — vielmehr erstreben sie den Erwerb einer eigenen Scholle, einer 
ers Heimath im engsten Sinn des Worts. Kein Trieb der menschlichen Natur 
ist berechtigter und sittlicher als diese Liebe zum eigenen Herd!* — Achnlich 


u 
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2. Absentiismus. Alle diese möglicherweise an das Vor- 
handensein eines ausschliesslich oder vorwiegend auftretenden 
Grossgrundbesitzthums sich knüpfenden Nachtheile in politischer, 
wirthschaftlicher und socialer Hinsicht werden noch verschärft, 
wenn gewolnheitsmässig die Eigenthümer dieser Gutsherrschaften 
in regelmässiger Abwesenheit von ihren Gütern ‚deren Ver- 
'waltung und Leitung dritten Personen überlassen (Absen- 
tiismus). Dieser Zustand wird zu einem besonders schlimmen 
sich dann gestalten, wenn er mit dem Parcellenpachtsystem 
Hand in Hand geht, und demnach das Schicksal dieser Parcellen- 
pächter im Wesentlichen von dem mehr oder minder guten Willen 
der eingestellten Administratoren oder Oberpächter abhängt (8.186 ff), 
minder schlimm, wenn die Einzelgüter durch eigene Beamte ver- 
waltet oder wenn sie als solche in Grosspacht gegeben werden. 
In diesen Fällen eines regelmässigen Absentiismus tritt der Gross- 
grundbesitzer aus dem Kreise der ihm von Natur zugewiesenen 
Berufspflichten heraus und wird zum reinen Rentenbezieher; der 
Grund und Boden, statt ein Substrat der unmittelbaren Bethätigung 
des Besitzers zu sein, gewinnt die Natur eines Anlagekapitals, 
dessen Eigenthümer die socialen und wirthschaftlichen Ankmüpfungs- 
punkte mit der ländlichen Bevölkerung seines Herrschaftsbezirkes 
verliert; die Entfremdung von den ünmittelbaren Wirthschafts- 
interessen der in Abhängigkeit von dem Grossgrundbesitz stehenden 
Landbewohner verleitet zur Gewährung immer grösserer Befugnisse 
an das mit der Verwaltung der Güter betraute Beamtentlum, 
dessen selbstständige Stellung nur zu häufig in rücksichtsloser 
Ausnützung der herrschaftlichen Interessen gegenüber den auf den 
Gütern beschäftigten Arbeitern oder den als Pächter thätigen Be- 
rufslandwirthen zu Tage tritt, wobei Uebergriffe und Eigenmächtig- 
keiten selbst schreiendster Art, weil sie das Ohr des Gutsherrn 
nieht oder nur selten erreichen, immer fester mit dem Verwaltungs- 
system als solchem verwurzeln. Kommt gar hinzu, dass die Land- 
besitzer ihr Renten- Einkommen aus dem Grundbesitz ausserhalb 
Landes aufzehren, also jahrein jahraus grosse Kapitalien der 
heimischen Volkswirthschaft entziehen, so kann man nicht leicht 
eine Verwerthung ererbten oder sonst erworbenen Grundbesitzes 
sich vorstellen, die mehr dem socialen Pflichtenkreis. in welchem 
sich die Angehörigen des Grossgrundbesitzes vor Allem hewegen 
sollten, widerstreitet, als eben diese, Das classische Land für 
den Absentiismus in dieser beklagenswerthen Gestalt ist Irland, 

Bechenborger A, Agrarpolitik. L = 
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Ro Has 3. Conrad nimmt an, unter ee Angaben 
des Grundbesitzes 


von Ellerholz, im Deutschen dass 
in Deutschland von iimern Herrschaften (über 1000 nur 
ee den Abcntions Selbstresidenz der Grossen auf ihren 
Gütern im Allgemeinen bei den elmuulsdkan Völkern mehr entwickelt als 
1 Üen rumanschen, Gem ya Spaniern und nenn en 
rankreich, „wo ichelieu grosse beginnt und wo vor 

Revolution kaum ein Zelnttheil der Gutsherren auf dem lebte; wo es damals 
A Sadnacts tie alda Int von Exil auf seine Güter zu werden, 
und auch jetzt ungemein selten ist, dass ein gebildeter und 

seine Gilter selbst oder re in Pacht nähme*, ... (Roscher, 


rische und landwirthschaftliche Zustände in England, Schriften 
Ba. H radicnlen 


es den Arbeitern an Fr Möglichkeit, rien Hütte und ein Stück Land als 
Eigenthum zu erwerben. Grosse bewegliche Vermögen etc. rufen auch Ab- 
von grosser hervor, und in der Regel werden die 
Latifundien wohl mit mehr Pflichtgefühl gegen den Nächsten er 

a reg verwaltet als anderes Vermögen, aber diesem haftet 
der der Ausschliesslichkeit an wie dem grossen Grundbesitz.“ 
Einer der in der ne Agrarenquete vernommenen Assistant eommissioners hat 
ae verwiesen, von 245 Kirchspielen des östlichen Nottinghamshire 
65 das Glück hatten, einen und anf seinem Gut wohn] Te 

Grandeigenthümer (resident squire) in ihrer Mitte zu besitzen, was kein 
wenn, wie Nasse hervorhebt, von 400 Peeres und Peeresses jeder durch- 
schnittlich 14330 acres und von 1288 rn men Grundeigenthümern jeder 
durehschnittlich 6584 neres in England und Wi besitzt. „Es möchte keinem 
Zweifel unterliegen, dass die fortlauernde Concentration des ländlichen Grund- 


u 


Landwirthschaft, ee in politischer und le Declähtng Teriat ak 
Bedenken ist, weiter zu fördern“ (ebenda 187). Wo einmal solche Besitzverhältnisse, 
wie in Grossbritannien, sich herausgebildet haben, würde selbst die Nee 
eines Besitzmaximums, wie es #. Z. Graf Soden zur Bekämpfung der Lati- 
re vorgeschlagen hat, nichts mehr helfen, weil das Mittel viel zu 


c) Vgl. hiezu auch A. Wagner, GrmmtEeE (& 258), wo gegenüber dem 
Nachtheile des Absentiismns „eine Intervention des Staats im Gemeinschaftsinteresse" 
als grundsätzlich gerechtfertigt dargestellt und an eine Erschwerang des Absentilsmus 
etw mittelst einer Besteuerung des ausserhalb Landes verzehrten Einkommens 


— 
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age ee ern | a nn ee 
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een und wenn die Besitzer von zu Geschlecht 
in grossartigster reise wirthechnftliche tn Reformen 
verschiedener Art befördern“. — Statistische Angaben über den 
Grossgrundbesitz in einzelnen Stanten finden sich in $ 


$ 72. Der Besitz der todten Hand. 


Einer besonderen Betrachtung bedarf noch jener Theil des 
Grossgrundbesitzes, welcher, weil für unveräusserlich erklärt oder 
thatsächlich unveräusserlich, dauernd dem Verkehr entzogen ist; 
es ist darunter der Besitz des Staats, der Gemeinden, der Kirche, 
in gewissem Sinn auch der fideicommissarisch gebundene Grund- 
besitz zu rechnen und man kann auf alle diese Besitzesarten, weil 
der zugehörige Grund und Boden rechtlich oder thatsächlich dem 
Verkehr entzogen (extra commercium) ist, den Begriff der todten 
Hand (manus mortua) anwenden, obwohl man gemeinhin unter 
solcher nur den Besitz der Kirche und milden Stiftungen 
zu verstehen pflegt. 

1. In Bezug auf den staatlichen Grundbesitz, der übrigens 
nirgends mehr einen sehr breiten Raum in Betreff der land- 
wirthsehaftlich nutzbaren Güter einnimmt, darf jene ältere 
Richtung der Doctrin, die im Anschluss an die englische Lehre 
unterschiedslos die Veräusserung solcher Staatsgüter forderte, heute 
wohl als überwunden gelten; weder ist der finanzielle Rückhalt, 
den auch dieser Theil des Domänenbesitzes gewährt, noch der 
Umstand ausser Acht zu lassen, dass dieser Domänenbesitz, soweit 
er in grossen und mittleren Gütern zur Verpachtung zu gelangen 
pflegt, ein sehr bedeutungsvolles Mittel ist, einen Stand tüchtiger, 
intelligenter, dem Fortschritt in echtem Sinn zuneigender Staats- 
pächter heranzuziehen, deren Wirthschaftsergebnisse jenen der in 
Selbstverwaltung stehenden Privatgüter selten nachstehen. Und 
eine Entäusserung des landwirthschaftlichen Fiscalbesitzes (Do- 
mänen im engeren Sinn), kann daher nur etwa unter dem social- 
politischen Gesichtspunkt in Frage kommen, in Gegenden, in denen 
die Besitzverhältnisse an sich ungünstig sind, insbesondere also 
ein Stand kleiner Landwirthe fehlt, solchen durch Zerschlagung 
der einzelnen Domänen neu zu schaffen ($92); oder aber auch da, wo, 
wie in Süddeutschland mannichfach der Fall, der Domänenbesitz 
ein auf eine grosse Anzahl Gemeinden sich vertheilender Par- 
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Charakter dieser Kirche und zum anderen auf die „Agglomerations- 
tendenz“, welche dem Grossgrundbesitz der Kirche vor allem inne- 
wohnt. Jener bringt es mit sich, dass bei dem kirchlichen Grund- 
besitz der Absentiismus (S. 401 fl.) in der schärfsten Weise zur 
Geltung kommt und zwar nicht bloss nur desshalb, weil derselbe 
von weither verwaltet wird, sondern auch desshalb, weil seine Er- 
trägnisse, soweit es sich nicht um örtliches Stiftungsvermögen 
handelt (Ziffer 4) zu einem mehr oder minder grossen Betrag mıs 
dem Lande ihrer Herkunft über die ganze Erde abströmen. Die 
Aufsaugungskraft des kirchlichen Grossgrundbesitzes aber überragt 
die des sonstigen Grossgrundbesitzes desshalb so bedeutend, weil 
neben den reichen Mitteln der Kirche, die fortgesetzt Anlage im 
Grund und Boden suchen, Frömmigkeit und Aberglaube zu dessen 
kostenloser Häufung immer von Neuem beitragen. Von dem Riesen- 
besitz der Kirche im Mittelalter kann man sich nicht leicht eine 
zu grosse Vorstellung machen; und die zeitweise Aufgetretene Be- 
sorgniss, es möchte mit der Zeit der ganze Grund und Boden von 
der Kirche „verschlungen“ werden, war keineswegs eine übertriebene. 
Wenn aus solchen Erwägungen schon frühe mit Einziehung von 
Kirchengütern, auch durch fromme Herrscher, begonnen und wenn 
in diesem Jahrhundert, meist allerdings aus Gründen allgemein 
politischer Natur, nahezu überall diese „Säcularisationen* zum Ab- 
schluss gebracht worden sind, so dass heutzutage von einem kirch- 
lichen Grossgrund- oder gar Latifundienbesitz nur noch vereinzelt 
gesprochen werden kann, so liegt hier ein Process vor, den man 
vom Gesichtspunkt der allgemeinen Cultur im Allgemeinen ebenso 
für richtig erachten muss, als es vom Standpunkt des Rechts aus 
verwerflich war, wenn, wie in stürmischen Zeiten wiederholt ge- 
schehen, der Kirche für die entzogenen Güter ein entsprechender 
Gegenwerth nicht gegeben oder staatlicherseits nicht einmal dafür 
gesorgt wurde, dass die Bedürfnisse der Kirche (persönliche und 
sachliche) nun in anderer Weise (durch Uebernahme derselben auf 
die öffentlichen Fonds) ihre angemessene Deckung fanden. 


Wenn schon frühzeitig (vom 10. Jahrhundert) ee Y 

sehaft und Herzogthum, die königliche Ds selbst den kirchlichen er 
angriff, 30 ist dies keineswegs durchaus Aeusserung brutaler Gewalt oder 

Gewinnsueht zu ha: das oliäsche und das wirthschaftliche Leben 
fühlte sich wirklich ae urch das Tebergewicht: duale kirchlichen Besitzes, 
dessen he national en Interessen in Verhältnis. mehr 
zu seiner Grösse stand*. rede "Sternege) Nachmals ee umfangreiche 
Süculnrisationen in Deutschland zur Reformationszeit, wobei aber das römische 
Kirchengut meist der nenen Kirchengemeinschaft belassen wurde; dagegen iu 
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sarisch gebundenen gegenüber, zur Anwendung kommen müsste. 
Solche Vorschriften — sog. Amortisationsgesetze —, deren 
Zweck also ist, der Häufung des Vermögensbesitzes innerhalb 
der Kirche und, darüber hinaus, bei juristischen Personen überhaupt 
Schranken zu setzen, sind schon sehr frühzeitig erlassen worden 
(die ersten Anfänge gehen bis in die Zeit der fränkischen Könige 
zurück), sei es, dass man sich darauf beschränkte, der Formlosig- 
keit der testamenta ad piam causam entgegenzutreten, sei es, dass 
man sich für jede an die Kirche (Klöster) gemachte Veräusserung 
den obrigkeitlichen Consens vorbehielt, dabei wohl auch zur wirk- 
samen Durchführung der gesetzlichen Absichten den Rechtssatz 
der Erbunfähigkeit der Mönche als Erwerbsorgan der Klöster ent- 
wiekelte. Dabei war die Einsicht von der Schädlichkeit einer 
allzugrossen Häufung des Besitzes in den kirchlichen Gemein- 
schaften und Klöstern so allgemein, dass man selbst in geistlichen 
Territorien zur Erlassung solcher Amortisationsgesetze schritt (so 
in Würzburg und Mainz). Die neuere Gesetzgebung hat aber im 
Allgemeinen einen Unterschied zwischen kirchlichem Besitz und 
dem Besitz anderer juristischer Personen in Ansehung der Regelung 
des Vermögenserwerbs nicht mehr gemacht, d. h. den Begriff der 
todten Hand auf den Besitz der juristischen Personen überhaupt 
ausgedehnt und für die etwa noch beibehaltenen Schranken im 
Vermögenserwerb gleichmässige Grundsätze aufgestellt, die aller- 
dings von Land zu Land eine grosse Manniehfaltigkeit der Ge- 
staltung im Einzelnen aufweisen !). 
Statistische Angaben. 1. Der Besitz einzelner Klöster in älterer Zeit 
an Umfang oft Landherrschaften mittlerer Grösse nichts nach, meist über weite 
gen erstreckend; wie’ x. B. die Güter der Abtei Prüm, „in viele 
ee von Dörfer zersplittert, von der Neckarmündung bis zu dem holländischen 
Rheindelta und von are Quellen der Lahm bis Angers und Rouen reichten* 
er in Preuss, Jahrb. 56); und das Bischum Augsburg im ne des 
Jahrhunderts 1427 Güter, das Kloster Benediktbeuren 1070 deren 
Fr Gallen zur Karolingerzeit deren 4000 besass., „Die Freigebigkeit der Ks 
ward zur unerschöpflichen Quelle der Bereich . . und die „Urkundenbücher 


der Klöster sind noch jetzt beredte Zeugen Ir, wie jede gute Thut, zur 
fromme Gedanke in irgend einer Form der Güterschenkung zum Ausdruck = 


=) Rine übersichtliche Darstellung des deutschen Rechts giebt Ch. Maurer 
in Art. „Amortisationsgesetze“ in v. Stengel's Wörterb. des deutschen Verwaltungs- 
rechts. Die daselbst vertretene Ansicht, dass die Amortisationsgesetze heutzutage 
ihre Aa a verloren haben, weil „der Zeitgeist Bureau Vermögens 
der An Hand schon selbst genügend steuert“, aus den im Text 
Meeeickoflen Grin den nicht ichtet werden, wie anderseits der daselbst mit- 
getheilte anne von v. Bar, den Gesummterwerb religiöser Anstalten von vorn- 
herein in unverrlickbarer Weise zu begrenzen und jedes Plus für den Staat in An- 
spruch zu es wie jede sehematische Ordnung, den comereten Verhältnissen 
zu wenig Rücksicht trägt, um empfohlen werden zu können. 








Abschn. IL $ 73. Die kleinen Güter. 411 


N en 2 a 2,4 
der Gemeinden . . » 2.2.2.0. 10,1 
der Kirchen. u an ae u 6 12088 1,8 
der Grund- und Standesherren . 1 46 
von sonstigen (juristischen) Personen 8803 10 
Von einer irgend neunenswerihen ist daher auch in diesem Land 
der Besitz der todten Hand (im weiteren Sinn) wenn schon derselbe gemar- 
kungsweise in ungünstiger Weise sich häuft, 


( 3. Beige a a) In Böhmen (in ee tee 
= besita 567000 ha; Allodialbesitz 3792000 ha; zusammen 
4973000 ha. b} In Ungarn soll allein das im Besitz geistlicher Würden- 
träger befindliche "lien Joch — rund BROW ha umfassen, c) In 
er ieh 

Anstalten jeder Art einschliesslich des kirchlichen uud Stiftungsbesitzes 
881598 ha (0,72° Bas gebannt landwirthischaftlichen und und Porsipresiih, Aa Sen 
Siaat weiter 191 Departements und N SEE 
ae da Ban Terre bien, Der Wi I DER LEEREN 
Bee der Ten Hand a Frnkrich nd 1803 0 2 Mill. Fres. ermittelt. 
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$ 73. Die kleinen Güter. 


Nach den vorausgegangenen Erörterungen wohnt zwar an sich 
den Grossgütern eine wirthschafts-technische Ueberlegenheit über 
die mittleren und kleineren Güter inne, es kommt dieselbe aber 
keineswegs überall zur Geltung und es kann daher auch unter 
dem Gesichtspunkt des landwirthschaftlichen Productionsinteresses 
das Vorwalten des mittleren und kleineren, d. h. des bäuerlichen 
Besitzes nicht als ein Nachtheil angesehen werden, während aus 
politischen und soeialen Erwägungen dieses Vorwalten geradezu 
begünstigt zu werden verdient (S. 395 M.). Nachtheilig wird eine 
Grundbesitzvertheilung erst dann, wenn die landwirthschaftlichen 
Anwesen in ihrer Mehrzahl so klein sind, dass im Durchschnitt 
der Jahre der Lebensunterhalt des Wirthschafters und seiner 
Familie gerade noch dürftig gefristet zu werden vermag (Zwerg- 
wirthe, Zwergwirthschaften), zumal wenn beim Fehlen 
jeglichen grösseren Besitzes oder eutwickelter industrieller Thätig- 
keit zugleich die Gelegenheit mangelt, das etwaige Haushalts- 
defieit mit landwirthschaftlichen oder gewerblichen Tagelohnarbeiten 
zu ergünzen®). Wo der Besitzvertheilung eines Landes oder einer 


?) An welchem Punkt die Grenze für die Unterhaltsfläche beginnt, lässt sich 
bei der Verschiedenurtigkeit der Prodnetionsbedingungen allgemein nicht sagen und 


[5 
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Unfällen gegenüber sofort auf die Inanspruchnahme des Üredits 
angewiesen sich sehen und, weil sie entweder genügende Sicher- 
heit nicht zu bieten vermögen oder das Aufsuchen solider Credit- 
anstalten scheuen, unsoliden Geldverleihern und damit der Be- 
wucherung und wachsender Verschuldung nur zu leicht verfallen, 
worin nun aber wiederum das Haupthinderniss liegt, die gerade 
auch für diese Art von Betrieben besonders wichtige Um- und 
Fortbildung der Wirthschafteweise im Sinn einträglicherer Aus- 
nutzung des Bodens herbeizuführen. Lebendes und todtes In- 
ventar ist oft auf das bescheidenste Maass eingeschränkt, desshalb 
die Bestellung der Felder (wegen ungenügender Spannviehhaltung 
und schlechter Werkzeuge) vielfach eine mangelhafte und die Er- 
trägnisse stehen aus diesen Gründen und wegen der in der Regel 
ungenügenden Düngung hinter den grösseren bäuerlichen Anwesen 
meist sehr zurück, obwohl man gerade innerhalb der kleinen und 
kleinsten Anwesen auf die ertragreichste Wirthschaftsweise am 
dringlichsten hingewiesen wäre. Man sollte meinen, dass der 
herbe Kampf mit den Daseinsbedingungen, der diesen Wirthen 
tagtäglich aufgenöthigt ist, einen Ansporn zur besonderen Reg- 
samkeit und Empfänglichkeit für belehrende Einwirkungen abgeben 
müsste; die Erfahrung zeigt indess, dass ofl das Gegentheil der 
Fall und dass die Noth in Verbindung mit dem geringen Maass 
von Bildung gerade in diesen Kreisen oftmals eine stumpfsinnige 
Gleichgültigkeit erzeugt, welche der landwirthschaftlichen Ver- 
waltung ihr pflegliches Wirken ganz ausserordentlich erschwert 
und wirkliche Erfolge nur bei unablässiger, unverdrossener Be- 
mühung unter gleichzeitiger Aufwendung verhältnissmässig grosser 
Geldmittel (in Form von Aufmunterungsprämien, Beihilfen zu nütz- 
lichen Unternehmungen etc.) erhoffen lässt. 

2. Alle diese den kleinsten Wirthschaften anhaftenden Nach- 
theile summiren sich, wenn der vorherrschende Bestandtheil der 
Produetion in besonderem Grade starken Schwankungen des Er- 
trags oder der Preise ausgesetzt ist, wofür die Lage der Klein- 
wirthe in den Weinbaubezirken das beredteste Beispiel liefert. 
Denn hier vor Allem entbehrt die Wirtschaft in Folge der ein- 
seitigen Richtung der Production des wichtigsten Faetors für die 
Erhaltung selbst bescheidenster Daseinsbediugungen, nämlich der 
verhältnissmässigen Stetigkeit, und wiederholtes Fehlschlagen der 
Weinherbste, mit dem nun einmal mit einer gewissen periodischen 
Regelmässigkeit zu rechnen ist, hat alsbald schwere Nothstände 
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zum Keimen kommt. Wenn am Ausgang dieses Jahrhunderts die 
socialdemokratische Bewegung von den Städten auf das flache 
Land überzusetzen mit besonderer Geflissentlichkeit sieh anschickt, 
so wissen die Leiter dieser Bewegung sehr wohl, dass sie einen 
empfänglichen Boden nur bei diesen kleinsten Wirthen vorfinden, 
in deren Kreisen desshalb in erster Reihe der unterwühlende und 
zersetzende Stoff ihrer Lehren zu verbreiten versucht wird. Und 
es darf schon aus diesen Gründen als eine der Hauptaufgaben der 
Agrarpolitik eines jeden Landes bezeichnet werden, dass, wo der 
Process weitgehender Besitzzersplitterung schon im Gange ist, ihm 
entgegenzuwirken oder dass er doch in seinen nachtheiligen Folgen 
so viel als möglich abzuschwächen und dass da, wo die Besitz- 
verhältnisse noch befriedigende sind, die Erhaltung dieses Zustandes 
kräftigst anzustreben sei'). 


4. Man muss sich übrigens wohl hüten, aus der Kleinheit 
der Besitzverhältnisse an sich zu einer abfälligen Beur- 
theilung der Lage des Landvolks zu gelangen, ehe die gegebenen 
Wirthschaftsbedingungen auf das Genaueste erforscht sind und ehe 
man diese Verhältnisse gewissermaassen bis in jede Einzelgemeinde 
hinein verfolgt hat; denn es unterliegt keinem Zweifel, dass doch 
nur dann die Lage der Kleinwirthe eine unerwünschte und der 
Verbesserung schwer fähige ist, wenn innerhalb eines räumlich 
umschriebenen Bezirks (z. B. einer Gemarkung) alle oder die über- 
wiegende Mehrzahl der Landleute dieser Klasse angehören, weil eben 
nur in diesem Fall die Möglichkeit, die durch den kleinen Grundbesitz 
nicht hinreichend in Anspruch genommene Arbeitskraft durch Tage- 
lohnarbeit in grösseren landwirthschaftlichen Anwesen weiter auszu- 


*) Mit Recht macht v. Miaskowski, „Das Erbrecht ete.* (8. 58) auch darauf 
dass wo die Zerstückelung des Grundbesitzes schr weit vorgeschritten 
ist, die Niederlassungsmöglichkeit der Leichtigkeit des Grundstückserwerbs 
inlich begünstigt erscheint und desshalb gerade da die Bevölke: an 
ehesten die Tendenz hat, „über den Nahrungsspielraum hinaus sich zu vi 
un ja ängstliche Rücksicht auf die Lage der Nachkommenschaft, welche die 
Item zu nehmen pflegen, Freut je geringer und parcellirter der Grundbesitz 
io weil’ es schlieslich ROOLE jedeutung hat, zob 'as kleine Vermögen durch 
einen kleinen oder grössern Divisor getheilt wirdl, Die letarische Volksver- 
mehrung in Irland giebt hierfür s) sprechende Bologe, an welchen es übrigens unter 
ähnlichen Verhältnissen auch anderwürts nicht fehlt. Drastische Schilderung des 
inlachen Zwergwirtischaftentbums durch Fr. List, der darauf verweist, 
die Mehrzahl] dieser kleinen Wirthe ihr Leben damit zubringt, Kartoffeln zu 
ee ach und im Uebrigen einen grossen Theil der Zeit müssig zeht, 
„weil Jedermann mehr Zeit hat, als er zur Besorgung seiner kümnmerlichen Wirth- 
sehaft zu verwenden braucht“ und „gegen deren Existenz die eines wohlgehultenen 
Sklaven eine fürstliche* (I) sei. 
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hältnissen sorgenfreie Existenz zu gewähren vermögen und neben 
welchen dann nur noch das Hausgesinde und eigenthumslose Tage- 
löhner als Elemente des Landvolks erscheinen. ine von social- 
politischen Erwägungen getragene Auffassung wird aber gerne 
möglichst vielen Gliedern der Volksgemeinschaft ein wenn auch 
kleines Stückchen Boden gönnen, auf dem in einer gewissen Selbst- 
ständigkeit eine freie Erwerbsbethätigung Platz zu greifen vermag: 
und auch die rein wirthschaftliche Betrachtungsweise wird diesen 
Zustand nicht für einen beklagenswerthen halten, wenn die Er- 
fahrung zeigen sollte, dass der allgemeine Volkswohlstand unter 
solcher, in denkbar grosser Mannichfaltigkeit im Einzelnen in die 
Erscheinung tretenden Mischung des Bodens unter die ansässige 
Bevölkerung keine Noth zu leiden braucht. Endlich aber kommt 
in Betracht, dass eine Besitzvertheilung, die nach dem allge- 
meinen Stand der Bodentechnik in einer gegebenen Zeit als eine 
schädliche sich darstellt, diesen Charakter verlieren kann, wenn 
im Lauf der Zeit, bei dem Vorrücken zu besseren Culturweisen mit 
dem Gefolge höherer Erträglichkeit des Bodens, derselbe geome- 
trische Umfang des Einzelanwesens eine wesentlich andere wirth- 
schaftliche Bedeutung gewinnt; und wie langsam nun auch aus 
den oft angegebenen Gründen die Verfeinerung der Bodeneultur 
gerade innerhalb der kleinen Besitzesgruppen sich vollziehen mag, 
so bleiben sie doch niemals von dem „Hauch der neueren Zeit“ 
gänzlich unberährt. Von diesem Gesichtspunkt aus kann daher 
im Laufe der Zeit die Besitzvertheilung eine Bewegung nach der 
Richtung der unteren Gruppen sehr wohl erfahren, ohne dass die 
Gesammtlage der Wirthe eine Verschlechterung zu erfalıren braucht; 
letzteres wird vielmehr regelmässig nur da der Fall sein, wo nach den 
besonderen Boden- und Klimaverhältnissen der höheren Erträglich- 
machung der Grundstücke verhältnissmässig enge Grenzen gezogen 
sind. Und nur in Ansehung der Gegenden der letzteren Art wird 
daher die Staatsfürsorge durch direetes Eingreifen, nöthigenfalls 
im Wege des Zwangs, einer Verkleinerung der bestehenden An- 
wesen entgegenzutreten haben, während sie sich im Uebrigen darauf 
beschränken kann, Vorkehrungen zu treffen, welche mittelbar 
einer Verschlechterung der Besitzvertheilung im Sinn der Auf- 
theilung aller Anwesen zu solchen kleinen und kleinsten Umfangs 
zu hindern geeignet sind, wobei auf die Ausführungen unter Ab- 
schnitt II, $ 75 fl. zu verweisen ist. 

_ Buchenborger, A, Agrarpolitik. L 27 
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drängt wurde, Ba a a 


wirtschaftlichen Betriebe 

wirklich einen s0 trostlosen Rückschluss auf die Gesamnitlage der landwirthschaft- 
lichen Bevölkeraug rechtfertigte, Daher denn auch neuere ae gerade 
SATEL MENGEN Agrarverhältnisse vom Standpunkt der Besitzvertheilung 
aus schr viel günstiger benrtheilen und nur local in Ohadliches Ueberwiegen der 
Kleinwirthschaften anerkennen, wie Rümelin in dem Werk: ee Königreich 

Württemberg“, 1863, S. 426 ., der die Vergleichung mit „irischen“ Zuständen weit 
abweist, und namentlich Kull („Ueber die Verthi des landwirthsch: 
benützten Grundbesitzes in Württemberg nach der Aufnahme vom 10, Jan. 1873* 
in den Württemb. Jahrbüchern, 1881, I. Band, 1. a der die Besitz- 
zerstückelung in der westlichen Hälfte des Landes als Ergebniss natürlichen 
und wirthschaftlichen Verhältnisse betrachtet, „die auf eine des 
Grund und Bodens in kleinen Parzellen hindrängen* und der zu dem Schluss 
dass „im Ganzen“ die bestehenden Verhältnisse des Grundbesitzes „bei seit 
Deienr Zeit vorhandenen vollständigen Freiheit des Verkehrs in Grund und Boden, 
bei der Abwesenheit aller Latifun: oder sser Besitzungen, bei der Selten- 
heit der Pachtwirthschaften und dem entschiedenen Vorherrschen des freien und 
durch den Eigenthümer selbst bewirthschafteten Eigenthums . . . grosse wirth- 
schaftliche Vortheile bieten“, aber auch „eine 
Freiheit und Gleichheit” sind. Dass die fortgesetzt ‚Auftheilung des Landes mit der 
Zunahme der Volkszahl schliesslich eine Grenze finden muss, wird selbstredend 


Gegengewicht gegen eine Vebervölkerung der Landgemeinden in einer gut 

ten Auswanderung in staatliche (Ackerben} -) Colonien erblickt. — en 
Vriheil über die Besitzvertheil in Anden ist niedergelegt in en landwirth- 
schaftlichen Erhebungen von 1 IV. Bd., 8. 2, für Hessen in der landwirth- 
schaftlichen Enquöte von 1884/86, I. Bd., 3. 28, für Elsass-Lothringen in den 
„Untersuchungen der Lage und Bedürfnisse der Landwirthschaft“, 1884, 8. 8. 

4. Für Frankreich nehmen viele Sachkenner an, Be trotz der weitgehenden 
Besitzvertheilung, die immer noch im Wachsen ale enstein, Die 
Landwirthschaft und ihre Lage in Frankreich, Bd. der dos Vereins 
für Socialpolitik und Grolmann in Thiel’s landwirthschaftlichen Jahrbüchern, 
en 8. 1884.) kein schädliches Uebermaass des Kleinbesitzes zu verzeichnen oder 

die Lage eine ungünstigere sei, als in Ländern mit vorherrschendem 
Besitz, wobei in Betracht zu zichen ist, dass das in Frankreich auch in 
ei Landorten MODE SAN ALELENNERT EL LE Be ae nach 

moralischen Seite 'rachtet, Es wegH es t gegen 
die Folgen des Kleingätlerthums bildet. Auch Jäger glaubt nach Hinweis auf 
die zunehmende Intensität des Anbaus, die starke et die 
wachsende Steuerkraft des französischen Tandvolkes schliessen zu dürfen, dass 
die Mobilisirung und die unter der Herrschaft derselben fortschreitende Auftheilung 
des Grundbesitzes dem Lande überwiegend genützt habe (a. n- 0 II. Abtblg., 
8. 112); nach einer amtlichen Angabe sei im Jahre 1700 und 1788 der Ertrag vom 
ha in ganz Frankreich ca. 612 Liter, unter der Herrschaft der Ereitheilbarkeit aber 
im Jahre 1839 zwischen 1300 und 1400 Liter gewesen; der gesammte Grundwerth 
Frankreichs habe 1821 89,5; 1851 83,5 Milliarden Franes er und ist, wie 
schon erwähnt, für 1888 auf 85, einschliesslich des Forstlandes auf 91 Milliarden 
ermittelt worden. 

5. Eine weitgehende Auftheilung des Grund und Bodens in ee ı8 
sich als schädlich doch nur wegen des Te 
nn erwiesen, und die agrarischen Leiden des italienischen und irischen 

ernstandes werden ebenfalls vorwiegend damit zusammenhängen, dass hier theils 
loseste Zeitpachtverhältnisse, theils nicht durchweg günstig normirte Theilbauver- 





Ihn 
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Abends während eines grossen Theils des Jahres angestrengt thätig 
ist, kann man billigerweise nicht beanspruchen, dass er einen leb- 
haften thätigen Antheil an dem landwirthschaftlichen Vereinsleben 
nehme oder durch Lesen landwirthschaftlicher Fachschriften sieli 
fortbilde; vielmehr müssen mündliche Einwirkung und das augen- 
fällige Beispiel, aber nicht des vornehmen Gutsbesitzers oder Gross- 
pächters, sondern des eigenen vermöglichen Standesgenossen die 
Wege bahnen, auf denen das Nützliche, Beste und Vollkom- 
mene erobernd bis in die kleinsten Besitzungen vordringt. Die 
Inhaber der grösseren und mittleren bäuerlichen Betriebe sind 
daher vermöge ihrer besseren allgemeinen Bildung die eigentlichen 
Stützen des landwirthschaftlichen Vereinslebens in den Landorten 
und (die landwirthschaftliche Verwaltung und ihre Organe würden 
ohne das verständnissvollere Entgegenkommen der Mittel- und 
Grossbauern mit. ihren Bestrebungen nur äusserst langsam in 
Landorten Boden zu gewinnen vermögen. Auch eine erfolgreiche 
Entfaltung des bäuerlichen Genossenschaftswesens, dessen Bedeu- 
tung für die sittliche und wirthschaftliche Hebung des Lundvolks 
nicht hoch genug veranschlagt werden kann, würde in Gemeinden 
mit ausschliesslich kleinlichen Besitzverhältnissen nieht zu erwarten 
sein, weil die Leitung der Genossenschaften viel Opfer an Zeit 
und Arbeit erheischt, aber auch Anforderungen an die wirthschaft- 
liehe Einsicht stellt, denen wiederum der Regel nach nur die In- 
haber mittlerer Betriebe sich gewachsen zeigen werden. Je mehr 
endlich das Gemeindeleben im Sinn grösserer Autonomie der Ge- 
meindeverwaltung sich fortentwickelt, um so mehr tritt der Werth 
eines bäuerlichen Mittel- und Grossbesitzes hervor, dessen Ver- 
treter hinreichend gebildet sind, um den auf diesem Gebiet er- 
wachsenden Aufgaben voll gerecht zu werden und wiederum in 
einer ökonomischen Lage sich befinden, die ihnen gestattet, den 
ehrenamtlichen Pflichten der Selbstrerwaltungsthätigkeit ohne Schä- 
digung der eigenen Interessen sich zu unterziehen. 

2. Das Bild einer guten Besitzvertheilung würde übrigens unvoll- 
kommen gezeichnet sein, wenn es nur selbstständige landwirth- 
schaftliche Betriebe, wenn schon verschiedensten Umfangs, auf- 
weise und die kleinsten Landstellen vermissen lassen würde; 
wenn m. a. W. die zur Bewältigung der auf den grösseren Anwesen 
vorkommenden Verrichtungen, neben dem Hausgesinde, erforder- 
lichen Arbeiter völlig landlos wären. Ein solcher Zustand der 
Eigenthumsvertheilung würde dauernd nieht nur den Interessen 
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(ausserdem 4951975 ha Holzland), so dass im Durchschnitt auf einen Betrieb eine 
landwirthschaftliche Fläche von 6 ha (eine Gesammtfläche von 7,6 ha) 
Trennt man im Sinn der früheren begrifflichen Unterschiede die Betriebe in solche 
unter 2 ha, von 2 ha bis 100 ha und en a ne 


I 


a Ei Bor 
auf die unterste Gruppe (unter 2 ha) 306188 Pie SR 2 der Gessum! 
Aa 1BBD038 ha (5,7 9% 'o der Gesammtiläche); auf die mittlere en 


100 ha) 2189522 Betriebe (41,5%, aller) mit BTL ha (69,9 Ye 
Jundwirthschaftlichen Areals), auf die obere Gruppe (über 100 ha) 24991 Betriebe 
(0,5 %) mit 7786263 ha (24,4 %). Nahezu die Hälfte aller Betriebe entfallen 
auf den bäuerlichen Bgeitz, welcher an der landwirthschaftlichen Fläche mit fast 
‚drei Viertel betheiligt erscheint, in Wirklichkeit aber noch stärker vertreten ist, da 
einestheils auch unter den Betrieben über 100 ha eine Anzahl ae 
bäuerlichen Charakter an sich tragen (namentlich in dem nördlichen tschland) 


F 


tfläche des Bodenareals ist in kleinste Parcellenbesitze (unter 2 ha) 


necspliliet (rund Yytell; und darf jenes breite Vorwiegen des ee Besitzes 
als Merkmal einer durchschnittlich günstigen Besitzvertheilung werden, 
so wird man es als einen erheblichen sociklan Vorihail erachten, Inss rund 3 Mil- 
lionen Menschen, welche grossentheils Landarbeiter, zum kleinen Theil Fabrik- 
arbeiter, Handwerker sind, übrigens in der Gruppe zwischen 1 und 2 ha in statt- 
Hicher Anzahl (rund 250000) noch eine selbs! Existenz auf ihrem Besitzthum 
führen, an den Seguungen des Grundbesitzes und zwar, wie aus den Angaben Ei 
1882er Besitzstatistik über das Vorkommen der Pacht erhellt, 
Eigenthümer Theil nehmen (das Pachtland beläuft sich im Durchschnitt ae 
Betriebe unter 2 ha auf 29,7 %, steigt aber in einzelnen Theilen Deutschlands 
allerdings auf 50%/,; Vgl. 8. 170). — Scheider se die EB REE von 2—5 ha, weil jeden- 
falls zu einem Theil noch unselbstständige, zu einem andern Theil noch bäuerliche 
Zwergbetriebe enthaltend, mit einer Zuhl von eaar — 18,6%, aller Betriebe und 
einer Fläche von 3190%08 = 10°%/, der Gesammtwirthschaftsfläche aus, so bleiben 
als mittlere und grössere bänerliche Betriebe (von Bat ha und von 20—100 ha) 
immer noch 1208115 (22,9 "/.) mit 19066568 ha, d. h. 
welche 59,9 % der landwirthschaftlichen Gesammtbodenfläche gleichkommt. Im 
den einzelnen deutschen Staaten ist dieser wichtigste Theil der bäuerlichen Betriebe 
allerdings nicht gleichmässig vertreten; es bilden nämlich diese beiden Gruppen 
(5—100 ha): 

in Procenten in Procenten 


aller der Gesammtwirth- 
Hauptbetriebe, schaftsfläche, 
in Preussen 21,7 55,7 
” 37.1 504 
„ Sachsen 23,9 70,1 
„ Württemberg 20,1 64,1 
„ Baden 17,0 65,8 
7 Hessen 19,9 20 
ET 
[eoklenbus 
„ Oldenburg 23,2 78,1 
„ Sachsen-Weimar 29,8 70,8 
„ Braunschweig 158 65,6 
„ Elsass-Loi 15,1 56,2 
Deutsches Reich 22,9 59,9. 


In der nachstehenden Tabelle sind die Procentzahlen für die einzelnen Besits- 
re die WR gern malen und Stanisgebietstlieile des Deutschen Reichs 
zusammengestell 
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‚Gebirgsgegenden (im Beast in A R 
ern Taunus, württemb, Alp, eto.). Extreme 
Besitzvertheilung aber bilden einerseits der Nordosten dem 
treten des übergrossen (La‘ und anderseits der Südwesten mit 
jenigen der bäuerlichen 

BER Besitz ‚Insbesondere, Wie obenerwähnt ent 
auf die Grossbetriebe (ü' ha) 24991 mit einer Gesammtiläche Tin 10278208 1 
und einer ee ee er 7786263 uf diejenigen unter 


ha, a 
100 ha 5251353 mit einer Gtsammifläehe von 30 8117401 eh eier lundwieh 
schaftlichen Fläche von 24082709 ha, d. h. es nehmen die een ‚Betriebe 

25°, der landwirthschaftlichen Fläche ein. Von anf die Betriebe über 
100 ha entfallenden 7786263 ha. landwirtischaftlicher kommen aber auf die 
sieben östlichen preussischen Provinzen allein 6120059 ha mit 17896 
Betrieben und es nimmt hier der Gründbesitz den, 
Be ee PA a Hp 

rttem in 
er wird nur übertroffen in den beiden Mecklenburg, wo auf die 

Be liter 100 ha) rund Ne sa der VE ‚e entfallen; von der 
Gesammtzahl der grösseren Betriebe in Deutschland (über 100 ha) entfallen auf 
jene Provinzen allein 71,6”/,. Von besonderer Interesse im Hinblick anf die Aus- 
führungen in $ 71 ist aber das Vorkommen des ganz grossen (Latifundien-) 
Besitzes, über welches die ee von J. Conrad in den 
Jahrb. f. N. A. B. XVI (8. 121 #f.) erthen Aufschluss ertbeilen. Nimmt 

mit Conrad an, dass ein eigentlicher Latifundienbesitz erst mit einem. Besitz 

so u es solche Besitzer in jenen Provinzen überhaupt 158 
tern nnd mit einer Gesamtfläche von 1768046 ha (darunter allerdings 
A d) und 13267420 M. Grundsteu es unter denselben sind 
15 Sonveräne und Mitglieder vnveriner Häuser mit 38 ha und 123 adı 

f 116 ha; der Rest entfällt auf bürgerliche Besitzer (10 

82875 ha) und auf Erwerbsgesellschaften sowie Damen und Universitäten. Anf 


} 


2. In Oesterreich fehlt es bis jetzt, hen van Veröffentlichungen für 

Kronländer, an einer guten lanılı . Statistik der Besitzyerhältnisse, 

In Böhmen ist ‚ie auf den esedleciie über EN Joch, 1 Joch = 57,5 ar) 
entfallende Fläche zu 2906289 Joch (16725 ‚af den Klein granibeste 


er 

mau und Wettingau 36 Quadratmeilen (rund 200000 ha), die fürstlich Thurn- 
und Taxis’sche Herrschaft Chotieschau 19%, Quadratmeilen (rund 110000 ha), 
die Kameralherrschaft Pardubitz 12%, Quadratmeilen (67000 ha), die fürstlichen 
Fürstenberg’sche Doppelherschuft Pürglitz-Kruschowitz 10'/, Quadrat 
meilen (56000 ha); d. h. diese vier Herrschaften nehmen eine Fläche ein, welche 
dem dritten Theil des landwirthschaftlichen und forstwirthschaftlichen Areals des 
ganzen Grossherzogthums Baden gleich kommt. Für Niederösterreich hat 
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455000 ha Fläche */o) mit ee Bei 
von 5-20 hn 74378 2 Ti mit 37800 ha Bee ren 
des 


ha 
mit 368100 Be en: RAR 18,8%). 
die 


1988570 ha er er a ee 709 566 


800° 

Besitzer von 2—50 ha, welche 28,9, a 
ea een 

zahlen des geben die Ziffern der Statistik ebenso- 


a Tue ( Aue /o), die derjenigen von 5—20 ha auf aus (39,2%) 

20-100 ha auf 500 8) ber 100 ha auf 218 (02%): die Ausscheidung 
Ber drbensuklane der. Bu triebe nach Flächen ist aus der Statistik nicht zu ent- 
nehmen; doch kann man aus den angeführten Zahlen immerhin schliessen, dasa der 
bäuerliche Mittelbesitz überwiegt und der Grossgrundbesitz eine nennenswerthe 


Pächter, in derjenigen von 5—20 hu: No)» 

6. Italien’). Eine Statistik der Besitzverih „ welche über die Grössen- 
und ihren Antheil an der Bodenfläche A) iuss gübe, fehlt, doch hat 
italienische Agrarenquäte vom 15. Mär« 1877 mannichfachen Aufschluss ertheilt, 

Ein Segen Latifundienbesitz scheint danach wesentlich zur in Latium, 
Umbrien und den Marken vorzukommen, während in den Landestheilen 
der mittlere und kleinere Besitz überwiegt; im ER finden Be 

Gäter in den Bergen, die mittleren in dem Hügelland, die grösseren a 
in der Ebene. Eine starke Zerstückelung des Besitzes weisen a alia süd- 
westlichen Provinzen, ferner Li (wo ein Anwesen von 10—15 ha schon als 
Gut gilt und Minimalgütchen von 1 ar Land und weniger sich finden, ja der 
mancher Wirthe sich auf ein een Dutzend Olivenbäume beschränkt), die 
a Tonann, eadlicı die Lombardei, Venetien und Sardinien auf. 
Eine Zunahme der auch in den letzten Jahrzehnten ist für das ganze 
Land zwar nicht ee Eee , wird aber vermuthet; in Venetien allein 
die Zunahme der Zahl der Eigenthümer zwischen 1853 und 1882 mehr als 
100: In der Lombardei „bietet in Folge der tretenen Besit ‚litterung 
der eultivirbare Boden besonders der Thiler den Anblick einer Mosaik; en 
Teen wurden 1871, bei einer gesamten landwirthscl 
Bevölkerung (einschliesslich landwirthschaftlicher löhner) von 8738565 Köpfen, 
1,5 Millionen (18 */, der Gesamntzahl), Pächter 0,6 Mill. (74%), ERoUNEReER 
1,5 Millionen ‚sen ’/o) ermittelt; der Theilbau ist besonders stark vertreten in den 
Ne er Marken, Toscana, wo er 86,25; 41,76; 63,55; 52,11% 
der in der Landwirth; Thätigen umfasst, während diese Zahlen iu den übrigen 
Provinzen zwischen 4 und 18"/, sich bewegen. (Vgl. auch 8. 212.) 
fd ner In England und Wales wurden 1873 972836 
Grundeigenthümer t einem Gesammt-Boden-Araal (einschliesslich Wald, 
er und er von B1SBL an (1 eg oder SEAN EDAR 
L. Sterling Grundrente; zwar Eigen! or von l acre um weniger: 
a Mi) mit 151142 acres (0,46°/u); 


nat 
191633 ehe: mit Bono acres (8,75); 
58156 (5,98%/,) mit Bb1R92 acres (26,11%); 
%) Nach Eheoberg, Agrarische Zustände in Italien, 1886. 


23 Kap. IV. Besirrerikeilsug. Erörech: und Landpalsik. 


va BON) ars: 
> 0, mel 5 ers 331°,: 
vom SH) -1ya0) aeres: 
#3 OS , ms 9155415 ars RR ,: 
wa Maas) uns 221 mehr 
10, mi Imlslı urn DB ,: 








and zab + 1%73 132131 Grandeigenthüner m IKEA acres 
nd I». Mill L Sterling Grumdrene: urd zwar Eigentbkümer 
vom 1 are und w.aizer 

1305 52, mi: 177 acres D15*,: 








von 1-9 acres 
1659 123%, mit 74901 acres 30 ,: 
von I 





UM 152%, mis 351351 aeres 17215: 
von KH 1NUD acres: 

56 04°, mit IND ars BS,: 
von 10(0$) zcres und mehr: 

24 00°, mit IEB1AR acres BI ,-. 





‘8063022 ha Land und einem Grundrenteneinkommen von 13418358 L- Sterling 

und zwar waren «5 
von 1 acre und weniger: 

3614 52.00. mit Wi acrs 0.8 : 

— 4) acres: 

26106 3797 , mit 25684 acres 12.05% : 
von A) - AMD acres: 

5717 832°. mit 8105539 acres 021° 5: 
von 300 100000 acres: 

741 1.08° .. mit 9215649 acres 72°: 
von 19000 acres und mehr: 

3 0.00" , mit 397079 acres 1.90 ,. 





Danach gehört in Enzland und Wales über ein Viertel des ganzen Landes 
874 Personen mit einem (irundrrnteneinkommen von 12.3 Mill. L. Sterling. in Schott- 
land gar nur 580 Persouen drei Viertel des Grund und Bodens ‘78° .' mit einem 
Grundrenteneinkommen von 4 Mill. L. Sterling: in Irland 744 Personen fast die 
Hälfte des Landes :47*,' mit einem Einkommen von 4.1 Mill L. Sterling. Oder: 
es besitzen in allen drei vorerwähnten Theilen Grossbritanniens 2194 Personen 
33.8 Millionen acres von im Ganzen 72.1 Millionen acres. d. i. fast die Hälfte 
des ganzen Landes, und 28 Familien immer noch 5.5 Mill. acres oder den vier- 
zehnten Theil des Landes. Der Latifundienbesitz in Grossbritannien und die 
ungesunde Häutung des Grundeigenthums in wenigen Familien tritt in diesen 
Zahlen deutlich hervor. Ist duch dem einen Duc of Richmond in Schottland 
ein Besitz von rund 100000 ha mit einer Million €. Reinertrag. dem Duc of Argyle 
ein solcher mit 68100 ha und 900000 M. Reinertrag, dem Herzog von Richmond 
und tordon ein solcher von 16000 ha in Sussex und von 120000 ha in Schottland 
zugehörig. — Und nur in England und Schottland wird dieser Latifundienbesitz 
in Formen ven angemessener (irüsse umgetrieben — siehe die Ziffern unten — 
während in Irland die schädliche Kleinparcellenpacht. trotz seiner Einengung nach 
der 180er Agrarkrisis, immer noch weite Verbreitung hat ':Gesammtzahl der Pächter 
in Irland 1870: 591619. davon mit einer Pachtfläche unter 30 acres: 432.432 oder 
73,09%, aller Pächter und einem Pachtreal von 5.1 Mill. acres oder 25.40°, und 
einer Durchschnittspachtfläche von 4.78 ha‘. welche Zahlen durch die neuerliche Auf- 
nahme von 1886 eine wesentliche Aenderung nicht verfahren haben. — Es ist 
übrigens darauf aufmerksam zu machen, dass die in das New Domesday Book 
eingetragenen Zahlen der 1873er Zählung. wie sie oben angegeben wurden, desshalb 
kein zanz zutreffendes Bild liefern. weil die Eigenthümer grafschaftsweise erhoben 
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wurden und desshalb dieselbe Person in der Zählung nicht selten mehrfach erscheint; 
auch ist u berücksichtigen, dass in ee le ae 
Villen-, Fabrikbesitzer erscheinen. wirklichen Vi der rein landwirth- 
schaftliche Besitzvertheilung sind desshalb noch ungünstiger, EUR 
ergebnisse andenten, (Vgl. Nasse, Agrarische Zustände in Eng! 8. #) 

Die landwirthschaftliche Betriebsstatistik ergiebt für 1885 folgende 
Zahlenergehnisse: . 


Gru Zahl der 
es Iandw. Betriobo  IMidw. Fläche 
bis 50 392208 Bere 
von 50-100 61715 4746520 
. 100-300 79573 13658 495 
2300-500 13875 5241168 
5001000 4826 3147328 
"iiber 1000 663 882615 


Im Vergleich mit den Zahlen der 1880er Erhebung weisen die unteren drei 

Fa a en nee auf; wie auch die Zahl der selbstständig 

‚hufteten Parcellen (Allotments), wohl uls Folge der fortschreitenden Auf 

er ee ee Ader 

nützigen Landligugesellschaften (siehe unter am Schluss ständiger Zu- 
nahme begriffen ist (1878: 243398; 1886: 357 795; 1890: 455005). 

8. Für die Schweiz liegen besitzstatistische Angaben mr für einzelne Cantone 
vor. In Bern TE des Bernischen stat. Boreaus, 18% Lieferung IT) 
wurden 1888: 74705 Grundbesitzer mit 245219 ha landwirthschaftlicher Fläche er- 
FR davon entfielen auf die Besitzgruppe bis 1 ha: 44,6% a 
48°), der Fläche; von 1—5 ha: 36,07, bo bexw. R-ulR von 5-20 ha: u 
dam. 49,4; über 0 20 ha: 1,7%/, und a das Sch ee N 

trotz starken Hervortretems der eimston Lan 
auf diese Klasse nahezu die Hälfte des gesammt a ne ehalieh im 
Canton Zürich, wo auf die Besitzer ae Ihn: ER Gesammtfläche entfallen, 
auf jene von 1—5 ha: 41,3; auf jene von 5 51,1; auf jene über 20 ha: 
3,7%. age: sehr weitgehende Besitezersplitterui in Asrgau; denn hier 
bildet die jebsläche bei den Besitzern bis I ha: 80,2%, der Gesammiläche: 
won 1—5 ha: 63,7%, und bei jenen über 5 ha nur 16,1',. Gleichwohl wird in 
dem Bericht des anrguuischen Cantonstatistikers (Mittheilungen 1889, Heft 1) betont, 
dass die allzugrosse Zerstückelumg des Bodens nur da als nachtheilig betunden 
wurde, wo Gelegenheit zum Nebenverdienst fehle. 


9. Russland. Nach der in den Jahren 1877/80 veraustalteten Enquöte 
wurde eine Gesammtfläche von 417499993 Dessätinen (1000 D. — 1093 ha) er- 
wittelt, wobei aber betrefls der Erhebung der Grundeigenthumsverhältuisse nur 
391103966 Dessätinen in nähere Rücksicht gezogen worden sind. Letztere ver- 
theilen sich derart, dass entfallen: auf den Staat 150409977 oder 38,5%, auf die 
ee Fowilie 7868740 oder 1,9%, umd anf die Banerngemeinden 121 Hin 

oder 33,6°%,. Von dem Rest im Betrage von ER oder 26,0%, sind 
91608845 im Privateigenthum Finzelner und vertheilen sich amf folgende 


Gruppen Besitzer Flüchengrösse 
Zuhl ", Dessätinen %, 
Adige >. 2 00. 114 716 38 799 
Kaufleute 2.2.2. 12630 2,6 10,7 
Stadtbürger . ©»... 58004 2,1 a1 
Bayaıh „+. 7 nuaıe 273 074 56,7 5. 
nicht klassirt , ._ ... 22934 48 1 
ZUMAMMEN - 2. 00% 481 358 100,0 100,0 
Die Durel sse einer Besitzung beträgt demnach bei den Adligen 
Dessätinen. 


638, den Kauflenten 775, den Stadien 38 nnd den Bauern 18 
(Nach Wirminghaus, Art. „Grundbesitz Hdwb. d. St. W.). 
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Abschnitt IIL 


Theilbarkeitsbeschränkungen und Erbrecht. 
8 75. Für und Wider die Mobilisirung. 
Vorbemerkung. 


Die ‚Für* und „Wider* die Mobilisirung fällt zum Theil wenigstens 
ge Nütalichkeit grosser und kleiner Landgtter zu- 
sammen, daher denn auch Betrach darüber als die grundlegenden voraus- 
geschickt worden sind. Ganz allgemein sich sagen, dass je nach der Beant- 
worte: ee auch die Schriftsteller entweder dem | der 
Gebun oder dem der 1 


"gehört („Ueber die besonderer Rücksicht 
auf Hannover“, in der Tüb. Zeitschr. f. d. St. W., Jahrg. 1854) betont (8. 539), 
die a el zu allen Zeiten und unter allen Vorhältnissen 
die oder die freie Theilbarkeit vorzuziehen sei, eine solche, die 
eigentlich gar nicht gestellt werden sollte, Die Bedentsamkeit der mitwirken- 
den Nebenumstände ist es, welche die Bezugnahme auf ein bestimmtes 
Land verlangt. Die ganze volkswirthschaftliche Lage des Lündes, nieht blos 
die landwirthschaflichen sondern auch die industriellen und Handelsverhältnisse, 
die Staats- und Rechtsverfassung, der Bildungsstand, die Sitten und der Charakter 
des Volks werden für die Entscheidung der Frage in Anschlag gebracht worden 
missen“, In der That ist die Frage der Gebundenheit oder der Freitheilbarkeit 

grundsätzliche, sondern nur von Fall zu Fall zu lösende; und auch 

eine Betrachtungsweise, welche etwa ganz allgemein für die niederen Culturstufen 
dürchweg Gebundenheit, für die höheren ebenso durchweg Freitheilbarkeit forderte, 
lässt den jen Punkt vermissen. Zwar in dem allgemeinen Zustand 
der Vi ein Moment von nicht zu un! Tragweite, aber doch 
nur eins; das andere ist durch die thatsüchliche Bewirthschaftungsmöglichkeit ge 
geben, es nämlich von wesentlichster Bedeutung ist, ob nach den Boden- 
und Klimaverhältnissen dem Fortschreiten zu intensiveren Anbauweisen, als un- 
erlässlicher Vorbedingung einer Verkleinerung der landwirthschaft- 
lichen Betriebseinheiten Hindernisse in den Weg gelegt sind oder aller ob 

nicht der Fall; denn wo ersteres zutrifft, kann selbst auf den höchsten Cultur- 
stufen Gebundenheit ein Gebot wirthschaftlicher Nothwendigkeit bleiben. 

Dieso A! it der Streitfrage von dem Einfluss der un Wirthschufts- 

factoren ist meist in der Literatur viel zu wenig beachtet worden und je schroffer 
eben deshalb die Anschauungen in der einen oder anderen Richtung formulirt 

um 50 war eine Verständigung unter den streitenden Parteien 
Auch ist nicht zu vorkennen, dass das Urtheil der Schrifisteller wie der 
Volkswirthe und Staatsmänner sehr vielfüch durch Eindrücke, welche 
Verhältnisse des eigenen Landes oder selbst der näheren Umgebung hinter- 
liessen, beeinflusst worden ist und dass Manche derselben hierbei der Versuchung, 

ein aus locnlen Beobachtungen geschöpftes Urtheil zur Höhe einer 
Wahrheit zu erheben, nicht immer sich zu entziehen verstanden haben, 

wie namentlich auch von Fr. List zutrifft. 


In der heutigen Zeit hat die Controverse viel von ihrer Schärfe, aber auch 
von ihrer praktischen Bedeutung verloren, weil eine Wiederheraufführung der alten 
strongsten Formen der Gebundenheit (gesetzliche Vutheilbarkeit in Verbindung 
alt directen Verüi - und Verschuldungsbeschränkungen) mit genereller 
Ergreifung aller landwirthschaftlichen Anwesen im Ernste von Niemandem discntirt 
wird und jene mildeste Form der Gebmndenheit, welche in den modernen Anerben- 
techtsgesetzen zu Ausdruck kommt, auch von den grundsätzlichen Freunden einer 


’ 








‚den können, dass derselbe os 
wird. — Das Interesse giebt die, für Eltern so 
Freiheit, ‚ihr um unter ihre Kinder nach Willkür zu vertheilen und 
die Gewissheit, dass eine jede Verbesserung zu Gute kommt. — Die Cultur 
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urch die 

‚grösseren Anstrengung mehr Arbeit als bisher.‘ 
A. Thaer 1806 („Annnlen des Ackerbaus*): „Eine völlige Freiheit, 
zusammenzuziehen oder mit einem grösseren zu vereinigen und wieder 
'r in Parcellen von beliebiger Grösse zu zerschlagen und zu yore 
sein. 


el 
hi 


nach seiner individuellen Lage am voı 
'e Production und die Wohlfahrt am . 
Desshalb muss die völlige Freiheit des Eigenthums auch in diesem 
Stück von jeder Regierung vernunftmässig als Gesetz angenommen werden“, Sätze, 
die freilich heutzutage in dieser Allgemeinheit schwerlich von irgend einer 
slegierung, werden zugestanden werden. Auf die Stellung der einzelnen Schrift- 
"zu den hier mitspielenden on näher einzugehen, wird sich im Verlanf 
Darstellı bieten. (Vgl. insbesondere auch die Lit 
zu den „89.) Doch darf vielleicht hier noch an die Worte 
, welche Göthe in Wilhelm Meisters Lehrjahre (8. Buch, 2. Kap.) dem Grund- 
Lothario in den Mund legt: ... „wenn uns nur der Staat gegen eine billige 
Abgabe das Lehe: 's erlassen und uns mit unseren Gütern 
zu schalten erlauben wo) dass wir sie nicht in so grossen 
Massen zusammenhnlten müssten, dass wir sie unter unsere Kinder 
gleiche theilen könnten, um alle in eine lebhafte freie Thätigkeit zu ver- 
setzen... Der Staat würde mehr, vielleicht bessere Bürger haben 
und nicht #0 oft um Köpfe und Hände verlegen sein“. — Ueber eine 
amtliche Enquöte der Württembergischen Boplerung, betreffs der Wirkung 
der Bodenmobilisirung in diesem Land und des in ersten Decennien offenbar 
besonders stark betriebenen Gewerbes der „Gütermeizgerei“ siehe Fallati in der 
"Tübinger Jahrgang 1845, 5. 319 #.; das praktische der En- 
eipfelt in unterm 22. Dez. 1841 erlassenen Verfügung der Ministerien 
Innern und der Justiz über die Missbrüuche bei der Verüusserung von Grund- 
stücken und insbesondere bei der Zertrennung Banerngüter, während das 
Men der Freitheilbarkeit an sich aufrecht erhalten wurde. In den Vorschlägen 
der Verwaltungsbehörden spielte die gesetzliche Festsetzung eines Besitz- bezw. 
Buchonborgor, A. Agrarpolitik. I. 28 
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wiegender Besiedelung durch die fränkischen und thüringischen 
Stämme zu. Wenn es richtig wäre, dass, wie Freiherr v. Stein 
einmal sagte, die Mobilisirung mit der Zeit dazu führen müsse, 
den Bauernstand „in Gesindel und Tagelöhner“ aufzulösen, so 
müsste in jenen Gegenden das Grundeigenthum längst in kleinste 
Bruchtheile „pulverisirt‘“ worden sein. Nun lassen die Zahlen- 
ergebnisse der Statistik in Verbindung mit sonstigen Wahrneh- 
mungen allerdings erkennen, dass gegendenweise der Zerstücke- 
lungsprocess in den Ländern der Freitheilbarkeit ausserordentlich 
fortgeschritten ist, aber ebenso, dass diese Erscheinung keineswegs 
überall sich geltend macht, dass vielmehr neben den kleinen und 
kleinsten Betrieben mittlere und grössere Betriebe in stattlicher 
Anzahl sich erhalten haben; auch steht die allgemeine Wohlstands- 
lage dieser Länder dar Freitheilbarkeit (Frankreich und die Rhein- 
ebene und einzelne angrenzende Ländergebiete) derjenigen in 
anderen Staatswesen, in denen wegen der bis in die neuere Zeit 
rechtlich oder thatsächlich erhalten gebliebenen Gebundenheit der 
grosse bänerliche Besitz vorherrschend vertreten ist, in der Regel 
keineswegs nach. Hieraus aber ist zweierlei zu entnehmen, ein- 
mal dass da, wo im Grundsatz Freitheilbarkeit der landwirtlischaft- 
lichen Anwesen besteht, (Gegentendenzen sich wirksam zeigen, 
welche dem Zerbröckelungsprocess hinderlich in den Weg sich 
stellen; zum andern, dass auch bei weitgehender Zerstückelung 
die Interessen der Bodenproduetion und die Wohlfahrt der länd- 
lichen Bevölkerung nicht nothwendig kümmern müssen. Wenn 
z. B. in Baden auch heute noch auf die Besitzer zwischen 5 und 
100 ha 55 %,, auf diejenigen zwischen 2 und 100 ha über 80 %, 
des gesammten landwirthschaftlichen Areals entfällt und ähnliche 
Besitzvertheilungsrerhältnisse in der Pfalz und den Rheinlanden, 
sowie in Frankreich, einzelnen Cantonen der Schweiz bestehen, 
(vgl. $ 74), d. h. in Gebieten, in denen grossentheils Theilbarkeits- 
beschränkungen irgend welcher Art seit Jahrhunderten nicht mehr 
in Geltung sind (wohl aber seit Einführung des Code Napoldon 
ein rechtlicher Parcellirungszwang in allen Erbtheilungsfällen), 
so erklärt sich diese an sich auffallende Erscheinung doch sehr 
leicht, wenn man mit den das Empfindungsleben der bäuerlichen 
Bevölkerung beherrschenden psychologischen Faetoren rechnet, 
Denn was den Bauern vor Allem auszeichnet und nicht bloss den 
deutschen Bauern, ist eben das, dass er nicht bloss mit besonderer 
Zähigkeit an der ererbten oder erworbenen Scholle festhält, son- 
? En 
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b) Den soeialen Gesichtspunkt in der Beurtheilung der Frage der Freiheit 
hat Fürst Bismarck scharf betont, indem er in einem Erlass 
an das Staatsministerium vom Februar 1882 ausführte : 

„Die Thatsache, dass das Eigenthum an Grund und Boden die Besitzer fester 
als jedes andere Band mit dem Staate und seinem Bestande verknüpft, hat für alle 
Klassen der Betheiligten gleichmässige Geltung; der Bigenthümer 
Hauses ist durch dieselben Interessen mit dı 


5 


für die dauernde Erhaltung derselben in ihrem Eigenthum zu sorgen 
en ale Auna)ne ungehemmten Fortschreitens der Bodenzers 
lem 
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2. Eine im Gefolge der Mobilisirungsfreiheit eintretende weit- 
gehende Zerstückelung des Grundbesitzes ist da am wenigsten 
als schädlich zu erachten, kann sogar mit der Wohlstandslage des 
flachen Landes nachhaltig verträglich sein, wo die Bodenverhält- 
misse besonders günstige sindunddasKlima ein mildes ist, 
wo also auf derselben Flächeneinheit höhere Roherträgnisse als in 
Gegenden mit minder günstigen Verhältnissen dieser Art gewonnen 
werden können und wo aus eben diesen Gründen hochwerthige 
Culturen (Handelspflanzen) sich betreiben lassen, Auch da ferner 
braucht eine weitgehende Zerstückelung keineswegs die Erscheinungen 
des Zwergwirthschaftenthums aufzuweisen, wo wegen der Nähe 
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legenheit hierzu in ausgedehntem Maasse gegeben werde. Denn 
wenn man auch nicht gerade der Ansicht huldigt, dass schon der 
Grundsatz der Gleichheit Aller vor dem Gesetz dazu führt, jedem 
Stantsangehörigen die rechtliche Möglichkeit zum Grunderwerb 
durch unbeschränkte Mobilisirungsfreiheit des Verkehrs in Grund 
und Boden einzuräumen, so wird man es doch aus den oft er- 
wähnten Gründen politisch und social für einen Vortheil erachten 
müssen, wenn mit der zunehmenden Auftheilung des Grund und 
Bodens das eigentlich sesshafte Element des Volkslebens, das zu- 
gleich seiner Natur nach radiealen Strömungen abgeneigt ist, eine 
Stärkung erfährt, und zwar um so mehr für einen Vortheil, in je 
höherem Grade ein ungesundes, d. h. proletarisches Wachsthum 
der Städte sich bemerkbar macht und die eigenthümlichen Erwerbs- 
verhältnisse des städtischen Lebens die socialen Gegensätze ihrer 
Bewoliner verschärfen, Aber auch im Hinblick auf das Gedeihen der 
industriellen Gewerbe ist der Zustand einer gleichmässigeren Boden- 
vertheilung ebenfalls vortheilhafter als die Häufung des Grund- 
besitzes in den Händen Weniger, weil mit einer zahlreichen Klasse 
von unabhängigen kleinen und mittleren Grundbesitzern regelmässig 
eine starke Nachfrage nach gewerblichen Erzeugnissen Hand in 
Hand geht, der es im anderen Fall, wenn die grosse Masse des 
Landvolks aus besitzlosen Tagelöhnern besteht, gebricht. Das 
Latifundienwesen im östlichen Deutschland und der Mangel an 
Gewerbfleiss ebenda dürften sicherlich in einem inneren Zusammen- 
hang stehen. In England hat allerdings durch ein ungewöhnliches 
Zusammentreffen günstiger Umstände eine blühende Industrie trotz 
der ungünstigen Bositzverhältnisse auf dem flachen Lande sich 
entwickelt; aber nicht im Besitz eines kaufkräftigen Hinterlandes, 
wie es sich aus dem Vorhandensein einer dichten Landbevölkerung 
ergiebt, und desshalb zum grossen Theil auf den Export ange- 
wiesen, entbehrt die Industrie in dem Inselreiche mehr als ander- 
wärts der Stetigkeit und Regelmässigkeit der Entwicklung und 
befindet sich in einem Zustand weitgehendster Abhängigkeit von 
der Handelspolitik fremder Staaten und der allgemeinen politischen 
Lage überhaupt. der schwerlich als ein wünschenswerther erachtet 
werden kann"). 


#) Schon v. Mohl meint (a. a. O, $ 113); „Müssen nicht alle Mittel, selbst 
zuweilen die schlechtesten, angewendet werden, um den Absatz (nach Aussen) zu 
erhalten, womöglich zu erweitern? Bringt nicht schon jetzt eine 
iu einen entfernten Welttheil unmittelbar eine schmerzhafte und vielleicht gefährliche 
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Zukunft, der Vorsorge auch für die kommenden Generationen zur 
Reife bringt, welche lehren, von der Freiheit einen maassvollen 
Gebrauch zu machen. Für einen grossen Theil der italienischen 
Bewohner des flachen Landes war desshalb die unbeschränkte Zu- 
lassung der Freitheilbarkeit sicherlich ebenso ein gefährliches 
Geschenk, als unbedenklich für die überwiegende Mehrzahl der 
Landbevölkerung der Rheinthalebene oder Frankreichs, die, wie 
die Statistik lehrt, ungeachtet der Freiheit haushälterisch mit 
dem Grund und Boden umzugehen und — sei es durch Maass- 
halten in vorzeitigen Eheschliessungen, sei es durch eine nüchterne 
Heirathspolitik, welche das gemeinsame Einbringen von Grund- 
besitz. in die Ehe anstrebt, sei es durch rechtzeitige Abstossung 
der überschüssigen Bevölkerung in andere Berufsarten — eine 
wenn auch vielleicht nicht durchweg befriedigende, so doch leid- 
lich gute Besitzvertheilung bis auf den heutigen Tag zu behaupten 
wusste). 


8 76. Fortsetzung; bedingte Räthlichkeit der Gebun- 
denheit; abschliessende Betrachtungen, 


4. Je ungünstiger die äusseren Produetionsbedingungen 
sich erweisen, je entlegener die Stätten der landwirtlischaftlichen 
Production von den grossen Industrie- und Verkehrscentren sich 
befinden, je mehr es danach an der Möglichkeit fehlt, für die Karg- 
heit der Natur und die etwaige Unzulänglichkeit des Besitzes in 
anderweiten Beschäftigungen Ersatz zu finden, um so rascher wird 
bei Zulassung der Freitheilbarkeit die Grenze der Unterhalts- 
möglichkeit erreicht, um so bedenklicher also jene Zulassung selber 
sein. Dies trifft also in besonderem Grade für sehr nördlich ge- 
legene Gebietstheile (Skandinavien, grosse Theile von Russland ete.), 


!) 80 räumt auch Helferich, der im Zelte ein warmer nnd BbeiuiRE 
ie der Een jet de a ya „solche Völker und Stimme, he 
individnellen stgefühls sin io Leben mit Energie 
und fromm und treu an alten Sitten halten, von der Freiheit in ee 
Grund und Boden im Gunzen keinen verderblichen Gebrauch machen, wenn mur 
ee ie ist, nicht nur in der Freiheit zu theilen und 
verkleinern besteht, sondern auch die gesetzliche Möglichkeit zu erhalten in sich 
begreift (a. u. O., Be 1858 8. 208). Die Hauptsache nach Helferich m Ber und 
man ihm cher beipflichten, dass in den Gebieten der Freitheilbarkeit 








und augenfälligsten zu Tage 
ee Isberg, d 
ee 


aaa 

scher Weise hat, im So 
Arbeit lebt, im Winter uber zum 
angewiesen ist, „sich und“ der statlichen € 


völkerung anwenden, wobei 
stossen darf, dass die Symptome ' 
gerade in den Gebirgsgegenden, d. h. in jenen 
vortreten, welche vergleichsweise die dünnste 
weisen. Und doch sind es unbestreitbar die 
des Schwarzwaldes, ein Theil der Alpen und die er 
deutschen Gebirge, in welchen in” 0 
Menschen, trotz der im Ganzen schw; 
sitzen und zu einem grossen Theil ein; 
Dasein fristen, weil eben hier die Natur 
und eine Daseinsmöglichkeit selbst bescheid 
hältnissmässig grossem Landbesitz N 
der Familienzahl auf Kosten der vorhander 
schiebt desshalb in solchen Gegenden © B 
werbs sofort in nachtheiliger Weise und jede 
trennung von Gutsbestandtheilen zum Zw k 
neuer Wirthschaftsexistenzen wird um so 
theiligten bei der immerhin verhält 
bleibenden Guttheile sich zunächst : 
solcher Theilungen Täuschungen hingeben. Es 
in Gebirgsgegenden neben Acker- und 
Wald und Weide einen wesentlichen 
bilden, die besondere Art der Nutzung, 
bezeichneten Beschaffenheit aber einer Aufthei 
gänzlich widerstrebt und wo letztere dennoch” 
der Unmöglichkeit fernerer ordnungsinässi; 
aufhaltsam zur Devastirung führt ($ 49, : 
Grade als: in den fruchtbaren Tiefebenen- 
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daher für dieGebirgsgegenden auf die Stabilität der Bevölkerung 
als Vorbedingung der Wohlstandserhaltung Werth zu legen und darauf 
zu achten, dass einer Vermehrung der ansässigen Wirthe innerhalb 
der einzelnen Gemarkungen durch jederzeitige Abstossung eines 
Theiles der nachwachsenden Generation entgegengewirkt werde. 
Das wirksamste Mittel hierzu liegt aber in der rechtlichen Ge- 
bundenheit der Anwesen, welche deren Vertheilung unter die 
Miterben oder deren Verkleinerung im Wege des Verkaufs hindert 
oder doch erschwert und desshalb einen mittelbaren Auswan- 
derungszwang gegenüber den nicht zur Gutsnachfolge berufenen 
Geschwistern in sich schliesst. Denn der ständige Abzug eines 
Theiles der Bewohner solcher Gegenden zu dem Zweck, sich an- 
deren Erwerbsgelegenheiten ausserhalb der Heimathgemeinde zu- 
zuwenden, muss als eine der wesentlichen Bedingungen der Wohl- 
fahrtserhaltung dieser Gemeinwesen bezeichnet werden und es hat 
denn auch in Landestheilen mit Productionsbedingungen der er- 
wähnten Art der Uebergang von der Gebundenheit zur Mobili- 
sirung überall als ein verhängnissvoller Fehler sich erwiesen, der 
Art, dass da, wo die Freiheit des Bodenverkehrs schon längere 
Zeit währt, theils unerfreuliche, theils gänzlich unhaltbare Zu- 
stände sich herausgebildet haben. Hausindustrielle Beschäf- 
tigung vermag zwar unter Umständen die Schäden des Kleingütler- 
thums im Gebirge und Wald abzuschwächen; aber die Erfahrung 
zeigt, dass die Bedingungen für eine günstige Entwicklung solcher 
bäuerlicher Hausindustrieen nur selten gegeben- sind; dass selbst 
da, wo sie seit Altersher sich eingebürgert haben, wie etwa die 
Uhren- oder Strohflechtindustrie des Schwarzwaldes oder die Spiel- 
waarenindustrie des Thüringerwaldes ete., die Schwierigkeit der 
Absatzverhältnisse und die wachsende Abhängigkeit von den Con- 
juneturen des Weltmarktes die Lage dieser bäuerlichen Haus- 
industrie sehr oft zu einer äusserst prekären gestaltet; und dass 
die neue Binführung von dergleichen Beschäftigungen fast regel- 
mässig scheitert. Ja, man darf Angesichts der jingsten Erhe- 
bungen über die Verhältnisse der in diesen bäuerlichen Haus- 
industrieen Beschäftigten sehr wohl den Zweifel äussern, ob ihre 
Einführung überall nachhaltig der Bevölkerung‘ zum Vortheil ge- 
reichte, oder ob nicht gerade sie zur Folge gehabt hat, die Zu- 
stände einer tatsächlichen Ueberyölkerung mit den aus ihr her 
vorgehenden Leiden zu chronischen zu gestalten. Denn die Aun- 
sicht auf einen, wenn schon denkbar kärglichen Verdienst hal 


i 
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a) Anmerkungen. Reha lizei; in Biden, 
1871, hat darauf aufmerksam bei der Hofv: des arzwalds 
die überschüssige ländliche sich entweder der zuwendet 
oder den zeitweise verlässt, 


Aufsaugung des ‚grossen Besitz h 

yazyaheeng einer-, Ar anderseits) auch die Ze el ntUne.groseE 
Fortschritte aufweise. (Nähore Zahlen hierüber in Kap. VL) Man ın sich 
in der That des Eindrucks kaum erwehren, dass die Aufhebung des ed 
zwangs und des älteren Anerbenrechts durch das vom 27. Juni 1} 
und Unterstellung der Lan in erbrechtlicher Hinsicht unter das Al 


meine Landrecht von 1811 (um 2 der Naturaltbeilung:; t 
ei intenil ie licher und un icher Habe zu fordern) 
weite Theile der Oesterreich. Moi mindestens für die Gebirgsgegenden 
mit extensiveren aeg DIEBE WENE ne re 
Zurücktreten von Fruchtbau), eine wenig 0 Maassregel war, demm 
ee gen 1. April 1889 selber 
einrfumen musste, dass (das Princip der gleichen Erbtheilung zur schlimmsten 
ae en h a hl ner Fannllie Ein 
zur ing noch zur vo aus: 
und dadurch proletarische Zustände der Besitzer herbeiführen müssten. Daher 
denn auch dieses Gesetz die Wiedereinführung von Beschränkungen der Theil- 
barkeit der Landesgesetzgebung für laudwirthschaftlicho Anwosen mittlerer 
Grösse freistellt (Art. 16) ae (um der Gefahr der Aufsaugung landwirth- 
schaftlicher Anwesen durch grossen Besitz zu begsgmen) landesgesetzliche 
Bestimmungen zulässt, wonach derartige Anwesen von Personen, in deren Eigenthum 
solche Höfe oder grössere landwirthachaftliche Besitzungen bereits stehen, 
gar wicht oder nur unter bestimmten Voraussetzungen oder Beschränkungen erworben 
werden sollen. Von dieser lichen Befügniss scheint aber bis jetzt in keinem 
der Kronländer eine Anwen gemacht worden zu sein, 


5. In einer Mittelstellung zwischen den in Hinsicht auf 
natürliche Erzeugungsbedingungen und sonstige Erwerbsaussichten 
besonders günstig (Ziffer 2) und den in diesen Beziehungen be- 
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der Liegenschaftshabe gestattenden (ja, wie in den Ländern des 
französischen Rechts, geradezu vorschreibenden) Rechts die unge- 
theilte Vererbung gewohnheitsrechtlich sich erhielt. Man 
darf aus dieser Thatsache wohl mit Recht folgern, dass die Landbevölke- 
rung da, wo sie also verfährt, nicht etwa nur pietätsvoll einer alten 
Sitte und Rechtsgewöhnung nachlebt, sondern von 
wirthschaftlichen Anschauungen sich leiten lässt, vermöge deren 
sie unter den gegebenen Wirthschaftsmögliehkeiten ein Zusammen- 
halten des überkommenen Besitzes für eine Nothwendigkeit er- 
achtet, wenn nachhaltig der Wohlstand der Einzelnen und damit 
der ganzen Gemeinde erhalten bleiben soll. Und man kann weiter 
folgern, dass wenn die Gesetzgebung, „einem Gleichheitsideal 
nachjagend“ das Erbrecht in Mobilien und Immobilien nach 
gleichen Grundsätzen ordnete, diese Schematisirung mindestens 
den Ansehauungen derjenigen Bevölkerungskreise, auf welche das 
neue Recht berechnet war, nur sehr unvollständig Rechnung trug. 
Die Frage, ob für diese Gegenden die Rückkehr zu den alten 
strengen Formen der Gebundenheit (Gütersehluss, Untheil- 
barkeit) angebracht erscheint, wird gleichwohl im Allgemeinen 
ebenso zu verneinen sein, wie sie für die unwirthlichen Bezirke des 
Gebirgslandes oder der klimatisch ungünstigsten Gegenden zu 
bejahen ist; denn der Beweis ist nicht erbracht, dass im Grossen 
und Ganzen die Bevölkerung jener Gegenden die Freiheit der 
Mobilisirung missbraucht hätte und dass in Folge dieses Missbrauchs 
ähnliche Nothstände, wie sie in Waldbezirken eingetreten sind, 
zu bemerken wären. Man muss dabei beachten, dass wenn im 
Gebirge jede Produetionssteigerung in denkbar enge, durch die 
Natur selber auferlegte Schranken gewiesen ist, für das Flachland 
und die Bezirke des Hügellandes diese Schranken sehr viel weiter 
gezogen sind und nichts der Annahme entgegensteht, dass mit 
der wachsenden Erkenntniss der Bedingungen der Pflanzenerzeugung 
und der Verbreitung dieser Erkenntniss und der darauf sich 
gründenden vervollkommneten Technik, auch in diesen Gegenden 
die Anwesen mit der Zeit sehr wohl geometrisch kleiner werden 
und doch ihren Wirthen das gleiche Maass der Lebenshaltung er- 
möglichen können, das ihren Vorgängern auf dem grösseren Besitz 
verstattet war. Im Uebrigen trifft gar nicht selten auch bei Bauern- 
gütern dasselbe wie beim Grossgrundbesitz zu, dass solche nämlich 
gegenüber der Kapitalkraft ihrer Besitzer zu gross sind, um richtig 
umgetrieben zu werden; in diesem Fall würde aber gewiss die 
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Bau Se, Aehnlich Marchet (In: a Ein Rückblick 

pe ee ea 
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Vorbeugungsmittel anzuwenden. Die Freitheilbarkeit ist die unerlässliche Vor- 


die naturgemässe Voraussetzung für die Gestaltung Grunderbrechts und wor 
ee 30 #.); wobei ligne Marohet de wealükene 
eines Anerbenrechts im Grundsatz voll anerkennt (8. 87 M.), 
aan di DE der Untheilbarkeit gerade flir die 
'bar zu ER _ nee meint: „Unter den 
Wirthschaft kann en Produetiviiät nicht mehr von 
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Auch Gierke (a. a. O., 8. 415 ff.) erachtet die Rückkehr zur alten Form der 
Gebundenheit als zwingendes, allgemein gültiges Rechtsinstitut für unthun- 
ee ip Froatt des Privnielgenlinne um. Graf tn Wodas 20 
in das moderne Rechts er ae er 
ES erake Mila monate sich als unzureichend erweist . 
an it 


Gebundenheit abschen m ; wogegen 
ee der adeligen Fideicommisse wie entschieden für die A: ähn- 
licher Rechtsinstitute für die bäuerliche Bevölkerung, wenn u it mit Mitteln 
des staatlichen Zwangs, eintritt (vgl. $ 78 u. 80). — Im Vebrigen wird mit Recht 
darauf aufınerksam gemacht (Roscher, $ 147 a. a. O.), dass alle Gebundenheit 
doch höchstens die Entstehung von Zwergeigenthümern verhüten kann, aber 
keineswogs von Zwergpächtern. Diese „aber sind noch viel schlimmere Prole- 
arier, viel heimathloser, viel eher durch einen Unfall ins Elend gestürzt, viel ab- 
Aknglawe von 3 Reichen, un ee jede Menschenklasse, sich um so stärker 
zu vermehren, nac ren era zur Ansissigmach, einer 
Familie Sekranke Im Weg „ Den Zwergpächtern steht in Hinsicht eigentlich Fr keine 
Ebenso — was helfen alle Verbote der Realtheilung, wenn 
o a RN „riseht, ke Vorpfändung seines Grundstücks fast 
und Schuldner vorzunehmen“? Während 
bee wiederum A was rg Ve ung von Gründstücken erschwert, entweder 
us befördern“ 


muss; „ausser wo man dis te System der Gebundenheit, namentlich auch mit 
seiner Aristokratschen Fazillen 


verfiss‘ beibehält“. — Ein ee 
der strengen Gebundsnheit, it u dee Fr. List, dem „die Untheilbarkeit der 


Buchenbergor, A., Agrarpalitik. I 9 
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Frage: ob Gebundenheit, ob Mobilisirung? mit einem glatten „Ja* 
oder „Nein“ zu beantworten; und dass es nieht grundsätzlicher 
Opportunismus, sondern Ausfluss einer mit den thatsächlichen Ver- 
hältnissen rechnenden, nach praktischen Zielpunkten strebenden 
Auffassung ist, wenn diese Frage nur bedingt, d. h. nur für 
bestimmte Gegenden, mit Rücksicht auf gegebene Wirthschafts- 
und allgemeine Culturverhältnisse bejaht oder verneint wird; dass 
eben desshalb die rechtliche Ordnung anf diesem Gebiet am besten 
provinziell, angepasst den individuell hervorgetretenen Bedürfnissen, 
erfolgt, während jede noch so wohlgemeinte uniforme Regelung 
der Gefahr unterliegt, theils hinter dem wirklichen Bedürfniss 
zurückgeblieben, theils über dasselbe hinausgeeilt zu sein. 


Den nachfolgenden Ausführungen erwächst demnach die Auf- 
gabe, für die praktische Ausgestaltung des für die Besitzvertheilung 
maassgebenden Rechts in Anlehnung an die vorstehend gewonnenen 
Ergebnisse die Norm zu finden; und es wird sich dabei wesentlich 
um die Erörterung der Frage handeln, welche besondere Gestalt 
eine etwa noch für nöthig erachtete Gebundenheit des Grund- 
besitzes unter den neuzeitlichen Verhältnissen anzunehmen habe, 
um dennoch eine lebensvolle Fortentwicklung zu ermöglichen bezw. 
eine unter allen Umständen missliche Erstarrung des Wirthschafts-, 
lebens fernzuhalten. Dabei werden also insbesondere die ver- 
schiedenen Rechtsformen einer Beschränkung der Theilbar- 
keit des Grundbesitzes und die damit im engsten Zusammen- 
hang stehende Ausgestaltung des Erbrechts in Landgüter zu 
erörtern und, was letzteres anlangt, insbesondere zu untersuchen 
sein, welche Besonderheiten zu beachten sind, um ein solches von 
den allgemeinen Erbrechtsnormen abweichendes Erbrecht mit dem 
speeifischen Wesen des Landwirthschaftsbetriebs in Einklang zu 
bringen, ohne dabei mit den berechtigten Interessen Dritter allzu- 
sehr in Widerspruch zu gerathen, 


$ 77, Gesetzliche Untheilbarkeit und Zwangs- 
Anerbenrecht. 


1. Eine kraft Gesetzes wirksame, also die landwirthschaftlichen 
Anwesen eines Landes oder eines enger umschriebenen Gebiets 
ohne Weiteres erfassende Untheilbarkeit hat sich nur noch 
sehr vereinzelt als Ueberbleibsel der ältesten Form der Gebunden- 

29" 








Abschn. II. $ 77. Gesetzliche Untheilbarkeit und Zwangsanerbenrecht. 453 


nachfolge bestimmten Kind die änderen Geschwister in einer den 
Farmilienfrieden störenden Weise zurückgesetzt werden und diese 
Zurücksetzung um so herber empfinden, je günstiger die Bedin- 
gungen der Gutsübergabe sich im Einzelfall gestalten, hängen 
nieht sowohl mit dem System der Geschlossenheit an sieh als mit 
der demselben eigenthümlichen Individualsuecession (Anerben- 
recht) zusammen, stehen und fallen also mit der Frage der Räth- 
lichkeit eines solchen Erbrechtssystems überhaupt. ($ 81 fl.) Aber 
selbst wenn die von einzelnen Schriftstellern gezeichneten uner- 
freulichen Zustände den Bezirken des geschlossenen Besitzes in 
höherem Maasse von Hause aus eigen sein sollten, als anderen Ge- 
bieten, so würde die Aufhebung der Geschlossenheit doch jeden- 
falls das unrichtige Mittel sein, hierin Wandel zu schaffen, weil 
der Zerfall der Bauernhöfe in kleine Anwesen in diesen Gegenden 
mit Gebirgsklima nothwendig zum Pauperismus und damit zu noch 
viel unerquieklicheren Zuständen als den gerügten hinleiten müsste. 
Dagegen gewinnen jene Einwendungen allerdings eine erhöhte Be- 
deutung, wenn es an zwingenden Gründen für die Beibehaltung 
der Geschlossenheit überhaupt fehlt, wenn also dieses Institut 
ausserhalb solcher Gegenden, in denen es eine natürliche Begrün- 
dung hat, sich findet, was indessen nur ganz ausnahmsweise noch 
der Fall ist. 

Im Uebrigen ist darauf hinzuweisen, dass es auch in den 
Gegenden der geschlossenen Güter an einer Manniehfaltigkeit der 
Grössenabstufungen der Einzelanwesen in der Regel nicht gebricht, 
dass ferner nirgends der gesammte Grund und Boden einer Ge- 
markung geschlossen zu sein pflegt, eine Anzahl Anwesen vielmehr 
als „walzende“ der freien Veräusserung und Theilung unterliegen und 
mithin die Gelegenheit zum Bodenerwerb für Kleingewerbetreihende, 
Tagelöhner ete. selten gänzlich verschlossen ist, wo dies aber der 
Fall sein sollte, ein Hinderniss nirgends besteht, Abhilfe in dieser 
Beziehmg zu schaften. 

3. Eine verständige Ordnung wird selbstredend darauf Bedacht 
nehmen, dass die Geschlossenheit des Grundbesitzes nicht zu einer 
starren Unbeweglichkeit der einmal gegebenen Besitzverhältnisse 
ausarte und, um dies zu verhüten, unter Umständen die Lostren- 
nung einzelner Parcellen, ja selbst eine Auftheilung eines Guts 
in mehrere Güter nicht schlechthin verbieten. Damit aber die, 
richtiger Weise in die Hand der Verwaltungsbehörden zu legende 
Entscheidung über die Zulässigkeit solcher Abtrennungen und 
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Emminghaus (Faucher's Se en 1870, Bd. 3) schreiben konnte: „Es 

int durch nichts man das Privatrecht des ee 
ganz andere Art von Di betrakhis; als das Eigenthum von 

Eine solche Unterscheidung ist ein längst überwundener, ein ig tie 

historischer (}) wi. Solche Gesetze, wie das Bit von 10, 
zuerhalten, hiesse Anderes als... in die Hände arbeiten dem Communismus.“ 
Dem ‚er stellten die Badischen Iend yirthschafilichen erh 
von (Bd. IV, 8.24) die een der Untheilbarkeit für den Schwarz- 
wald als ein dauerudes ee und die 


der Land: 
1891, 8. 106; ferner meinen ne 
ständo*, II, 8. 30, und HL. Sohuize, Bericht über Bene 
Baden au Kammer der Landstände, 1883/84.) Mittlerweile 
nahe ann he IN 
Feststellungsverfahrens 


Königreich Sachsen: Pa November 1848, das in bewegter 
als „das schänmendste Ross am Triumphwagen der Reaction“ bezeichnet 
wurde und das die Untheilbarkeit der zur Zeit seiner Erl: als geschlossen 
behandelten Rittergüter und lündlichen (Bauern-) Anwesen in der Weise BE 
dass von solchen Gütern nur ein Drittel, nach Steuereinheiten berechnet, ab- 
t werden dar, darüber hinaus weitere Abtrennungen aber nur unter gunz 
ee Voraussetzungen (bei Weinbergsland, zum Zweck der Anlage von Gärt- 
zur Errichtung von Wohnhäusern und gewerblichen Etablissemeuts 
are sind. Die abgetrennten Grundstücke pe: fornerhin als walzende und 
diesen treten diejenigen zur Zeit der Erlassung des Gesetzes nicht gr 
wesenen Grundstücke, als dem freien Verkehr in jeder a zugänglich, hinzu; 
doch sollen auch hente noch 70-75 °), des gesammten thus rechtlich 
sein (v- EENPRAS HELLEN. in „Wäuerliche Zustände“ a3 ', und v. Mias- 
owski, I, 5. 240). kes Ui mittleren und 
bäuerlichen Besitzes 


E 


26,9 °%,) hängt mit dieser eonserrativen ung offenbar zusammen; ob indess 
die des Besitzes auch für die ones Theile dieses Landes 
Ru wirthschaftliches Bedürfniss ist, muss ans den im Text Gründen 
437 u. 447 ff.) bezweifelt Eu behauptet werden, Ama. die et der 
irthschaft in diesen Bezirken auch dann noch keinem Eintrag 

are re na die Güter zwischen 20 und 100 ha durch m einer 


bäuerlicher Familien, als bisher der Fall war, ber Kennung 
Finden auch ist klar, dass die schematische Festl ‚birennungsmög- 


lichkeit (auf ein Drittel) bei Anwesen mittlerer Grösse 
nügender Bauernstellen führen kann, während x. B. im ee ya eine 
‚beiden Theilen t werden würde. 
8. Sachsen-Altenburg: Gesetz vom 9. April 1859, welches une % 
servirung älterer bis iu das 16. Jahrhundert Rechtsnarmen die 
se) He Nun green en von 5 Aa an (13 Ha) ler dr Abtemung 
Regel nach nur mit Ministerinlgenehmigung zulässt. — 
eiter weisen die strenge Form der Gebundenheit auf: 
4. Reuss jüngere Linie: Gesetz vom 30, April 1866; 
5. Schwarzburg-Sondershausen: Gesetz vom 16. Juli 1857; 
6. Sachsen-Weimar: Verorduun; vom 14. Norbr. 1860 und 1. Norbr. 
HEBEN SR 'h dus Gesetz über die 
der Grundstücke vom 5. Mai 1 bestimmt worden, dass die Gebundenheit der 





au, welche über die wie über deren 

rung, Vi ; Verschuldung zu befinden und „etwa alle 50 Jahre den 

Fortbestand des zu entscheiden hätte“ (8. 88). Jetzt ist der Fidei- 

commisabesitzer „allein von den des freien Vi und 

Erbreehts eximirt v ihm Veber- 

BERSERRNeTgeine Genossen, das auf die Dauer nothw. zur Expansion seines 
auf Kosten des Besitzes seiner Nachbarn muss, denn fidei- 

Id Inden Top, vu di dir ke dem erieren 


Absorbtiom 
Grundbesitzes gerichtete mindestens gleiches Recht für beide 
ge a it zu Schaden kommen soll 
RB. 


A 
Ni 
ii 
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Als literarische Gegner des ee a Lette, L. v. a 
Schäffle; von älteren neben Rau und v. lan ‚hl noch A, rs re 
von Politikern Reichensperger; ala er Freiherr v. Stein, J. E. Stahl, 
v: Gerber, Gierke (vgl. auch desson neuesten Artikel: „Fideicommiss*” im Hdwb. 
d. st. W) und wie oben erwähnt auch Koscher, letzterer allerdings nur unter 
sehr starken Vorbehalten. Für Gierke ist das F. ein Rechtsgebilde, „das in voller 
Lebenskraft blüht“ und das einen „so Nuke. Ferse Rechtsgedanken ver- 
körpert, ... . dass ex den Kampf mit seinen chen 0 a alas 
nehmen kann“, Baia alasi.d1a Gaga Bamtaltın mia KLEE NaR 
sondern auch von conservativer Seite geltend gemachten Einwendungen doch etwas 
leichthin abgethan werden und arena viel zu wenig beschtet wird, dass eine 

„staatserhaltende bodenständige Grundaristokratie“, wenn sie nur überhaupt einen 
gesunden Kern birgt, des Schutzes des Fideicommisses weder zur Eutwicklung 
staatstreuer, vornehm-conservativer Gesin noch zar Erhaltung des Familien- 
besitzes bedarf, wie doeh England pa rel 

Die Nothwendigkeit einer en Um- und Fortbildung des 

ens erkennt freilich auch Gierke an; es soll nach seiner Ansicht 


ung 
stattung der öffentlichen Gewalt mit denjenigen Machtbefugnissen gehen, „welche 
zum Schutz des Gemeinwohle die Interessen einzelner fiir unent- 
behrlich gohulten werden“ jedenfulls staatliches Genehmigungsreeht, wohl 
auch ichkeit der richwering der Anhäufung allzugrossen Fideicommissbesitzes 
in einer durch Festsetzung einer oberen Grenze, 

Conrad ist auf Grund zahlreicher Studien über das Fideleommis- 

so in der „Festgabe für Hanssen“, 1889; im „Fideicommisse*“ 

im Ha. &. 8t.-W. es gewährt, nebenbei bemerkt, kein selır erlanliches Bild, wenn 
in in Uebrigen so vortrefflichen Werk dieselbe Materie von zwei, auf 
einem sätzlich verschiedenen Boden stohenden Gelehrten behandelt wird) 
der Erhaltung des Fideicommisswesens abgeneigt und kann insbesondere der Ansicht 
1 ces nicht beipflichten, dass die gegenwärtige Schrofheit des Instituts und 


_ 
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deren continentalen Staaten verbreitet und mit Ausnahme von Frank- 
reich, dessen bürgerliches Gesetzbuch Substitutionen jeder Art 
verbot und wo ein späteres Gesetz vom 7. Mai 1849 die aus der 
Zeit des ersten Kaiserreichs stammende Majoratsgesetzgebung aul- 
gehoben hat, bis auf den heutigen Tag in einer grossen Anzalıl 
Länder hehauptet. 

Aufdie rechtliche Gestaltung des Fideicommissrechts, welche 
länderweise bemerkenswerthe Verschiedenheiten aufweist, istan dieser 
Stelle nicht näher einzugehen; es mag an dem für die nachstehen- 
den Betrachtungen besonders wichtigen Hinweis genügen, dass nach 
gemeinem Recht das Fideieommiss unveräusserlich und unver- 
schuldbar ist, dass aber dureh die partieulare Gesetzgebung dieser 
Grundsatz vielfach durchbrochen und ebensowohl Veräusserungen 
wie ein Eingehen von Schulden zu Lasten des Fideicommissgutes 
im Fall der Zustimmung, sei es der sämmtlichen Anwärter oder 
einer Vertretung der Familie, zugelassen worden ist; dass der 
Regel nach für solche Fideicommiss-Schulden nur die Einkünfte 
des Fideicommissguts, nicht aber dieses selbst, haften, das Fidei- 
eommissgut also nicht der Subhastation, sondern nurder Sequestration 
(Zwangsverwaltung) unterliegt, wobei aber partieularrechtlich für 
bestimmte Arten von Schulden auch die Haftung des Fideicommiss- 
guts selber vorgesehen ist; endlich dass für die sonstigen Schulden 
(Allodialschulden) der Nachfolger in das Fideicommiss nicht ein- 
zutreten braucht. Auch ist hervorzuheben, dass die Errichtung 
von Fideicommissen gewöhnlich von dem Vorhandensein eines 
"Wertli- oder Ertragsminimums abhängig gemacht wird und dass 
vereinzelt auch eine Obergrenze des Werths bestimmt ist; ferner diese 
Errichtung zu ihrer Gültigkeit meist der staatlichen Genehmigung 
(dureh eine Staatsbehörde, durch den Landesherrn oder durch ein 
besonderes Gesetz) bedarf und für diese Genehmigungsertheilung 
eins in der Regel hohe Gebühr (Taxe) zum Ansatz gelangt. 

Bei der Würdigung dieses Instituts ist auf folgende 
Gesichtspunkte hinzuweisen : 

1. Weil das Wesentliche des Fideicommissguts auf der grund- 
sätzlichen Unveräusserlichkeit desselben beruht, so ist es auf 
gleiche Linie mit dem Liegenschaftsvermögen derjenigen juristischen 
Personen (des Staats, der Gemeinde, der Kirchengemeinschaften, 
der milden Stiftungen etc.) zu setzen, das ebenfalls, seiner 
Zweckbestimmung nach, dauernd dem Verkehr entzogen sein soll, 
es fällt danach mit diesem unter den Begriff der „todten 
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gegenüber der einmal bestehenden ungünstigen Besitzverfassung, 
wegen der auf unabsehbare Zeit hinaus erfolgten starren Fest- 
legung der einzelnen Besitzgrössen, eine Aenderung zum Besseren 
im Wege des freien Güteraustausches versagt oder doch auf das 
Asusserste erschwert ist. Immerhin besteht die nicht unbegründete 
Besorgniss, dass von der rechtlichen Möglichkeit der Errichtung 
von Fideieommissgütern unter Umständen in sehr weitgehendem 
Maasse Gebrauch gemacht werden kann und dass selbst der 
Vorbehalt einer staatlichen Genehmigung keinen hinreichenden 
Schutz gegen eine übermässige Festlegung des Grossbesitzes in 
fideicommissarischer Form bietet, da die Erfahrung lehrt, dass wo 
einmal der Grossgrundbesitz in übermächtiger Weise sich ent- 
wickelt und vermöge seiner Machtstellung einen weitgehenden 
Einfluss sich zu verschaffen gewusst hat, er seine auf dauernde 
Sicherung des Besitzes abzielenden Schritte in der Regel mit Er- 
folg unternehmen und für die fideicommissarische Bindung seiner 
Güter selten erheblichen Schwierigkeiten begegnen wird (vgl. Oester- 
reich). Liegt aber die Gefahr unserer Zeit, wie Conrad richtig 
betont, nicht sowohl in einer zunehmende Zersplitterung der Ver- 
mögen, sondern in einer zu grossen Concentration derselben, so 
besteht eben das „Bedenkliche der statutarischen Erbbeschränkung 
und Unveräusserlichkeit des Grundbesitzes in der durch sie be- 
günstigten Latifundienbildung*; und vom Gesichtspunkt der an 
eine harmonische Besitzvertheilung zu stellenden Forderungen 
ist daher ein Sonderrecht, das diese Harmonie zu stören ge- 
eignet ist und deren Wiederhörstellung, wegen der auf ungemessene 
Zeiten sieh erstreckenden Rechtswirkungen der Einzelstiftung, auf 
das Stärkste behindert, sicherlich nichts weniger als einwandfrei. 

3. Von den Befürwortern des Instituts pflegt der Thatsache 
Bedeutung beigelegt zu werden, dass in jedem Staat neben den 
kleineren und mittleren Besitzungen ein Stand wirthschaftlich und 
soeial unabhängiger Grossgrundbesitzer vorhanden sei, die, von 
ächt aristokratischem Geist beseelt, im Staatsleben das Prineip 
der Stetigkeit vertreten, eine staatserhaltende Gesinnung von Ge- 
schlecht zu Geschlecht traditionell fortvererben und nach ihrer 
Bildung und wirthschaftlichen Lage in besonderem Maasse zu 
Trägern der Selbstverwaltung sich eignen (vgl. 8. 404). „Höchst 
werthvoll für die Festigkeit und Nachhaltigkeit der öffentlichen 
Zustände, namentlich in Staaten mit positiv-freiheitlichen Ein- 
richtungen ... . ist eine reiche und stolze Aristokratie, welche in 
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Tritt beengen, um so eher kann es eintreten, dass eben jene dem 
Inhaber auferlegten Schranken, welche den Schutz und 


in einzelnen. Staaten (z. B. in Preussen) den 
Grundsatz der Unveräusserlichkeit und Unverschuldbarkeit durch- 
brochen, indem die Formalitäten der Zustimmung der Fideicommiss- 
anwärter vereinfacht und durch Zulassung der Subhastation des Guts 
für bestimmte Arten von Fideicommissschulden die Creditfähigkeit 
erhöht wurde; und man darf annehmen, dass die Beschreitung dieses 
Wegs lediglich der Ausgangspunkt einer Reform des alten Instituts 
im Sinne der immer weiteren Annäherung an die Grundsätze des 
allgemeinen Wirthschaftsreehts wird’). Es ist in der That schwer 
einzusehen, aus welchen Gründen auch heute noch ein weitgehendes 
Bevormundungssystem auf wirthschaftlichem Gebiet gerade für 
diejenigen Kreise nöthig sein sollte, deren Angehörige vermöge 
ihrer Bildung desselben doch weit eher als andere Bevölkerungs- 
schichten entrathen können. Der einzige stichhaltige Grund dafür 
liegt in der unbedingten Sicherung des Besitzes innerhalb der 
Familie; aber es wäre doch schlecht um die Grundaristokratie eines 
Landes bestellt, wenn es ihr nicht gelänge, auch ohne ein sie 
begünstigendes Sonderreeht den ererbten Besitz ihren Nachkommen 
ungemindert zu erhalten; und es lässt sich jedenfalls dieses Ziel 
durch eine entsprechende Erbreehtsgesetzgebung, welche den Aus- 
einanderfall des Familienguts verhütet, in allen jenen Fällen eben- 
falls erreichen, in denen überhaupt die Familie und ihre jeweiligen 
Häupter die zur Behauptung eines Grundbesitzes erforderliche 
wirthschaftliche Unabhängigkeit sich zu wahren verstehen; ohne 
letztere gleicht aber die Fideicommisseigenschaft eines Guts einer 


3) 80 meint auch Schäffle, Die a en Ba des ie a 110): 
dei weder dem besten 


en; 

ee ae a Tee den fidei- 
jennutzniesser zur Veräusserung für Meliorationszwecke und für 

Erwerbung von Mohtlermonk unbedingt zu bofagen,* Auf die nachtheiligen 


Einwiı ausgedehnter Fideicommisscomplexe in Bezug auf die Anbahnung 
grösserer hä des Betriebs macht namentlich auch Walcker (a. a. ©, 
8. 71/72) aufınerl ; babe doch Fürst Schwarzenberg 1879 auf dem österr. 


Agrartag selber Sr br und jeder böhmische Landwirth seien wegetı mangelnden 

Betriebskapitals grzwin ‚gen jewesen, von der intensiven zur extensiven Wirthschaft 
überzugehen“ — Fnaı Ergeame gegen die Institution, welches freilich mehr noch 
von dem Ladifundie sitz überhaupt als von dem fideicommissarisch gehnn- 
denen, der mit ersterem nicht zussmmenzufallen braucht, gilt. 


BE _ | 
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Vorsicht erfolge; dass für übergrosse Landbesitzungen, welche etwa 
gar den Charakter von Latifundien an sich tragen, diese Ge- 
nehmigung grundsätzlich versagt und dieselbe grundsätzliche Ver- 
sagung gegenüber einer Cumulirung von Fideicommissgütern in 
derselben Familie Platz greife. Und zwar ist eine solche strenge 
Praxis vor Allem da angezeigt, wo überhaupt der Fideicommiss- 
besitz bereits einen starken Procentsatz des landwirthschaftlichen 
Geländes einnimmt und in Folge hiervon der Stand der kleineren 
und mittleren Besitzer ohnedies bedroht, insbesondere die Gefahr 
eines Aufgesaugtwerdens durch den Grossbesitz nahegerückt er- 
scheint; wenn schon selbstredend eine solche Versagungspraxis für 
sich allein den Aufsaugungsprocess nicht zu hindern vermag, in 
welcher Beziehung vielmehr noch andere Vorkehrugen nöthig fallen, 
wie sie in $ 72, Ziffer 4 Erwähnung gefunden haben, Sehr er- 
wägenswerth erscheint auch die Zulassung der Aufhebung des 
Instituts durch Mehrheitsbeschluss der majorennen männlichen 
Familienmitglieder, insbesondere im Hinblick auf die in Gang 
gesetzte „innere Colonisation‘ ($ 91 ff.), deren rasche Fort- 
führung an der fideicommissarischen Festlegung und Bindung des 
"Besitzes ein wesentliches Hinderniss finden muss. 

7. Die Bedenken gegen den fideicommissarisch gebundenen 
Besitz in volkswirthschaftlicher Beziehung treten zurück, ja ver- 
wandeln sich in Vorzüge, wenn und soweit derselbe forstliches 
Gelände umfasst, da Rücksiehten der forstlichen Technik die 
Erhaltung des Waldes im Allgemeinen in grossen Betriebsflächen 
erheischen, diese Erhaltung aber bei Fideieommissgütern in be- 
sonderem Maasse gewährleistet ist, ein Gesichtspunkt, der von den 
grundsätzlichen Gegnern des Fideicommisswesens meist nicht hin- 
reichend gewärdigt wird. 

1. Statistische Kuzaben- ! In Preussen entfallen nach Meitzen (vor 
1866) in den ac Hm alten Provinzen anf die Leben- und 





= R 
nur 17; 1,6; 1 — Für die sieben östlichen preussischen Provinzen hat neuer- 
3 ‚Conrad ie 'he Studien veröffentlicht 
die $. 457 unten ihrte Literatur), wonach in diesen Provinzen die und 
iter 6,21°/, der (nämlich 1409860 ha) und der 
einen e, Staat, Gemeinde, Kirche etc.) 22,97%), jener 
läche rund 5 ha) einnehmen. us 
keaic,p (darunter 


') mit einem Gesammtbesitz von ha und 
rein Mpeg Au Mn 2er darunter aheräings vn 


Wald. Nat aeait 
Chem 0 0: 500-1000; au 
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wesentlich durch die zeitliche Beschränkung ihrer Rechtswirksam- 
keit; das Erbgut darf nämlich nur einer bezw. mehreren leben- 
den Personen und darüber hinaus noch einer ungeborenen 
vermacht werden und es kann der bei Errichtung des Erbguts ein- 

, noch ungeborene Erbe mit Vollendung des Volljährigkeits- 
alters (21 Jahre) für sich allein, wenn er nämlich bereits im Besitz 
sich befindet, andernfalls der Vorgänger mit seiner Zustimmung das 
Erbgut von der fideicommissarischen Gebundenheit befreien. Hiervon 
wird aber in der Regel kein Gebrauch gemacht, sondern die Stiftung 
(settlement) von Generation zu Generation regelmässig erneuert; 
es geschieht in der Weise, dass der Vater des stiftungsmässigen 
Erben nach dessen erreichter Grossjährigkeit mit letzterem sich 
darüber verständigt, die Stiftung aufzuheben (te bar the entail 
vested in the son) und das Gut in ein freieigenes zu verwandeln 
(aus einem fee tail in ein fee simple), worauf aber sofort eine 
neue Stiftung gemacht wird, durch welche nunmehr der Vater als 
neuer Stifter erscheint und das gleiche Recht, welches er bisher 
hatte, nämlich den Genuss des Guts auf Lebensdauer (tenancy for 
life) behält, während der Sohn die Anwartschaft auf das unbe- 
schränkte Eigenthum am Gut verliert und statt dessen neben einer 
sofort fälligen Jahresrente die Anwartschaft auf ein Nutzniessungs- 
recht erhält und dessen noch ungeborener Sohn im Voraus als 
künftiger Eigenthümer (tenant in tail) bestimmt wird, (So nach 
Helferich.) Aehnlich wie bei dem deutschen Fideicommiss haben 
die nächsten Anverwandten (Wittwe und jüngere Kinder) Ansprüche 
auf eine dem Werth des Guts entsprechende Apanagirung. Ist 
schon danach die Vinculierung des englichen Grossgrundbesitzes 
durch das Entail entfernt keine so feste und dauernde, wie die in 
Deutschland zu Recht bestehende Form des Fideicommisses, so 
hat die neuere englische Gesetzgebung diese Gebundenheit noch 
ganz erheblich gelockert. Nach dem Gesetz vom 10. August 1882 
45 und 46 Vict. ch. 38 (Settled Land Act) darf nämlich der jedes- 


vollkommneren Grundeigenthumsvertheilung in England und Schottland erscheinen 
die Entails selbst conservativen en; Pe Politikern als eine die raschere Durch- 
es der Bodenreform wesentlich erschwerende Institution, wie sehr sich letztere 
von Er festländischen Fideicammissen durch ihre grössere Beweglichkeit 
terscheidet. — In Grossbritannien soll und zwar in Irland etwa 5/ßtel, 
in d Wätel, in Schottland die Hälfte des Bodens mit Entails belegt sein, Mi Mit 
Recht macht Roscher darauf aufmerksam, dass wenn unter den englischen 
act a von mehr als 100000 Acres zwei Drittel ihre Besitzungen in ont Gral- 
zorstrent liegen haben, bei ilmen selbst die Vortheile der Selbstresidens 


30* 


Abıschn. III. $79. Die Entails in England, 469 


vorhanden sind) jedem Erbberechtigten gleichviel vom beweglichen 
und unbeweglichen Vermögen zugeschrieben werden muss — Vor- 
schriften, die offenbar schon nach kurzer Zeit auf den von dem 
schützenden Mantel des Fideieommissrechts nicht mehr umgebenen 
Grossgrundbesitz nicht anders als zertrümmernd wirken müssten, 
wie bald nach Einführung des neuen französischen Civilrechts 
dessen Schöpfer (Napol&on) selber mit rücksichtsloser Offenheit 
eingestanden hat). Eine solche revolutionäre Umgestaltung des 
englischen Erbrechts mit gleichzeitigem Verbot der Entails würde 
aber doch verständigerweise nur dann ins Auge zu fassen sein, 
wenn es nicht gelänge, das Ziel: neben dem Grundbesitz einen 
Stand mittlerer und kleinerer Landwirthe neu zu schaffen, auf 
anderem Wege ebenfalls zu erreichen, nämlich auf demjenigen der 
inneren Colonisation ($ 89 |). Dabei kann, wo, wie in 
England, die einseitige Grundeigenthumsvertheilung bereits zu den 
schwersten socialen Missständen hingeleitet hat und den inneren 
Frieden zu untergraben droht, sehr wohl die Frage naheliegen, ob 
nicht selbst ein zwangsweises Vorgehen in höheren soeialpolitischen 
Rücksichten seine Rechtfertigung fände, etwa in dersArt, dass 
Theile des Grossgrundbesitzes gegen angemessene Entschädigung 
von Staatswegen enteignet und die so erworbenen Grundflächen in 
entsprechenden Besitzgrössen zur Besiedelung durch bäuerliche 
Wirthe ausgeboten werden, ein Ziel, das einzelne Landreformer in 
England in der That anstreben. (Vgl. unten $ 93.) 


Anmerkung. Aus Vorstehendem erhellt wiederum, wie bedenklich es auf 

'hem Gebiet wäre, die aus gewissen thatsächlichen Verhältnissen ab- 

re Schlussfolgerungen "verallgemeinern oder letzteren fx eine praktische 
wendung für andere Stantswesen geben zu wollen. In Deu 


mit Ausnahme = 
burg, der Fideicommissbesitz wegen seines verhültnissmässig need Vor- 
volkswirthschuftliche Nachtheile im Allgemeinen nicht gezeitigt hat und 
wo selbst in jenem Gegenden doch nur der kleinere Theil des Gesammtarenls 
Aideicommissurisch gebunden ist, würde nach Ansicht selbst liberalster Volkswirthe 
eine ii ng des Instituts mindestens keine zwingende Nothwen- 
digkeit sein, wenn Br das Bedürfniss für dessen Forterhaltung nicht anerkannt 
werden kann und zahlreiche Gründe dafür sprechen, die Familienfideicommisse 


In dem Brief v. 3. Juni 1806 an seinen Bruder Josef, König von ep: 
als Mittel gegen einen widerspenstigen Grossbesitz tx empfahl; lissez le 
N Nasen Tout ce qui ne vous sera pns attachd va se detruire en peu 
d'anndes et vons voudres conserver se comsolidern. Voilä le grand avantage 
du code Fe consolide votre ce puisque par Iui tout ce qui n'est 
pas fideicommis tombe et quil ne reste plus de grandes maisons que 
enge fiefe. C'est co qui m'a fait pröcher un code civil et m'a ports 
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2. Der Grundgedanke, aus dem diese Gesetze hervorgegangen 
sind: der Parcellirung des bäuerlichen Grundbesitzes entgegenzu- 
wirken und den bäuerlichen Besitz thunlich in der Familie zu er- 
halten — war sicher ein ebenso richtiger, als das Mittel zur Ver- 
wirklichung des Ziels als ein verfehltes sich darstellt, weil es 
lediglich an die gute Einsicht der betheiligten Kreise appellirte, 
deren freier Entschliessung die Benützung der neuen gesetzlichen 
Einrichtuug überlassen blieb. Nun setzt aber jede fideicommis- 
sarische Bindung des Eigenthums mit dem Gefolge von Theilungs-, 
Veräusserungs- und Verschuldungsverboten nicht bloss einen hoch- 
entwickelten Faimiliensinn, der nicht nur an die Gegenwart, son- 
dern auch an die Zukunft denkt, sondern auch eine starke Dosis 
Selbstverlengnung in Bezug auf die eigenen persönlichen Inter- 
essen voraus, Eigenschaften, die nicht eben überall die stärkste Seite 
im Empfindungsleben unserer bäuerlichen Bevölkerung sind. Wer 
immer mit dieser eingehender verkehrt hat, weiss vielmehr, dass 
ein ausgeprägter Egoismus und ein stark ausgeprägter Sinn 
für wirthschaftliche Ungebundenheit, vor Allem auch eine selbst- 
herrliche Unabhängigkeit gegenüber den nächsten Angehörigen 
in Angelegenheiten des Hauses und der Oekonomie, wesentliche 
Merkmale des bäuerlichen Charakters sind; und dass desshalb von 
vorneherein jedes, von im Uebrigen noch so treffenden Gedanken 
beherrschte Gesetzgebungswerk ein in der Luft schwebendes Ge- 
bilde bleiben muss, welches darauf rechnet, dass der Bauer frei- 
willig sich Einrichtungen unterwürfe, die das gerade Gegen- 
theil solcher Charaktereigenschaften zur unerlässlichen Voraus- 
setzung haben. Rechnet man noch mit der Schwerfälligkeit der 
bäuerlichen Bevölkerung und ihrer Seheu vor schriftlichen Ab- 
machungen jeder Art, zumal aber vor Befassung mit Rechtsinstru- 


rath und hacl igen Staatsminister Dr. nun in einem im Magazin für badische 
und Verwaltung, Bd. II, 8. 304 T., Maunheim 1856, veröffentlichen 

Aufsatz einer scharfen Kritik unterzogen wurde, gelangte gar nicht an die Volks- 
vertretung; ein ähnliches Schicksal ward einer im Kurfürstenthum Hessen aus- 
a ngwvorlage zu Theil, indem diese nur die Zustimmung der 

Kaumer, t aber auch diejenige der II. erhielt. — In Bayern wurden bis 
1890 auf Grund des erwähnten Gesetzes 3 Erbgüter mit einer Fläche von 4729 ha 
ER ee Güter scheinen dies nicht zu sein. — Als eine Art büuer- 


jeicommisse kann man auch die südslavischen Hauscommunionen 
— Zudroga-Genossenschaften —; denn die ıossenschaft bildet eine 
juristische Person, die Immobilien um! derselben, über 


theilbares 
welches kein Mitglied der Genossenschaft durch $ oder Testament ver- 
fügen kann, da jedes nur Niessbrauchsrecht hat. (Vgl. S. f.) — Wegen fidei- 
her, auf dem Boden der Erbpacht erwachsener Institute in Mecklen- 
burg siehe S. 200. 
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durehführbar sind, ist an einer späteren Stelle (Kapitel VI) zu er- 
örtern; es darf aber jetzt schon betont werden, dass gerade diese 
Beschränkungen im Gebiet des Credits in Verbindung mit den 
Veräusserungs- und Theilungsbeschränkungen jedenfalls ganz vor- 
zugsweise den Stein des Anstosses für den überhaupt in Betracht 
kommenden Theil des Bauernstandes gebildet haben. „Der bäuer- 
liche Grundbesitzer*, meint ein bekannter Parlamentarier und 
warmer Vertreter bäuerlicher Interessen (v. Schorlemer-Alst), „be- 
trachtet sich als den wirklichen Besitzer und Herrn der Scholle, 
über welche er, bei dem festen Willen, diese ungetheilt zu er- 
halten und zu vererben, doch äusserlich freie Dispositionsbefugniss 
behalten will.“ Und v. Miaskowski sagt ganz zutreffend: „Be- 
sonders abstossend müssen für den Bauer diejenigen Vorschriften 
sein, welche die ausnahmsweise zugelassene Veräusserung, Zer- 
theilung und Verschuldung der Erbgüter an die Einwilligung der 
Erbgutsanwärter knüpfen. Denn durch diese seiner Dispositions- 
freiheit auferlegte Fessel geräth der Bauer in Abhängigkeit von 
seinen Kindern und erleidet seine für das bäuerliche Leben so 
wichtige Autorität leicht eine Einbusse. Der Bauer wird aber nach 
dem geltenden Recht nicht nur von den Anwärtern, sondern auch 
von dem Gericht abhängig gemacht... und diese Abhängigkeit 
ist... noch grösser als seine frühere Abhängigkeit vom Guts- 
herm.“ Auch kann man demselben Schriftsteller darin beipflichten, 
wenn er die Hauptursache des Misserfolgs dieser bäuerlichen 
Gesetzgebung in dem Umstande erblickt, dass sie die Geltung des 
singulären Erbrechts mit einer weitgehenden Beschränkung der 
Theilbarkeit, Veräusserlichkeit und Verschuldbarkeit der botreffen- 
den Güter verknüpft und die Wirksamkeit aller dieser Bestimmungen 
also auch des singulären Erbrechts, von einem diesbezüglichen 
speciellen Willensact der Besitzer abhängig gemacht haben; denn 
„weil der Bauer der Beschränkung der Dispositionsfreiheit über 
das Gut widerstrebt, macht er auch keinen Gebrauch von dem 
untrennbar mit diesen Beschränkungen verknüpften Recht, sein 
Gut nach Anerbenrecht zu vererben *}). 

4. Im Sinn der früheren Betrachtungen ist zwar die gesetz- 
liche Untheilharkeit von landwirthschaftlichen Anwesen nicht 
grundsätzlich zu verwerfen, aber ein unbedingtes Bedürfniss für eine 
solche Rechtseinrichtung doch nur unter ganz besonderen Voraus- 


?) v. Miaskowski, a. a. OÖ. II, 8. 117 und 120. Ashnlich Helferich, 
a. a. 0., 8. 137. Vgl. auch die literärischen Nachweise zu $ 76 unter 8. 448 ff. 
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berger, Die Heimstättefrage, Berlin Bu referirt hat; es [ist sehr bezeichneud, 

dass die Ossterreichische wohl jenen ‘Theil der Peyrer'schen V« 

welche auf en eines kraft Gesetzes wirksumen Intestat-Anerbenrechts 
Igte (Gesetz vom 1. April 1889), die auf Schaffung 


Aare Brögäter Ber dee 

en Heben, ce ae ee Gesetz bemerken, 
jen amtlichen keineswegs gefunden haben*, nicht 

Iren ven verfolgt hat Dasselbe Schicksel Ba die Nun hrens v. Stein in dem 


Hufenrecht‘, er en 
Ba ee besuch a Te Be a dag Zuangemeih: 


Senn er ner da Hafaecht chenden Grunde Vera ml 
noch insofern Interesse bieten, als Stein in dem Gefühl, ee 
würden nur wenige Landwirthe von eng area 


allmähliche Ueberführung einer grösseren Anzahl Bauernstellen unter das neue 


Zwangsvollstrockung 
gelangende Anwesen ipso dem „Huferecht“ verfällt; eine 7, die also, 
um in abechbarer Zeit zum Ziel zu führen, eine weitgehende U der 
de: ee Anwesens-Besitzer zur Voraussetzung hätte, deren 
Vor! lücklicherweise nirgends nachweisbar ist; doch x. B. die 
Zahl der im Jahr 1889 in Baden zur RE landwirtli- 
schaftlichen Anwesen von mehr als Bun nur 98 mit 71. en = 0,12%, 
der gesammten in Betracht kommenden Fläche und sind es hier wie Bun 
die Inhaber kleinster Stellen ee 1 ha), auf welche der grösste 
Procentsatz Naar Zwangsvollstreckungen entfällt (in Taten Ju: Be aller). 
Wäre aber der Bauernstand erst gen so or BER n jehrzahl seiner 
Angehörigen in verhältnissmüssig ibarer Zeit Istreckung ver- 
fen, 2 würde schmer einsehen Sin, wie bi sicher Ehe 


te. 
b) Es soll im Uehrigen gar nicht in Abrede It werden, dass mit 
einem zwangsweise eingeführten Erbgutrecht mit Zeit die bäuerliche Be- 
sich vielleicht ebenso an würde, wie dies mit den im 17. und 
18. J: zwangsweise verordneten Untheilbarkeits- und Anerbenrechts-Vor- 

schriften der Fall gewesen ist, die, nach ihrer Aufhebung in diesem Jahrhundert, 
selbst in den Gegenden der fränkischen ER A EeRDBGREN EIER (als 
fränkische Banlande); aber a Ge dann Baer 
n es ist etwas wi iter- 

recht im Zeitalter des u er oh, Arge a ER 
elerkonela Torfarang Ken, a an Ye Mitwirkung de arten un 
zu erstre I. unter er Vol " 
Sch Tea dt, zu ale. oNeortgen® die srtenie Hand Mt Di 
dürfte, zu solchen „Neuerungen“ die „rettende“ Hand zu bieten, Der 
Bene i der strikten MAR were, keit der Rück! ts dm 
em, Ta, RERAF (he aan; oh m lea nd Bas) eaeklrt 
Beschcse was Schäffle ausführt: 
a ge N ir Yan, 1 Veräusserung 
m ae Ar einer Yan Feten welche allen Grundbesitz, vor 
Allem den kleinen, auch für besondere Entwickl ‚Wiersandeikige 
macht. Wir ER aber En fortbilden! Die (I tz 

untheilbarer eitlieher Genehmigung rem Erb 


eek. FW h. Rackan ungen au abgelebtem Agrarrecht wire 
so ich, als sie glücklicher Weise unmöglich sind* (8. 2). Und weiter: „Ich 
dass man ohne allen Bckfall in al Dane Formen und ohne Ein- 

der Me est  e ee ng des Agrarbesitz-, Agrar 
age elche‘ den Banarusland zu erhalten 

2 Fi RR IR Aa Be eh ist“ (8. 5). Imd ebenda: 
Ihrung unbeschränkter t zur Bildung von bäuer- 

et er erig unter dem Namen „Erbgut“ oder „Heimstätte*, erreicht 


a Jahrgang - 
lichen. Erbrochts, "sei ee ne 
directen Tniostatenucheurecht (Obslere ee 
Conrad, Helferich, v. Inama-Sternegg, Marchet, Roscher, Schmoller, L. v. Stein, 
li okumieren, Parlunenarlern here. Ban tahlanat ka Diarlt 
Nobbe, v. Hammerstein-Loxten, Sombart, v, Erffa, v. Wedell-Malchow, Thiel ete, ein- 
. Nähere literärische V« in 


übrigens ausser der allgemeinen 
Aus dem oben erwähnten Verl im Verein für Socdialpolitik und im 
Landwirthschaftsrath ist anf die von v. Miaskowski, Conrad, Buch 
berger und auf jene des Freiherrn Cetto-Reichertshausen sowie v. We 
Malchow hinzuweisen; bemerkenswerthe Redner in den Verhandlungen des er- 
wähnten Vereins 1892. waren: Geffken, Sombart, Miquel, Thiel, Schulze; 1884: 
Schulze, v. Hö N Miquel, Sombart, Meitzen und Nasse; im Deutschen Land- 
wirthschafisrath 1 Hammerstein-Loxten ; 1884: Adami, Bürstenbinder, Knauers, 
Sr v aaa: Loxten, v. Hörel. 
Eine eigenartige Stell) zu der Anerbenrecht nimmt Schäffle 

ein, der diese zwar nicht verwirft, aber doch ohne En ERLIER 
Ho des Oredit- und Yerschuldungsrechs = reisen, ja sehadlich erachte, 
„ nerbenrecht ‚er Schriftsteller Incorporation 
eredits) „als ein obli; testaterbrecht und die A alles Plone 
rechts scheinen Mittel zu sein, welche mindestens der Vorw trifft, dass sie in 
wirksamer Form nicht ganz unschädlich und in unschädlicher Form nicht durch- 
greifend wirksam sind.“ (a. a, 0,,8.2,) Es dia SBADGB TITEL FRpEa aan a a Fi 
aus keiner Ursache in Veberschuldung gerathen kann ‚aber je die jetzige 
Unberachulden „führt 'xun Parcellirung: im: Wege der: Natrralthei Dem über- 





war Ansp: nicht möglich; Abfindung der nament- » 


schuldeten 

lieh der Töchter, in Geld ist desshalb nicht ausführbar; gerade umgekehrt bei 
Ausschliessung aller unwirthschaftlichen Verschuldung: Yäter und Kinder können 
und weile dan anchr sparen, können daher besser abfinden und sich auseinander- 


‚Eine Hauptursache der B; ist die proletarische Volks- 
Bee: “ und würde „die Nichtüberse ei uch) Aiser Quli ‚des Uebels 
en“... „Wenn man auf Credit nieht Grundbesitz erwerben kann, wird man 


ae: später und vorsichtiger heirathen“ (a. a. O., 8. 47 #.). „Ueericuldung 


stellt sich nicht, bloss als Fo der Erbabfindung ein , sondern 
auch „im BEL es frei! hen chef in Folge der Ue 1 aus Lend- 
hunger der en Leute, in ra Elementar- 
und Familienunglück, Uimstrick durch Wucher. Diesen Ursachen 


ägrarischen 
Natlıstandes kann das Anerbenrecht nicht einmal für die Bauorngüter wehren. Erst 
als zweite Schranke der Verschuldung und der Bodı und als beson- 
Gen Erhalte dan Bean tzes bei den kan neben 
ee ‚ration auch das Anerbenrecht schr vortheilhaft wirken“. (a. a. O., 
ae „Das römische Erbrecht begünstigt olne allen Zweifel die rasche 
Bew: des Grundbesitzes zum tüchtigsten Wirth nnd zur werthwollsten Onlturart, 
also die volkswirthschafilich vortheilhafteste Bodenbenutzung: das eben hat unsere 
Landwirthschaft über überlegener Betriehaamkeit der Kolonialbauern nö) 
Das gesellschaft Interesse verlangt heute nicht mehr ununterbrechbaren 
Ge Ole an die Kindes- und Kindeskinder des Hans oder des Peter, sondern 
tüchtigsten . . . Selbstbewirtlischafter, ohne dass diese sich überschulden 
können. Nicht erbliche Bauernfamilien , ern betriebsame unüberschuldbare 
Bauern müssen gesichert werden.“ (8. 104.) 
Die von dem Verfasser dieses Handbuchs vertretene Ansicht nähert sich der 
‚Schäffle'schen insoweit, als. en ein Anerbenrecht, selbst bei vorsicht 


der Guitnscestmungen in den mist kaplnlarnen een 
en Sant des Oredit- und Pe ebenfalls für gefahr- 

Eine ganz einseitige Beurtlieilung lässt A. Monger der Anerbenrechtsfrage zu 
Theil werden; diesem Schrifisteller, welchem alle Fragen auf die Gegensätze von 
Besitzenden und Besitelosen sich zuspitzen nnd für den das Wort von List, dass es 
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festen Rückhalt zu geben und jene vor dem Schicksal des schliess- 
lichen Verfalls zu bemerken. Man hat zu Gunsten einer solchen Ge- 
setzgebung geltend gemacht, dass wenn auch eine Rückkehr zu der 
alten Geschlossenheit des bäuerlichen Grundbesitzes weder noth- 
wendig, noch angängig sei, doch auch keine Veranlassung dafür 
vorliege, den Zertheilungsprocess im Grund und Boden geradezu 
zu begünstigen, dass vielmehr weithin im Hinblick auf die ge- 
gebenen Bewirthschaftungsmöglichkeiten ein Zusammenhalten der vor- 
handenen Besitzeinheiten im Erbgang als erstrebenswertli erscheine; 
und dass es nicht minder aus mancherlei Gründen vortheilhaft sei, 
wenn der bäuerliche Besitz, statt einem raschen Besitzwechsel zu 
unterliegen, in der Familie sich generationsweise fortvererbe, weil 
von dem hierdurch in dem Bauernstand erzeugten Gefühl der Stetig- 
keit dessen Anhänglichkeit nicht bloss an die örtliche Scholle, son- 
dern an den staatlichen Verband überhaupt wesentlich mit bedingt 
seit). Auch diejenigen, welche der Gebundenheit des Grundeigen- 
thums grundsätzlich entgegen sind, werden gerne einräumen, dass 
es als eine Pflicht des Staats sich darstelle, eine in der Rechts- 


*) Vgl. hiezu die schönen Worte von Schmoller (in Thiel’s Jahrb. 1882, 
8. 623 #.): „Gesetze, die im Widerspruch mit Sitte und Volksgefühl etwas er 
ee ee um re uldete Ser ke He undenkbar, er 
von tionen, wie en ei 
diriduelle Rechter Fr NEN sind a ee Anord- 
nungen, individuelle itsgefühl verletzen. Auch Stellung 
nicht im sondern in kühnem Fortschritt wu den Institutionen der 
Zukunft... Die Familie des Mittelalters mit ihrem clanhaften Geschlechtsgefühl 
existirt nicht mehr, die Institute, welche Be erhalten a ein Anachronismus 
aber es wird Sarg Dir Baer ES r Kinder und Ge- 
schwister ein sittliches Bedürfniss bleiben, dass heilige Ga auf dem Heerde 
Elterohauses nieht erlösche; es bleibt im wirthschaftlichen Interesse der gauzen 
tion von Wichtigkeit, dass möglichst viele wirthschaftliche Unternehmungen 
Eh Fortsetzungen vüterlicher Geschäfte seien, damit die geschäft- 
ea nicht abbrecl die Verluste, Fehl Binrichtange: ur) An: 
we di keinem neuen Geschäfte erspart werden, möglichst eingeschränkt 
Aieo vom stlichen und vom wirtschaft ‚aftlichen Standpunkt fst es hente 
hundert und wie vor tausend Jahren aufs dringendste erwünscht, dass 
E Sohn und nicht ein Fremder den Bauernhof und das herrschaft- 
liche Gut übernehme, dass in dieser Weise die Güter it der Familie bleiben. 
Aber es ıntıss geschehen in individualisirender Weise, auf Grund einer den 
den Rechtshandlung, sei es ımm eine Gutsübergabe 
unter Lebenden, ee oder die eh in eine Höferolle.* Wobei — 
wie hier schaltet sein möge — allerdings das Verlangen zu stellen ist, dass 
ein solches brecht für Bauerngüter in der Beschränkung der Verfügun, AEREe 
freiheit des Besitzers nicht weiter gehe, als der Zweck erfordert, m. a. W., dass 
strenge Anerbenrecht der älteren Zeit mit seinem absoluten Charakter in ein solches 
nit aubsidärem Charakter umgewandelt werde, welches also nur da Platz greift, 
‚wo der Erblasser unter Lebenden oder auf den Todesfall etwas Anderes nicht ver- 
fügt hat (Intestatanerbenrecht), — Gegen jeden generalisirenden Zwang im Gebiet 
des bäuerlichen Erbrechts hat sich wiederholt anch der Parlamentarier Freiherr 
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Bauernrecht sowie Bauernsitte anderseits wird zuletzt doch die 
letztere unterliegen, weil jenes.dem Sonderinteresse und dem Eigen- 
nutz der zurückgesetzten Miterben zu Gute kommt und, sobald 
diese nur ernstlich wollen, auch Geltung erlangt“ (Bluntschli). 
Auch darf man nieht unbeachtet lassen, dass die Gutsüber- 
gabeverträge keineswegs ein sehr geeignetes Mittel zum Zweck 
sind im Hinblick auf eine Reihe von Uehelständen, die denselben 
gemeinhin anzuhaften pflegen und von denen die vorzeitige Abgabe 
des Guts, die Ausbedingung hober und wegen der langen Dauer 
besonders drückender Leibgedingslasten, dass unleidige, oft häss- 
liche Verhältniss, welches sich allgemach zwischen dem empfangs- 
berechtigten Leibgedingsträger und dem Gutsübernehmer auszu- 
bilden pflegt, die bekanntesten und meistverbreiteten sind. Es 
kommt hinzu, dass im System des gemeinen Erbrechts durch die 
Gutsübertragungsvertrüge, sobald die miterhberechtigten Geschwister 
anfangen, ihre vollen Erbportionen zu beanspruchen, selbst ein be- 
scheidenes Maass von Begünstigung des Gutsübernehmers, wie es 
im Interesse des Letzteren nothwendig wäre, um auf dem Gut 
sich halten zu können, nicht mehr Platz greifen kann; dass aber 
sobald diese Praxis, dem Gutsübernehmer den vollen laufenden 
Werth des Guts (Kaufwerth) in Anrechnung zu bringen, sich ein- 
mal eingebürgert hat, eine Anzahl unhaltbarer Existenzen geschaffen 
werden und die von der ungetheilten Vererbung des Guts erhofften 
Vortheile in das gerade Gegentheil umschlagen müssen. 
‚Bezeichnendes Sprichwort anf einer Keule an dem Stadtthar Eu dee k: 
„Wer seinen Kindern gieht das Brod und leidet nachher selber Ni 
man mit der Keule — Schon Rau nennt die et der elhgelinge 
eine der Ursachen des ee 'ohlstands im bad. Odenwald; 
in 8 Orten von ungefähr 2900 Binwohnern md. 538 Bürgern 123 Leibgoäinge 


dazu 8 77). Ebenda Hinweis, wie die Lust des rer 
wird; da die mittlere Lebensdaner im Alter von 60 J: 

so wäre der wäirtägge We er Legeigerene h d dr 107 he 
bei 8°/, das 11 fache; nen RE von 850 Fl. oA. (00a 
bis 3850 3). — Eingehende iber die 
mit den Gutsübergubeverträgen verknüpften Tebelstände in ee Landwirtl- 
schaftsrath 1887, S. 229 ff. (Referenten: v. Miaskowski und v. Üetto -Reicherts- 
hausen, Redner: ran Kennemann, v. Crailsheim-Amerong, v. Hövel, 
Knaner-Kröbers, Korn, Hammerstein -Loxten, Schumacher-Zarchlin, Nobbe.) — 
Das Vorkommen angemshalich hoher Gutstaxon, „damit die Geschwister auch 
noch etwas erhalten“, besonders auch betont in bad. landw. Erhebungen, II. Bd,, 
8.25. In solchen Fällen wird ak „das Anerbenrecht volkswirthschaftlich 
irrationeller 5 die Naturaltheilung, weil die Verschul mit jeder Erbtheilung 
steigt, bis zu der Höhe, wo keiner der Erben in N t, das Gut übernehmen 


können, olme fürchten in. nächster Vermögenszerfall zu ge 
rathen*. Aehnliche Auslassungen in Dante Berichten in „Bünvrliche Zustände“. 
Und v. Minskowski sagt (a. a. 0, L Bd, 8. 221): Das für die Erbschaftsaus- 
inm geltende Recht hat zur Folge, dass „es langsam, aber sicher ent- 
Buchenberger, A,, Agrarpolitik. I. 3 


N 
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besitzer auf die Möglichkeit zu verweisen, einem ihren Zwecken 
und Absichten nicht entsprechenden Intestaterbrecht durch Testament 
oder Vertrag sich zu entziehen; und zwar schon desshalb, weil 
doch die Fälle nicht selten sein werden, dass ein Erblasser, vom 
Tod übereilt, die seinem und der Familien Willen oder die der 
herrschenden Sitte entsprechende Erbfolge gar nicht herbeizuführen 
vermöchte. 


8 82. Fortsetzung; Unthunlichkeit der Verall- 
gemeinerung des Anerbenrechts; dessen nur bedingte 
Berechtigung. 


1. Der neuerdings häufig erhobenen Forderung einer princi- 
palen Gestaltung des Erbrechts in landwirthschaftliche Anwesen 
auf der Grundlage des Anerbenrechts (eines kraft Gesetzes 
wirksamen Intestatanerbenrechts) mit der Maassgabe also, 
dass den gemeinrechtlichen Bestimmungen über Erbrecht nur mehr 
die Rolle eines subsidiären Rechts eingeräumt sein würde, ist ent- 
gegenzuhalten, dass alsdann die unter $ 31 Ziff. 2 erwähnte Unbillig- 
keit den Bewohnern der Gebiete des Systems der Freitheilbarkeit 
gegenüber Platz griffe, hier aber noch viel lästiger empfunden werden 
müsste, weil in diesen Gebieten der kleine Besitz überwiegt und für 
die Inhaber solcher Landstellen die Abfassung von letztwilligen Ver- 
‚fügungen, mittelst deren sie ihr Anwesen der Vererbung nach An- 
erbenrecht entziehen müssten, eine ganz ungewohnte und nach dem 
Bildungszustand dieser Leute schwerlich angewöhnbare Obliegenheit 
bedeuten würde, Wenn solche Forderung einer principalen Ordnung 
des Erbrechts auf der Grundlage des Intestatanerbenrechts begründet 
sein soll, müsste doch auch der Beweis in zwingendster Form er- 
bracht sein, dass die Zulassung der Freitheilbarkeit im Erbgang 
überall überwiegende Nachtheile im Gefolge hat, ein Beweis, der 
indess bis jetzt als gelungen nicht zu erachten ist ($ 73 und 75). 
Man muss vielmehr mit der Thatsache rechnen, dass das System 
der Freitheilbarkeit mit dem Fortschreiten der Kunst des Ackerbaus 
eher weiter als engere Kreise ziehen wird, weil in dem Maasse, 
als dies der Fall ist, die Grösseneinheiten der Betriebe sehr wohl 
ohne Schaden für die Wirthe sich verkleinern können '). 


') Für ein gesetzliches Intestatanerbenrecht mit generellor Wirkung für 
das ganze Staatsgebiet in Verbindung mit Testirfreiheit und Aufhebung aller it- 
Br 
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mit dem durch die Verhältnisse bedingten Intensitätsgrade um- 
getrieben werden; und dass die kärgliche Rente, welche ein in unzu- 
rejchender Weise mit Vieh, Maschinen, Werkzeugen ete. a 

Betrieb liefert, die übernommene Abfindungsschuld erst recht zu 
einer bedrohlichen gestaltet. Wird nun der Mangel an Betriebs- 
kapital und die Fesselung der Betriebsenergie durch eine erheb- 
liche Schuldenlast da weniger fühlbar, wo die natürlichen Ver- 
hältnisse zu einer mehr extensiven Wirthschaftsweise nöthigen, und 
versetzt anderseits jener Mangel in Gegenden mit intensiver Boden- 
eultur den Wirthschafter leicht in eine unhaltbare Lage, so führt 
eben auch diese Betrachtung wieder zu dem Ergebniss, dass ein 
Anerbenrecht eine um so gefahrvollere Reehtsinstitution wird, je 
vorgeschrittener die Bodentechnik ist, je höher desshalb die Er- 
trägnisse, aber auch die Bodenpreise sind, eine je beträchtlichere 
Höhe desshalb die zu zahlenden Abfindungssummen erreichen und 
je weniger daher ein von vorneherein mit Schulden belasteter 
Wirth den nothwendigen Intensitätsgrad der Wirthschaft einzuhalten 
und die übernommenen Schuldverpflichtungen in absehbarer Zeit 
zu tilgen im Stande ist. Aehnliche Erwägungen, welche im ge- 
gebenen Fall die Pachtung eines Guts relativ vortheilhafter als 
den Kauf erscheinen lassen (8. 164), können und werden häufig für 
die Auftheilung eines Guts unter mehrere Erben statt für dessen 
Erhaltung in eine Hand sprechen. Unter allen Umständen heischt 
das Anerbenrecht von den Eltern ein hohes Maass von Pflicht- 
gefühl und Selbstverleugnung, vermöge dessen sie gewillt sind, 
einen Theil der Jahreseinnahmen als Rücklage für eine dereinstige 
Abfindung der Geschwister des Anerben — etwa in Form der 
Lebens- oder Ausstattungsversicherung, vgl. Kap. VII — 
einzusparen; aber selbst die Möglichkeit dieser jährlichen Ein- 
sparung setzt jedenfalls auch eine gewisse Gleiehmässigkeit und 
Stetigkeit der allgemeinen Wirtschaftslage voraus (Wichtigkeit 
einer maassvollen Zollpolitik für die Gebiete des Anerben- 
rechts), und der Erfolg der Einsparung hängt desshalb, theilweise 
wenigstens, von Factoren ab, die ausserhalb der Machtsphäre des 
Einzelnen liegen. Aber auch wenn die allgemeinen Voraussetzungen 
für die Möglichkeit solcher Einsparung günstig liegen, bleibt immer 
noch die Thatsache bestehen, dass der Zug der Zeit, das wachsende 
Gefühl der Gleichberechtigung Aller vor dem Gesetz die Aus- 
einandersetzung des Anerben mit seinen Geschwistern immer 
schwieriger zu gestalten droht. Und wenn nun allerdings die 
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decken gestattete, die mässigsten Ansprüche an die Steuerkraft 
der Grundbesitzer gegenüber Staat und Gemeinde im Vergleich 
zur Gegenwart stellte und ein Creditbedürfniss, mindestens zu Be- 
triebszwecken, nicht oder doch nur ausnahmsweise hervortreten 
liess. — 

Aus den vorstehenden Sätzen im Zusammenhalt mit den früher 
entwickelten allgemeinen Betrachtungen (8.434 f.) ist daher zu folgern, 
dass ein Bedürfniss, das bäuerliche Erbrecht auf der prineipalen 
Ordnung (des Anerbenrechts aufzubauen, nicht anerkannt werden 
kann, ja dass schwerwiegende privat-, volkswirthschaftliche und 
socialpolitische Momente gegen eine solche Ordnung sprechen; 
dass eine Anerbenrechtsordnung vielmehr neben dem gemeinen 
Erbrecht einhergehen, beide Rechtsordnungen also in ihrem Gel- 
tungsgebiet auf bestimmte, für das betreffende Erbrecht besonders 
sich eiguende Gegenden eingeschränkt bleiben sollen; m. a. W. 
dass der oft betonte Grundsatz der Individualisirung der Gesetz- 
gebung auch hier zu beachten, und jede Schematisirung im Hinblick 
auf die unendliche Mannichfaltigkeit der Daseinsbedingungen der 
Bodenbewirthschaftung zu vermeiden ist, wenn anders die Gesetz- 
gebung vor der Gefahr behütet werden soll, ein todter Buchstabe 
zu bleiben oder aber in unlösbare Widersprüche mit den thatsäch- 
lichen Verhältnissen zu gerathen. Auch in dieser Beschränkung 
bleibt das natürliche Anwendungsgebiet des Anerbenrechts (und zwar 
am besten in der Form des gesetzlichen Intestatanerbenrechts, nicht 
in derjenigen des Systems der Höferolle — siehe die ff. $$) noch ein 
weit ausgedehntes. Ihm fallen vor Allen die Wald- und Gebirgs- 
gegenden zu (auch im südlichen Europa), in denen nicht etwa 
gesetzliche Untheilbarkeit mit Zwangsanerbenrecht bereits Rech- 
tens ist oder eingeführt werden sollte; nicht minder die Gegenden 
mit ausgesprochener Feldgras- sowie diejenigen mit ausgespro- 
chener Körnerwirtlischaft, in denen die Wirthschaftsläche „schon 
einen nennenswerthen Umfang haben muss, wenn sie den Wirth 
soll ernähren und beschäftigen können“; wohin also neben den 
Küstendistrieten ein grosser Theil des mittleren und nördlichen 
Deutschland, der skandinavischen Länder, des nördlichen und nord- 
westlichen Frankreich, grosse Theile Oesterreichs und ein gar nicht 
kleines Gebiet selbst von Süddentschland zählt, soweit nämlich 
daselbst nicht die hochwerthigen Culturen (Handelsgewächse, Wein, 
Obst ete.) überwiegen bezw. nach Boden und Klima daselbst ihren 
natürlichen Standort haben ($ 73 Ziff. 4, $ 75 Ziff. 2). Wo letztere 
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den Gegenstand desselben bildenden Güter näher zu bezeichnen und 
mag da empfehlenswerth sein, wo stark untermischt die beiden 
Systeme der Individualsuecession und der Freitheilbarkeit neben- 
einander vorkommen, eine räumliche Abgrenzung des Geltungsgebiets 
der beiderseitigen Arten der Intestaterbfolge also schwierig wäre; 
man darf aber weil seine Anwendung der wirtlischaftlichen Einsicht 
der Betheiligten ausschliesslich überlassen ist, und weil der Eintrag 
in die Höferolle nicht bloss nur aus Lässigkeit oder Einsichts- 
losigkeit der Besitzer unterbleibt, sondern auch desshalb, weil 
dieser nicht selten mit dem Widerstand der nächsten Angehörigen 
zu kämpfen hat und Unfrieden in der Familie ferngehalten zu sehen 
wünscht, wohl einige Zweifel hegen, ob die Wahl des Systems des 
facultativen Anerbenrechts eine ganz glückliche war und ob die 
auf diese Gesetzgebung gesetzten Erwartungen auch wirklich in 
Erfüllung gohen werden. Der Einführung dieser abgeschwächtesten 
Art von Anerbenrecht in den Ländern der Freitheilbarkeit sind 
zwar grundsätzliche Bedenken nicht entgegenzustellen, man wird 
sich aber kaum verhehlen dürfen, dass dieselbe im Wesentlichen 
„ein Schlag ins Wasser“ wäre, und es ist doch mindestens aus 
den oft angeführten Gründen zweifelhaft, ob es Aufgabe der Staats- 
regierung sein kann und darf, lediglich eines schönen Prineips halber 
die Gesetzgebungsmaschine in Thätigkeit zu setzen. Erachtet 
man die ungetheilte Erhaltung der Bauerngüter als ein wirk- 
liches Bedürfniss, so sollte man sich auch nicht scheuen, das 
richtige Mittel zur Erreichung des Ziels zu wählen, d. h. die In- 
testatanerbenfolge als von Rechtswegen wirksam, sei es für ein 
grösseres oder ein kleineres abgegrenztes (ebiet vorzuschreiben. 
Wo eine solche Abgrenzung besonders schwierig ist, könnte viel- 
leicht der auch auf anderen Gebieten der Landeseulturgesetzgebung 
gebräuchliche Weg eingeschlagen werden, die Einführung des In- 
testatanerbenrechts von einem der Genehmigung der Staatsbehörde 
unterliegenden Mehrheitsbeschluss der Grundbesitzer abhängig zu 
machen, wobei aber die Aufhebung eines solehen Beschlusses an be- 
sonders erschwerende Bedingungen zu knüpfen wäre; oder aber es 
könnte neben dem System des auf Güter bestimmter Grösse be- 
schränkten direeten Intestatanerbenrechts zugleich das System der 
Höferolle für die anderen landwirthschaftlichen Anwesen zur Ein- 
führung gelangen }). 


4) Für Zulassung beider Arten Anerbenrechts — des 
Systems des direoten Intestatunerbenrechts und der reciile m sind v. Minskowski 
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nachfolgers nicht erfolgt ist, die im Gesetz festgestellte Successions- 
orduung Platz greift; wobei diese entweder nur auf die Descen- 
denten oder, wohl zweckmässiger, weil den Erfolg des Gesetzes 
in höherem Maasse sicher stellend, auch auf die Ascendenten und 
Geschwister bezw. deren Nachkommen ausgedehnt sein kann und 
vielfach auch dem überlebenden Ehegatten ein Suocessionsrecht 
oder doch eine Sitzgerechtigkeit (Baden) eingeräumt ist und im 
Uebrigen die Erbberechtigten weiblichen Geschlechts zwar nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden, aber doch in der Regel den in 
gleichem Grade verwandten Erben männlichen Geschleelits nach- 
stehen; uneheliche Kinder aber entweder überhaupt nicht successions- 
berechtigt sind oder doch erst nach den ehelichen zur Erbfolge 
berufen sind. Die Frage, ob innerhalb der männlichen bezw. weib- 
lichen Descendenten des gleichen Grades das Majorat oder das 
Minorat den Vorzug verdiene, ist immer noch sehr bestritten und es 
weist in dieser Hinsicht das geltende Recht wenig Uebereinstimmung 
auf, Den ältesten Sohn zum Gutserben zu bestimmen, ist an sich 
wohl das Natürlichere und der Stellung, die dieser in der Familie 
einnimmt, entsproehend, es führt aber das Majorat leicht zu vor- 
zeitigen Gutsübergaben mit allen den die Gutsübergabeverträge 
begleitenden Uebelständen (hohe und langewährende Leibgedings- 
lasten, wachsende Entfremdung zwischen Eltem und Kind ete,). 
Bei dem Minorat wird dieses vermieden und auch die Abfindung 
der Geschwister ordnet sich meist einfacher und glatter, weil hier 
die Eltern für die Ausbildung und Versorgung der älteren Ge- 
schwister zu sorgen besonderen Anlass haben und daher diese 
gewöhnlich in mehr oder minder gesicherten Lebensstellungen zur 
Zeit des Gutsantritts durch den Anerben sieh schon befinden '); 
als ein Nachtheil des Minorats ist es aber zu erachten, dass über 
die Person des Anerben Ungewissheit herrscht, mit der Geburt 
eines neuen Sohnes leicht Hoffnungen und Erwartungen der voran- 
gehenden Kinder zerstört werden, was für den Familienfrieden 
misslich ist und dass nicht selten längere Zeit vormundschaftliche 
Verwaltung des Guts nöthig fällt (Interimswirthschaft), in allen 
jenen Fällen nämlich, wo der Altersunterschied zwischen Eltern 
und dem jüngsten Sohne ein sehr grosser ist, was nicht immer 
zum Vortheil des Gutes ausschlagen wird. Im Allgemeinen ist zu 
beachten, dass die Bevölkerung, wo das Minorat eingebürgert ist, 


*) „Das jüngste Kind erbt, damit die älteren aus dem Neste sind, wenn der 
Erbe wieder brüten will“ (J. Möser), 
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Erbschulden (Gleichstellungsgeldern) das gleiche Maass der Erb- 
anspräche für alle dem Erblasser gleich nahe stehenden Erben in 
strengster Weise zum Ausdruck brachten (insbesondere auch durch 
weitgehende Beschränkung der Testirfreiheit durch das Pflieht- 
theilsrecht), sondern und vor Allem auch desshalb, weil nach diesen 
Grundsätzen der Immobiliarnachlass, wie die fahrende Habe auch, 
lediglich nach seinem augenblicklichen Verkehrswerth in An- 
rechnung zu bringen ist, also, ohne Rücksicht auf den durch die 
Art der üblichen Bewirthschaftung sich ergebenden mittleren Werth 
(Ertragswerth), und daher die zufälligen, den Werth beein- 
Aussenden Conjuneturen des Tags für die Abschätzung des 
Guts zum maassgebenden Factor erhoben werden. Weil nun in dem 
'Maasse, als die Bevölkerung wächst, auch der Verkehrawerth (Tausch- 
wertl) des Grund und Bodens ebenfalls zu steigen pflegt, selbst 
wenn sein innerer, durch die Erträgnisse, die ihm abgewonnen werden 
können, sich bestimmender Werth (Ertragswerth) eine Aenderung 
nicht erleidet, so könnte die striete Anwendung der gemeinrechtlichen 
Grundsätze im Laufe der Zeit zu immer höherer Belastung des 
Anerben führen und dessen Lage mit jedem Erhgang zu einer 
zunehmend ungünstigeren gestalten; wachsende Verschuldung der 
nach der Individualsuccession vererbenden landwirthschaftlichen 
Anwesen und häufige Zusammenbrüche ihrer Besitzer ‚oder aber 
Verzicht des Anerben auf den Antritt des Guts und Uebergang 
des letzteren in dritte Hände wären die unausbleiblichen Folgen®). 

5. Wie daher das Fideieommissrecht die Erbansprüche der Ge- 
schwister des Fideicommissnachfolgers auf mässige Abfindungen 
|(Apanagen) einschränkt, so hat auch das ältere bäuerliche Anerben- 
| recht dem Anerben sehr weitgehende Vergünstigungen gegen- 
| über den Geschwistern eingeräumt und durehgehends die Gutsüber- 
nahme zu einer ermässigten Taxe (kindlicher Anschlag, 
Vortheilsrecht) vorgesehen oder den Geschwistern überhaupt 
nur Alimentations- und Ausstattungsansprüche eingeräumt, damit, 
| wie ältere Ossterr. Gesetze sagen, der Uebernehmer auf dem Gut 
„wohl hausen könne“. Das neuzeitliche Anerbenrecht, welches mit 
dem „Geist der Zeit“ rechnen muss, um nicht statt eines zu- 
friedenen Anerben zahlreiche missvergnägte Elemente zu schaffen, 
wird jene dem älteren Recht eigenthümliche weitgehende Bevor- 
zugung des Anerben fallen zu lassen und sich darauf zu beschränken 
haben, durch maassvolle Erweiterung der Testirfreiheit bezw. maass- 


*) Vgl. hiezu die grundsätzlichen Ausführungen in 8 84- 
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6. Eine gewisse mässige Bevorzugung des Anerben, selbst wenn 
sie dem modernen Gleichheitsgefühl an sich nicht gemäss wäre, 
braucht, übrigens, wie v, Miaskowski mit Recht betont, nicht 
einmal mit den wahren Interessen der miterbherechtigten Ge- 
schwister im Widerspruch zu stehen; denn auch die letzteren 
müssen es als einen Vortheil ansehen, wenn verhütet wird, dass in 
Folge zu hoher Einschätzung und einer dadurch herbeigeführten 
Nothlage des Anerben das Familiengut nicht behauptet werden 
kann, wobei im Fall einer Subhastation des Guts ihre Erbportionen 
möglicherweise zum Theil verloren gehen; wie denn die Mit- 
erben nur bei dauernder Erhaltung des Familienbesitzes in Zeiten 
der Noth auf dem väterlichen Gut eine Zufluchtsstätte finden 
können. „Es erscheint mithin die Bevorzugung des Anerben .... 
als ein Aequivalent für die Pflichten, die mit der Uebernahme eines 
Familienguts verbunden sind, Pflichten, die namentlich den noch 
nicht, sowie den nicht mehr erwerbsfähigen Geschwistern gegen- 
über zu Tage treten"). 





Bau N a On NE = für List Aus 
zu statı [6 Bevorzugung Igerung aus 
its-Gesetzgebung fest, der hierzu (a. a. O., 8. 74) bemerkt, nicht jeder 
könne Schiffskapitän sein, man müsse auch Matrosen ımd Sehiffsjungen 
zus — Vgl. auch Schneider-Falber, Anerbenrecht und Lebens 

1889: Be rechter als gerade dus , „Varaus“*. Die Eiferer gegen dasselbe, 
meistens Poltiker"s , gehen eben von ihren städtischen Anschauungen 
aus. ah arbeiten aber in der That die Grundstücke sozusagen für sich 
selbst; der Eigenthüwer hat, abgesehen von der Mühe der In, „, mur dem 
Miethgewinn einzustreichen. Anders beim Landbesitz: erst der volle der 
Kraft und Arbeit des Anerben bringt ihn selbst zum Genusse seines Erbtheils; 
und eben dieses, die Arbeit und die Fülle öffentlicher Pflichten, die der Gutsüber- 
nehmer zn leisten hat, rechtfertigen das „„Voraus*“, wo seinen Miterben unter allen 
Umständen „„ein arbeitsloses Einkommen zufliesst und ihnen ihre ganze Arbeitskraft 
freibleibt“*, Ja, selbst dieses muss ja erst aus dem Gute durch die Arbeitskraft 
des Uebernehmers herausgezogen werden. Freilich trifft dies nur da zu, wo der 
Anerbe selber wirthschaftet, seinen Grund und Boden „„mit dem Rücken besitzt“*. 
Aber das ist glücklicherweise in Deutschland noch vorwiegend der Fall.“ — Und 
Marchet (in Schmoller’s Jahrb., Bd. XII, 8. 1305 ff.) erblickt wenigstens in Gegenden, 
in denen der Hof auch als „im Hintergrund stehende Zufluchtsstätte“ betrachtet wird, 
in dem Voraus des Anerben „keine Schwächung, sondern eine Kräftigung des für 
den Stans hoehwichtigen Familiensinns“. 

„Nur dann“, sagt Gierke (a. a. O., 8.411 ff.), „wenn über den Kreis der che- 
lichen "und häuslichen Gemeinschaft hinaus jede organische Einheit der Familie und 
‚jeder Begriff des Familienguts aufgelöst, das en aus jedem Zusammenhang 
von Pächten und Leistungen für ein Ganzes herausgerissen - ist, wird das 
gleiche Erbrecht von Brüdern und Schwestern als ein Gebot der Rechtsides er- 
scheinen. Denn als Individuen sind sie durchaus gleichwerthige Mitbewerber um 
das zerfallende Hansvermögen ... Wo aber der Gedanke des Fumilienguts noch 
ts Or der Besitz zugleich als ein mit der Stellung an der Spitze der Familie 

soeialer Beruf erscheint und der Einzelne nur als Glied einer bleiben- 
den Familieneinheit . ... „, da wird nicht das gleiche, sondern das ungleiche Erh- 
recht von der Rochtsidee postulirt werden. Denn hier handelt es sich nicht um 
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übrig bleibe“, erscheint fraglich; aber selbst olfenkundige Veber- 
schätzungen des Guts wird nicht selten der Anerbe, vor die Wahl 
gestellt, den Gutsbesitz anzutreten oder auf sein Anerbenrecht zu 
verzichten, gegen sieh gelten lassen. Man muss diesen Punkt 
immerhin im Auge behalten, wenn man vermeiden will, zu einer 
allzu optimistischen Auffassung des Werths der Anerbengesetze zu 
gelangen; ganz abgesehen davon, dass auch da, wo solche erlassen 
sind, Gutsübergabeverträge nach wie vor in weitem Umfang, der 
seitherigen Gewohnheit entsprechend, vorkommen werden und die 
Rückwirkung der in jenen Gesetzen für den Fall der Intestaterb- 
folge bestimmten Uebergabsnormen auf die Fälle der Gutsübergabe 
zu Lebzeiten des Erblassers doch nur langsam sieh vollziehen und 
manchmal gänzlich ausbleiben wird. 

2. Die Feststellung der Gutstaxe und die Ermittlung des „Voraus“ 
des Anerben wird im Uebrigen da am leichtesten vor sich gehen, 
wo der landwirthschaftliche Betrieb in einfacheren Formen sich 
vollzieht, also vorwiegend auf Getreidebau und Viehhaltung sieh 
stützt; am schwierigsten da, wo durch die Mannichfaltigkeit der 
Culturen und die Empfindlichkeit einzelner derselben gegen Wit- 
terungseinflisse sowie durch die wechselnden Preisconjuneturen 
einzelner Erzeugnisse Elemente der Unsicherheit bei der Ertrags- 
bereehnung in weitgehendem Maasse sich geltend machen (z. B. 
in Betreff der Weinproduetion und der Erzeugung von Handels- 
gewächsen überhaupt). Irrungen über die durchschnittlichen Er- 
tragsziffern eines Guts mit solch complieirten Wirthschaftsver- 
hältnissen können aber eine sehr verhängnissvolle Tragweite für 
den Anerben mit sich führen, und es ist daher auch aus diesem 
Gesichtspunkt die Folgerung zu ziehen, dass wie eine Vererbung 
nach Anerbenrecht für Gegenden der letzterwähnten Art kein oder 
nur ein minderes Bedürfniss ist, seiner Verpflanzung dahin auch um 
desswillen widerrathen werden muss, weil der praktischen Hand- 
habung gerade der wichtigsten und folgenschwersten Bestimmung 
desselben, jener über die Feststellung der Gutstaxe nach dem Er- 
tragswerth, hier die allergrössten Schwierigkeiten entgegenstehen, 

3. Die Bedenken gegen ein Anerbenrecht, welche 
aus der dem Anerben obliegenden Abfindungspflicht erwachsen, 
erscheinen dann etwas abgeschwächt, wenn eine Anerbenrechts- 
gesetzgebung von einer solchen positiven Gestaltung des 
Creditrechts, durch welche eine Tilgung der Abfindungsschuld in 
angemessener Frist gewährleistet wird und von einer solchen 
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Verfügungen abgeändert werden kann; dass weiterhin der Anerbe 
nieht mehr alleiniger, sondern lediglich ein unter mehreren Erben 
bevorzugter Erbe ist; dass — mit wenigen Ausnahmen — die 
Geschlossenheit des dem Anerbenrecht unterworfenen Guts beseitigt 
und endlich die Wirksamkeit des Anerbenrechts vielfach von 
einem selbstständigen Willensaet des Gutsbesitzers abhängig ge- 
macht geworden ist — so macht sieh anderseits eine Strömung 
geltend, die gemein-(land-)rechtlichen Erbtheilungs- 
vorschriften in ihrer Anwendung auf landwirthschaftliche Grund- 
stücke ihres unter Umständen schädlichen Einwirkens auf die 
Gestaltung der Besitzverhältnisse durch eine angemessene Um- 
bildung zu ontkleiden, wobei namentlich jene Bestrebungen in 
Betracht zu ziehen sind, die auf Erweiterung der Testir- 
freiheit und eine damit Hand in Hand gehende Abänderung 
des Pflichttheilsrechts oder aber auf ordnende Bestimmungen 
über die Taxation des Nachlasses abzielen. In dieser Hin- 
sicht ist zu bemerken: 

1. Die Bestrebungen auf Erweiterung der Testirfrei- 
heit fussen auf dem Gedanken, dass je strenger das Pflichttheilsrecht 
gestaltet ist, um so schwieriger die Ueberweisung der liegenden Habe 
an ein Kind und die Zusammenhaltung des Familienvermögens sich 
erweist und dass indem es zu fortschreitender Auflösung des Familien- 
besitzes nöthigt, sich mit der volkswirthschaftlichen Natur des Grund 
und Bodens in Widerspruch setze. Man fordert desshalb, um einem 
„unvernünftigen“ Theilungsprocess Schranken setzen zu können, 
entweder nach dem Vorgang des in England geltenden und von 
da nach Amerika verpflanzten Rechts völlige Testirfreiheit mit dem 
Recht des Erblassers, den ganzen Nachlass an ein Kind unter Aus- 
schluss aller übrigen zu vererben oder doch eine wesentliche Er- 
weiterung der Testirfreiheit der Art, dass die letztere nur durch 
die Ansprüche der Descendenten und Ascendenten sowie der Frau 
auf Alimentation bezw. auf standesmässigen Unterhalt und was die 
Kinder anlangt, auf Erziehung und Ausstattung eingeschränkt sein 
soll. Dabei rühmt man dem System der Testirfreiheit nach, dass 
es das Gefühl der Verantwortlichkeit des Familienoberhaupts, zu 
Lebzeiten für oine angemessene Versorgung der Kinder zu sorgen, 
steigere, die elterliche Autorität stärke und indem es einen denkbar 
starken Impuls für den Erwerbstrieb verleihe, in allen Beziehungen 
die Zukunft der Familie auf eine gesicherte Basis stelle‘). Man 


*) So schon Helferich in dem mehrfach eitirten Anfsatz 1. d. Ztschr. f. d. 
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s überhaupt zu einer solchen Aenderung käme, von der ihr 
ıstehenden Testirfreiheit den erwarteten Gebrauch machen 
ehr als irgend einer steht der Bauer im Bann der Ueber- 
und Niemand, der diese Charakterzüge kennt, wird 
s die Einführung der Testirfreiheit auf lange hinaus 


er des designirten Gutsnachfolgers innerhalb eines bäuer- 
en Familienkreises ebenso glatt wie in den Familien der Grund- 
und Geldaristokratie des Importlandes der Testirfreiheit verlaufen 
werde, Alles spricht vielmehr dafür, dass von der Testirfreiheit 
zu dem bezeichneten Zweck, wenn überhaupt, nur ein äusserst 
sparsamer Gebrauch auf dem flachen Lande würde gemacht werden, 
und man kann daher wohl sagen, dass wenn irgendwo das Bedürf- 
niss besteht, die Wirkungen der gemein- oder landrechtlichen 
Vorschriften in Bezug auf die Vererbung des liegenschaftlichen 
Nachlasses abzuschwächen, die Beseitigung oder wesentliche Ein- 
engung des Pflichttheilsrechts und die Verweisung der bäuerlichen 
Bevölkerung auf Testamente jedenfalls ein geeignetes Mittel zu dem 
Zweek viel weniger sich darstellt, als ein, im Sinne der früheren Erör- 
terungen liberal gestaltetes Intestatanerbenrecht. Wie denn, solange 
„der Nachlass nach dem geltenden Recht ab intestato zu gleichen 
Theilen unter sämmtliche in gleichem Grade mit dem Erblasser ver- 
wandte Descendenten . . . vererbt, die Errichtung von Testamenten, 
in denen einem der Erben der ganze von dem Pflichttheilrecht freie 
Theil der Erbschaft zugewendet wird, immer für etwas Abnormes 
gelten wird“ (Miaskowski). 

2. Eine freundlichere Stellung als zu dem Uebergang zu dem 
System der Testirfreiheit unter Beseitigung des Pflichttheilsrechts 
wird dagegen zu jenen Bestrebungen einzunehmen sein, welche 
auch im Gebiete des gemeinen Rechts auf eine Aenderung der 
Vorschriften über die Schätzung des liegenschaftlichen 
Nachlassvermögens abzielen, soweit nämlich nach geltendem 
Recht für diese Schätzung der laufende Verkehrswerth entscheidend 


‚könnte, entwoder in jedem Nachlassfall Hader und Streit in die Familie zu tragen 
se le Ueberpahme. des Guts durch eins der Kinder sehr zu erschweren; 
dass die doch un sich unerwünschte Abstossung des Familienbesitzes als die 

‚einfachste Lösung mit der Zeit die Regel bilden müsste. 
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falls es überhaupt zu einer solchen Aenderung käme, von der ihr 
dann zustehenden Testirfreiheit den erwarteten Gebrauch machen 
werde. Mehr als irgend einer steht der Bauer im Bann der Ueber- 
lieferungen und Niemand, der diese Charakterzüge kennt, wird 
glauben, dass die Einführung der Testirfreiheit auf lange hinaus 
irgend eine Aenderung hinsichtlich der Vererbungsgrundsätze da, 
wo seither die Geschwister als gleichberechtigt galten, hervorzu- 
rufen im Stande sei; oder dass die Handhabung der Testirfreiheit 
mit dem Ziel der gänzlichen oder theilweisen Enterbung der Ge- 
schwister des designirten Gutsnachfolgers innerhalb eines bäuer- 
lichen Familienkreises ebenso glatt wie in den Familien der Grund- 
und Geldaristokratie des Importlandes der Testirfreiheit verlaufen 
werde. Alles spricht vielmehr dafür, dass von der Testirfreiheit 
zu dem bezeichneten Zweck, wenn überhaupt, nur ein äusserst 
sparsamer Gebrauch auf dem flachen Lande würde gemacht werden, 
und man kann daher wohl sagen, dass wenn irgendwo das Bedürt- 
niss besteht, die Wirkungen der gemein- oder landrechtlichen 
Vorschriften in Bezug auf die Vererbung des liegenschaftlichen 
Nachlasses abzuschwächen, die Beseitigung oder wesentliche Ein- 
engung des Pflichttheilsrechts und die Verweisung der bäuerlichen 
Bevölkerung auf Testamente jedenfalls ein geeignetes Mittel zu dem 
Zweck viel weniger sich darstellt, als ein, im Sinne der früheren Erör- 
terungen liberal gestaltetes Intestatanerbenrecht. Wie denn, solange 
„der Nachlass nach dem geltenden Recht ab intestato zu gleichen 
Theilen unter sämmtliche in gleichem Grade mit dem Erblasser ver- 
wandte Descendenten . . . vererbt, die Errichtung von Testamenten, 
in denen einem der Erben der ganze von dem Pflichttheilrecht freie 
Theil der Erbschaft zugewendet wird, immer für etwas Abnormes 
gelten wird* (Miaskowski). 

2. Eine freundlichere Stellung als zu dem Uebergang zu dem 
System der Testirfreiheit unter Beseitigung des Pflichttheilsrechts 
wird dagegen zu jenen Bestrebungen einzunehmen sein, welche 
auch im Gebiete des gemeinen Rechts auf eine Aenderung der 
Vorschriften über die Schätzung des liegenschaftlichen 
Nachlassvermögens abzielen, soweit nämlich nach geltendem 
Recht für diese Schätzung der laufende Verkehrswerth entscheidend 


könnte, entweder in jedem Nachlassfall Hader und Streit in die Familie zu tragen 

oder doch die Uebernahme des Guts durch eins der Kinder sehr zu erschweren; 

und dass die doch an sieh unerwünschte Ahstossung des Familienbesitzes als die 
einfachste Lösung mit der Zeit die Regel bilden müsste. 
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Wohn- und Wirthschaftsgebäude von einem der Miterben 
übernommen werden müssen, landwirthschaftliche Betriebseinheiten 
sich bilden, in denen das Gebäudekapital zu dem Grund- 
kapital in einem richtigen Verhältniss nicht mehr steht. Hier- 
durch wird der Betrieb des landwirthschaftlichen Anwesens (durch 
die Gebäudeunterhaltungslast und durch die auf den Gebäuden 
etwa ruhenden besonderen Abgaben und Versicherungsgebühren) 
in unnöthiger Weise stark vertheuert und das Kränkeln mancher 
Wirthschaften im System der Naturaltheilung steht mit dieser 
betriebsvertheuernden Wirkung eines zu grossen Gebäudekapitals 
unzweifelhaft im Zusammenhang‘). Auch bei grundsätzlicher Fest- 
haltung an dem System der naturalen Liegenschaftstheilung im 
Erbfalle wirft sich doch die Frage auf, ob nicht der zur Uebernahme 
der Gebäude sich verstehende Miterbe einer ähnlichen Vergünstigung 
wie der Anerbe im System des Anerbenrechts (durch billigen An- 
schlag der Gebäude) sich erfreuen solle; ja, ob nicht zur Verhin- 
derung der keineswegs selten zu beobachtenden unzweckmässigen 
Bildung von Miteigenthumsrechten an den im Nachlass befindlichen 
Gebäudecomplexen geradezu die Schaffung eines Anerbenrechts 
betreffs der in einem landwirthschaftlichen Nachlass befindlichen 
Gebäudeobjecte (im Sinne des ungetheilten Uebergangs der Gebäude 
ab intestato an ein Kind zu mässigem Anschlag) zweckmässig, ja 
nothwendig erscheint®). 

4. Beseitigung desrechtlichen Pareellirungszwangs. 
Im Geltungsgebiet des gemeinen Rechts kann in den zahlreichen 
Fällen gerichtlicher Erbauseinandersetzungen, in denen also über 


#) Vgl. die bad. landw. Erhebungen, IV. Rd., S, 70 ff., und den Commissions- 
bericht des Frhrn. = nn ” All betr. die Befreiung landw. Hilfsgebiäude von der 
Bestenerung (Beil. um Protocoll der 18. Sitzung der I. Kammer der bad. 
Re v.26. a KE Nach letzterem betrug z. B. in einer Gemeinde der 

inc! 


Grüsse Steuerkapital des Sten tal der Letzteres in %, 
des/Betriebs: Grund und Bodens. de, zum Grundsteuer- 
ha M. kapital, 

2 1260 1000 
4 5 560 2200 39,5 
10 2400 4200 170 


Siehe hiezu auch v. Seelhorst, Die Belastung der Grundrente durch das 
Gebäudekapital ete.,, 1890 und die Ausführungen n in Kap. XI. 
*) Eine solche Gesetzgebung ist für Baden neuerdings in Aussicht gem 

gerade in Folge der Theilung das Haus mit Zubehör 
grösser und darum an sich werthvoller sein wind, als es die Verhältnisse des Ueber- 
zb an er aus Meere AAN N: ur 

1 zur Vers elterlichen Hauses wenn nicht 
Far Fürsorge dafür dafır tif. das Ein Einer derselben um billigen Der es übernehmen kann“. 
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Anzahl Menschen theilhaftig werden zu lassen. Nun kann freilich 
die Zerschlagung von Grossgütern allerdings unter Umständen 
eine sehr nützliche Maassnahme sein, und in dem folgenden Ab- 
schnitt wird sich Gelegenheit bieten, dies näher zu beleuchten; 
aber heilsam wird sie sich doch nur da erweisen, wo durch die 
Art des Vollzugs dem Landeseulturinteresse in der That gedient 
wird und die neuen Erwerber unter Bedingungen in den Genuss 
von Grundbesitz gelangen, welche ihnen gestatten, desselben wirk- 
lich froh zu werden. Bei den hier in Rede stehenden Güterhändeln 
ist indess der Verlauf regelmässig ein solcher, dass weder die 
Einzelbetheiligten noch die Volkswirthschaft im Ganzen aus ihnen 
Vortheile zu ziehen vermag; denn nicht die Herbeiführung einer 
bossern Besitzvertheilung wie dort, sondern lediglich die Erzielung 
eines hohen Gewinns durch billigen Erwerb und Wiederverkauf 
zu möglichst hohem Preis ist der für die Zerschlagung maass- 
gebende Beweggrund; nicht das Bedürfniss des Bodenverkehrs an 
sich, sondern die Ausnutzung der Nothlage einzelner Besitzer und 
die Speculation auf die Kurzsichtigkeit und Begehrliehkeit kleinerer 
Leute der äussere Anlass des Treibens®), Indem man sich in den 
Besitz von Forderungen gegen Besitzer verschuldeter Höfe setzt, 
ist ein Mittel gefunden, im Wege schonungslosen Betreibens der 
Schuld den Besitzer für den Verkauf des Anwesens zu niedrigem 
Preis geneigt zu machen; und in der Zerlegung des erworbenen 
Guts in kleinste Parcellen bietet sich ein weiteres Mittel, die 
grosse Masse der kleinen Leute als kauflustige Bieter heranzu- 
ziehen. Dabei wird dureh die plumpesten, aber gleichwohl ihres 
Zweckes bei kleinen Leuten nie verfehlenden Veranstaltungen 
(Verabreichung von Speisen und Getränken in reichlicher Menge 
vor der Versteigerung ete.) die erforderliche „Stimmung* zum Bieten 
zu erzeugen gewusst und dureh aufgestellte, zum Mitbieten ver- 
anlasste Mittelspersonen in den erhitzten Köpfen eine Steigerungs- 
leidenschaft erzeugt, die schliesslich auch vor den unverständigsten 
Angeboten nicht zurückschreckt, Und da Baarzahlung selten er- 
folgt, in der Regel gar nicht gewünscht, vielmehr Abzahlung in 


') Generalsecretär v. Canstein erwähnte im deutschen Iandwirthschaftsrath 
1884 (Verhandl., 8. 267), dass in der Provinz Brandenburg in 16 Kreisen 312 grössere 
durch N (in der Provinz 


Parcellirungen an- 
nähernd 760), und berechnete den Gewinn der Parcellanten auf über 8 Mill. M.; 
in den Pommerschen Amt Freienwald hat die Ausschlachtung von 52 Höfen den 
Parcellanten bei einem Gesammterlös der Verkäufe von 1779000 M. einen Gewinn 
von 197350 M. gebracht (10°); siehe v. Minskowski, Agrurpolitische Zeit- und 
Streitfragen 1889, 8. 61. 


a 
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Ueber te bee) Versuch, ein solches in Baden 
einzuführen, siehe des Vi nBeuhes aur land: Frage der 
et 1887, 8. 52 and und die auf er erstatteten 
os Abgeordneten v. Neubronn und Beiakh Fu des Mitgliedes der 

a ie v. Stösser. — Eine treffliche Orduung der Sache in Wärttembarg, 
chen dus 1610 vorgesehen und, 


en ee ee ie abzielt: schriftliche Form der Vi 

Gebot Vornahme der Güterv in Rathshäusern in Anwesenheit 
keitlicher Personen, Verbot der Verabreichung von Getränken unmittelbar vor und 
während der „Aufstreichsverhandlung*, Verbot des Wiederverkanfs von 
mehr als dem. vierten Theil erworbener Grundstücke, die einen Mass- 
gehalt von 10 Morgen und darüber haben, vor Ablauf von 3 Jahren 
ohne Genehmigung der Kreisregierung, welche indess dann nicht verweigert 
werden soll, „wenn der stückweise Wiederverkauf nach der Persönlichkeit und dem 
Verhältnissen des Eigenthümers nicht als eine Handelsspeculation sich darstellt oder 
io es — den nn en der Gemeinde als vortheilhaft erscheint*. 
'ährend Gesetz in Sechziger Biebenziger Jahren, wie es a etwas 
lax gehandhabt wurde, ist seit den 1 AShlene Jahren auf ministerielle et 

eine schärfere Verwaltungspraxis zu bemerken, die, wie der Verfasser einer amt 
Mittheilung entnimmt, einen sehr heilsamen Einfluss auf das Treiben der Güter- 
ausgeübt hat. — In Bayern, wo Ende des und zu Anfang dieses 
Jahr] jerts die Zertrimmerung der grösseren Ba als eine wesentliche 
der Landescultur staatlich sehr begünstigt wurde, beobachtete man 
ee De er 

im grossen trieben (v; ansmann, 

in Bayern, 1892, S. 51 1. 5. 98 ff, S. 101 en 
Einführung eines polizeilichen Genehmipnngeverfahrens nn und 
imäter zu dem Genie v. 23 Mai IR0R das 2 genen eg 
parcellenweise Veräusserung landwirthschaftlicher selbst jede 
gewerbsmässige Vorschubleistung dazu mit Gefängniss bis zu 3 a und Geld 
von 100-1000 FL. bestraft, eine Vorschrift, die durch das Polizeistrafgesetxbuch 
von 1861 freilich wieder beseitigt worden ist. — Zahlreiche Belege über das Treiben 
der Güterschlächter in verschiedenen Theilen Deutschlands bei Miaskowski, 
©. = O., L Bd., 8.132 f.; ebenso in der badischen landwirthschaftlichen Enquöte 

von 1883, IV. Bd., 8. 35 ff. and in den Berichten: „Bäuerliche Zustände“. Drast 
Schilderungen ferner bei Jüger, Die Agrarfrage der Gegenwart, 1882, 8. 188 ff, 


4. Endlich können unter den Gesichtspunkt der Verhütung 
einer einseitigen, schädlichen Grundeigenthumsvertheilung auch 
diejenigen Gesetzesvorschriften gebracht werden, welche den Erwerb 
von Grund und Boden durch Ausländer Beschränkungen unter- 
werfen und deren Endzweck insbesondere darauf gerichtet ist, die 
Häufung von Latifundienbesitz im Inland in der Hand von Nicht- 
staatsangehörigen zu hindern, wie solche Vorschriften in Russland 
erlassen, neuerdings, Angesichts ungemessener Landankäufe eng- 
lischer Landlords in Nordamerika, auch in diesem Staatsgebiet 
in Aussicht genommen worden sind’). Bei der Würdigung derartiger 
Maassnahmen ist zu beachten, dass kaum ein anderer Besitz, als der 


a Meer ee (a. a. 0., 8. 851) eine Zusammenstellung des von Ausländern 
in den Vereinigten Staaten besessenen Grund und Bodens, aus der sich ergiebt, 
dass es sich um eine Fläche vou rund 20 Mill. Acres — rund 8,4 Mill. ha handelt; 
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Die vorausgegangenen Betrachtungen haben dargethan, dass 
die jeweilige landwirthschaftliche Besitzvertheilung eines Landes 
das Ergebniss historischer Entwicklung ist, bei welcher ehemalige 
Herrschaftsverhältnisse der bevorrechteten Klassen, das Eingreifen 
der Staatsgewalt und die hesondere Gestaltung des Erbrechts, je 
nach dem, einen für die Entwicklung jener Besitzverhältnisse gün- 
stigen oder ungünstigen Einfluss ausgeübt haben; dass bei der 
grossen wirthschaftlichen, soeialen und politischen Bedeutung einer 
harmonischen Besitzvertheilung für das Volksganze der Staat sich 
der Aufgabe nicht entziehen darf, einer in nachtheiliger Richtung 
sich vollziehenden Entwicklung mit den Mitteln der Gesetzgebung 
entgegenzutreten; dass aber hierbei die vom Staat und seiner Ge- 
setzgebung ausgehende Einwirkung der Regel nach doch nur eine 
mittelbare, auf die Verhütung einer Verschlimmerung bestehender 
Zustände der Besitzvertheilung gerichtete sein kann, und dass, 
welchen Werth man insbesondere einem Sondererbreeht für 
Landgüter auch beimessen mag, dieses für sich allein jedenfalls 
ungesunde Besitzverhältnisse nicht zu bessern, insbesondere weder 
das Uebel einer bedrohlichen Besitzzersplitterung noch 
dasjenige eines schädlichen Ueberwiegens des Gross- 
grundbesitzes zu heilen vermag. Im einzelnen ist zu bemerken: 

1. Von diesen beiden Uebeln lässt sich das erste überhaupt 
nur schwer durch unmittelbares Eingreifen der Staatsgewalt 
einer Besserung entgegenführen; wie es denn wohl nur zwei Aus- 
wege giebt, der Noth enger Besitzverhältnisse auf dem Aachen Lande 
zu entrinnen: Entlastung des übervölkerten Bodens durch Wegzug 
eines Theils der nachwachsenden Generation oder der Verpflanzung 
von industrieller Thätigkeit in solche übervölkerte Gegenden, um 
das bei der Bewirthschaftung der Zwergswirthschaftsschollen sich 
ergebende Haushaltsdeficit durch Nebenverdienst zu ergänzen; 
daher eine (schon von Fr. List dringend empfohlene) wichtige 
Auswanderungs- und eine in grossem Styl arbeitende Gewerbe- 
und Handelspolitik in Staatswesen mit stark wachsender Be- 
völkerungszahl wichtige Bestandtheile der allgemeinen Staatspolitik 
auch unter dem Gesichtspunkt der landwirthschaftlichen Interessen 
sind, worauf indess in diesem Zusammenhang nicht näher einzu- 
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des Bodens unter die Oceupanten, die Rodung und Urbarmachung 
bisher wirthsehaftlich nieht genutzter Ländereien, die Gründung 
dauernder Siedelungen, die Organisation der Gemeindeverfassung 
und weiterer communaler oder staatlicher Verbände zu folgen et 
ein Bild solcher Colonisationen bietet in unserem Jahrhundert die 
Besiedelung der transoceanischen Ländergebiete; ein eben solches 
jene ältesten Colonisationen, welehe in Deutschland vom 5. Jahr- 
hundert an einsetzen und ihren Höhenpunkt im 12. bis 16. Jahr- 
hundert erreichen. „Vom Öber- und Niederrhein setzte diese Be- 
wegung sich fort nach Osten über die Elbe; hier wird unter der 
Leitung der Ascanier und des Deutschen Ordens, der slavischen 
Fürstengeschlechter und der hanseatischen Kaufleute ein neues 
zweites Deutschland gegründet. Die Städtegrüändungen und Er- 
weiterungen gehören dieser Bewegung ebenso an wie die Tausende 
und Abertausende von Hof- und Dorfgründungen. Der grössere, 
besonders der südwestdeutsche Theil Deutschlands hat damals die 
Gestaltung und Besiedelung erhalten, die ihn bis auf den heutigen 
Tag charakterisiren. Zum Stillstand kommt diese Thätigkeit im 
14. und 15. Jahrhundert. Von 1450—1650 hört so ziemlich jede 
Colonisation in deutschen Landen auf.“ (Schmoller.) 

Die innere Colonisationim modernen Sinn des Worts 
zielt nicht auf die Ergreifung herreulosen Landes, auf die Nutzbar-, 
machung desselben zu landwirthschaftlichen Zwecken ab; bei ihr 
steht die Schaffung neuer selbstständiger Bauernstellen auf bereits 
besiedeltem und in Bebauung genommenem Lande, d. h. die Herbei- 
führung einer anderweiten Besitzvertheilung obenan, mit welcher 
wohl auch eine im Verhältniss zur seitherigen Art der Bebauung 
und Benützung vollkommenere Bewirthschaftungsweise erstrebt 
werden kann, ohne dass indessen hierauf das geradezu entscheidende 
Gewicht gelegt ist; nicht sowohl das Productionsinteresse ist es, 
welches zur inneren Colonisation in unserer Zeit Anlass giebt, oder 
doch nicht vorwiegend jenes, sondern das socialpolitische Interesse, 
das an einer besseren Eigenthumsvertheilung hinsichtlich des Grund 
und Bodens besteht und sich Geltung zu schaffen versucht Hierin 
liegt auch der entscheidende Gegensatz zu jener Colonisation, 
welche nach den Verwüstungen des 30jährigen Krieges allüberall 
in Deutschland die damaligen Staatsleiter ins Werk zu setzen sich 
bemühten; damals galt es, Tausende von entvölkerten Dörfern neu 
mit Menschen zu besetzen, das wüst gewordene Land wieder unter 
den Pflug zu nehmen, an die Cultur der frühern Zeit einfach 

Buchonhorger, A, Agrarpolitik, L 3 
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besonders wertvolle Weiterbildung des modernen Agrarrechts in 
Preussen bezeichnet werden, gerade auch diese Art des Grund- 
erwerbs, welche, wie die späteren Darlegungen zeigen werden, der 
Natur des Grundbesitzes besonders entspricht, bei der inneren 
Colonisation vornehmlich in's Auge gefasst und ihre Verwirklichung 
durch die Indienststellung staatlicher Creditinstitute (Renten- 
banken) begünstigt zu haben. (S. 539 f.) Wird dabei neben der 
Zahlung von Geldrenten auch die Tilgung der Schuld mittelst Ent- 
riehtung in natura (in Körnern) ermöglicht, so wird gerade dem 
kleinen Wirth eine weitere wesentliche Erleichterung zu Theil, weil 
er von den zufälligen Markteonjuncturen, mit denen er am wenigsten 
zu rechnen weiss, unabhängiger wird). 

2. Veräusserungsbeschränkungen. Bei jedem Coloni- 
sationsversuch wird als erster und wichtigster Punkt die Sorge für 
die Nachhaltigkeit der Schöpfung sein, die nur dann 
gewährleistet ist, wenn die aus dem Grossgrundbesitz herauszu- 
schneidenden Einzelanwesen nach Grösse, durchschnittlicher Boden- 
beschaffenheit, Lage zu Verkehrswegen etc. so beschaffen sind, dass 
unter durchschnittlichen Verhältnissen die angesetzten Wirthe zu 
bestehen vermögen; reglementarische Vorsehriften hierüber geben 
zu wollen, würde jedenfalls verfehlt sein, weil eben hier eine die 
localen Verhältnisse berücksichtigende Individualisirung des Voll- 
zugs vor allem geboten ist. Aber auch bei Voraussetzung einer 
glückliehen Lösung dieser ersten Aufgabe bleibt immer noch die 
Sorge bestehen, dass das Gut nicht behauptet werden kann und in 
den Besitz dritter, vielleicht ungeeignetster Persönlichkeiten (Güter- 
speeulanten) gelangt, oder dass augenblickliche Bedrängniss des 
Besitzers zu einem, das Anwesen unwirthschaftlich verkleinernden 
Stüekverkauf nöthigt oder dass eine solche unwirthschaftliche Ver- 
theilung desselben im Erbgang stattfindet und dadurch Theilgüter 
entstehen, die die Bedingungen des Gedeihens nicht mehr erfüllen. 
Es ist augenscheinlich, dass die Möglichkeit solcher Vorkommnisse 
sehr geeignet ist, von Colonisationsversuchen zurückzuschrecken, und 
namentlich der private Grossgrundbesitz wird im Hinblick auf die 
ihm unter Umständen im Verfolg solcher Vorgänge entstehende Nach- 
barschaft eines kleinen, mit der Zeit verarmenden Proletariats dop- 
pelte Zurückhaltung mit Recht bethätigen. Es ist daher erwünscht, 


*) Wiederholt wurde die Schaffung von Rentengütern auch wichtig für die 
Arbeiter der Grossindustrie betont, #0 namentlich wieder von Miquel und besonders 
durch v. Bodelschwingli (Verhandl. des V, £. 5., Bd. XXX, 5, 168), — 
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herkömmliche Schablone passende neue Rechtsformen, deren Zu- 
lassung die Vorbedingung jener Mitwirkung ist, dem geltenden 
Recht einzufügen }). 


$ 9. Fortsetzung; Mitwirkung des Staats; geltendes 
Recht in Preussen. 


3. Welche Förderung übrigens auch immer die rechtliche 
Ordnung des Colonisationswesens der Neuschaffung von Bauern- 
stellen angedeihen lassen möge, so wird man doch mit der Thatsache 
rechnen müssen, dass innerhalb des Grossgrundbesitzes weithin ein 
selbst nur versuchsweises Vorgehen nur langsam sich Bahn brechen 
wird, weil — von etwa bestehenden Vorurtheilen und Bedenklich- 
keiten aller Art abgesehen, die von der Inangriffnahme der Arbeit 
abhalten mögen — schon die technischen Schwierigkeiten der Durch- 
führung für Viele abschreckend wirken werden. Sollen die Früchte 
der gesetzgeberischen Aussaat nicht zu langsam reifen, so, wird 
auch der Staat selber im Verwaltungsweg die Colonisations- 
thätigkeit in die Hand nehmen müssen, wie dies für die polnischen 
Provinzen auf Grund des Gesetzes vom 26. April 1386 bereits so 
erfolgreich angebahnt ist; und sicher würde die Wirkung der preu- 
ssischen Rentengutsgesetze von 1890 und 1891 an Extensität der 
Ausdehnung und Intensität der Wirkung namhaft gewinnen, wenn 


*) „Das Rentengat“, sagt Schmoller, „ist schon deshalb nöthig, weil, wenn 
die Colonien ‚en sollen, der Verkäufer, vor Allem der Staat, ein bis zwei 
urch einen festen Einfluss iu den neu colonisirten 
Dörfern behalten muss. Wo im Grossen derartige Verkäufe ohne solchen 
Einfluss SEN hat die Trügheit der Menschen, das Hängen an 
stehenden Sitte schwierig gegenüber eingelebten Verhältnissen neue 
herbeiz, H festgewurzelte Zustäude werden nirgends über- 
wunden durch ganz kleine, ae Saar PA Leah a 
die allein auf sich gestellt wirthschaften sollen: diese gehen zu wenn sie 
nicht eine leitende oder erziehende Hand über sich haben. weh, anf au ttalnn) = 
Paasche (in Conrad’s Jahrb., N. F., Jahrg. 1897, Bd. 14, 5. 209 ff.) giebt 
mancherlei gegen die neue Rechtsinstitution Kaum: „In den Händen 
von Privatleuten, denen naturgemäss die eigenen materiellen Vortheile über den 
der Gesammtheit stehen werden, sind derartige Einrich! Auferlegung 
Renten mit Theil N ete, gewiss eine iche Wadle“ — 
die indess durch das neueste Rentengutsgesetz von 1891, durch welches 
ur Rentenbanken an die Stelle des das Rentengut begründenden Privas - 
ee können und der Rentengutsinhaber somit von jeder 
über dem lotzteren sich ledig weiss, wesentlich abgeschwächt 
ge sein = Beachtenuswerth scheint üe van Fänsche ren geseiz- 
Kche Cautel dere eine etwa vertragsmässig stii Rentenberoch- 
igten zu jederzeitiger NE N des Sal, o wohl a Zi 
angenommen werden können, dass jonte) solcher Vertragsclause) em; 
zum Erwerb eines Rentenguts sich entschliessen sollte. 
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thunlich nicht confessionell gemischt anzusetzen. Wichtig ist es, 
auf eine Mischung grösserer, mittlerer und kleiner landw. Anwesen 
absuhehen,; d. h. neben einem leistungsfähigen Bauernstand auch 


Schäden abzuı abzuwenden, eine anderweite Vertheilung des Grund und Bodens eintreten, 
dann ist die Vermittelung der Staats die beste, Eile han und am ersten we 
ea a handeln kann.* (Mique‘ 
Verhandl. d. V. £. Socialp., Bd. XXXIIT 
Schmoller (in den Verhandl. des Vereins ie Socialpolitik, Bd. NXXIM, 
$. 92.4.) meint, es würde genügen, in den & östlichen Provinzen als Ziel die Redu- 
irung des Besitzes auf etwa 40°/, der Fläche ins Auge zu fassen, d. h. 
w und etwa 6080000 
neue 


E 
in 
Er 
Fi 
2 
ji 
i 
j 


sel. Wenn in der Industrie auf 3 A a u 
wirthschaft auf fast dieselbe Zahl Arbeitgeber di ke Arbeiter und wenn 
im deutschen Osten 1'/,—2 Mill. Arbeiter auf etwa ‚Besitzer kommen, 
”o bare, ungesunde Zustände und 2 wachsenden u 
bewusstsein dieser Tagelähnermasse werden diese nothw: entweder der 


der Charakter ü in 
kratischer Fortschritt und doch eine durch und durch ee 
die nicht, wie der Socialiamus, ganz neue Erwerbsformen construire, sondern 
und einfuch an die Formen des wiriischnftlichen Lebens, wie sie seit Jahrtansenden 
bestehen, ie alles ‚ was besteht, sorgfältig erhalten will und 
nur soweit es nätlig ir eine manssvolle Correctur in der bee TR 
des ms eintreten lässt. — Nenenlings ist auch vom badischen 
die der Beeinflussung der Grundeigeuthumsvertheilung durch Manss- 
nahmen der Domänenverwaltung erörtert worden, wobei einerseits die Ab- 
stossung des domänenärarischen Parcellarbesitzes, sei es au Gemeinden, sei es an 
Einzelne, andrerseits die freihändige Erwerbung von Privarbesitz (namentlich bei 
Zwangsveräusserungen), „um sie dem Güterhandel zu entziehen“, und dessen Wieder- 
verätisserung „behufs Bildung örtlich zu wünschender Besitzgrüssen * in Betracht 
gezogen wurde. „Es wäre eine schöne Aufgabe, für die staatliche Verwaltung so 
‘ Vermögenskräfte als Regulator der Besitzvortheilung aufzutreten , 
urch die über das ganze Land verbreiteten Organe der Domänendirsetion tion in. Ver- 
bindung mit m der politischen Verwaltung vermöchte erstere wohl leicht 


ih 


Kenntniss zu wo sie Barck Kauf und Verkauf und Pachterei eulturförderad 
wirken könnte ... ... Der staatlichen Verwaltung des Domänengrundst 

gebührt die Führerrollo in allen der Bewirthschai md der socialen 
Aufgaben des Grundbesitzes“ (Bericht Be  F. Sr Bodmann- 
Loretto un die I. Kammer der badischen Landstände des 
Freih. v. Horustein n. G., Herren us Dee hetr., Beilage Nr. 513 


Hor: 
x. Prot, der 14. Sitzung v. 3. A 


ei 
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Ländereien im Inland zu besitzen, die noch der Erschli 

durch eine rationelle und dann viele Tausende menschlicher Hände 
in Thätigkeit setzende Bodeneultur und zwar lediglich desshalb 
harren, weil die Indolenz eines erheblichen Theils der jetzigen 
Besitzer dieser Moorländereien an der alten Raub- und Brand- 
wirthschaft festhält, obgleich die wissenschaftlichen und technischen 
Errungenschaften der Gegenwart eine ganz ausserordentlich loh- 
nende Meliorirung dieser Moore ermöglichen. Nach einem bel- 
gischen Gesetz vom Jahr 1847 (loi de d6frichement) kann Jeder 
den Besitzer eines uncultivirten Grundstückes auffordern, zu eul- 
tiviren oder ihm das betreffende Grundstück gegen Entschädigung 
zu, überlassen; und die bei den Verhandlungen über die innere 
Colonisation gegebene Anregung, zur Fernhaltung eines eultur- 
schädlichen Missbrauchs des Eigenthums, einen ähnlichen Weg 
auch für Deutschland zu beschreiben, verdient volle Beachtung). 


Anmerkung. Geltendes Recht in Preussen. een der inneren 
Colonisation in Preussen dienen das G. v. 26. April 1886, betr. die Beförderung deutscher 
Ansiedelung in den Provinzen Wi 'ssen und Posen und die Ges. v. 27. Juni 1890 und 
ee onn jenes einen vo) litischen Charakter 


8 von 
Verfügung ge it EN 
Bird grado auch den Grossgrundbesitz selber (neben dem Staat als Domänenbesitzer) 
thätigen Mitarbeit au ge Bauern- und Tugelöhnerstellen horan- 
a Dan Oeapke von 0 al beschränkt sich darauf, das durch das 


zulässig zu erklären. Die Feststellung des Kar und der Ki 
frist bleibt der vertragsmüssigen Bestimmung überlassen, doch darf von dem Renten- 
berechtigten, wenn auf seinen Antrag die Ablösung erfolgt, ein höherer BE ERE 
betrag als der 25fache Betrag der Rente nicht gefordert werden. Das Rentengut 
Sei ee ee ET 
abgetrennt es Rentei verteags- 
mässig in der Terfigung dahin beschränkt werden, dass die Zullssigkeit einer Zer- 
theilung des Grundstücks oder EEE ae Fon. Thale desselben von der 
des Rentenberechtigten abhängig soll (Beschränkungen über die 
Verschuldungsfreiheit sicht das Gesetz nicht vor); os kann indess die versugte 
Einwilligung durch richterliche Entscheidung der Auseinandersetzungsbehörde ergänzt 


#) Thiel in den Verhandl. ee Alu für Socinlpolitik, Bd. XXXIT, 5. 120 #. 
Vgl. auch ee ': Die Mooreultur und W. Götz, bon! 
steriler D: Meehlant 1. d. Zuchn dr land. Vor. in Bayern, 1802 
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neu zu schaffen, sind den in den vorausgegangenen Betrachtungen 
erwähnten verwandt. Unter dem Druck einer seit Jahrzehnten mit 
steigender Erbitterung und Gewaltthat geführten Bew er- 
lassen, hat die irische Landgesetzgebung nach mann 
unzureichenden Anläufen seit Anfang der Achtziger Jahre in denkbar 
radialer Weise regelnd in die Verhältnisse der Grossgrundbesitzer 
und der Pächterbevölkerung eingegriffen, durch die Landbill vom 
22. August 1881 (44 und 45 Viet. Ch. 49) eine Festsetzung des 
Pachtzinses durch richterliche Entscheidung ermöglicht, dem 
Pächter ein festes Pachtrecht für 15 Jahre zugesichert und den 
jederzeitigen Verkauf des Pachtrechts an einen Dritten zugelassen 
(die Erfüllung der bekannten 3 f: fair rent, fixity of tenure und 
free sale), aber auch für den Eigenthumsübergang der Pachtgrund- 
stücke an den seitherigen Pächter unter erleichternden Bedingungen 
(Gewährung von Vorschüssen zur Bezahlung der Kaufschillinge 
aus der Staatkasse) Vorsorge getroffen, wobei wegen der Einzel- 
heiten auf $ 36 Ziffer 2 zu verweisen ist, Und in noch that- 
kräftigerer Weise als die 1881er Bill sind die (unter der Premier- 
schaft Salisbury’s) eingebrachte Purchase of Land act von 1885 
(eog. Ashbourne-Bill, 48 und 49 Viet. Ch, 73) und eine Bill von 
1891 (Balfour Bill) bemüht, den friedlichen Auskauf des irischen 
Grossgrundbesitzes durch die Zeitpächter herbeizuführen. 5 
en Kaofer ei ee lern nach der, A u Ban mast Summe vom 
ee *, deponirt bleibt), be es te an au BRDELHTBE 
5 Mill. Prd. nachdem diese erschöpft waren, 
ee ne a A 1 waren 100 "ekihuner a re 
mittelst der 1885er Bill bewerkstelligt und im Laufe des Juhres 1801 der 
Oredit von 10 Mill. Pfd. aufgebraucht, — In einer nenerlichen haudverkauiact 
(Balfour-Bill von 1891) wird die weitere ansehnliche Erleich! I 
dass die Pächter die von der Regierung vorschussweise ae 
akt Zahlong, 4/siger Zeitrenten im SE Mara, könnte; Ale Grandbesiizer 
selber werden für ihre an Be NE le ab- 


rblei anzi- 

Mittel eine vernäckie Amortisntionszahlung der Pächter innerhalb 

der ersten 5 Jahre, die Zuräckbehaltung von 4 de an die Grundherren zu zahlen- 
den en und gewisse le zu haben. Für die Durchführımg 
dieses Theils der Agrarreform werden 33 Mill. Pid. gefordert. Nebenher ermöglicht 
das Gesetz auch eine Fürsorge für die übervölkerten Theile Irlands, indem man 
die des Bodens und die Bildung grösserer Wirthschaftseinheiten durch 
staatliche u raıe der Auswanderung der Zwergpächter sowie durch Veberführung 





(in Schmoller's Jahrh. 1881, 8. 694 M.); Meitzen tritt in diesom Aufsatz für eine 
zwangsweise Eigenthumsregulirung, d. h. für eine nach Analogie der Preussischen 

Rogulirungsgesetze erfolgende Umwandlung der Zeitpächter in mer unter 
Bolnssung eines Theils des Landes im Besitz der Aristokratie, ein, 
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Zeitpacht an die Dorfeingesessenen abzugeben hätten, in welch! 
letzteren Richtungen die neuerlichen Reformprojecte sich vornehm- 
lich bewegen‘). Was Marx am Schlusse seiner „Kritik des 
Kapitals“ zu prophezeien unternahm: „Die Expropriateurs werden 
ex üürt“, wird vielleicht in nicht zu ferner Zeit seine Erfüllung 
finden, nachdem selbst die eonservativen englischen Staatsleiter die 

eines Bauernstandes aus dem Latifundienmaterial der 
dortigen Grundaristokratie dem Regierungsprogramm eingefügt 
haben, Und diejenigen mögen vielleieht nicht ganz Unrecht haben, 
die meinen, die Entwieklung der englisch-irischen Landgesetz- 
gebung mit ihrer wesentlichen Einschränkung der politischen und 
socialen Macht der Aristokratie des Inselreichs „bedeute eine 
Umgestaltung, deren weltgeschichtliche Tragweite auch in den 
meisten Staaten des Continents sich alsbald fühlbar machen wird®, 
(Herkner.) 


Anmerkung. a) Als hauptsüchlichste Widersacher einer Reform der 
bezeichnet Professor Blakye in Eins in einem 1879 er- 


die een selber, sodann das Interesse Fr 

Sachwalter, endlich die Gleichgülti städtischen Be- 
am Reform, eins Ansicht, die, dheilweise wohl auch heute noch zur 

treffen wird. „Wie aber“, sagt er, „können wir auf die an die Dauer eines 
Systems glauben, welches die besten Arbeiter und die ‚bursten Soldaten zur 


ea ausserordentlichen Kı Zeitverlusten eng- 

Landgesetze, sagto schon Oliver Uromwell, sind ein verworrener, gor 

Mischmasch („a tortnous and ungodiy jumble“). ee He 

Handelsamts, Mr. Farrer, meinte im Hinblick auf die sch’ Rechts- 

formen im Grundsticksverkehr (der sog. Conveyances): „Wer = as j Grund- 
Geller denkbaren Absnrdidät 


ein einfaches klares Rechtssystem an die Stelle seizte, die WRrlb dia Mass Fin 
Gesetzeskunde auf den Kehrichthaufen ‚ die jetzt eine Qual und Schande für 
den Verstand und eine je von Hindernissen und Ver 
für anser Leben ist.“ Vgl. hieran den Aufsatz von Ompteda's, a. a. O., und die 
daselbst bene humorvolle Darstellung über die Sc eines Lan in 
England (a. a. O., 470 #.) und ferner Nasse, a. a. O,, 8. 188 f. 
0] le ist (Februar 1892) — in Uobertrugung der irischen Landpolitik 
anf England — eine Bill „zur Erleichterung des Erwerbs von bänerlichen Klein- 


?) So fordert =. B. der englische Schriftsteller H. M. Hyndmann (The text 
'erstaatlich 


book of demoeracy; England for all, 1881) als Endziel zwar die V, ung 

nicht bloss von Grund und Boden, sondern auch des Kapitals (Wallace 

iu der Schrift: Land Nationalisation, its Necessity and its aims, 1882 nur die erstere), 
sich aber zunächst mit der Aufhebung der rordnung 


ügt Primogenitu: 
(der Entails) und mit der Brleichterung des Verkehrs mi schaften im Stans 
der im Text gegebenen Andentungen vorlüufiges Ziel der forın bewegung, 
Bucheuberger A, Agrarpolitik. I 3a 











Abschn. I. $ 94. Unfreie und freie Arbeiter etc. 549 


unterworfenen Landbevölkerung sich ergeben, im Vergleich zu dem 
wirthschaftlichen Werth der erzwungenen Arbeitsleistungen in der 
Regel nicht sehr ins Gewicht fallen. Je umfangreicher aber die 
der herrschenden Klasse zugehörigen Ländereien sind, um so mehr 
muss sich das Bestreben geltend machen, jene Arbei 

durch immer stärkere Heranziehung der unfreien Bewohner zu Arbeits- 
leistungen auf dem Herrenhof schärfer auszugestalton und umgekehrt, 
je eher dies nach der geltenden Rechtsordnung gelingt, um so 
mehr wird die Politik der herrschenden Familien auf eine wachsende 
Vergrösserung des Herrenlandes, mit der das Ansehen und der 
Glanz dieser Familien Hand in Hand geht, gerichtet sein. 80 
bedingen sich unfreie Arbeitsverfassung, zunehmende Vergrösserung 
des Herrenlandes durch Legung von Bauernstellen und wachsender 
Druck der organisirten Zwangsarbeit gegenseitig und die Ver- 
vollkommnung des landwirthschaftlichen Betriebs, welche eine 
grössere Summe menschlicher Arbeit erfordert, ist die unmittelbare 
Veranlassung zu weiterer Häufung der den Unfreien obliegenden 
Frohnpflicht. Die Erschwerung der Abzugsfreiheit dureh strengste 
Ausbildung der Schollenpflicht sichert dem Grundherrn auch bei 
rigoroseter Ausnutzung seiner Herrschaftsgewalt den Verbleib der 
pflichtigen Leute, auch wenn nicht an sich schon die mangelhaften 
Communicationsmittel der älteren Zeit, die durch die Zunftver- 
fassung der Städte bedingte Schwierigkeit der Uebersiedelung in 
diese und der Ergreifung eines städtischen Handbewerbs die Land- 
bevölkerung an die Stätten der Geburt gefesselt hätte. (Vgl. 
$ 16 ff. und $ 24)". 

Diese unfreie Arbeitsverfassung der grundherrlichen Zeit hängt 
also mit der Ausbildung des landwirthschaftlichen Grossbetriebs 
aufs Engste zusammen, ähnlich wie die grossen Plantagenwirth- 
schaften der transoceanischen Länder mit ihrem starken Arbeits- 
bedarf zur Einführung der Sklavenarbeit Veranlassung gaben; sie 
findet sich daher am stärksten ausgeprägt, wo, wie im Norden und 
Nordosten von Deutschland, mehr und mehr die Grundherrschaften 
Betriebsgrundherrschaften wurden, d. bh. die ihnen gehörigen 
Ländereien in Selbstverwaltung nahmen; sie tritt zurück, wo die- 
selben als Rentengrundherrschaften im Wesentlichen auf die Ein- 
hebung von naturalen Gefüllen der grundherrlichen Bauernschaften 


3) Um so mehr hatten freilich bei solcher Lage die grösseren Bauernhöfe 
mit der Arbeiternoth zu kämpfen, worüber für die Zeit im letzten Drittel des 
Jahrhunderts Hausmann, Die Grundentlastung in-Bayern, 1892 (8. 50/51) berichtet, 


u 
| 


Abschn. I. $ 9. Tnfreie und freie Arbeiter ete. 551 


entsprechende Vergütung erhältlich; wie die Industrie und das 
Handwerk, so war nunmehr auch der Gutsherr zur Befriedigung 
seines landwirthschaftlichen Arbeitsbedürfnisses auf den von keinen 
einseitigen Herrschaftsverhältnissen beeinflussten Arbeitsmarkt an- 
gewiesen; die Auslöhnung der im freien Wettbewerb sich anbieten- 
den und einzustellenden ländlichen Arbeitskräfte bildete also von 
jetzt ab einen wesentlichen Bestandtheil der Kosten des landwirth- 
schaftlichen Betriebs und die Rentabilität des letzteren hing dem- 
zufolge zu einem namhaften Theil auch von dem Aufwand für die 
in Dienst genommenen freien Arbeiter und dem Verhältniss ab, in 
welchem der thatsächliche Arbeitseffest zu dem bestrittenen Arbeits- 
aufwand sich im gegebenen Fall stellte. Ein Mangel an Arbeits- 
kräften im Vergleich zu der Grösse des zu bewirthschaftenden 
Areals oder eine Steigerung der Lohnansprüche der eingestellten 
freien Arbeiter bei gleicher Arbeitsleistung oder gar ein zeitliches 
Zusammenfallen höherer Lohnsätze mit sinkenden Verkaufspreisen 
der landwirthschaftlichen Markterzeugnisse waren Thatbestände, 
mit denen mit Einführung einer freien Arbeitsverfassung 
auf den flachen Lande der selbstwirthschaftende ehemalige Grund- 
herr nunmehr ernsthaft zu rechnen hatte. Und je grösser die 
selbstbewirthschafteten Ländereien waren, um so stärker erwies 
sich die Einwirkung des Factors Arbeit auf die Gesamm 

der Betriebsergebnisse, um so empfindlicher machte sich jede 
Störung auf dem ländlichen Arbeitsmarkt geltend, sofern sie — 
in der einen oder anderen der oben erwähnten Richtungen — 
betriebshemmende oder kostenvertheuernde Folgen nach sich 208. 
Je beweglicher ferner die Bevölkerung des flachen Landes, gerade 
auch in Ansehung jenes Theils derselben wurde, der, mangels 
entsprechenden eigenen Besitzes, auf die Arbeit in fremden Dienst 
angewiesen ist, d. h. je mehr die einer beliebigen Verwerthung 
der eigenen Arbeitskraft entgegenstehenden Schranken des alten 
Polizeistaats fielen und die modernen socialen Freiheitsrechte 
(Freizügigkeit, grundsätzliche Freiheit der Niederlassung an jedem 
Ort ete.) in Verbindung mit der Vermehrung und Verbilligung der 
Communieationsmittel dem Abstrom der Bevölkerung von dem flachen 
Lande nach den städtischen Mittelpunkten gesteigerter Erwerbs- 
thätigkeit Vorschub leisteten, in einer um 30 schwierigeren Lage 
konnte und musste unter Umständen der Grossgrundbesitz gerathen, 
dessen Händen die alte patriarchalische Gewalt entglitten war und 
der nunmehr mit der Möglichkeit rechnen musste, die Sicherung 
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Versorgung der in diesen Provinzen vorhandenen Grossgäter mit 
Arbeitskräften entsprungen ist. (Siehe 8. 123 #)‘), Von der An- 
schauung geleitet, dass im Gebiete des freien bäuerlichen Besitzes 
Arbeitskräfte für den landwirthschaftlichen Grossbetrieb nicht mehr 
genügend zur Verfügung stünden, und in der Meinung, dass zu 
solcher Arbeit nur landlose Elemente sich drängen, schloss man 
die nicht spannfähigen, d. h. die kleinen bäuerlichen Stellen von 
der „Regulirung‘* aus, gestattete deren Einziehung zu Gunsten 
des Herrenlandes und die Umwandlung ihrer ehemaligen, aller- 
dings meist mit schlechtem Besitzrecht ausgestatteten bäuerlichen 
Inhaber in eigentlumslose, auf dem Gutshof angesetzte, mit ge- 
wissen Naturaldeputaten ausgestattete Gutstagelöhner, die, 
wenn sie fernerhin leben wollten, ihre Arbeitskraft nach wie vor 
den Gutsherren zur Verfügung stellen mussten. Der verhängniss- 
volle Irthum dieser für den Augenblick die befürchtete Arbeitsnoth 
beseitigenden Gesetzgebungspolitik, die aus Inhabern kleinbäuer- 
liche Stellen „frohnbelastete Nutzniesser* des Gutshofs gemacht 
und eine im Wesentlichen „proletarische Arbeitsverfassung“ ge- 
schaffen hat”), lag in der Annahme einer Constanz dieser ander- 
weiten künstlichen Besitzverhältnisse, die indess mit dem Eintritt 
der obenerwähnten modernen Reehts- und Verkehrsgestaltung mehr 
und mel Einbusse erlitt; lag in der Unterschätzung des mit der 
Zeit erwachenden socialen Bewusstseins auch dieses Theils der 
Landbevölkerung, bei der das Gefühl, dauernd in abhängiger 
Stellung sich zu befinden, schwerer wog als das Bewusstsein einer 
leidlich gesicherten materiellen Lage; lag endlich in der Nicht- 
voraussicht des im letzten Drittel des Jahrhunderts in wachsen- 
dem Maasse sich abspielenden Vorgangs, dass diese zu Gutstage- 
löhnern s. Z. herabgedrückten Kleinbauern die Beziehungen zur 
Heimath lösen und alljährlich ein Haupteontingent der Auswande- 
rung stellen würden, um anderwärts eine, wenn noch 50 bescheidene 
und selbst ärmliche, aber selbstständige Lebenshaltung zu begründen. 
Die im Anfang des Jahrhunderts im Norden und Nordosten von 
Deutschland im einseitigen Interesse der grossen Gutsherrschaften 
erfolgte Lösung der Arbeiterfrage hat daher dauernd befriedigende 
Verhältnisse nicht zu begründen vermocht, wie bereits früher an- 
gedeutet wurde (8. 124; 8. 395 f.) und es gehört zu den wichtigsten 
Aufgaben ı der modernen Agrarpolitik, in diesen Gebieten eine 


Pa, uch d. a Arbeiterfrage, $. 6 ff. 
Knapp, a a. 0.5. 0 ff. 
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Geschlechts der Arbeit in der Landwirthschaft entfremdet‘). Im 
Zusammenhang damit steht der leidige häufige Wechsel im Gesinde- 
und Halbgesindedienst, zumal beim Mangel an zum Gesindedienst 
tauglichen Personen der Wiedereintritt in ein anderes Dienst- 
verhältniss regelmässig unschwer sich bewerkstelligen lässt. Ganz 
allgemein ist die Klage von Seiten der ländlichen Arbeitgeber, 
dass das das Gesinde erfüllende Bewusstsein einer gewissen Unent- 
behrlichkeit die Lohnansprüche ins Ungemessene zu steigern und 
eine wachsende Unbotmässigkeit und Widerspenstigkeit zu zeitigen 
drohe, welche gleichwohl die Dienstherrschaften meist ruhig hin- 
nehmen müssten, da ein strenges Regiment sofort mit Kündigung 
des Dienstes beantwortet werden würde. Sehen sich im Hinblick 
auf solche Verhältnisse viele Landwirthe genöthigt, die Zahl des 
zu haltenden Gesindes auf das Nothwendigste einzuschränken und 
sich mit der Einstellung unständiger Tagelöhner zu behelfen, so 
wird gerade auch diesen gegenüber von Seiten der Arbeitgeber über 
eine steigende Unzuverlässigkeit in der Einhaltung der übernom- 
menen Arbeitsverpflichtungen, über die Praxis willkürlicher Entfer- 
nung aus dem Arbeitsverhältniss und der Anknüpfung anderweiter 
Dienstbeziehungen laute Klage geführt. Dabei befinden sich die 
Arbeitgeber gerade den unständigen Arbeitskräften gegenüber 
schon desshalb in einer besonders schwierigen Lage, weil der 
Arbeitsbedarf in den einzelnen Zeiten des Jahres wechselt, nämlich 
im Winter meist ebenso auf ein Minimum zusammenschrumpft, 
als er zur Erntezeit ungewöhnlich sich steigert, wenn anders die 
Erntearbeiten ohne grossen Schaden in richtiger Reihenfolge und 
unter bester Ausnutzung der Witterungsverhältnisse sollen vor- 
genommen werden können. 

In die unvortheilhafteste Lage sehen mehr und mehr die 
Landwirthe in jenen Gegenden sich versetzt, in denen die Tage- 
löhner aus den besitzlosen Elementen der Landbevölkerung 
rekrutirt werden müssen, weil diese nichts hindert, ihre Arbeits- 
kraft an von ihrem zufälligen Wohnort beliebig weit gelegenen 
Arbeitsstätten zu Markte zu tragen; während wo die Tagelöhner 
grundangesessen sind, d. h. ein eigenes Haus nebst etwas Land 
besitzen, der beliebigen Ortsveränderung Schranken gesetzt sind 

') In der französ. Agrarenquete von 1879/80 wurde das Alströmen der 
ländlichen Elemente in die Städte auch mit der privilegirten Stellung der Industrie 
durch Schutzzölle, welche die Gewährung höherer Löhne ermögliche, und mit übe 


ansserordentlichen Ausdehnung der öffentlichen Arbeiten im 
Verkohrswosens in Zusammenhang gebracht. 
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Verlust durch 
Wanderung 1885 0) 











—I- 
Zahl der In ®], des 
Köpfe Geburten- 
überschusses 
Schleswig-Holstein 1 n & 
Hannover-Oldenburg | °  - +6 5,7 
Braunschweig . . . . . . . 21357 12,4 
Provinz Sachsen. . . . . . 27121 152 
Hessen-Nassau . . “818 122 
Mitteldeutsche Kleinstaaten > 229 20,3 
Groppeg U. 2 2 22.2.2. 83671 13,6 
Grossherzogthum Hessen . . - 9224 20,2 
Rechtsrh. Bayern. . » . . . 41844 22,6 
Baden . . 2. 17528 23,6 
Elsass-Lothringen . . . - - 13195 252 
Bayrische Pfalz . . . . . . 1238 28.8 
Württemberg . . » » . . . 56868 57,9 
Hohenzollern 2837 128,9 
Gruppe II. 15144 3,7 
Sa. bzw. Durchschnitt von Gruppe 
I, Uu II 837274 43,8 


Gewinn durch 
Wande: 1885/90 


Zahl der In °% des 





Köpfe Geburten- 

überschusses 
Belin . 2 .2.2.20200000. 1858429 237,4 
Brandenburg . . . . . . . 5918 42,1 
Hansestädte . . 2.2.2.2... 86538 211,0 
Königreich Sachsen . . . . . 78260 32,0 
Rheinprovinz . . 2.2.2... 45898 14,3 
Westphalen . . 37243 19,9 
Gruppe V. 22.222. 492478 48,8 


Zu der vorstehenden, von Professor Sering-Berlin dem Deutschen Land- 
wirthschaftsrath 1892 als Anhang zu seinem Referat über „Innere Colonisation* 
übergebenen Uebersicht (Archiv von 1892, S. 397/96) führte derselbe aus: 
„840 000 Menschen sind (in den 5 Jahren 1885/90) aus dem Agriculturgebiet ab- 
gewandert, 500000 hat das Industriegebiet aufgenommen, der Rest von 340000 Köpfen 
ist ins Ausland gegangen... Wir sehen in eine Völkerwanderung hinein, welche 
an Umfang der bewegten Masse die vor 1’/, Jahrtausende weitaus in den Schatten 
stellt! Jede der drei, Menschen producirenden Gruppen hat ungefähr die gleiche 
Volkszahl, nämlich 10—12 Mill. Einwohner, aber zu dem grossen Wanderzuge hat 
die Mitte nur einige 80000 Köpfe, der Süden 150000 gestellt, der Osten hin- 
gegen nicht weniger als 600000... Während in Folge der übermässigen 
Zuwanderung in Berlin, in Hamburg und den Industriegegenden die furchtbarste 
Geissel der Industrie-Arbeiterschaft, die Arbeitslosigkeit, ein wahrhaft himmel- 
schreiendes Elend verbreitet, leidet die östliche Landwirthschaft unter zunehmender 
Blutleere . . und das in einer Zeit, wo die Entwicklung der Technik und die Con- 
eurrenz der getreideexportirenden Länder den entschlossensten Uebergang zu 
intensiverer Cultur dringend erheischt . . . Dass aber kein anderes wirksames 
Mittel gegen die Entvölkerung vorhanden ist, als eine umfassende Vermehrung des 
Standes der Grundeigenthümer durch innere Colonisation, ergiebt sich aus einer 
Untersuchung der Ursachen des Missbehageus, welches „gegenwärtig Hunderttausende 
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zur Abwanderung drängt, ,. Ich sche den letzten Grund für die östliche Ab- 
wi in den physischen und ethischen Momenten, welche die 
a ar geschaffen hat. Es gelit ein Zug nach erhöhter 
und Sell durch die Massen, Drang nach höherer 
socialer Stellung und Achtuug Persönlichkeit... Jenem D: - 
die nicht Genüge zu leisten und das ist os, wuns 13 
wach die besten ‚sten von dannen treibt die 
Kruupel, die Greise, die Indolenten zurücklüsst. Das Uebel, welches den Osten 
entvölkert, ist der breite Abstand, welcher den Arbeiter vom 
diese Kluft gilt es, durch eine planvolle Colonisation — überbrücken.“ (Sering, 
ann 


Frankreich ae Bevi der siädiischen Ortschaften 

11 234 899, 1876: 11 971 450, 1881: = Sal: der Tandlichen Or in enseiben 
Jahren 24 868022, 24934 334, 24.575 506. en re France 
en 188% (Nancy 1887) ermittelte: Tagelöhner 1480687, Dienstboten 1054 21, 
wobei gegenüber 1862 dort eine Abnahme von 528.067, hier eine solche von 
141526 sich ergab; dabei ist aber zu beachten, dass wegen des Verlustes von 
“Lothringen die Abnahme in Wirklichkeit eine kleinere ist. 


E 


2. Wenn die vorbesprochenen Verhältnisse des ländlichen 
Arbeitsmarkts die Folge haben sollten, die grössere Unabhängig- 
keit der ländlichen Arbeitgeber von letzterem sich durch eine 
Ueberleitung des Betriebs zu extensiveren Wirthschaftsformen zu 
sichern, so wäre dies in einer Zeit, in der die Zunahme der Be- 
völkerung und das Bedürfniss der Behauptung der Unabhängigkeit 
im Bezug der Nahrungsmittel vom Ausland zu höherer Intensität 
des Betriebs alle Veranlassung giebt, doppelt zu beklagen; bevor 
zu jenem Mittel der Abhilfe geschritten wird, wäre daher zu unter- 
suchen, ob denn nicht durch eine zweckmässigere Organisation 
der landwirthschaftlichen Arbeiten und durch die umfangreichere 
Verwendung Menschenkraft ersparender Maschinen ohne Beein- 
trächtigung der Intensität des Betriebs eine Minderung des Ge- 
sindes und der sonstigen Hilfskräfte durchführbar sich erweist®). 
Solange ferner in einzelnen Gegenden ein verhältnissmässig starker 
Arbeitsbedarf die Folge lediglich davon ist, dass der Besitz in zahl- 
lose /Parcellen sich zerstückelt, entbehren Klagen über den Arbeits- 
maugel auf dem Lande der relativen Berechtigung und ein Appell 
an die Staatsgewalt zur Abhilfe auf diesem Gebiet wird mit Fug zu- 
nächst durch Verweisung auf die Möglichkeit der Selbsthilfe in 
Form der Herbeiführung eines geordneten Zustandes der Feldgemar- 
kung durch das Mittel der Feldbereinigungen und Zusammenlegungen 
beantwortet werden müssen. In einem grossen Theil des Südens 
und Westens von Deutschland, ebenso in einer Reihe der Kron- 





ar hierzu Settegast, a. a. O,, 8. 134 ff., und Krämer, u. a. 0,8.2W 1. 
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Lösung der ländlichen Arbeiterfrage liegt daher in der 
Herbeiführung solcher Beziehungen zwischen den Arbeitgebern und 
den Arbeitern, welche den Verbleib in dem landwirthschaftlichen 
Gewerbe den letzteren erwünscht erscheinen lassen: in der wirth- 
schaftlichen und sittlichen Hebung auch dieses Theils der Be- 
völkerung; in der allmählichen Anbahnung einer gewissen Inter- 
essengemeinschaft zwischen beiden Parteien, die der häufigen 
Lösung der eingegangenen Vertragsbeziehungen von selbst wider- 
strebt; in dem Hinwirken auf Schaffung von Wohlfahrtseinrich- 
tungen auf dem flachen Lande, an denen es im Gegensatz zu den 
Stätten entwickelter Industrie vielfach noch sehr gebricht; während 
durch die Mittel der Polizei (Gesindepolizei) zwar die gröbsten 
Auswüchse möglicherweise sich beseitigen lassen, niemals aber ein 
Stamm zuverlässiger Arbeiter sich schaffen lässt; wie ebenso auch 
der wachsenden Beweglichkeit der ländlichen Arbeiterschaft nicht 
wohl auf polizeilichem Wege (rechtliche Unterbindung der Frei- 
zügigkeit), sondern nachhaltig und mit Aussicht auf dauernden 
Erfolg nur durch eine riehtige Landpolitik entgegengewirkt werden 
kann, die auf die planmässige Umwandlung des ländlichen Arbeiter- 
standes in kleine Grundbesitzer abhebt (Siehe unten die 98 97 M). 
Dieser Gedankengang hat wohl auch Roscher vorgeschwebt, wenn 
dieser, allerdings etwas übertreibend meint, dass wenn die 
Landwirthschaft so häufig über chronischen Arbeitermangel klagt, 
sie dadurch fast immer ein partielles Zurückgebliebensein verrathe, 
sei es, dass die Bildung der Arbeiter hinter der Volksbildung im 
Allgemeinen zurückgeblieben sei, sei es, dass ihr Lohn (oder ihre 
sonstigen Existenzbedingungen) zu tief im Vergleich mit dem 


des Preuss. Gesetzes v. 2. März 1850, $$ 91 M., dass kein Dienst mehr auf den 
Grundbesitz gelegt werden dürfe, habe die Arbeitscalumität des preuss, Nordostens 
verschuldet, As sei „das grösste Hindernis zur Anlegung neuer Culturstütten“, 
und dass, „wenn @s den Grundeigenthümern gestattet wäre, Eigenthuumsstellen mit 
der flichtung zu einer Anzahl von Diensttagen ansetzen und sieh da- 
durch in den wichtigeren Arbeitszeiten die Arbeit sichern zu dürfen, sich dus Land 
bald mit solchen Eigenthumsstellen bedecken und damit der Arbeitslosigkeit wie 
der Auswanderungslust der Arbeiter ein Ende gemacht werden würde‘, Al hen 
von der Möglichkeit, ob der Grundsatz der 1850er Gesetzgebung je wieder ver- 
lassen werden könnte — ist es unter den hentigen Verhältnissen wahrscheinlich, 
dass unter dem Geding eines auf unbestimmte Zeit auferlegten angs länd- 
liche Elemente in grösserer Zahl von der erwünschten Qualität als Kaufliebhaber 
auftreten würden? Dass aber bei im Tebrigen richtiger rechtlicher A tung 
der Gesetzgebung über innere Colonisation auch ohne die Möglichkeit der Auflegung 
von Diensten für die Anbietung neuer ee kein Mangel ist, beweist der 
ilintsächliche Erfolg der neuen Preuss. gutsgesetze, wie er in den 18%er 
Verhandlungen dos deutschen Dana wer took konstatirt wurde. 
Buchonherger, A., Agrarpolitik L 36 


_ 
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neben einem festen Geldlohn erhalten dieselben gewisse Naturalbezüge, 
insbesondere Wohnung, Brennmaterial, Futter für ein oder mehrere 
Thiere, etwas Kartoffel- und Gemüseland ete., wogegen sie sich 
verpflichten müssen, nicht bloss selber täglich zu den Arbeiten 
auf dem Gutshof sich einzufinden, sondern auch noch einen zweiten 
Arbeiter (Scharwerker oder Hofgänger) zu stellen und auf Ver- 
langen die Ehefrau als dritte Arbeitskraft mitzubringen. Da die 
Naturalbezüge dem Werthe nach den Geldlohn meist übersteigen, 
so ist die Lage der Gutstagelöhner somit im Wesentlichen davon 
bedingt, in welcher Beschaffenheit jene zur Verabreichung gelangen '). 

Eine besondere Art der eontraetlich gebundenen Arbeiter bilden 
die Wanderarbeiter, welche zu gewissen Jahreszeiten, in denen 
die landw. Arbeiten am meisten sieh drängen, ausserhalb ihrer 
heimathlichen Distriete da, wo die Gelegenheit zum Erwerb für 
sie günstiger ist, sich auf Zeit verdingen, um nach Beendigung 
der betreffenden Arbeiten wieder nach Hause zurückzukehren. 
(Siehe $ 100, Ziffer 2 unten.) 

Zahl der lündlichen Arbeiter in Deutschland. Im Deutschen Reich 
wurden bei der von 1882 ermittelt (unter einer Gesammt] 
von 45 222113): Dienende in der Landwirthsch; 

Thierzucht, Jagd und Fischerei), und zwar Gehilfen und Arbeiter 5881819, da- 
gegen iu der Industrie nur 4096248, in Handel und Verkehr nur 727.962; wobet 
ee thätigen Gehilfen allerdings auch die 
der Landwirchschaft ine Forstwirtschaft Be = Fischerei) Mean galiin 
Erwerbsthätigen (8 063 966: ’ 
a) auf die ee a LEE 
Benz 7 Betreibende 


« 493 
Pa löhner er Sellewelndigen Landwirthschafisbetrieb. . 1373 774 
dwirthschaft des Pazzibenoberunttgiäe thätige Familien- 


zu 
©) ferner auf das höhere Verwal) und Aufsichtspersonal 47465 
Hierzu (die Selbstsändigen (olme erbindung mit landwirthschaf 
Hoher Tageldhuerd) . . 0» 2 2 ee sn WTT 2252531 


Die Abtheilung b) ist besonders sturk in Preussen vertreten ehr hier 
in einzelnen Provinzen vorwiegenden Grossgrundbesitzes und der 8: ‚keit Br 
Blenarmetı durch die kleinen Leute) und in diesem Staat namentlich wieder 





1) Eine den Gutstagelöhnern ähnliche Stellung nehmen nach Roscher die Eu 

im südlichen Schottland umd nördlichen En, ee cher 

in Schottland: fürm-servants, meist auf 6 te gemiethet; shephi 

Kost ind Geldlohn noch einen Antheil an der Heerde Babe eigentliche nr 

und cotters, jene mit etwas Feld, das ihnen etwa die 

bedarf liefert und wofür sie höchstens 20 Pfad. St. Pacht zahlen, Bra aufweder 

ohne Et oder nur mit einjühriger Aferpacht (siehe Roscher, a. a. O., Anm. " 
a. 


zu & 120 
B6* 
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Steigerung der Arbeitslähne in der Zeit zwischen 1860/63 und 1883/84 für die Ver- 
hältmisse der Provinz Sachsen auf 46,5 %,, d. h. es stieg der Durchschnittsverdienst 
ee auf 1,76 M. — Ueber die Lohnsätse in den älteren 
Preussischen in den 60er Jahren eingehende 
a. a. 0, II. Bd., 8. 92 #.; in der durchschnittlichen Höhe der damals ermittelten 
Lohnsiize stand Posen am niedrigsten, während „Schlesien, Pommern, Preussen, 
Branden! Sachsen und endlich Wı rag 

heute noch im und Ganzen zu- 
treffen dürfte. Der Geldbedarf einer Arbeiterfamilie (für We 


niedrigsten Bedarfsziffern mit 
226 M. wiesen die jerungsbezirke Posen und Minden, ee 
460 M. die Regierungs] 'ke Koblenz und Köln auf). — Ein ähnliches Anziehen der 
Arbeitslöhne auch in Frankreich in den Enquöten von 1866, von 1879/80 und 
neuestens in der 1882er Agrarenquöte gegenüber 1862 z. B. Steigerung 


” uste 
die Besserung in der der ländlichen Lohnarbeiter festgestellt und zwar ist sie 
BR der inneren Entwicklung des landw. Gewerbes, in 
dem die Nachfrage nach leistungen (in den letzten Jahrzehnten) abgenommen 
hat“, sondern sie steht im Zusammenhang mit der ABLE FERNE welche die Ge- 
sammtentwicklung des ganzen Arbeiterstandes in England und die Möglichkeit der 
Auswanderung nach Amerika und Australien auch auf den zurückgebliebenen Theil 
der englischen Arbeiter ansgefibt hat“. Wie denn einer der Assistant-Commissioner 
(Mr. Little) am Schlusse seines Berichts über die Lohnnrbeiterverhältnisse bemerkt; 
„I think it may be taken for granted, that what the labourer hat got, the landlord 
will lose for the future“, und eine anders Stimme Ver of Hartington) sich 
dahin vernehmen liess: „There is no difference of opinion, that the position of the 
agrieultural labourer is one of greater comfort, me prosperity and greater 
Meleing, dan has erer Dre Kam du ie hrs Itural industey.* 
(Siehe Nasse, Agrarische Zustände in England, 1884, S. 159161.) — Für Italien 
werden für den Zeitraum 1847/74 folgende Durchschnittslohnsätse angegeben: 


1847 1869 1866. 1874 


für Sommerarbeiter . » 2 2... 188 1.4 1,65 2,06 

für Winterarbeiter. . . - - 0,89 0,98 1,11 141 

so dass also die Sommerlöhne zwischen, 1847 und 1874 um Born die Winterlöhne 

um 58°, gestiegen sind; was bei dem gleichz: Fallen der Weizen- und Mais- 

preise (6 kostete der Centner Weizen 1862: k 1806, BSYUL, Kara, dor (Coniaier 
in denselben Jahren 19,91 und 14,10 Lire) doppelt ins Gewicht fallt. 


b) Arbeitslöhne der Gegenwart. aa) Deutschland. Nach v. d. Goltz 

(bei Schönberg, a. a. O,, 8 30) stellt sich auf Grund der in den Jahren 1878 un 
1874 in Folge einer Anregung des Congresses deutscher Landwirthe veranstalteten 
der durchschnittliche Gesindelohn (Geldlohn und Werth der Kost) 


in Deutschland 
für männliches für weibliches 
Gesinde 


Gesinde 

Mark Mark 

auf grösseren Gütern ern 363,88 
„ kleineren 320,16, 


im Süden ist er ee höher Be RR 
nardästlichen Deutschlan, nämlich 300 —400 M. — Nach derselben Ohele 
beträgt in Deutschland re Tagelohn für ständig beschäftigte Arbeiter im Durch- 
schnitt von Sommer und Winter für männliche Arbeiter 1,44 M., für weibliche 
0,73 M. mit ebenfalls starken Verschiedenheiten in den einzelnen Theilen, x. B. in 
nordöstlichen Provinzen 0,70—0,96 M. für männliche und 0,43—0,50 M. für 
weibliche Arbeiter, dagegen im württembergischen Neckarkreise 1.84 M. und bezw. 


5 


Be | 
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und Tüchtigsten derselben sich den Gefahren eines unruhigen 
Lebens im öfteren Wechsel der Stellen aussetzen oder noch häufiger 
den Versuch machen, durch Auswanderung ihrem Leben eine 
andere Wendung zu geben. Daraus erklärt sich, dass es in Gegen- 
den, wo der grössere Theil der ländlichen Bevölkerung aus Arbeiten 
der oben bezeichneten Kategorie besteht, so häufig an genügenden 
Arbeitskräften gebricht“ (Settegast). Die aus solchen Wahr- 
nehmungen abgeleitete Erkenntniss, dass mit einem freien, d. h. 
eontractlich nicht gebundenen Arbeiterstand den landwirthschaft- 
lichen Unternehmern besser gedient sei, bricht sich mehr und mehr 
auch unter den letzteren selber Bahn, zumal da, wo der Rechnungs- 
ealeül zeigt, dass eine Verminderung des Gesindes und Halb- 
gesindes und deren Ersatz durch freie Arbeiter auch finanziell 
günstigere Ergebnisse liefert). 

2. Diese Sätze gelten freilich nur dann, wenn der freie 
Arbeiterstand in die Lage versetzt ist, ein kleines Grundeigenthum 
sich zu erwerben, d. h. zur Stellung eines „Arbeiterunter- 


?) Achnlich lan: 0, 8. d434M, 
Vgl. hierzu auch v. d. Goltz ie ländliche Arbeiterfrage, 8. 86 ff.), wo 
darauf verwiesen wird, dig dem contraetlich een der Lohn das 


7000 itstage 
Winter nur 7800 Thl . rund 1200 Thir. weniger. v. d. Goltz hebt 
hervor, dass die eg des lee für den Gutsberrn um so 
sind, je ungünstiger die klimatischen Verhältnisse, je länger der Winter, 
je kürzer der Sommer, je mehr also der Bedarf an Handarbeit auf eine kurze Zeit 
ae Jahres sich zusammendrä: „Desshalb sucht man auch die Zahl der eigenen 
Arbeiterfamilien möglichst zu beschränken; man verzichtet n ungen auf die 


Einführung A ung sonst vortiieilhi cher 
wie des Anbans von Hackfrüchten und der Sommerstall- 
fütterung etc. Aber trotzdem kann man es nicht vermeiden, dass So: 


1 

man aus Mangel an Basar Arbeit auf eine mehr Di weniger nutzlose Weise 
in Thätigkeit zu setzen sich gezwungen sieht“. Und an anderer Stelle (8. 89 ff.) 
wird zum Beleg dieser Angaben darauf Ir in Mecklenburg in einem 
einzigen Jahre 21000 Last Korn aus ı an Arbeitäkrkfien wat dem: Feld» um 
Eger und damit ein Kapital von 3 Mill, Thlr. verloren ; und 

Folge der Umpbglihket Samen: a nei 
in Fol jög| Ra r 
erlitten habe und dass der durchschnittliche liche Verlust diesem Bezirk 
in Folge des durch den Arbeitermangel veranlassten Eee Ernteverfahrens 
mindestens ®, Mill. Thir. betrage. 


—— 
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zündend wirken; und die bevorrechteten grundbesitzenden Klassen 
in denjenigen Gegenden, wo Tradition und Vorurtheil seither der 
Ansässigmachung kleiner Leute ängstlich widerstrehte, werden je 
länger je weniger sich der Einsicht verschliessen können, dass ihr 
eigener Besitz um so sicherer für die Zukunft gewährleistet ist, 


eine je grössere Mannichfaltigkeit die sociale Stufenleiter des Grund- ” 


besilzes auf dem flachen Lande aufweist; und dass je vollkommener 
die bestehende gesellschaftliche Ordnung jedem, auch dem Aermsten 
und Kleinsten einen Antheil an der Mutter Erde gewährleistet, 
mit jedem dieser Antheilseigner eine weitere treue Stütze eben 
dieser Gesellschaftsordnung gewonnen wird. Aus allen diesen 
Gründen steht die Arbeiterfrage und ihre gedeihliche Lösung mit 
einer weitausschauenden Landpolitik in innigem Zusammenhang 
und die in früherer Zeit so sehr beklagte Mobilisirung des Grund 
und Bodens gewinnt in der Gegenwart unter dem Hochdruck 
socialdemokrätischer Agitation und der unternommenen Propaganda 
für die Bewegung auf das flache Land eine nicht zu unterschätzende 
Bedeutung; wie aus eben diesem Grund der sog. inneren Coloni- 
sation in den-Gebieten des ausschliesslichen oder vorwaltenden 
Grossgrundbesitzes ($ 391.) ein thatkräftiger Aufschwung zu 
wünschen bleibt. Die Einführung des Rentenprineips durch 
die Preussische Gesetzgebung der Jahre 1390 und 1891, dessen 
socialpolitische Bedeutung bereits früher gewürdigt wurde ($ 91). 
ist vor Allem geeignet, jene Emporhebung des Landarbeiters zum 
Arbeiterunternehmer in wirksamster Weise zu fördern, weil im 
System des Rentenkaufs auch kapitalschwächeren Elementen die 
Möglichkeit des Grundbesitzerwerbs ohne Inanspruchnahme des 
Bodencredits ermöglicht ist, wie dies durch die Ergebnisse des 
Ansiedlungswerks in Posen und Westpreussen in einer Anzahl 
Fälle in schöner Weise bestätigt wird. 
Anmerkung. a) Ueber den günstigen Einfluss der Am achung von 
ihnern auf den ERERSEE in Mecklenburg auf eines Grossh. 
Be Beendet rlassung von Baugrund und Hofraithe ein 
Ri won I M. 75 Pf. und einer Fläche Ackerfeli 
nen Zahl von 142 im Jahre 1847 auf 2721 im Jahre 1 
sich gehoben hat, siche A Aknaterntg von Sehuhmacher-Zarchlin bei v. d. Goltz, 
a. n. 0.8. 256: „Die Ansetzung der Häusler ist von ren 
anf unsere ländlichen Arbeiterverhältnisse gewesen. Anfüngliche Befürchtun; 
dass das Domanium durch diese Klasse mit Armenkassen -Beneßzianten beglückt 
würde, haben sich nicht bestätigt... Die Häuslerstellen liefern der Ritterschaft 
und den Pächtern im Domanio eine grosse Anzahl von freien Arbeitern und ausser- 
1) werden durch die arbeitsfühigen Kinder der Häusler die ssen Lücken in 


Zahl der Dienstboten ein wenig ausgefüllt.“ Achnliches Urtheil bei Marcard 
(a. a. O., 8. 237), der betont, Aa ein Mangel an ländlichen Arbeitern im Doma- 


H 
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$ 98. Einfluss der socialen und landwirthschaftlichen 
Gesetzgebung; Wirken von Kirche und Schule. 


In dieser Beziehung ist namentlich auf folgende Punkte auf- 
merksam zu machen: 

1. Von nicht zu unterschätzender Bedeutung für das Ziel, 
einen zufriedenen und ebendesshalb arbeitswilligen und anbänglichen 
Arbeiterstand auf dem Lande zu schaffen und zu erhalten, ist die 
Ausdehnung der socialen Versicherungsgesetzgebung 
über den Kreis der industriellen Arbeiter hinaus auf jene der erst- 
bezeichneten Art, wie sie erstmals in Deutschland durch die Reichs- 
gesetze vom 5. Mai 1886, betreffend die Unfall- und Kranken- 
versicherung der in land- und forstwirthschaftlichen Betrieben be- 
schäftigten Personen und vom 22. Juni 1889, betreffend die Invali- 
ditäts- und Altersversicherung in’s Werk gesetzt worden ist und in 
einigen anderen Ländern Nachahmung gefunden haben. Denn 
durch diese grosse Gesetzgebung, auf deren Einzelheiten in diesem 
Zusammenhang nicht eingegangen werden kann, ist nunmehr auch 
der Landarbeiter vor den Wechselfällen des Lebens, wie sie durch 
Krankheit und durch Unfälle im Betriebe herbeigeführt werden, 
leidlich gesichert und des drückenden Gefühls, im Alter oder bei 
eingetretener Arbeitsunfähigkeit einer demoralisirenden und nicht 
immer ausreichend geübten Armenfürsorge überantwortet zu sein, 
enthoben; hat aber auch der kleine, meist nur mit mässigen An- 
zahlungen erworbene Grundbesitz dieser Leute sehr an Festigkeit 
des Bestandes gewonnen, weil nun auch in Zeiten der durch Krank- 
heit oder Unfall herbeigeführten zeitweisen Arbeitsunfähigkeit die 
seitherigen Einnahmen, welche der Verzinsung und Tilgung der 
Kaufschuld gewidmet waren, in Folge der Auszahlung des Kranken- 
geldes oder der Unfall- oder Invalidenrente nicht gänzlich versiegen. 

Es ist einleuchtend, dass aus demselben Grunde die Ver- 
sicherung gegen Unfälle, welche die fahrende Habe bedrohen 
(Vieh-, Feuer-, Hagelversicherung), gerade für die kleinsten land- 
wirthschaftlichen Unternehmer besondere Bedeutung gewinnt, weil 
diese beim Mangel jeglichen Botriebskapitals und bei enggezogenem 
Credit auch kleinen Unfällen gegenüber sehr wenig widerstands- 
fähig und daher, wenn solche eintreten, immer vor die Gefahr 
gerückt sind, des mühsam in langer Zeit erworbenen Kleinbesitzes 
plötzlich sieh beraubt zu sehen. Daher es eine wichtige Aufgabe 
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um so schwerer wird es ihnen werden, in das bescheidene und 
arbeitsreiche Loos des Dienenden sich zu schieken und dem ihnen 
sorglich nachzukommen: und je unwissender und ungläubiger zu- 
gleich diese Elemente aufwachsen, um so leichter werden sie den 
verführerischen Lehren ihr Ohr leihen, welche — anknüpfend an 
die durch die geltende Rechts- und Wirthschaftsordnung 
Standes- und Vermögensunterschiede und zu Neid und Hass gegen 
die an Bildung und Besitz Höherstehenden aufreizend — den Um- 
sturz des Bestehenden predigen und auf den Trümmern ı Ergene 
Gesellschaft das Gaukelbild einer künftigen Ordnung der Dinge 
vormalen, in der angeblich ein gleiches Maass von irdischer Glück- 
seligkeit allen Erdgeborenen beschieden ist, gleichviel mit welchem 
verschiedenen Maass von Einsicht, Geschiek und Rührigkeit die 
einzelnen Glieder dieser neuen Staatsordnung ausgestattet sind; 
um so misstrauischer werden sie endlich gegen alle auf die Ver- 
besserung ihrer Lage gerichteten wohlmeinenden Bestrebungen, 
gehen sie vom Staat oder den Arbeitsherren aus, sich erweisen und 
um so unzugänglicher für Alles und Jedes sein, was wahrhaftes 
Wohlwollen und fürsorgliche Theilnahme an ihrem Loos ihnen 
bringt. Ein Vergleich der Mehrzahl der Gutstagelöhner 
der östlichen Provinzen etwa mit jenen im mittleren und südlichen 
Deutschland oder ein Vergleich etwa des russischen kleinen Land- 
arbeiters mit dem französischen ist geeignet, das Gesagte zu be- 
stätigen. Daher der segensreiche Einfluss einer mit tüchtigen 
Kräften ausgestatteten Volksschulorganisation in den Landgemeinden 
und einer Hand in Hand mit der Volksschulthätigkeit gehenden, 
den Geist der Versöhnung und der Zufriedenheit in die jungen 
Gemüther pflänzenden Seelsorge gerade auch auf die untersten und 
ärmsten Bestandtheile des Landvolks nicht hoch genug veranschlagt 
werden kann. Je weniger ferner innerhalb dieser Kreise Zeit und 
Fähigkeit vorhanden ist, im Hause selbst eine erzieherische Wirk- 
Deutschland anderseits verwiesen wird. Und eh a Ts (a. u. 0, 
es) vr Ale die Hebung dor Aebaltere Pe zu erstreben ist; dass es 
ankommt, das höh Schule m md Mühärdiennt 
and de der Forischritt der Zeit berkapt im ihm wachrußm, a rwerthen, nicht 
herabzudrücken, dass man meinen kann, ihn durel ER 
auf erhebliche Verbesserung seines ee zu a vielmehr seine Hoffaungen 
ee Bengtlabikeialind Iukterbd BASE Eaae e 
endlich . . . möglichst mit Kentnissen und Fertigkeiten und richtigen A; 
seine Lebenslage anszustatten ist*, wobei auch auf die späteren Ausführungen 
unten (unter $ 102, Ziffer 2 und & 103 f£) zu verweisen ist. 
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Vorsorge dagegen zu treffen, dass nieht durch einseitige Ver- 
letzungen dieser Obliegenheiten Schaden für den anderen Theil 
entstehe. Freilich hatten die Gesinde- oder Dienstboten- 
ordnungen der älteren Zeit, entsprechend der die damalige 
Gesetzgebung beherrschenden Gedankenrichtung, vorwiegend den 
Schutz der Interessen der Herrschaften im Auge, wie denn 
v. Berg mit als deren Zweck bezeichnet, dafür zu sorgen, dass 
es nicht an gutem Gesinde fehle und das Publikum nieht durch 
überspannte unbillige Forderungen betrogen werde'). Daher bei- 
spielsweise inhaltlich derselben der Uebergang des Gesindes vom 
Lande in die Stadt erschwert, die Minimaldauer der abzuschliessenden 
Verträge bestimmt, Lohntaxen festgesetzt, der Vertragsbruch von 
Seiten der Dienstboten unter Strafe gestellt wurde u. a. m. Das 
neuere geltende Recht hat das Fortbestehen des Bedürfnisses 
für die öffentlich -rechtliche Ausgestaltung der Beziehungen des Ge- 
sindes zu dem Arbeitgeber anerkannt, mit Recht aber auch den privat- 
rechtlichen Charakter des Dienstverhältnisses und damit die Gleich- 
heit der contrahirenden Theile vor dem Gesetz schärfer zum Ausdruck 
gebracht. Wie daher diese neueren Gesindeordnungen einerseits in 
Anlehnung an das ältere Recht das Verdingen des Dienstboten 
olıne rechtzeitige Aufkündigung des bisherigen Dienstes; das 
gleichzeitige Verdingen an mehrere Dienstherren; den verspäteten 
Eintritt in den Dienst; das unbefugte vorzeitige Verlassen des- 
selben; die Verweigerung der Arbeit an Werktagen sowie der 
nothwendigen Arbeiten an Sonn- und Feiertagen; das Herum- 
treiben während der Arbeitszeit in Wirthshäusern; hartnäckigen 
Ungehorsam und Widerspenstigkeit sowie die Verletzung der 


*) „Dass durch die Man, ee des Gesindewesens die häusliche 
ge wicht ea der Wi nicht tun der häusliche 
leiss nicht gehindert und somit die er Quelle öffentlichen Wohl- 
er nicht m Dr nalsrch eine Reihe meinschädlicher Uebel pe ver 


hütet werden — Sorge zu trügen, ist der Gesindepolizei.“ ‚.. „Die Ge- 
sindepolizei muss = ai Di dem en an gutem Gesinde vorzul 
ae, Da der Gesindemangel zu überm; Steigerung des Gesindelohns hanpt- 
süchlich beiträgt und dadurch das Publikum in Gefahr gesetzt wird, durch über- 
Non un) Forderungen betrogen zu werden: as muss schon die Eigen- 
thums-Sicherheitspolizei ()) SrBREN tragen, dass es so wenig als ich 
‚an Leuten fehle, Be ne und willig sind.“ Und an einer 
Stelle: „Gegen ungel Tee Te unordeutliches Gesinde mtias für ee 
und reg Aitul gesorgt werden ,„.. Das Verhältniss zwischen 
herrschaft und Gesinde ertardert ein reiich mich unbeschränktes Züchtign Auen 
recht der ersteren, welches auch schon in der Natur der häuslichen Ges! Gesellschaft 
et zu sein scheint 1500 m Berk, Häb. des deutschen Polizeirechts, 1R02, 
Th, 3. 262, 268 u. 281.) 
Buchenbergar, A, Agrarpelitik, L 87 
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dass neben dem Interesse der Arbeitgeber auch das der Gesammt- 
heit gefährdet erscheine. 

Nur sehr vereinzelt hat die neuere Gesetzgebung das Dienst- 
botenwesen ausschliesslich nach den privatrechtliehen Grund- 
sätzen der Dienstmiethe behandelt, desshalb von polizeilichen 
Bestrafungen im Fall der Verletzung des Vertrags von der einen 
oder anderen Seite abgesehen und die aus solchen Verfehlungen 
etwa geltend zu machenden Ersatzansprüche auf den Civilrechts- 
weg verwiesen. (So in Frankreich, wo das Dienstbotenwesen 
lediglich unter dem Code eivil steht, und in Baden, wo das die 
allgemeine Gesindeordnung vom 15. April 1809 aufhebende Gesetz 
vom 3. Februar 1868 von der Anwendung äusserer Zwangsmittel 
zur Erfüllung der Dienstbotenpflichten ebenfalls Umgang genommen 
hat.) Mit Recht kann man indess gegen diese Ordnung geltend 
machen, dass sie in allen Fällen vorkommender Dienstverletzungen 
die Rechtslage zu Ungunsten der Dienstherrschaft und zu Gunsten 
des Gesindes in unbilliger Weise verschoben habe, da das letztere 
in allen Fällen einen ihm zukommenden Schadenersatzanspruch 
gegenüber dem Dienstherrn wird erstreiten können, während dieser 
bei der in der Regel vorhandenen Vermögenslosigkeit des Gesindos 
auf die Anstrengung einer Civilklage meist wird verzichten müssen, 
so dass selbst frivolste Vertragsverletzungen ungesülnt bleiben 
und der Sinn für treue Erfüllung der Dienstpflichten leicht Schaden 
nehmen kann. In dieser möglichen Gefahr einer Demoralisirung 
des Gesindes durch eine rein eivilrechtliche Ordnung des Dienst- 
botenverhältnisses liegt die Rechtfertigung der Aufrechterhaltung 
bezw. der Neweinführung polizeilicher Strafmittel; wobei deren 
Wirksamkeit erheblich gewönne, wenn nicht bloss der contract- 
brüchige Dienstbote selber, sondern auch der einen solchen wissent- 
lich in Dienst nehmende dritte Arbeitgeber sich straffällig machte; 
und wenn zur Erledigung der Streitigkeiten zwischen Dienstherr- 
schaft und Gesinde ein rasches, thunlich vor der Ortspolizeibehörde 
sich abwickelndes Rechtsverfahren für zulässig erklärt würde‘). 


2. Sehr viel bestrittener als die Frage einer von polizeilichen 
Gesichtspunkten getragenen Ordnung des Diensthotenwesens ist 


*) Vergleiche zu obigen Ausführungen den Commissionsbericht des Freiherm 

v. Rüdt-Collenberg an die I. Kammer der Bad. Landstände, Beilage No. 202 von 

1889/90. Eine übersichtliche Darstellung der „Gesindepolizei“ in Deutschland giebt 

L. Jolly in v. Stengel's Wörterbuch d. dentschen Verw: hts. — In Ueber- 

treibungen, wie so häufig, ergeht sich A- Menger, wenn er (Das bürgerliche Recht 
308 
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den des öffentlichen Interesses für angemessen erachtet werden 
sollte, diese Ordnung gegenüber allen, also auch gegenüber den 
industriellen Arbeitern Platz greifen müsste®), da eine ausnahms- 
weise Behandlung der ländlichen Arbeiter deren ohnedies beklagte 
Abströmung in die Stätten industrieller Thätigkeit nur fürdern 
müsste; dass aber unter allen Umständen sehr gewichtige öffent- 
liche Interessen in’s Feld müssen geführt werden können, wenn 
die widerrechtliche Lösung eines reinen Privatrechtsverhältnisses 
der Sühne durch das Strafgesetz unterliegen soll. Nun kann, was das 
landwirthschaftliche Gewerbe anlangt, die plötzliche Unterbrechung 
bestimmter Arbeiten (Bestellungs- und Erntearbeiten) sehr leicht 
die Ergebnisse eines ganzen Jahres in Frage stellen; es sind 
also bei einer häufigen Wiederkehr von Contraetbrüchen möglicher- 
weise grosse volkswirthschaftliche Werthe der Vernichtung preis+ 
gegeben, mithin nicht nur die Vermögensinteressen der Arbeit- 
zeber, sondern auch gewichtige Interessen der Volkswirthsehaft 
als solcher gefährdet. Dies hängt damit zusammen, dass, in 
viel höherem Maass als der Industrielle, der Landwirth auf die 
genaue Einhaltung bestimmter, den Jahreszeiten sich anpassender 
Abschnitte seiner produetiven Thätigkeit angewiesen ist, die 
nicht willkürlich sich verlegen lassen und dass das Gelingen 
des Productionsprocesses von der Beachtung dieser gegebenen 
Reihenfolge der landwirthschaftlichen Einzelverrichtungen wesent- 
lich abhängt. Die Hintanhaltung von Vorgängen, welche diesen 
regelmässigen Gang der Produetion hemmen, darf aber wohl ala 
eine Sache von solcher Wichtigkeit angesehen werden, dass auch 
aussergewöhnliche Mittel zur Erreichung des Zwecks nicht grund- 
sätzlich verwerflich erscheinen. Hat daher in einem Land unter 
der Arbeiterschaft der Sinn für Recht und gewissenhafte Beachtung 
eingegangener Verträge weithin Noth gelitten; sind dolose Con- 
traetbrüche nicht bloss etwa vereinzelte Vorgänge, sondern so 
häufig auftretend, dass sie als eine „öffentliche Calamität* und 
gegen das Rechtsgefühl imVolk verstossend empfunden werden; wird 
etwa gar von Seiten gesellschaftsfeindlicher Parteien als eines der 
Mittel der Bekämpfung der besitzenden Elemente die Aufreizung zu 
Contraetbrüchen planmässig betrieben, so wird man, zumal bei der 
Aussichtslosigkeit der Verfolgung der Ansprüche der Arbeitgeber 
auf dem Civilrechtsweg, einer criminellen Ahndung der Contract- 


?) 86 auch Marcard, a. u. 0. 8. 285. 
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zur Sanction der bestehenden Rechtsordnung und für das verletzte 
echt der Dose ivilrechtliche und Ersataswang ausreicht . . » 


En so entschiedener aber muss Missbräuchen dieser 


3 tnd”erar mt Mose gogenihe dem "ieh Gase (ide, 


rl un: 


Nassau (Gesetz vom 27. Juni 1886), dessgleichen für Hannover ee 
vom 5. 1844, P. St. 6. B. 1847); ferner in Bayern (P. St. G. B. von I! 

und N le von 1871) gegenüber den auf längere Zeit in Beschäftigung ge- 
nommenen Tagelöhnern; endlich in Hocklenburg-Sehworin re vom 
15. Juli 1885). Diese Vorschriften sind aber meist nicht nur wegen des 


ichtung besteht, ihre 
; so dass eine reichs, a ee 
Heigl der Strafbarkeit Contractbruch anzustreben wäre. (Vgl. 
auch die im Archiv d. D, Landwirthschaftsraths für 1892, $. XXXII mitgetheilte 
Eingabe des Präsidiums an den deutschen Bundesrath in dieser Sache.) 

ec) Es darf übrigens nicht unbetont bleiben, dass die Contractbruchfrage 
innerhalb der ah heitpehaskeniee selber noch immer controvers ist und dass 


in der landwirthschaftlichen Fachpresse RA An ber 
den riet Arbeitern mehrluch auch aan noch du: N sei 


„Alle diese Maassregeln werden gerade das ontheil von was sie 
Sollen, den Arbeiter nicht an das Land fe Gran dm. bern, Ya 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter " (Gedanken zur 

dem Lande in No. 11 von Möser's landw. Umschau, 1891). Aehnliche 
nahme zur Frage der Bestrafung des Contractbruchs bei Krimer, a... 0.8.2659; 
sowie in dem Art. von K. Schneider in No. 34 #F. der lundw. Presse von 1891, 
rer ee ger ey der eriminellen Ahndung 


HH) 


ae voraussichtlich in erheblicher Weise schädigen warden unerheblichere Fälle 
Se erg - ne zu here — Und Meitzen IE 1% 

ie m 4 Mittel, welche Gesetzgebung darbietet, 56l 
schwach, um ein gutes Verhältuiss Fischen den Dieustherschaften und den Dienen 


durch 
viel leichter aber zu grösseren Belistigungen und Boschädigungen der 
führen. Ebenso wird da, wo nicht der richtige Takt der Herrschaft und das eigene 
Ehrgefühl und der Wunsch getreuer und färderlicher Pflichterfüllung die Handlungs- 
Hehe Dienenden ee nee auf Polizeistrafen so wenig als 
'öglichkeit körperlie kigung Verl zu einem nutzbringenden 
und erträglichen gestalten". 
d) Im Bereich der gewerblichen Arbeiter ist mittlerweile durch die Novelle 
zu der D. Gewerbeordnung (v- 1. Juni 1891; 8 119a und $ 124b) die Zulässigkeit 
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der socialen Gegensätze und der zunehmenden Verbitterung der 
arbeitenden Klassen eine Gesetzgebung, die diese des Mittels 
berauben wollten, ihre Arbeitskraft nach freiem Ermessen zu ver- 
werthen, schwerlich geeignet sein, den soeialen Frieden zu fördern, 
da sie in deren Augen nicht anderes als eine im Interesse der Besitzen- 
den gelegene Action, d. h. als ein Klassengesetz unschönster Art 
sich darstellen mitsste. Man muss auch mit der Thatsache rechnen, 
dass die in einzelnen Staatsgebieten zu beobachtende Entvölkerung 
des flachen Landes und die dadurch für den Landwirthsehafts- 
betrieb geschaffene Schwierigkeit in der Arbeitsbeschafung mit 
der stürmischen Entwieklung der industriellen Thätigkeit in der 
zweiton Hälfte dieses Jahrhunderts wie Wirkung und Ursache 
zusammenhängt und dass, wenn erst einmal der Strom des indu- 
striellen Lebens wieder in ruhigere Bahnen eingelenkt haben wird, 
jener Wegwanderung dann von selber Schranken gezogen sind. 

2. Kann sonach eine Rede nicht wohl davon sein, der Arbeiter- 
noth auf dem Lande durch ein irgendwie gestaltetes Zurückgreifen 
auf frühere gesetzliche Einschränkungen der wirthschaftlichen Be- 
wegungsfreiheit von Ort zu Ort innerhalb eines und desselben 
Staats-(Reichs-)gebiets abzuhelfen, so liegt auch offenkundig eine 
der Quellen des Missbehagens für das flache Land und nicht die 
gerinste weniger in dem zeitweise starken Abströmen eines Theils 
der Bevölkerung, als darin, dass die Ordnung der Fürsorge- 
und Unterstützungspflichht für dieWoggezogenen keineswegs 
überall eine glückliche ist, insofern auch dann, wenn jedes wirth- 
schaftliche Band zwischen ihnen und der Geburts-(Heimath-)gemeinde 
längst zu bestehen aufgehört hat, gleichwohl weitgehende Unter- 
stützungsverpflichtungen den letzteren angesonnen werden. Die in 
diesen Umständen möglicherweise begründete Härte drückender Be- 
lastung der Landgemeinden durch die ihnen auferlegte Armenfür- 
sorgepflicht für die ausserhalb derselben dem wirthschaftlichen Ruin 
Verfallenen istes, die vor Allem eine Abhilfe erheischt, d. h. es sollte, 
wo sie länderweise zu Tage tritt, eine anderweite Vertheilung 
der Armenlast im Sinne ausgleichender Gerechtigkeit, thunlich 
also in der Richtung der Bildung grosser Armenverbände oder der 
Usbernahme eines Theils des Armenaufwands auf die Allgemeinheit, 
in Aussicht genommen werden; während an dem Grundsatz derFrei- 
zügigkeit nicht gerüttelt, wohl aber auf dem Weg einer die grössere 
‚Stetigkeit des Erwerbslebens verbürgenden planvollen Wirthschafts- 
politik die wünschenswerthe grössere Sesshuftigkeit der Bevölkerung 
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nordwestlichen Deutschlands in die deutschen und holländischen 
Moordistriete (Hollandgängerei); so ist insbesondere eine sehr 
starke periodische Abströmung von ländlichen Arbeitern aus den 
östlichen Provinzen Deutschlands nach den mitteldeutschen Gegen- 
den zu beobachten, in welchen wegen der Zuckerrübencultur ein 
ausnahmsweise stärker Bedarf nach Arbeitskräften während der 
Bestellungs- und Erntezeiten sich geltend macht (wegen der domi- 
nirenden Stellung, welche die preuss. Provinz Sachsen in der Rüben- 
eultur und im Bezug dieser fremden Arbeitskräfte von Anfang ab 
einnahm, Sachsengängerei genannt); und auch im Osten von 
Deutschland, in dessen fruchtbaren Theilen die Rübeneultur Ein- 
gang fand (Oderbruch, Weichselmündungen, Theile von Posen, 
Mittel- und Niederschlesien, Neuvorpommern) ist alljährlich eine 
Zuwanderung von Arbeitern aus anderen Theilen dieser Provinzen 
zu beobachten. 

Von diesen Arbeiterwanderungen ist jene, vom Osten Deutsch- 
lands nach dem Westen in die Rübenindustrie sich vollziehende 
vor allem bemerkenswerth, weil es sich um eine periodische 
Massenhewegung von 70—80000 Köpfen handelt und weil die 
Gutsbesitzer des Ostens, die schon wegen der starken Auswande- 
rung in überseeische Länder mit Arbeitermangel zu kämpfen haben, 
durch das mittelst Werbebureaus organisirte, durch billige Fahr- 
taxen begünstigte Anwerben der in ihren Gutsbezirken ansässigen 
Arbeitskräfte in ihren eigenen Interessen offenbar schwer geschädigt 
sind. Auch wird die aus dem Unterstützungswohnsitz sich ergebende 
Folge, dass, trotz der Ausnutzung der ländlichen Arbeitskräfte des 
Ostens durch die westlichen Gutsbesitzer, den Heimathsbezirken der 
Arbeiter die Armenversorgungspflicht verbleibt, von den zahlungs- 
pflichtigen Gemeinden und Inhabern der Gutsbezirke als eine 
weitere schwere Unbilligkeit empfunden, die freilich durch die 
Alters- und Invalidenversicherung mit der Zeit eine Abschwächung 
erfahren wird. Endlich verleitet das Zusammenarbeiten von jungen 
Leuten beiderlei Geschlechts ausserhalb jedes geordneten Familien- 
verbands leicht zu sittlichen Verfehlungen und es hat erfahrungs- 
gemäss der leichtfertige Contraetbruch gerade bei diesen Wander- 
arbeitern in bedenklicher Weise um sich gegriffen; daher schon 
aus diesem Grund dieser interlocale Arbeiteraustausch die Be- 
achtung der Staatsgewalt erheischt, auch wenn hierzu nicht bereits 
die durch ihn herbeigeführten scharfen Interessengegensätze des 
Ostens und Westens volle Veranlassung gäben. 








Abschn. U. 5101. Internationale Arbeiterpolitik. 593 


der günstigsten Lohnaussichten rechtliche Hindernisse nieht in den 
Weg zu legen sind, so treffen solche Erwägungen hinsichtlich der 
aus fremden Staatsgebieten einwandernden Arbeiter jedenfalls 
nicht zu und es kann daher im gegebenen Falle die Frage praktisch 
werden, ob der Zuzug von Arbeitern von aussen her uneingeschränkt 
zugelassen werden soll. Solche Zuwanderungen von Arbeitern 
fremder Staatsangehörigkeit sind schon in älterer Zeit mannichfach 
zu beobachten gewesen, haben aber mit der Verbilligung der 
Communieationsmittel und unterstützt durch eine freisinnige, vielfach 
durch Handelsverträge gewährleistete Handhabung des Einwande- 
rungsrechts im Laufe des Jahrhunderts länderweise eine starke 
Zunahme erfahren !). 

Die internationale Coneurrenz auf dem Arbeitsmarkt bildet 
einen Bestandtheil der allgemeinen Arbeiterfrage und ist daher 
in diesem Zusammenhang nur insoweit kurz zu berühren, als land- 
wirthschaftliche Interessen dabei im Spiele sich befinden. Zur 
richtigen Würdigung der letzteren bedarf es vor Allem des Hin- 
weises, dass auch hier, wie bei der interlocalen Bewegung von 
Arbeitskräften, die Schwierigkeit, in der näheren oder entfernteren 
Umgebung der Betriebsstätte den Arbeitsbedarf befriedigend zu 
decken, zu dem Bezug von Arbeitern von weiterher die veranlassende 
Ursache bildet; dass aber, während jene interlocalen Bewegungen 
allemal einen Interessengegensatz zwischen den Arbeitgebern, 
nämlich jenen der Gegend der Wegwanderung und denen der 
Zuwanderung schaffen, bei der in Rede stehenden Art des 
Bezugs ein solcher Interessengegensatz zwischen Arbeitgebern und 
den heimischen Arbeitern sich ergeben kann, insofern von- 
dieser Beiziehung fremdländischer Arbeitskräfte eine dauernde 
Herabdrückung der Erwerbsaussichten und Lohnmöglichkeiten der 
heimischen Arbeiterbevölkerung zu besorgen ist. Diese letztere 


*) Vgl. den Aufsatz: „Die internationale Concurren« auf dem Arheitamarkt* 
in No, 80 der Bayerschen Handelszeitung v. 1891, wo die von Justus Möser in 
hung der Fremden spreu yirz so Sich über 2000 Hr 

ung ren it reprodueirt er 

m m dan Bpandane, Au „dns ZEeBa ur BAER am 

bänter in gleicher Absicht usch Frankreich. 
afean geht den Ar und Brablintern zu Hilfe; und miı Ka ee 
die chwal Thüringer und Dayern nach Westphalen, um unsere Mauern zu ver- 
Dr Italiener weissen unsero Kirchen Keen uns mit Mausefollen ; die 
unsere Teiche; die Schweizer gehen nach Päris, um den Franzosen 
die Thlr zu üten oder die Schuh zu utzen; und 30 wandert eine Nation zur 
anderen, um bei ihr des Sommers kin Stick Brod zu verdienen, was sie des Winters 

zu Hause verzehrt.“ 


Buchanberger, A., Agrarpolitik. L 38 
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land allmählich zu verschmelzen und seine Lebensgewohnheiten 
anzunehmen, vielmehr lediglich zu periodischem Aufenthalt sich 
bequemen und die durch ihren Abzug entstandenen Arbeitslücken 
immer wieder von Neuem durch Zuzug ausgefüllt "werden — so 
würde es gewiss kurzsichtig sein, dem augenblickliehen Vortheil 
einer Anzahl Arbeitgeber die viel schwerer wiegenden Interessen 
der nationalen Wirthschaftsgemeinschaft zum Opfer zu bringen, 
Man kann daher sehr wohl die in den Vereinigten Staaten und in 
den australischen Colonien in den Achtziger Jahren gegen (die 
Masseneinwanderung chinesischer Arbeiter ergriffenen gesetzlichen 
Maassregeln, die im Wesentlichen auf eine Contingentirung der 
Einwanderungszahl hinauslaufen, als Acto berechtigter Nothwehr 
betrachten; und man würde vollends in den Culturstaaten der alten 
Welt es schwer verstehen, wenn etwa hier einer Arbeiternoth auf dem 
flachen Lande durch den organisirten Bezug von exotischen Arbeits- 
kräften chinesischer oder ähnlicher Nationalität abzuhelfen versucht 
und einem solchen Versuch nicht alsbald staatsseitig entgegen- 
getreten würde. Die Arbeiterpolitik, zumal in Ländern mit stärker 
Auswanderung in das Ausland, kann wahrlich nicht darin bestehen, 
diese dem Vaterland den Rücken kehrenden Elemente durch 
solche fremder Nationalität zu ersetzen, sondern darin, durch ziel- 
bewusste Förderung der verschiedenen Wirthschaftskreise thunlich 
überall solch günstige Erwerbsbedingungen zu schaffen, die eine 
gleichmässigere Vertheilung der auf Lohnarbeit Angewiesenen im 
ganzen Bereich des nationalen Wirthschaftsgebiete zur Folge haben. 


In den Vereinigten Staaten von Nordamerika bestehen ausser dem Gesetz 
gegen die chinesische Einwanderung (Chinese Immigration Bill) ein Gesetz (aus 
dem Jahre 1885), welches die Einführung von Arbeitern Ei Contract verbietet, 
und andere gesetzliche Vorschriften, welche die Landung von geisterkranken oder 
mit ansteckenden Krankheiten behafteten und der gänslich mittellosen Personen 
verbieten. Die Vertreter des sog. nativistischen (d.h. die Abstammung betonenden) 
Prineips möchten freilich die Einwanderung aller, nicht der angelsüchsischen 
Rasse angehörenden Elemente erschwert oder ausgeschlossen wissen. Die gügen 
die Einwanderung hilfsbedürftiger Personen ( ) in der Union erlassenen 
Gesetze haben einen vorwiegend polizeilichen ter, obwohl nuch bei ihnen 
die Absicht der H Hintanhaltung unliebsamen Wottbewerbs anf den Arbeitsmarkt mit- 
bestimmend sen sein mag. — Auf die Beiziehung Sa -polnischer 
Arbeiter in östlichen Provinzen Deutschlands wird, solange die Sachsen- 
güngerei anf gleicher Höhe sich behnuptet, schwerlich vorerst verzichtet werden 
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bezeichnet hat?). Es unterliegt keinem Zweifel, dass der einmüthige 
und gewissenhaft bethätigte Wille der ländlichen Arbeitgeber eines 
grösseren Bezirks, jede Indienststellung eontractbrüchiger Arbeiter 
abzulehnen, in viel wirksamerer Weise als die durch Gesetz verfügte 
Androhung einer Geld- oder Freiheitsstrafe dem Contraetbruch die 
Lebensfasern unterbinden und mit der Zeit in den hetheiligten 
Arbeiterkreisen das abgeschwächte oder ganz erloschene Gefühl 
für treue Vertragserfällung beleben müsste. Die Bildung von 
Arbeitgebervereinigungen zu dem besagten Zweck, als ein 
berechtigter Act der Selbsthilfe gegenüber beklagenswerthen Aus- 
schreitungen im Gebiet des ländlichen Arbeiterwesens und als ein 
werthvolles Correlat einer mit Strafmitteln arbeitenden Polizei- 
gesetzgebung, sollte daher überall thatkräftig in dieHand genommen 
werden. 


In dieser Weise ist im Jahre 1890 auf Anregung des Generalsceretärs v, Kae 


der Jahresbericht des landwirthschaftlichen Centralvereins Ange rn und 
der Fürstenthümer für 1891, 8. 16 #. und die daselbst mitgetheilten 
des „Verbands zur Besserung der ländlichen Arbeiterverhältnisse" Auf- 
schluss ertheilen. Seit Juni 189% N ray en BE 
Bibsag Tplerupasa. (CAD ttheilungen Verbandes et.‘ in zwanglosen Heften 
unter der Ki von Suchsland ee a VE 


Königreich hweig gebildet, 
und &s ist nicht zu bezweifeln, dasa der unde Gedanke, von dem solche Verbände 
geiragen sind, einer raschen Ausbreitung dieser Acte der Selbsthilfe förderlich sein wird. 


2. Im Weiteren bedarf es der besonderen Betonung nicht, 
dass, wie die Arbeiterfrage überhaupt, so auch die ländliche 
Arheiterfrage wesentlich eine Lohnfrage ist, und man wird nicht 
besbreden können, dass wie viele Beweggründe auch den massen- 
haften Wegzug von jungen arbeitskräftigen Leuten in die Städte 
an sich beeinflussen mögen, unter diesen jedenfalls die thatsäch- 
liche oder erhoffte Verwirklichung besserer Lohnbedingungen in 
städtischer oder industrieller Beschäftigung eine erhebliche Rolle 
spielt; die höchstmögliche Verwerthung der eigenen Arbeitskraft 
ist aber so sehr eine in der menschlichen Natur begründete For- 
derung, dass diese, ungeachtet aller entgegenstehenden künstlichen 


%, vs Berg, Handbuch des deutschen Polizeirechts, 1802, IL Th., 8. 276. 
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b) Von der stärkeren Anwendung des Stücklohns (Accord- 


lohns) für bestimmte landwirthschaftliche Verrichtungen darf 


‚ebenfalls eine Besserstellung der ländlichen Arbeiter erwartet wer- 
den, die gleichwohl dem Arbeitgeber finanzielle Opfer nicht auf- 
erlegt, weil die grössere Lohnausgabe in der quantitativen Mehr- 
leistung ihr entsprechendes Aequivalent findet, Zwar sind im land- 
wirthschaftlichen Gewerbe der Accordlöhnung im Vergleich zur 
gewerblichen Thätigkeit gewisse Schranken gezogen und bei be- 
stimmten Verrichtungen, wie namentlich der Wartung der Thiere 
und dem Gesindedienst im engeren Sinn, ist sie wohl gänzlich 
ausgeschlossen; doch ist ihr Anwendungsgebiet keineswegs ein 
ganz unbedeutendes (z. B. bei der Vornahme der Mähearbeiten sowie 
von Arbeiten zu Meliorationszwecken) ; jedenfalls ist zur richtigen 
"Würdigung dieser anderweiten Lohnweise der Hinweis nicht über- 
Hüssig, dass bei ihr mit der Ermöglichung höheren Einkommens 
für den Arbeiter eine Zeit- und Arbeitsersparniss für den Arbeit- 
‚geber Hand in Hand geht, die gerade da, wo ohnedies Arbeiter- 
mangel sich erheblich fühlbar macht, besondere Bedeutung ge- 
winnt)). 

e) Auch die Unterlassung einer zu weitgehenden Aus- 
nützung derArbeitskraftder Arbeiter durch ungebührliche 
Ausdehnung der täglichen Arbeitszeit wird als eine wesentliche 





berührt werden, so würde doch dieser Vortheil in's Gegentheil umschlngen, wenn 
die als Lohn verabreichten Naturalien den nothwendigsten Bedarf überschreiten 
würden, da dann der Arbeiter den Veberschuss veräussern müsste, wobei er leicht 
Vebervortheilungen ausgesetzt ist, oder aber der Versuchung verfiele, mit den 
erhaltenen Naturalien unwirthschaftlich zu hausen. (Settegast, a. a, D, 8. 77.) 
— Von gans besonderer Wichtigkeit ist, wie Pohl richtig hervorhebt (a a. 0. 
S. 508) die Beschaffenheit der den Arbeitern eingerüumten en und 
Blume, in welcher Bezieh leider noch immer gesündi; 

jeint, Be nicht bloss auf dem flachen Land. Rühmlichkes Vorgehen auf dem 

ehr-Schmoldow, dem bekannten und verdienten rege 

er renhr des dentachen Fischereivereins (F 1891), der, wie Pohl mittheilt, auf 
Pariser Ausstellung von 1867 dem ersten Preis für für ländliche Arbeiterwohnungen für 
dus von ihm ausgestellte Modellhaus erhielt. 

%) Nach v. d. Goltz t eine Vergleichung des Stücklolins mit dem Zeit- 
lohn für freie Arbeiter folgendes Ergebniss: 


Harz 

Sommer- - = 

Accordlohn lohns zum 
tagelohn tagelohn  purch m ii 

M. M. =. en 
‚Höchstbetrag: Rheinhessen 3,00 1,29 129 PA 100 
Osnabrück ; e* 1 1,68 1,68 

Mittel für ganz Deutschland 2,44 1,64 10:10 


.] 
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Lohn im Sinne Thünen’s für jeden einzelnen Arbeiter zu ermitteln, 
hebt indessen die grundsätzliche Berechtigung des Satzes nicht 
auf, dass der Arbeiter an dem Ertrag des Unternehmens, dessen 
Grösse er in einem, allerdings nicht zahlenmässig genau fest- 
zustellenden Ergebniss je nach dem Maasse seiner individuellen 
Energie und Geschicklichkeit unzweifelhaft günstig oder ungünstig 
beeinflusst, in irgend welcher Weise betheiligt werde, weil nur in 
diesem Fall vermieden wird, dass der Arbeiter nicht als blosses 
Produetionsinstrument sich fühlt und fremd und theilnahmslos dem 
Erfolg des Unternehmers gegenübersteht, statt dass mehr und 
mehr das Vorhandensein einer nachhaltigen Solidarität der Inter- 
essen zwischen dem Unternehmer und seinen Arbeitern sich An- 
erkennung verschaffle und zur praktischen Bethätigung gelange. 
Liegen in dieser Hinsicht freilich nur wenige versuchsweise Anläufe 
vor, so ist es doch nicht unwichtig, über die praktische Tragweite 
derselben sich ein Urtheil zu bilden, wozu die nachstehenden Aus- 
führungen einen Beitrag liefern sollen. 


$ 103. Betheiligung der Arbeiter am Gutsertrag. 


1. Wenn die von einzelnen landwirthschaftlichen Unternehmern 
gegebenen Beispiele einer Ertrags-(Reinertrags-)Antheils- 
gemeinschaft (der Gewährung von Tantiömen vom Guts- 
reinertrag) bis jetzt nur sehr vereinzelte Nachahmung gefunden 
haben, so wäre es doch unrichtig, daraus auf einen kurzsichtigen 
Egoismus oder eine Unterschätzung des Factors Arbeit im land- 
wirthschaftlichen Betrieb von Seiten der Arbeitgeber zu schliessen; 
der Grund liegt vielmehr darin, dass gerade im landwirthschaft- 
lichen Betrieb einer solchen Antheilsgemeinschaft noch sehr 
viel grössere, durch die Natur jenes Betriebs bedingte Schwierig- 
keiten entgegenstehen, wie etwa in der gewerblichen Unternehmung, 
Gegenüber den freien Tagelöhnern, die nur zeitweise und im 
häufigen Wechsel ihre Arbeitskraft den verschiedensten ländlichen 
Arbeitgebern darbieten, wäre diese Betheiligung wohl von vorne- 
herein ausgeschlossen und eine solche nur gegenüber dem Gesinde 
und dem Halbgesinde (eontraetlich gebundenen Gutstagelöhnern) 
angängig; sie hätte aber, um einen richtigen Maassstab für die 
Grösse der Einzelantheile zu gewinnen, eine den einzelnen Haupt- 
zweigen des Betriebs folgende Reinertragsberechnung zur Voraus- 
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Summe von 5500 Thlr.. Ba dal indes nicht beKH ae: 
an Helden Thenen nk h lange nicht der Inhaber des- 


zur Alle. Ztg. von 1891: riet une ne 
Bredow führte J. ea 1872—77 ES RUER, fünf Arbeiter 
erhielten Wohnung mit Gurtenland, Holz, Torf, Kartoffeln, einen Lohnvorschnss von 
wöchentlich 45 M. im Winter, 52%, M. im Sommer, während der Besitzer das 
Kapital, die Milehthiere, das Inventar stellte und alle Wirtheci 

schoss; mach, Abaug eines Unternehmergeminns von ‚pet, "ob ra 


ara im dan Ganzen 108096 a Herlae 1 100d0s 

im 

inkommen der Arbeiter also, einsch! 

ee sich auf 1179 M, stellte. ern wirt wird = De narak Menge, dar 
bloss die Arbeiter, „auch der Gutsbesitzer hatte alle Ursache, mit der Wirksamkeit 


h 


N 


seines Planes zufrieden zu jenen drei Jahren stieg der Werth des Gutes, 
da en ern Sick een Äurchgrartehe war Im Sommer leisteten 
zehn Personen mehr als ehedem vierzehn. Die Leute ne 


und 
achtsamer verrichtet als früher; olıne dass eine au Yeberwach nothwendig 
en wäre, sparte man am Material und schonte IR 


Verhältuiss der zerbrochenen Mi) gegen früher wie 1:12, Weder die 
noch die Arbeit gab jemals en Birsilenellen erlecken Mon karze 
und seinen Untergebenen. Ihe Production wuchs, der der Leute wurde 


gefördert und auch in jeder andern Hinsicht erwies der Plau als durchaus 
gelungen. — Dennoch erneuerte Herr Jahnke den Vertrag nicht, als derselbe 1877 
ablief; vielmehr verkaufte er seine Besitzung. Als Grund gab er an, dass seine 
Gutsnachbarn, insbesondere die allerbegütertsten, seinem rg are eine 


unaufgeklärte Feinds: eit an den Tag gelegt hatten, Er das 
Vorhundensein es von & der Gewinntheilung: 1. Die 
thümer, welche hohe Preise und Löhne wünschten ; 2. die Arbeiter, die für 


untilchtige Arbeitsleistungen gute Löhne erzielen wollten; 8. jene 

in deren Vortheil es lag, zwischen eg und Angestellten Zwietracht 

zu säen. Der neue Besitzer von Breiow setzte das System seines Vorgängers nicht 

fort. a EEE 

Ergel — Vgl. zu den ol Aus- 
ee der und über Beispiele von 

zn Zandaehettem, om Ünlränscuig. in England und Irlaud Birnbaum, u. a. OÖ, 


2, In bescheidenerer Weise lässt sich der Gedanke einer Art 
Antheilswirthschaft verwirklichen, wenn inhaltlich des Lohnvertrags 
unter gewissen Voraussetzungen dem Arbeiter am Rohertrag 
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wird also leicht „im Hilfsarbeiter für den einen Gegenstand ein Interosse erweckt und 
für andere Gleichgiltigkeit*. 9 Oesterreich vielfach in Anwendung (Accidenzien 
genannt), wohl vorwiegend aber gegenüber den höheren a — 
ae Eee durch welche die AuSnERS der 
rden soll, ühneln in ihrer Wirkung den Stücklohn und sind in An- 

eg namentlich für Bestellungs- nnd Fuhrarbeiten, so auf dem Calberin’schen 
Gute Mersdorfin Sachsen. — Ordnungsprämien sollen eine Deloh- 
nung für Hilfsarbeiter bilden, wenn sie eine gewisse Zeit treu und ordentlich gedient 
haben; Pohl erwähnt z. B, die Einrichtungen von Knauer-Gröbers, der jedem 
ständigen Arbeiter 10 Pf. und an jan: ständige Arbeiterin 5 Pf. für den Tag 
über den landesüblichen Lohn verabreicht 

b) In dem Beschlüssen ländlicher Are, in Berlin 1872, über die Mittel 
zur Hebung des ländlichen Arbeiterstandes und zur Begründung eines friedlichen 
Arbeitsverhältnisses True Arbeitgeber und Arbeiter (mit durch vi d. Goltz 
bei Schönberg, a. a. O., & 36) heisst es hinsichtlich der Tantiömelöhnung, sie 
werde ein Sporn a, zur grösseren Pflichttreue der Arbeiter und die vi 
Befolgung dieses Lohnsystems dem Arbeiter einen mit der ‚dem Produetivität 
der Brean Ana mitsteigenden Lohn Eee: en Ben 

augenblic) vielen Arbeitgebern unerschwinglich re, 

der Ta den Tantiömeantheil der 


Arbeiter steige nur mit dem Gw „Der immer entschiedener auftretenden 
Forderung der Socinlisten, dass der rolle ‚Arbeitsertrag““ dem Arbeiter 
widersteht man am ie wenn man durch ek ‚der ö) 


unter Zu; ren Arbeiter an das Interesse der 
Arbeitgeber fesse| ar feste Lohn muss (dabei) #0 bemessen werden, dass er 
für den notwendigen Lebensunterhalt der Arbeiterfumilien HELD ausreicht 
und von dem in der Gegend üblichen sich nicht entfernt, so das der Tantismeantheil 
von den Arbeitern erspart werden kann. Dadurch wird es möglich, dass der Arbeiter 
die Mittel zur Erwerbung von Grund: m gewinnt.“ Letzteres zu ermöglichen, 


Zahl - 
Arbeiter BE 'r kleiner ländlicher Grundbesitzer“. — iele von Tantieme- 
Iöhnungen Roscher, Auf einem et, tergut bekommt 
‚der Feiheasoht für jedes lebende Fohlen, der Schäfer für jedes 6 Wochen alte 
Lamm, der Hühnerwärter fr je abgelieferte 100 Eier eine Zul zu dem gewöhn- 
Hehen Lohn. So werden auch aus Posen Versuche berichtet, Kuhmelken nach 
der Menge der Milch zu bezahlen und für das Plus, welches über eine gewisse 
Be amasgeht eine Tantitme zu gewähren (Roscher, a. a. O., Anm. 15 zu 
2) 


3. So innerlich gesund und theoretisch berechtigt alle diese, 
auf eine Antheilsgemeinschaft hinauslaufenden Lohnformen sein 
mögen, so darf man sich doch nicht darüber täuschen, dass auf 
eine rasche Ausbreitung dieser „idealeren“ Lohnweisen, hingesehen 
auf die Schwerfälligkeit des menschlichen Wesens und die Hinder- 
nisse, die Tradition und Vorurtheil bereiten, in absehbarer Zeit 
schwerlich gerechnet werden darf. Um so mehr ist Werth darauf 
zu legen, dass der an sich richtige Gedanke, dem ländlichen Ar- 
beiter einen Antheil am Ertrag der landwirthschaftlichen Production 
zu geben, auf dem anderen, wiederholt besprochenen Wege der 
Erhebung desselben zum Arbeiterunternehmer, also durch 
Umwandlung desselben in einen kleinen Grundbesitzer zur Verwirk- 


. 
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hauswirthschaftlichen Bedürfnisse leicht gemacht und seiner Be- 
wucherung und Uebervortheilung durch Krämer ete. vorgebeugt 
werde; dass den Frauen der Arbeiter eine Erleichterung in der 
Wartung und Pflege der Kinder während der Tagesarbeit zu Theil 
werde und neben dieser Sorge für das wirthschaftliche Vorwärts- 
kommen der Arbeiter auch die Pflege ihrer geistigen Interessen 
nicht kümmere, sind Forderungen, deren Erfüllung mit der wachsen- 
den Verschärfung der soeialen Gegensätze kein Arbeitgeber sich 
entziehen sollte und zu deren Verwirklichung gerade auch die 
ländlichen Arbeitgeber beizutragen um so mehr Anlass haben, je 
mehr eine sociale Vorsorge dieser Art in den industriellen Be- 
schäftigungsarten Platz greift und den industriellen Arbeiter mit 
seinem Loose milder zu stimmen geeignet ist. Das Hinwirken auf 
die Erriehtung von Spar- in Verbindung mit Personalereditanstalten 
auf dem flachen Lande, auf die Gründung von Lebensbedärfniss- 
(Consum-) vereinen, auf die Schaffung von Viehleih- und Vieh- 
versicherungskassen, auf das Entstehen von Kindergärten und 
ähnlichen Veranstaltungen, auf die Verbreitung eines angemessenen, 
belehrenden und sittlich anregenden Lesestoffs und ähnlicher 
Wohlfahrtseinrichtungen erheischen in der Regel keine erheblichen 
Geldopfer von Seiten des Arbeitsherrn, sondern lediglich ein that- 
kräftiges Bintreten seiner Persönlichkeit und die Indienststellung 
eines kleinen Bruchtheils seiner Arbeitskraft für die gute Func- 
tionirung des Geschaffenen ; erfüllen aber die arbeitende Bevölkerung 
mit dem tröstlichen Bewusstsein, dass die Beziehungen zu dem 
Arbeitgeber über das rein privatrechtliche Verhältniss der Arbeits- 
leistung und Lohnzahlung hinausreichend ihren eigenen Lebens- 
und Wirthschaftsverhältnissen einen gewissen sicheren Rückhalt 
verleihen '). 

Dieses Eintreten der grösseren Besitzer für die kleineren und 
für die Arbeiter und Tagelöhner sollte freilich nicht bloss im Gebiete 
des eigentlichen Grossgrundbesitzes mehr und mehr sich geltend 
machen; auch in den Gebieten einer vorwiegend bäuerlichen 
Bevölkerung darf der auf fremde Arbeit angewiesene bäuer- 
liche Wirth der Erkenntniss sich nieht verschliessen, dass die auch 


%) Vgl. die Anslassungen des Gutsbesitzers v. Rath-Lauersfort im Deutschen 
Landwirthschaftsrath von 1879, 8. 26, der unter dem Hinweis auf die Errichtung 
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spielen eines erfolgreichen Vorgehens in dieser Hinsicht in neuerer 
Zeit keineswegs fehlt. 


Es mag in dieser Hinsicht daran erinnert sein, dass die Errichtung von Ver- 
sicherungsanstalten gegen Viehsterben, die Gründung von landw. Cousumvereinen 
und ähnlichen, gerade den kleinsten Leuten besonders werthvollen Veranstaltungen 
häufig dem Wirken der landw. Vereine zu verdanken ist. Dass gegebenenfalls auch 
die Verbreitung guter belehrender Schriften auf dem flachen Lande Nützliches zu wirken 
vermag, in welcher Beziehung bereits einzelne Vereine in Deutschland eifrig wirken, 
soll nicht beabredet werden. -— Neuerdings verleihen wohl auch einzelne landw. 
Vereine besondere Verdienstmedaillen als Anerkennung treuer Pflichterfüllung 
im ländlichen Gesindedienst, ein Vorgehen, das sicherlich Nachahmung verdient, wie 
schon Settegast mit warmen Worten (a. a. O., S. 112) auf die moralische Wir 
kung der Verleihung ehrender Auszeichnungen an Angehörige des Arbeiterstandes 
hingewiesen hat. Bemerkenswerth ist das Vorgehen der französischen Regierung 
auf diesem Gebiet: Verleihung von goldenen, silbernen und bronzenen Staats 
medaillen an ländliche Arbeiter gemäss dem Decret v. 17. Juni 1890 „pour röcom- 
penser les bons services de ces modestes travailleurs agricoles, qui consacrent toutes 
leurs forces et tout leur intelligence ä la propriet6 d’autrui et dont le concours 
devou& est une garantie de succös pour les exploitations auxquelles ils se sont 
volontairement attaches“. (Bulletin des französischen Ackerbauministeriums, 18% 
No. 4, 8. 322 ff). - In Bayern werden schon seit längerer Zeit beim Central-Land- 
wirthschaftsfest in München für Dienstboten, welche zu landw. Arbeiten irgend einer 
Art verwendet werden, sich über eine Dienstzeit von wenigstens 30 Jahren bei der- 
selben Dienstherschaft, mit derselben im Familienverband lebend, Kost und Lohn 
beziehend, auszuweisen vermögen, alljährlich 16 grosse silberne Vereinsdenkmünzen 
sammt Ehrendiplomen; für diejenigen, welche unter obigen Bedingungen sich über 
eine Dienstzeit von wenigstens 15 Jahre ausweisen können, 64 kleine silberne Ver- 
einsdenkmünzen sowie ehrende Erwähnungen (letztere in unbestimmter Anzahl) 
ausgesetzt und konnten „bisher noch immer vollzählig vergeben werden“ (H. Ranke 
in: Die Landwirthschaft in Bayern. Amtl. Denkschrift, 1890, S. 68). — Aehnliche 
Einrichtung im Königreich Sachsen (Statut v. 1. Juni 1880), wo in der Zeit 1880 
bis 1885 im Ganzen 254 Auszeichnungen an männliche und 94 an weibliche Dienst. 
boten zur Verleihung kamen, woraus gefolgert wird, dass „immerhin noch eine 
beträchtliche Anzahl von landw. Dienstboten sich im dauernden Dienstverhältniss 
bei demselben Gutsbesitzer befindet“. (v. Langsdurff, Die Landwirthschaft in 
Sachsen etc., 1889, S. 188 ff.) 
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gedankenreiche Buch von G. Hansen, Die drei en, 1889, anf das 

der Verfasser erst aufmerksam wurde, als der Druck des bereits im Gange 

Sek kammer, wu de aan ee ee ar ken her 

erste 

Sn de an re Berker Mittelstand; 
Hundels- und Beamtenstand) erobernd rend die un- 

tüchtigen Elemente "el Sue fr and a asgsclde ee 

digen des Arbeiterstandes zu bilden; so dass also in Ibarer Weise 
Beweis geführt wird für die allgem. gese| Bedeutung 

ne I /der rc ech. dar Teer der 

desjenigen Standes, der ich der der Cultur und fort- 


Trüger 
schreitenden ee ana Kunst etc, ist. So führt Hansen den 
Verfall der italienischen Handelsrepubliken in che we 
Verschwinden des Bauernstandes im 13. 14. Jahrh. und N 
in Bene Daher und Theilbauer zurück; und an die auf 
der italienischen Gesellschaft bezüglichen Worte Niebuhr's: de Blade Pracke 
und Krämer, auf dem Land zei und Lampengesindel“, 
knüpft Hansen den Satz: „Wir wissen jetzt, dass auch das Erste eine Wirkun; 
des Zweiten war, dass ar lbderanngr tar nA Hochacı Harölkerenz Sanaar kn Mihral] 
der Vernichtung eines gesunden und kräftigen Bauernstandes auf dem 
muss“ (a. u. 0. 8.260). So möchte denn Hausen auch den frühen 
deutschen Reichstädte wesentlich daraus erklären, dass es ihnen 
sich dauernd einen sicheren Zuzug vom Land zu verschaffen, weil el 
stand sich immer nur durch einen fortwährenden Zuzug aus der 
ERE frisch und re "cher mac damen 
fadenscheinige Dürftigkelt rat va welcher jährige 
deutsche Bürgertum ebene dieses Versiechen des Bevälk 
ee Te Te ee 
geistigen Niveaus des Mittelstandes (der zweiten Bevölkerun, wird 
allmähliche Niedergang Spaniens (266 #), der Niederlande & 278) 
zuleiten pahacger 80 glaubt er in IE ee 
Sinkens gei er Mittelstandes Folge der 
lischen Bauernstan ar der damit in Hand gehenden er es 
Landes zu erblicken konn (es betrug die ländliche Bevölkerung 1811 noch 35% 
Gesammtberölkerung, 1821: 34, 1831: 28, 1841: 26°, 1Böl waren in der 
wirtschaft 2048113, 1881 nur noch 1388184 Personen beschäftigt). -— „Die 
schichte lehrt es: ein Volk, das sich einen Bauernstand bew; hat, 
wohl besiegt werden, aber dem Antäus Tr ea 
gestärkt von der Erde, Und wie Herkules den Antäus wit Leichtigkeit in 
Armen erdrosseln konnte, nachdem er ihn vom Baden en hatte, 
auch ein Volk dem Verderben geweiht, wenn es durch Vernichtung des 
das Band zerrissen hat, welches die Menschen an Bar allndbrenden Mi 
verknüpft hat.“ (Kbenda S. 407.) Darüber freilich, wie die Erhaltung 
standes zu sichern, wird man sich mit Hansen schwerer 
allerdings schr aphorixtisch gehaltenen Ausführungen Hansen’s 8 
Schrift)" y wobei Yinsichtlich dieser pealtei Vorschläge Hansen’s auf die krit 
Notizen auf 8.436 und 448 des Handbuchs verwiesen sein mag. 
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612 Nachträge und Berichtigungen. 


Zu $31. Die Zeitpacht, Seite 166 ff. Das Aufkommen der Pacht im späteren 
Mittelalter bringt Bücher (Die Bevölkerung von Frankfurt a. M. im XIV. und 
XV. Jahrh., I. Bd., 1886, S. 281) auch mit der rechtsunsichern Zeit und der „steten 
Bedrohung der Habe (der Stadtbürger) auf den Dorfgütern“ in Zusammenhang. „Die 
selbe ist gewöhnlich Zeitpacht, am häufigsten unterminirte (Landsiedelrecht, eine 
Art tenancy at will), wobei dem Eigenthümer die Möglichkeit der jederzeitigen Auf- 
hebung unter Wiederaufnahme der Selbstbewirthschaftung blieb. Erbpacht ist ver- 
hältnissmässig selten. Nur die Weinberge auf den Dörfern wurden noch länger 
allgemein vom Eigenthümer gehalten oder doch nur in Theilpacht ausgethan“. 


Zu $35. Reform des Pachtrechts, Seite 195 ff. Spuren eines socialen 
Pachtrechts auch im Mittelalter, wovon Bücher a. a. O. 8. 683 Beispiele anführt. 
insbes. im Bereich der sog. Landsiedelleihe, die, wenn auch der Eigenthümer 
die Möglichkeit jederzeitiger Zurückziehung des Guts hat, doch „in sofern die Gewähr 
der Dauer in sich trug, als er nur dann ausgetrieben werden konnte, wenn er das 
Gut liegen liess oder wenn der Eigenthümer es in Selbstbewirthschaftung nehmen 
wollte, und auch dann nur gegen Vergütung der Meliorationen‘. 
K. Bücher führt zum Beleg aus den Frankfurter Bedeordnungen die Worte an, 
mit denen diese des Landsiedelrechts seit 1419 gedenken: „Weres daz eins sin lant 
zu lantsiedelem rechte verluhen hette vnd man denselben lantsiedel davon nit ver- 
tringen mochte vmb merern pacht oder liebern lantsiedel, liess er iz aber liegen, 
daz man im dann sin besserunge davon abelegen muste“ (a.a. 0. 8.6831. 

Eine von K. Bücher mir freundlichst zugestellte Urkunde aus dem Schult- 
heissenbuch Siegfried’s zum Paradiese von 1372 über die Vergebung einer 
Wiese durch den „Rad zu Frankenfurd* zu Landsiedelleihe enthält ein ähnliches 
Geding; der Rath behält sich vor, die Hälfte des Wieslandes jederzeit zurückzuziehen, 
verspricht aber: „hetten wir dan eynche besserung darangelacht, diekunt- 
lichen were, die sulden wir..... yn abelegen nach irkentnis der nachbure 
unden und oben ane alle geverde“. 


Zu Kap. ll, Abschn. II: Privat- und Collektiveigenthum (S. 299 #.; 
ist auf die inzwischen erschienene Schrift von H. Preuss, die Bodenbesitzreform 
als soziales Heilmittel, 1892, zu verweisen, die in besonders wirkungsvoller Weise 
die Irrwege der deutschen Landreformbewegung beleuchtet. 


Zu Kap. V: Die Arbeit im landw. Betrieb etc. ($. 547 ff.). Die seitherige 
Kenntniss der Lage der ländlichen Arbeiten in Deutschland verspricht in werthvoller 
Weise die Erhebung zu erweitern, die der Verein für Sozialpolitik unter Leitung des 
Geh. Ob.-Reg.-Rath Dr. Thiel nach einem von Prof. Dr. Sering entworfenen Er- 
hebungsprogramm im Jahr 1892 veranstaltet hat und deren Ergebnisse in 3 Bänden 
niedergelegt werden sollen, von denen der erste inzwischen erschienen ist und zwar 
in Bd. LIII der Schriften d. V. f. Sozialpolitik: „Die Verhältnisse der Lohnarbeiter 
iu Nordwestdeutschland, Württemberg, Baden und in den Reichslauden“, 1892, mit 
den Aufsätzen von K. Kärger und H. Losch. 


Berichtigungen. Trotz sorgfältiger Correctur sind einige Druckfehler stehen 
geblieben, die indess der Leser leicht als solche erkennen wird. Es ist zu lesen: 
Seite 56 Zeile 1 der Aumerkung statt H. List: Fr. List; auf Seite 81 vorletzte Zeile 
des Textes statt Viehausbente: Milchausbeute; auf 8.127 Zeile 16 statt $ 20 
Ziffer 1: $19 Ziffer l. 
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